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41. Einleitung
Konflikte sind eine alltägliche Erscheinung. Jeder bekommt täglich mit ihnen zu tun, sei es,
dass er selbst involviert wird, sei es, dass er sie - bevorzugt durch die Massenmedien -
beobachtet. Konflikte sind nicht nur ubiquitäre Phänomene, sie unterscheiden sich auch
hinsichtlich des Ortes, wo sie auftreten und wie sie ausgetragen werden. Ein familiärer Streit
hat eine andere Bedeutung für die Gesellschaft als eine Debatte zwischen Staaten über
Maßnahmen für den Klimaschutz. Würde ein familiärer Streit ausschließlich verbal
ausgetragen, bliebe er von der Gesellschaft vermutlich unbemerkt. Artet er hingegen in eine
handfeste Auseinandersetzung aus, infolgedessen es zur Verletzung einer oder gar zum Tod
einer der beiden Konfliktparteien käme, würde man vermutlich am nächsten Tag unter dem
Stichwort Familientragödie darüber in der Zeitung lesen. Über die politische
Auseinandersetzung über den Klimaschutz würde in jedem Fall berichtet, unabhängig von der
Form der Austragung. Diese Beispiele sollen deutlich machen, dass Konflikte von der
Gesellschaft keinesfalls gleich behandelt werden. Offenbar rücken gewaltsam ausgetragene
Konflikte eher in den  Mittelpunkt des Interesses und sind politische Konflikte von einer
größeren Relevanz als ein familiärer Streit. Ein besonderer Typ von Konflikten – der
gewaltsam ausgetragene politische Konflikt - erfährt dabei eine besonders große
Aufmerksamkeit.
Gewalt in politischen Konflikten ist ein Dauerbrenner, nicht nur für die Massenmedien, die
über sie berichten, sondern auch für Politik, Wissenschaft oder Wirtschaft. Der Nahost-
Konflikt wird seit über 50 Jahren mit Gewalt ausgetragen, die USA kämpfen nach wie vor um
die Macht im Irak, was durch die täglichen Meldungen von Anschlägen bestätigt wird,
zwischen Pakistan und Indien kommt es immer wieder zu kleineren Gefechten an der
gemeinsamen, aber umstrittenen Grenze, China droht Taiwan regelmäßig mit Gewalt, sollte
es sich als souveräner Staat erklären. Gleichzeitig gibt es aber auch friedlich ausgetragene
politische Konflikte. Der Streit zwischen den NATO-Mitgliedern über die Lieferungen von
militärischer Hilfe für die Türkei wurde ohne Gewalt ausgetragen, ebenso der transatlantische
Dissens über eine gewaltsame Lösung des Konfliktes mit dem Irak. Innenpolitischer Streit in
der Bundesrepublik, aber auch in anderen westeuropäischen Staaten wird friedlich
ausgetragen. Gleichwohl bleibt die friedliche Konfliktaustragung im globalen Kontext
gesehen, beschränkt auf eine Minderheit von Staaten. Nimmt man die zahlreichen gewaltsam
ausgetragenen Kämpfe in so genannten failing states hinzu, wird der Kontrast zwischen
friedlichen und gewaltreichen Regionen der Erde noch deutlicher. Gewaltsam ausgetragene
5politische Konflikte stellen also die Regel und nicht die Ausnahme dar. Ihre Zahl hat im
historischen Verlauf nicht ab-, sondern zugenommen, was sowohl für zwischenstaatliche
Konflikte (Kriege) als auch für innerstaatliche Konflikte (Bürgerkriege) gilt.1 Für das Ende
der 90er Jahre des 20. Jahrhunderts wird eine Zunahme der bewaffneten Konflikte
festgestellt.2
Das Problem gewaltsam ausgetragener politischer Konflikte (Krieg und Frieden) ist immer
schon ein Thema philosophischer Überlegungen oder historischer Beschreibungen gewesen,
wurde aber erst nach dem ersten Weltkrieg mit der Etablierung der akademischen Disziplin
"Internationale Beziehungen" zu einem Gegenstand intensiver wissenschaftlicher Forschung.3
Die Politikwissenschaft, d. h. ihre Teildisziplin Internationale Beziehungen, hat zahlreiche
Studien zum Verhältnis von Krieg und Frieden in der internationalen Politik hervorgebracht,
aber nach wie vor wird von ihren Vertretern das Fehlen einer umfassenden Theorie zu Krieg
und Frieden beklagt. „Nach 20  oder 30 Jahren systematischer Friedensforschung sind wir
heute weiter denn je von einer umfassenden Theorie des Friedens entfernt“ (Brock 1995, S.
317).  Und in Bezug auf eine Theorie des Krieges vermerkt Gantzel: „Obwohl Men-
schengruppen sich seit Menschengedenken bekriegen, sind verallgemeinerbare, theoriefähige
Erkenntnisse über Kriegsursachen bislang äußerst dürftig“ (Gantzel 1994, S. 133). Man kann
sich zwar auf den Standpunkt stellen, dass der Krieg ein viel zu komplexes Phänomen und
daher eine Theorie des Krieges nicht möglich sei (Billing 1992) und dann Teiltheorien
entwickeln, beispielsweise eine Theorie bewaffneter Konflikte in der Dritten Welt
(Gorawantschy 1993), aber diese Vorgehensweisen unterschätzen die Möglichkeiten der
Theoriebildung. Die Identifizierung von gewaltsamen politischen Auseinandersetzungen,
nicht nur in der dritten Welt als zwischenstaatliche Kriege oder Bürgerkriege gelingt doch
nur, weil sie unter bestimmten theoretischen Gesichtspunkten miteinander verglichen werden
können.
                                                          
1
 Vgl.: Database Kosimo 1945-1999 (http://www.conflict.com/hiik/kosimo_en.html:) sowie Frank R. Pfetsch/
Peter Billing, 1994: Datenhandbuch nationaler und internationaler Konflikt, Baden-Baden.
2
 Das SIPRI Yearbook 2000 verzeichnet für 1999 27 major armed conflicts in 25 countries
(http://editors.sipri.se/pubs/yb00/ch1.html). Das Konfliktbarometer 1999 der Kosimo Datenbank zählt 134
Konflikte, von denen 100 friedlich und 34 gewaltsam ausgetragen werden. Insgesamt weist der Trend für beide
Konfliktformen nach oben. Die scheinbare Mehrheit friedlich ausgetragener Konflikte wird in der Analyse
allerdings relativiert, indem die Unterscheidung friedlich/gewaltsam in überwiegend gewaltfrei/gewaltsam
umgewandelt wird. Zu den überwiegend gewaltfreien Konflikten zählen z. B. auch der Nordirlandkonflikt, der
Baskenkonflikt oder der Zypernkonflikt. In dieser Arbeit wird aber die Unterscheidung von gewaltsam und
gewaltfrei ausgetragenen Konflikten strikt angewendet. D. h. Konflikte gelten dann als pazifiziert, wenn  Gewalt
nicht zur Anwendung kommt, einschließlich der Drohung mit Gewalt.
3
 Vgl.: Volker Rittberger/ Hartwig Hummel, 1990: Die Disziplin "Internationale Beziehungen" im deutsch-
sprachigen Raum auf der Suche nach ihrer Identität: Entwicklung und Perspektiven, in Politische
Vierteljahresschrift, Sonderheft 21, S. 17-47.
6Das Verhältnis von Krieg und Frieden ist also für die Politikwissenschaft ein geläufiges
Thema, für die Soziologie hingegen nicht. Es gibt keine Soziologie des Krieges und des
Friedens. Es finden sich zwar bei den soziologischen Klassikern Texte, die sich mit Krieg
und/oder Frieden auseinander setzen, aber es gibt weder eine Theorie noch eine systematische
Forschung, etwa in der Form einer soziologischen Teildisziplin, die sich mit Krieg und
Frieden als sozialem Phänomen auseinander setzt. Erst seit dem die Wissenschaft die
Globalisierung zu einem Forschungsfeld gemacht hat, beginnt auch die Soziologie ihr bislang
unbekanntes Terrain zu erforschen.4
Der Grund für die Abstinenz der Soziologie in diesem Bereich liegt in der meist implizit
verwendeten Unterscheidung von Politik und Gesellschaft, wobei letztere den
Forschungsgegenstand der Soziologie darstellt bzw. in der Ineinssetzung von Staaten und
Gesellschaften, welche zwar miteinander verglichen werden, z. B.: in ihrer Sozialstruktur,
deren politische Beziehungen - mithin also Krieg und Frieden - aber nicht von Interesse sind.5
In dem Maße, wie sich die „Gesellschaften“ im Zuge der Globalisierung zu einer
Weltgesellschaft verschmelzen und sich von den Nationalstaaten emanzipieren - eine
Verschmelzung zu einem Weltstaat findet nicht statt - werden die Staaten für die Soziologie
sichtbar und als Forschungsgebiet entdeckt und damit auch Bereich der politischen Konflikte
zwischen Staaten. Insgesamt gesehen steht die soziologische Auseinandersetzung mit dem
Thema „Politische Konflikte“ aber noch am Anfang. Dies gilt auch für eine Theorie, die mit
einem universalen Anspruch auftritt: die Systemtheorie. Der universalen Anspruch meint,
dass alle sozialen Phänomene zum Gegenstand der Theorie zählen. Dieser Anspruch
kontrastiert mit einer auffälligen Vernachlässigung politischer Konflikte. Das politische
System ist zwar durchaus Gegenstand systemtheoretischer Betrachtungen, aber ausgerechnet
jene politischen Phänomene, die nach wie vor das Weltgeschehen bestimmen, werden kaum
                                                          
4
 Neben inzwischen zahlreichen soziologischen Analysen zur Globalisierung wie Claudia Rademacher/Markus
Schroer/Peter  Wiechens (Hrsg.), 1999: Spiel ohne Grenzen? Ambivalenzen der Globalisierung, Opladen;
Gerhard Wagner, 1999: Herausforderung Vielfalt. Plädoyer für eine kosmopolitische Soziologie, Konstanz;
Ulrich Beck, 1997: Die Eröffnung des Welthorizonts zur Soziologie der Globalisierung, in: Soziale Welt:
Zeitschrift für sozialwissenschaftliche Forschung und Praxis; H. 1; Jg. 48; S. 3-16; Ulrich Beck, 1998:
Perspektiven der Weltgesellschaft, Frankfurt a. M., gibt es inzwischen auch mehrere soziologische Arbeiten zu
den Themen Krieg und Frieden, so z. B. von Sighard Neckel/ Michael Schwab-Trapp (Hrsg.), 1999: Ordnungen
der Gewalt. Beiträge zu einer politischen Soziologie der Gewalt und des Krieges, Opladen, von Wolfgang
Knöbl, 1993: Nationalstaat und Gesellschaftstheorie. Anthony Giddens', John A. Halls und Michael Manns
Beiträge zu einer notwendigen Diskussion, in: Zeitschrift für Soziologie, H. 3; Jg. 22, S. 221-235; Hans Jürgen
Krysmanski, 1993: Soziologie und Frieden. Grundsätzliche Einführung in ein aktuelles Thema, Opladen; Hans
Joas, 1995: Die Modernität des Krieges. Die Modernisierungstheorie und das Problem der Gewalt, in: Heinz
Sahner/ Stefan Schwendtner (Hrsg.) Gesellschaften im Umbruch, Opladen, S. 517-523.
5
 Hans Joas, 1996: Modernität und Krieg, in: Modernität und Barbarei: soziologische Zeitdiagnose am Ende des
20 Jahrhunderts; hrsg. von Max Miller und Hans-Georg Soeffner, Frankfurt a. M., S. 344-352.
7analysiert. Kriege, Bürgerkriege ethnische Konflikte, Staatszerfall sind weder bei Luhmann
noch bei anderen Systemtheoretikern ein Thema. Die Systemtheorie hat eine eurozentristische
bzw. europäisch-nordamerikanische Sichtweise. Auch wenn sie keinen räumlich orientierten
Beobachterstandpunkt einnimmt, sondern die moderne Gesellschaft anhand des
Strukturprinzips funktionale Differenzierung beschreibt. „Dabei ist noch völlig offen, ob und
inwieweit dieses Strukturprinzip tatsächlich schon für die Weltgesellschaft oder nur für einige
Nationalstaaten der >ersten Welt< Bestand hat, die mit Blick auf die Idee der funktionalen
Differenzierung am weitesten ausdifferenziert sind und sich deshalb primär darüber
beschreiben lassen (können)“ (Hellmann 2002, Fußnote 38, S. 31). Die Systemtheorie
beschäftigt sich mit den Weltregionen, in denen sich die funktionale Differenzierung
vorfinden lässt, der Rest bleibt weitestgehend unbeobachtet. Der Eurozentrismus bzw.
europäisch-nordamerikanische Blick lässt sich auch daran festmachen, dass das einzige
politische Konfliktsystem mit dem sich die Systemtheorie beschäftigt hat, soziale
Bewegungen sind. Auch die übrigen Themen wie Demokratie, Parteien, öffentliche Meinung
oder Migration sind dieser verengten Sichtweise geschuldet.
Diese Forschungslücke überrascht aber auch angesichts des Risikos des Redundanzverlustes.
Das Problem der des Ausfallsrisikos, also was passiert, wenn ein System scheitert, wird zwar
angesprochen, aber welche Probleme ein Systemausfall hat, bleibt eher metaphorisch. „In
funktional differenzierten Gesellschaften gilt [...]: das System mit der höchsten
Versagensquote dominiert, weil der Ausfall von spezifischen Funktionsbedingungen
nirgendwo kompensiert werden kann und überall zu gravierenden Anpassungen zwingt. Je
unwahrscheinlicher die Leistung, je voraussetzungsvoller die Errungenschaften, desto größer
ist auch das gesamtgesellschaftliche Ausfallrisiko“ (Luhmann 1997a, S. 769). Gesellschaften
können aber nur evoluieren, wenn sie erfolgreich Konflikte konditionieren. Konditionierung
meint, dass die Möglichkeit zum Konflikt unter Bedingungen gestellt wird, die negative
Begleiterscheinungen wirksam ausschließen. Die friedliche Konfliktaustragung
(Pazifizierung), also die Konditionierung der Austragungsform, ist eine Voraussetzung für
Systembildung und deren fortlaufende Komplexitätssteigerung. Pazifizierung ist zumindest in
der modernen Gesellschaft die Leistung des politischen Systems für die übrigen Systeme.
Gelingt sie nicht oder nur unvollkommen, hat dies Auswirkungen auf alle Systeme. Gerade
wenn die Beschreibung der modernen Gesellschaft Gegenstand der soziologischen Analyse
ist, müssen auch ihre Voraussetzungen untersucht werden.
8Die friedliche Austragung von Konflikten ist aber nicht nur die Leistung des politischen
Systems für andere Systeme, egal welchen Typs, sondern auch ein Erfordernis welche das
politische System für seine eigenen Konflikte erbringen muss. Und hierin liegt ein besonderes
Risiko der modernen Gesellschaft. Nicht nur, weil sie diese Leistung einem Funktionssystem
überlässt, sondern dieses wiederum einem Organisationssystem (Staat). Hier spitzt sich das
Risiko dahingehend zu, dass die Systembildung (in diesem Fall: Staatsbildung) nicht
zwingend eine Pazifzierung des Konfliktaustrags verlangt. Sie kann auch über die Drohung
mit Gewalt oder die Anwendung von Gewalt verlaufen. Je nachdem wie sich politische Macht
konstituiert, sei es durch Zulassung des Machtkonflikts oder durch Entmutigung, wird der
Staat zum Gatekeeper für die Form der Systemdifferenzierung. Nur die Zulassung von
Machtkonflikten erlaubt eine Beschränkung von Politik und politischer Kommunikation auf
das politische System und überlässt die übrigen Systeme ihrer Autonomie. Und nur sie
ermöglicht eine umfassende Pazifizierung aller Konflikte. Ausgehend von einer
systemtheoretischen Grundlegung des Konfliktbegriffs und einer strikten Trennung von
Konflikt und Austragungsform, werden in dieser Arbeit die Begriffe  Krieg und Frieden als
Beschreibungen für unterschiedliche Formen der Konfliktaustragung (gewaltsame und
friedliche) verwendet. Wenn die Vermutung richtig ist, dass das spezifische Problem der
Politik die Pazifizierung politischer Konflikte ist, dann sind die empirischen Fälle von
besonderem Interesse, welche friedliche Konfliktaustragung erfolgreich institutionalisiert
haben wie z. B. Demokratien oder die Staaten der EU.
Die Arbeit gliedert sich in 3 Teile. Im ersten Teil werden soziologische Darstellungen zum
Verhältnis von Konflikt und Gesellschaft rekonstruiert. Im zweiten Teil wird das theoretische
Erklärungsmodell und seine Spezifizierung auf politische Konflikte dargestellt und im dritten
Teil werden zwei Fallstudien unter Rückgriff auf das theoretische Erklärungsmodell
untersucht, vergleichend betrachtet, sowie Rückschlüsse für das Erklärungsmodell gezogen
und die Ergebnisse der Untersuchung formuliert. In Kapitel 2 werden soziologische Theorien
des Konflikts vergleichend dargestellt. Das Kapitel dient dazu Erträge, aber auch Defizite der
Theorie des Konflikts sichtbar zu machen. Die Darstellung beschränkt sich auf soziologische
Theorien des Konflikts. Theorien, die Konflikte auf psychoanalytische, ethologische oder
soziobiologische Ursachen zurückführen und allenfalls deren Regelung als Beitrag des
Sozialen auffassen, werden in diese Arbeit nicht mit einbezogen. Die Rückführung von
Konflikten auf einen Aggressionstrieb, eine Inadäquanz von Möglichkeiten der
Aggressionsentladung und der sozialen Lebensbedingungen oder auf einen Konkurrenzkampf
9um knappe, lebensnotwendige Ressourcen, wird als unzureichend zurückgewiesen. Für
psychoanalytische Modelle (Freud 1953, Dollard, Doob et al. 1939), lassen sich Konflikte als
Ausdruck eines Aggressionstriebes beschreiben, der das Ergebnis des Versagens von
Lusterlebnissen (Frustations-Aggressions-Hypothese) ist oder als Manifestation eines dem
Menschen innewohnenden Destruktions- oder Todestriebes aufgefasst werden kann.
„Konflikthandeln wirkt dabei als eine Entladung von aufgestauter aggressiver Triebenergie,
die zwar grundsätzlich unvermeidbar ist, aber in  sozial und kulturell sehr unterschiedliche
Kanäle geleitet werden kann. Das ‚Soziale‘ oder Gesellschaftliche eines Konfliktes zeigt sich
aus dieser Sicht vor allem in der Sublimierung, Rationalisierung und Zivilisierung von
aggressiven Energien: die Aggression richtet sich nicht mehr unspezifisch und unbegrenzt auf
alle Gegenstände der Welt, sondern wird auf bestimmte sozial normierte Objekte gelenkt und
durch soziale Regeln begrenzt“ (Giesen 1993, S. 112). Auch der Verhaltensbiologische
Ansatz wie etwa der von Konrad Lorenz, identifiziert als Konfliktursache endogene Triebe,
die sich in der Umwelt Objekte der Entladung suchen. Fehlen diese Möglichkeiten, wird die
angestaute Aggression schließlich ohne speziellen Auslösereiz abreagiert. Insbesondere dann,
wenn die soziale Umwelt keine Möglichkeiten zur Triebentladung bereitstellt, wird aus einer
eigentlich evolutionären Anpassung des Menschen an die Umwelt eine pathologische
Erscheinung. „Dieses Modell wird von Lorenz auf den Großstadtmenschen übertragen, dem
die artgerechten Möglichkeiten der Triebentladung aufgrund der besonderen sozialen
Lebensbedingungen abhanden gekommen sind. Der Großstadtmensch wird deshalb
konfliktanfällig“ (Nollmann 1997, S. 13f).  Die soziobiologische Erklärung schließlich,
interpretiert Konflikte als Form des Handelns bzw. Verhaltens, die sich aus der Konkurrenz
um knappe Ressourcen und dem Ziel das Genmaterial der eigenen Population zu sichern
entsteht. Aggressives Verhalten erscheint damit als erfolgreiche Strategie, um dieses Ziel zu
erreichen. Rangordnungskämpfe bestimmen die Chancen der Fortpflanzung. Gleichzeitig
wird Konfliktverhalten aber auch reglementiert, etwa durch Rituale und Abbruchsignale, um
größeren Schaden von der Population abzuwenden. Neben der Fragwürdigkeit der
angeführten Ursachen für die Entstehung von Konflikten, lassen sich Konflikte auch nur
unzureichend über diese Erklärung beschreiben. Eine wissenschaftliche Kontroverse ist weder
als Ausdruck eines Aggressionstriebs der Beteiligten, noch als Kampf um knappe Ressourcen
angemessen beschrieben. Stattdessen wird in dieser Arbeit Konflikt ausschließlich als ein
soziales Phänomen verstanden.
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Die soziologische Auseinandersetzung mit dem Thema Konflikt ist eng mit der Entstehung
der Moderne verbunden, deren Aufklärungsprozess dazu führte, dass die gesellschaftliche
Ordnung erstens, nicht mehr als eine Konsens- und durch Einheitsvorstellungen basierte
Ordnung begriffen wurde, sondern als differenzierte. D. h.,  es gab Bereiche wie Politik,
Wirtschaft oder Wissenschaft, die ihren eigenen Logiken folgten und auch ihre eigenen
Konflikte produzierten. Und zweitens, wurde die Gesellschaft nicht mehr als eine fest gefügte
(gottgegebene) Ordnung, sondern als durch den Menschen veränderbare Ordnung  begriffen.
Hierbei spielt der Konflikt als Motor des Wandels von sozialer Ordnung eine entscheidende
Rolle. Vor allem mit Karl Marx verbindet sich jene Theorietradition, welche Konflikt in enge
Verbindung mit gesellschaftlicher Veränderung setzt. Demgegenüber stehen Analysen, die
sich dem Konflikt als zu untersuchendem Gegenstand zuwenden  und hier seine
strukturbildenden Effekte hervorheben (Simmel). Die Debatte zwischen Konflikt- und
Integrationstheoretikern kreiste um die Frage, ob Konflikte als ein soziale Ordnung nur
gefährdendes Phänomen eingestuft werden sollten (Parsons), oder eher positiv, als Generator
für sozialen Wandel (Dahrendorf). Die ambivalente Wirkung von Konflikten, sowohl
Strukturen zu verändern als auch Strukturen hervorzubringen, ist im Grunde unerklärt
geblieben. Auch ist die Frage, nach der Funktion bzw. Dysfunktion von Konflikten nach wie
vor unbeantwortet. Offenkundig sind die bisherigen Theorieangebote zu grob, um diese
Fragen differenziert beantworten zu können.
Trotz eine Vielzahl von Konfliktanalysen hat die theoretische Debatte seit der
Auseinandersetzung zwischen Konflikt- und Integrationstheoretikern in den fünfziger und
sechziger Jahren des 20. Jahrhunderts keine substanzielle Erweiterung erfahren. Dass nach
wie vor eine allgemeine Theorie des Konflikts fehlt, wird weiterhin diagnostiziert (Imbusch
1999, S. 117f). In Auseinandersetzung mit den Ergebnissen aus der vorhergehenden
Betrachtung soziologischer Konfliktbegriffe wird in Kapitel 3 unter Rückgriff auf Luhmanns
Systemtheorie eine Theorie des Konflikts entwickelt. Konflikte werden hierbei einerseits in
Bezug auf verschiedene Systeme (Interaktion, Organisation und Gesellschaft) betrachtet und
andererseits hinsichtlich der Bedingungen ihrer Möglichkeit (Konditionierung) dargestellt.
Daran schließt sich eine Spezifizierung der systemtheoretischen Konflikttheorie auf politische
Konflikte an (Kapitel 4). Hierzu werden zentrale Begriffe wie Macht, Gewalt und Staat
systemtheoretisch reinterpretiert und daran anschließend politische Konflikte und ihre
Pazifizierungsmöglichkeiten aufgezeigt. Dabei werden einige systemtheoretisch Prämissen
einer Revision unterzogen. Ausgehend von dem Problem des Redundanzverzichts und dem
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Fall, das tatsächlich der Ausfall eines Systems eintritt, wird die Gleichheit der
Funktionssysteme dahingehend revidiert, dass dem politischen System oder zumindest
Formen der politischen Machtbildung eine gewisse zeitliche Vorrangstellung gegenüber
anderen Systemen zukommt und, dass je nach dem wie sich Macht konstituiert, durch
Entmutigung oder Zulassung des Machtdissens, die weitere Systembildung geprägt wird.
Diese Überlegungen werden auch davon gestützt, dass gesellschaftliche Evolution und
gesellschaftliche Komplexität die Zulassung von Konflikten bei gleichzeitiger
Konditionierung ihrer Austragung erfordern. In der gesellschaftlichen Evolution lässt sich
zeigen, dass Komplexitätssteigerungen nur möglich waren, wenn es gelang über den Aufbau
von Machtdifferenzen Gewalt effektiv zu binden und der alltäglichen Konfliktkommunikation
zu entziehen. Diese Pazifizierung von Konflikten lässt sich mit dem systemtheoretischen
Modell sozialer Evolution beschreiben: Variation, Selektion und Restabilisierung.
Pazifizierung von Konflikten meint, dass die Erwartung an eine gewaltsame
Konfliktaustragung durch die Erwartung an friedliche Konfliktaustragung ersetzt wird.
Pazifizierung beschreibt den Prozess einer Strukturrveränderung, der aber weder erfolgreich
noch gewaltfrei verlaufen muss. Das folgende Kapitel (5) widmet sich an zwei Beispielen der
Anwendung dieses Modells. Die EU und die friedliche Konfliktaustragung zwischen ihren
Mitgliedsstaaten kann als weltweit eines der wenigen Beispiele erfolgreicher Pazifizierung
politischer Konflikte gelten. Angesichts der Geschichte Europas und gegenwärtigen
weltweiten Zunahme der gewaltsamen Austragung politischer Konflikte muss es überraschen,
dass die EU überwiegend als Modell erfolgreicher Integration betrachtet wird und sich die
wissenschaftlichen Bewertungen und Interpretationen überwiegend auf der Ebene der
politischen Diskussion bewegen, etwa wenn das Demokratiedefizit bemängelt wird, oder dass
das Beharren auf der Einstimmigkeit in Entscheidungsprozessen die Ausweitung des Suprana-
tionalitätsprinzips auch auf so genannte Kerngebiete der Souveränität (Verteidigung)
verhindert.6 Dass die eigentliche Leistung der europäischen Integration Frieden ist und dies
die Voraussetzung für die u. a. wirtschaftliche Erfolgsgeschichte war, wird entweder gar nicht
gesehen, als Selbstverständlichkeit hingenommen oder aber nicht der Europäischen
Integration zugeschrieben, sondern vielmehr der politischen Verfasstheit ihrer
Mitgliedsstaaten. Das zweite Beispiel, der Kosovokonflikt, greift die Möglichkeiten der
Pazifizierung durch Gewalt auf und zeigt die Schwierigkeiten und Kontingenzen auf, denen
                                                          
6
 Angesichts der Fülle der Literatur zur Europäischen Union, können hier nur einige, zugegebenermaßen
selektive Beispiele angeführt werden: Markus Jachtenfuchs/Beate Kohler-Koch, (Hrsg.), (1996): Europäische
Integration, Opladen.; Frank R. Pfetsch, (2001): Die europäische Union. Eine Einführung, München.; Robert O.
Keohane/Stanley Hoffmann, (Eds.), (1991): The New European Community. Decisionmaking and Institutional
Change. Boulder; Matthias Jopp/Otto Schmuck (Hrsg.), 1996: Die Reform der Europäischen Union, Bonn.
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ein Prozess der Strukturänderung unterworfen ist. Der scheinbar paradoxe Vorgang, Gewalt
mit Gewalt austreiben zu wollen, wird dadurch aufgelöst, dass hier zwischen dem Prozess der
Veränderung von Erwartungsstrukturen und der Erwartungsstruktur selbst unterschieden
wird. In Kapitel 6 werden die Ergebnisse der Arbeit zusammengefasst und diskutiert, sowie
Rückschlüsse auf die Erklärungskraft des theoretischen Modells gezogen.
2. Soziologische Konflikttheorien
Für die Soziologie sind Konflikte ein geläufiges Thema. Um so mehr verwundert es, dass seit
der Debatte zwischen Konflikt- und Integrationstheoretikern in den fünfziger und sechziger
Jahren des vorherigen Jahrhunderts keine weiteren Versuche unternommen wurden, eine
Theorie des Konfliktes zu entwerfen oder die vorgelegten Entwürfe weiter zu entwickeln,
zumal es weder dem einen noch dem anderen gelungen ist, Konflikt ausreichend zu erklären.
Die letzten umfassenden Auseinandersetzungen stammen aus den siebziger Jahren, danach
wendet sich die soziologische Forschung einzelnen Konfliktphänomenen zu, wie z. B. dem
Rechtsextremismus, der Gewalt insbesondere bei der Jugend (Heitmeyer 1995), (Heitmeyer
1989), der Integration von Minderheiten, sozialen Bewegungen usw. Ausgespart bleiben
politische Konflikte wie Krieg und Bürgerkrieg, die erst seit wenigen Jahren zu Themen
soziologischer Untersuchungen werden.7 Ziel dieses Kapitels ist es, unter Rückgriff auf
bestehende soziologische Erklärungsansätze das ubiquitäre und alltägliche Vorkommen von
Konflikten näher zu betrachten und Aufschluss darüber zu erhalten, wo Probleme der
Theoriebildung aufgetreten sind. Für die Rekonstruktion der soziologischen Untersuchungen
zum Konflikt wurden folgende Autoren gewählt: Karl Marx, Max Weber, Georg Simmel,
Talcott Parsons, Ralf Dahrendorf und Lewis A. Coser. Gemeinsam ist diesen Autoren, dass
Konflikt eine zentrale Stellung in ihren Analysen einnimmt, sei es, dass der Konflikt selbst
zum Thema gemacht wird oder aber seine Relevanz in Bezug auf Bestand und Entwicklung
von Gesellschaft.
2.1 Karl Marx
Mit Karl Marx verbindet sich jene soziologische Theorietradition, die dem Konflikt eine
zentrale Stellung in ihrer Gesellschaftstheorie einräumt. Dabei ist allerdings weniger der
Konflikt selbst als zu erklärendes Phänomen von Interesse, als vielmehr seine Bedeutung für
die Struktur und die Entwicklung von Gesellschaft. Gesellschaften, so die These von Marx,
kennzeichne ein zugrunde liegender Konflikt, welcher durch die Produktionsverhältnisse
13
generiert wird (Vgl. Marx 1959, S. 9). Damit konstruiert Marx Konflikt als ein ausschließlich
soziales Phänomen. Auf anthropologische Annahmen, wie einen natürlichen
Aggressionstrieb, wird nicht zurückgegriffen. Ausgangspunkt der marxschen
Gesellschaftsanalyse ist die Tatsache, dass die Menschen die materielle Basis ihrer Existenz
selbst produzieren und daher von ihrem Willen unabhängige Produktionsverhältnisse
eingehen müssen, "die einer bestimmten Entwicklungsstufe ihrer materiellen Produktivkräfte
entsprechen“ (Marx 1959, S. 8). Marx geht von einer Vorrangigkeit der materiellen
Lebensbedingungen aus, welche die Basis für den Überbau und die Bewusstseinsformen
bilden. D. h. juristische, politische oder auch religiöse Vorstellungen sowie Ideologien lassen
sich auf die Produktionsverhältnisse zurückführen und führen kein eigenständiges Leben.8
Die Entwicklungsstufe der Produktivkräfte lässt sich am Grad der Arbeitsteilung ablesen.
Eine erste Form der Arbeitsteilung ist die zwischen kommerzieller und ackerbauender Arbeit,
d. h. die Trennung zwischen Stadt und Land und mit ihr gleichzeitig verbunden der Gegensatz
der Interessen zwischen beiden (Vgl. Marx/Engels 1959b, S. 17). Die Entwicklung der
Arbeitsteilung führt schließlich zur Trennung von kommerzieller und industrieller Arbeit. Die
Produktionsverhältnisse sind dabei immer schon antagonistisch angelegt, denn mit jeder Stufe
der Arbeitsteilung gehen auch entsprechende Formen des Eigentums einher, d. h. des Besitzes
an Material, Instrumenten und Produkten der Arbeit, welche die Verhältnisse der Individuen
zueinander bestimmen (Vgl. Marx/Engels 1959b, S. 18). Der eigentliche Grund für die
Antagonismen, die jede Stufe der Produktionsverhältnisse kennzeichnen, liegt darin
begründet, dass mit jeder Form der Arbeitsteilung auch ebenso viele verschiedene Formen des
Eigentums einhergehen. "D. h. die jedesmalige Stufe der Teilung der Arbeit bestimmt auch
die Verhältnisse der Individuen zueinander in Beziehung auf das Material, Instrument und
Produkt der Arbeit" (Marx/Engels 1959b, S. 18). Der Widerspruch entsteht jetzt dadurch, dass
mit der Teilung der Arbeit die Möglichkeit gegeben ist, dass Produktion und Konsumtion
verschiedenen Individuen zuteil wird, (Vgl. Marx / Engels 1959b, S. 28).9 Teilung der Arbeit
bedeute immer die ungleiche Verteilung, sowohl quantitativ als auch qualitativ von Arbeit
und ihrer Produkte, also des Eigentums.
                                                                                                                                                                                    
7
 Zur soziologischen Literatur zum Thema Krieg vgl. Fußnote 4.
8
 Vgl. Bernhard Blanke, (1997): Die Marxsche Kritik und die "Krise des Marxismus", in: Bodo von Greiff/Claus
Koch/Helmut König (Hrsg.): Der Leviathan in unserer Zeit, Opladen, S. 118-128.. Blanke behauptet einen
Unterschied zwischen Primat und Vorrangigkeit des Materiellen, wobei er der gängigen Marxinterpretation
vorwirft, dass sie zu Unrecht behaupte, dass Marx von einem Primat des Ökonomischen ausgehe. Worin jetzt die
Differenz liegt, wird nicht ganz ersichtlich. Dass Marx die materiellen Bedingungen als Fundament gesell-
schaftlicher Struktur und Entwicklung ansieht, dürfte nur schwer zu widerlegen sein.
9
 Bzw. für Marx und Engels gleichzeitig auch die Wirklichkeit, denn sie gehen ja von der materiellen Basis der
Gesellschaft aus.
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Im Laufe der Entwicklung der Arbeitsteilung und mit ihr der Eigentumsverhältnisse
konzentriert sich der Besitz über Produktionsmittel immer mehr in den Händen Weniger,
wobei sich der Anteil der Besitzlosen vergrößert. Während in der Antike und im Mittelalter
noch mehrere Klassen vorzufinden sind, zeichnet sich die Gesellschaft des 19. Jahrhunderts
im Unterschied zu vorangegangenen Gesellschaften dadurch aus, dass sich die Gegensätze
vereinfacht haben: es gibt nur noch zwei Klassen und demzufolge nur noch einen zentralen
Konflikt, und zwar den zwischen Bourgeoisie und Proletariat (Vgl. Marx/Engels 1959a, S.
463). Die den Produktionsverhältnissen innewohnenden Antagonismen bestimmen aber nicht
nur die Struktur von Gesellschaften, sondern auch ihre Entwicklung. Marx und Engels viel
zitierte These diesbezüglich lautet nun, dass alle bisherige Geschichte eine Geschichte von
Klassenkämpfen sei, die in einen letzten Klassenkampf mündet, in dem die Vielzahl der
Antagonismen zu einem zentralen Widerspruch vereinfacht sind (Vgl. Marx/Engels 1959a, S.
462). Ihr Veränderungspotenzial erhalten Gesellschaften dadurch, dass die
Produktionsverhältnisse zu Bedingungen führen, welche die bisherige Form der Produktion
als inadäquat erscheinen und nach neuen Formen der Produktion verlangen lässt. Es sind
mithin die eigenen Produktionsbedingungen, welche die jeweilige Gesellschaft an ihre Grenze
treiben. „Auf einer gewissen Stufe ihrer Entwicklung geraten die materiellen Produktivkräfte
der Gesellschaft in Widerspruch mit den vorhandenen Produktionsverhältnissen oder, was nur
ein juristischer Ausdruck dafür ist, mit den Eigentumsverhältnissen, innerhalb deren sie sich
bisher bewegt hatten. Aus Entwicklungsformen der Produktivkräfte schlagen diese in Fesseln
derselben um. Es tritt eine Epoche sozialer Revolution ein“ (Marx 1959, S. 9). Entsprechend
zeichnet Marx die gesellschaftliche Entwicklung als eine von ökonomischen Widersprüchen
vorangetriebene. Er beginnt mit der Trennung von Stadt und Land, welche sich auch als
Trennung von Kapital und Grundeigentum beschreiben lässt (Vgl. Marx/Engels 1959, S.48f).
Innerhalb der Städte findet sich eine Teilung der Arbeit zwischen den einzelnen Zünften,
nicht aber innerhalb der Zünfte. Das Kapital befindet sich noch nicht in einer freien
Zirkulation, sondern ist noch mit der Arbeit des Besitzers verbunden. Der Sohn erbt vom
Vater Wohnung, Handwerkszeug und Kundschaft. Mit der Entstehung von
Handelsbeziehungen (und damit einer besonderen Klasse von Kaufleuten) zwischen einzelnen
Städten, die über den unmittelbaren Umkreis hinausgehen, beginnt eine Entwicklung, welche
die Produktionskapazitäten der Zünfte an ihre Grenze führt. Zunächst entsteht eine Teilung
der Arbeit zwischen den Städten, deren Folge die Entwicklung von Manufakturen ist. „Mit
der Manufaktur war zugleich ein verändertes Verhältnis des Arbeiters zum Arbeitgeber
gegeben. In den Zünften existierte das patriarchalische Verhältnis zwischen Gesellen und
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Meister fort; in der Manufaktur trat an seine Stelle das Geldverhältnis zwischen Arbeiter und
Kapitalist; ein Verhältnis, das auf dem Lande und in den Städten patriarchalisch tingiert blieb,
in den größeren, eigentlichen Manufakturstädten jedoch schon früh fast alle patriarchalische
Färbung verlor“ (Marx/Engels 1959b, S. 55). Aber auch die von der Manufaktur geprägte
Produktionsweise wird durch parallel laufende Ausdehnung des Handels an ihre Grenze
geführt. Die Entstehung eines Weltmarktes durch Konzentration von Handel und Manufaktur
in England erzeugte eine Nachfrage, welche von der bisherigen Form der Produktion nicht
mehr befriedigt werden konnte. „Diese den Produktionskräften über den Kopf wachsende
Nachfrage war die treibende Kraft, welche die dritte Periode des Privateigentums seit dem
Mittelalter hervorrief, indem sie die große Industrie – die Anwendung von Elementarkräften
zu industriellen Zwecken, die Maschinerie und die ausgedehnteste Teilung der Arbeit –
erzeugte“ (Marx/Engels 1959b, S. 58f). Jetzt entwickelt sich jene auf zwei Klassen reduzierte
Struktur der Gesellschaft, welche Voraussetzung für den Konflikt ist, welcher nicht mehr nur
zu einer neuen konfliktbasierten Gesellschaft führt, sondern erstmals die Option eröffnet, den
Widerspruch aufzuheben, d. h. Produktionsverhältnisse zu schaffen, deren Produktivkräfte
nicht irgendwann in Widerspruch zu ihnen treten. Erst mit der industriellen Gesellschaft
werden Produktionsverhältnisse erreicht, die das Kapital in den Händen weniger konzentriert
und die Arbeiter ausschließlich produzieren lässt. Der Klassenkampf zwischen Bourgeoisie
und Proletariat wird der letzte Konflikt sein, denn danach werden die Bedingungen, die zu
diesem Konflikt geführt haben (Arbeitsteilung), aufgehoben sein (Vgl. Marx/Engels 1959a, S.
473). Marx‘ Ziel ist damit letztendlich eine konfliktfreie Gesellschaft.
Die Kritik an Marx‘ konfliktbasierter Gesellschaftsanalyse hat sich vor allem an seinen
Beschreibungen von gesellschaftlicher Struktur und Entwicklung festgemacht, weniger an
seiner Prämisse, dass die durch die kapitalistischen Produktionsweise bedingten Unterschiede
Widersprüche seien (Berger 1998). Die Geschichte der Auseinandersetzungen um soziale
Gerechtigkeit, die heute in vielen Ländern als Tarifkonflikte institutionalisiert sind, scheint
der marxschen Analyse Recht zu geben. Die von den Produktionsverhältnissen erzeugten
Antagonismen finden hier ihren Ausdruck. Die These des strukturell bedingten Widerspruchs
bzw. Konflikts ist jedoch nicht unproblematisch. Strukturelle Widersprüche münden nicht
immer in die (vorgesehenen) Konflikte. Ein Problem, das aber selbst Marx nicht gänzlich
verborgen geblieben ist. Mit den Begriffen der Klasse an sich und der Klasse für sich
reflektiert Marx zumindest teilweise, dass die unterstellten strukturell bedingten
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Klassengegensätze nicht automatisch im Klassenkampf münden.10 Der Klassengegensatz
muss zu Bewusstsein gebracht werden. Die Annahme, dass der Gesellschaft grundsätzlich ein
Konflikt zugrunde liegt, wird allerdings nicht relativiert. Soziologische Theorien des
Konflikts unterscheiden sich dahingehend, dass sie entweder Konflikte als vorhanden
voraussetzen bzw. als strukturell erzeugte Phänomene begreifen und damit eine gewisse
Zwangsläufigkeit der Entstehung von Konflikten unterstellen (Produktionsverhältnisse
erzeugen Widersprüche) oder andererseits Konflikte als eine Möglichkeit beschreiben, welche
Form soziales Handeln, soziale Beziehungen oder auch Kommunikation annehmen  kann, je
nach dem, was als Grundelement des Sozialen gewählt wird.
Wird die erste Variante gewählt, werden Konflikte vorausgesetzt und man steht vor dem
Problem nur eine banale Feststellung zu machen und nicht erklären zu können, wie es zu
Konflikten kommt. Werden die Konflikte als strukturell bedingte Widersprüche verstanden,
scheitert man an der Erklärung, warum es nicht zu Konflikten kommt. Auch die Versuche
dass Problem mit der Unterscheidung von unbewusst/bewusst bzw. latent/manifest in den
Griff zu bekommen, überzeugen nicht, denn es bleibt unklar, warum Widersprüche als
Widersprüche bewusst werden und nicht unbewusst bleiben. Die andere Variante, welche
Konflikte als eine mögliche Form begreift, welche soziales Handeln annehmen kann, ist da
schon überzeugender. Wobei allerdings zusätzlich spezifiziert werden muss, unter welchen
Bedingungen dies geschieht. Denn Konflikt nur als gleich wahrscheinlich mit Konsens oder
dem Unterbleiben von Konflikt vorauszusetzen, würde den Vorteil dieser Variante gegenüber
strukturell argumentierenden Theorien wieder verspielen. D. h., es müssen zusätzlich
Aussagen darüber gemacht werden, unter welchen Bedingungen ein Konflikt wahrscheinlich
ist. Neben dieser theoretischen Schwäche der marxschen Analyse ist aber auch sein
Konfliktbegriff nicht unwidersprochen geblieben. Die Annahme eines einzigen zentralen
Konfliktes scheint angesichts der Vielfältigkeit und der Ubiquität von Konflikten als
fragwürdig. Weder gibt es einen dominierenden Konflikt in der modernen Gesellschaft, noch
lassen sich sämtliche Konflikte letztlich auf ihn zurückführen. In der Konfliktsoziologie
wurde dieses Problem unter dem Stichwort Enge und Weite des Konfliktbegriffs diskutiert.
Der überwiegende Teil der Kritik an der marxschen Klassentheorie hat sich darauf
konzentriert, dass die Entwicklung moderner Gesellschaften einen anderen Verlauf
                                                          
10
 Klasse an sich bezeichnet die Klasse, die noch nicht das Bewusstsein entwickelt hat, ihre eigene Lage zu
erkennen, obwohl ihre Angehörigen sich objektiv in der gleichen Klassenlage befinden, und Klasse für sich den
Zustand, in dem die eigene Lage den Klassenangehörigen subjektiv bewusst wird und die Klassenangehörigen
ein revolutionäres Potenzial entwickeln, um die Produktionsverhältnisse zu zerstören. Vgl.: Gerd Reinhold,
1991, S. 299f.
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genommen hat, als dem von ihm prognostizierten. Die Bandbreite reicht von der Behauptung
der klassenlosen Gesellschaft (Landshut 1996), über die nivellierende
Mittelstandsgesellschaft (Schelsky 1965) bis zur Pluralisierung von Lebenslagen (Beck 1986).
Die Frage, ob es Ungleichheit gibt und ob diese Ungleichheit auf Klassenunterschiede
zurückzuführen ist, soll hier nicht weiter interessieren, sondern vielmehr die These, dass
Gesellschaften durch Klassenkämpfe charakterisiert und diese Klassenkämpfe gleichzeitig die
Ursache für die Veränderung von Gesellschaften sind. Die These, dass alle Gesellschaften
durch Klassenkämpfe charakterisiert sind, lässt sich nur schwer aufrechterhalten. Elster führt
als Beispiel für die Schwierigkeit den Klassenbegriff als ahistorische Kategorie zu
verwenden, den Konflikt zwischen Patriziern und Plebejern an. Dieser Konflikt war eher ein
Konflikt zwischen Ständen denn zwischen Klassen. Trotz unterschiedlicher
Klassenzugehörigkeit kam es zum Bündnis zwischen armen und reichen Plebejern. Die
marxistische Theorie lässt jedoch etwas anderes erwarten. Ein weiteres Problem stellt die
Abwesenheit von Klassenkämpfen zwischen Sklaven und Herren dar. Zwar gab zahlreiche
Konflikte, aber die meisten zielten nicht auf die Abschaffung der Sklaverei, sondern sollten
den Sklaven den Status der Freien verschaffen, der das Recht einschloss, Sklaven zu besitzen.
Es ging also nicht um eine Veränderung der Klassenlage, sondern um eine Veränderung der
Klassenzugehörigkeit. Betrachtet man die Konflikte, die dass Mittelalter (z. B. den Konflikt
zwischen Kaiser und Papst) oder die frühe Neuzeit (beispielsweise der 30-jährige Krieg)
beherrschten, dann wird die Aufrechterhaltung der Klassenkampfthese noch
unwahrscheinlicher.  Für das 19. Jahrhundert stellt sich die Frage, ob dem Konflikt zwischen
„Arbeit und Kapital“ die zentrale Stellung zukommt, die ihm mehr oder weniger explizit
unterstellt wird. Es soll nicht bestritten werden, dass dieser ökonomische Konflikt eine
bedeutende Rolle spielte, aber er war ein lediglich ein Konflikt neben anderen. Zumindest für
das 19. Jahrhundert war der Konflikt um die politische und rechtliche Gleichberechtigung der
Frau ebenso relevant, wie die zahlreichen inner- und zwischenstaatlichen Konflikte im Zuge
der Nationalstaatsbildung. Der Vorstellung, dass ausschließlich ökonomische Verhältnisse die
Entwicklung der modernen Gesellschaft bestimmen, ist von Giddens widersprochen worden.
Er sieht die Moderne als ein Produkt aus Kapitalismus, Industrialisierung sowie Nationalstaat
und Kontrolle (Vgl. Giddens, 1985, S. 5). Die Entwicklung der Moderne wird zwar von
Kapitalismus und Industrialisierung beeinflusst, kann aber nicht allein durch sie erklärt
werden. Weder die ökonomische Entwicklung noch der Klassenkampf haben jene
herausragende Bedeutung für die Geschichte wie Marx sie ihnen zuschreibt (Vgl. Giddens
1985, S. 311). Kontrolle (control of information and superintendendence of activities of some
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groups by other) ist eine unabhängige Variable, die zwar durch den Kapitalismus mit
beeinflusst wird, aber unabhängig davon für alle Gesellschaften fundamental ist.
Dementsprechend spielt für Giddens nicht nur die Arbeiterbewegung eine Rolle als Initiator
für politischen und sozialen Wandel, sondern auch verschiedene andere soziale Bewegungen,
die sich jeweils einer der vier Institutionen der Moderne zuordnen lassen können. Die
demokratischen Bewegungen (free speech/political rights movements) der Kontrolle
(surveillance), die Friedensbewegung dem Gewaltmonopol (Military violence), die
ökologische Bewegung der Industrialisierung (Transformation of nature) und die
Arbeiterbewegung dem Kapitalismus (Private property).
Turner testet den Wert der marxschen Theorie anhand der Frage, ob sie erlaubt, Aussagen
über den Verlauf von Konfliktprozessen zu machen (Vgl. Für des Folgende: Turner 1975a).
Turner rekonstruiert zunächst den Konfliktverlauf, wie er nach Marx Theorie aussieht. Je
größer die ungleiche Verteilung von notwendigen Ressourcen in einem System ist, desto
größer ist der Konflikt zwischen dominanten und untergeordneten Segmenten in einem
System. Bevor die Nichteigentümer die ungleiche Verteilung kritisieren, müssen sie ein
kollektives Bewusstsein entwickeln, welches an zahlreiche Bedingungen geknüpft ist. Dazu
zählen Prozesse der Entfremdung, die Kommunikation über Missstände, Sprecher, die
gemeinsame Deutungsmuster bereitstellen und dass die herrschende Gruppen solche Prozesse
nicht verhindern. Ist ein kollektives Bewusstsein erst einmal geschaffen, wird es
wahrscheinlich, dass es zur politischen Organisation und zur offenen Konfliktaustragung
kommt. Auch die Entwicklung politischer Organisation ist wiederum an Bedingungen
geknüpft, die für sich allein nicht ausreichen, um diesen Prozess in Gang zu setzten, sondern
erst in ihrer Kombination diese Wirkung erzielen. Turner führt drei Bedingungen an, die den
Organisationsprozess wahrscheinlich machen: die Verschärfung des Gegensatzes zwischen
Besitzenden und Besitzlosen, mangelnde Fähigkeit auf der Seite der herrschenden Gruppen
ihre kollektive Interessen durchzusetzen und die Fähigkeit der Besitzlosen
Führungsstrukturen auszubilden. Die Wahrscheinlichkeit, dass Konflikte gewaltsam
ausgetragen werden, hängt von der Polarisierung des Konflikts ab. Im Unterschied zu den
vorher gemachten Aussagen des Konfliktprozesses, bleibt Marx hier vage. Dadurch entgeht
Marx, so Turner, die Möglichkeit auch andere Ergebnisse eines Konfliktverlaufs theoretisch
antizipieren zu können. Konflikte können auch weniger gewaltsam verlaufen und in
Verhandlungen und Kompromissen enden. Hier wäre eine genaue Spezifikation der
Bedingungen notwendig, die erklären, wann Konflikte, insbesondere wenn die Beherrschten
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hochgradig organisiert und mobilisiert sind, gewaltsam oder friedlich ausgetragen werden.
Auch die Schlussfolgerung, dass je gewaltsamer ein Konflikt ausgetragen wird, desto größer
die Veränderung der Klassenstruktur ist, ist eher seiner deterministischen Theorie geschuldet,
als konsequenten Überlegungen. Da Marx von der Zentralität eines Konflikts ausgeht, kann er
auch nicht Unterschiede in der Form von Konflikten, ihrer Austragung und ihrem Verlauf
erfassen. Er kann also nicht die Fragen stellen, welche Turner als bedeutsam für den Nutzen
der marxschen Konflikttheorie ansieht: „What kinds or types of inequality create what types
of conflict of interest?; or what types of awareness and questioning actually lead to what
degree of overt violence and what types of ideological unification and political leadership
producing what types of violent conflict cause what types of structural change?“ (Turner
1975a,  S. 623).
Marx‘ Konfliktbegriff ist mit Sicherheit zu eng gefasst, um das ubiquitäre Phänomen des
Konflikts hinreichend zu beschreiben. Demgegenüber bleibt die Verknüpfung von Konflikt
und gesellschaftlicher Entwicklung ein wichtiger, wenn auch theoretisch nur unzureichend
belegter Hinweis. Der unterstellte Determinismus, dem die gesellschaftliche Evolution
aufgrund eines zentralen Konflikts folgt, ist nicht haltbar; allerdings weist die marxsche
Gesellschaftstheorie zu Recht darauf hin, dass nicht jeder beliebige Konflikt zu
gesellschaftlichen Veränderungen führt.
2.2 Max Weber
Bei Max Weber findet sich zwar keine eigenständige Theorie des Konflikts, aber er hat
zumindest dem Kampf als einer Form des sozialen Handelns einen Abschnitt in den
"Soziologischen Grundbegriffen" gewidmet. Max Weber definiert Kampf wie folgt: "Kampf
soll eine soziale Beziehung insoweit heißen, als das Handeln an der Absicht der Durchsetzung
des einen Willens gegen Widerstand des oder der Partner orientiert ist" (Weber 1980a, S. 20).
Dieser Definition folgen weitere Unterscheidungen von Kampfmitteln und einzelnen Formen
des Kampfes wie Konkurrenz, geregelte Konkurrenz und Auslese.11 Konkurrenz liegt immer
dann vor, wenn mit friedlichen Mitteln um die Verfügungsgewalt über Chancen gestritten
wird. Geregelte Konkurrenz des Weiteren bezeichnet den Sachverhalt, wenn sich Ziele und
Mittel des Kampfes an einer Ordnung orientieren (Vgl. Weber 1980a, S. 20). Max Weber
betrachtet Kampf als eine mögliche Form sozialen Handelns neben anderen. Der Kampf
                                                          
11
 Max Weber verwendet den Begriff Kampf statt Konflikt, was vermutlich dem damaligen Zeitgeist geschuldet
ist, beispielsweise in der Verwendung von Termini aus den Naturwissenschaften, also der Übertragung von
Darwins Aussagen auf gesellschaftliche Verhältnisse.
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nimmt aber nicht die zentrale Stellung ein wie bei Marx. In Webers Definition kommt die
Alltäglichkeit und die Vielfältigkeit des Konflikts klarer zum Ausdruck. Ob es sich um die
Tötung des Gegners, um sportliche Wettkämpfe, um wirtschaftliche Konkurrenz oder um
politische Wahlkämpfe handelt, Webers Kampfdefinition schließt keine möglichen
Konfliktformen durch in der Definition gemachte Einschränkungen aus. In Webers Definition
ist auch die Annahme enthalten, dass Konflikte nicht einfach vorliegen, sondern erst in der
Handlung konstituiert werden. "Ein soziales Handeln mit dem Ziel etwas gegen den Willen
eines anderen durchzusetzen" (Weber 1980a, S. 20), impliziert, dass zumindest zwei
Handlungen vorliegen müssen. Die Handlung einer Person A, die mit einer zweiten Handlung
von Person B negativ beantwortet wird, denn sonst wäre nicht erkennbar, dass etwas gegen
den Willen einer Person geschieht. Konflikte werden also nicht als strukturell vorhanden
unterstellt. In seiner Bestimmung von geregelter Konkurrenz als Kampf, der in Zielen und
Mitteln an einer Ordnung orientiert ist sowie in seiner Feststellung, dass zu den Kampf- und
Konkurrenzbedingungen „auch jene Ordnungen gehören, an denen sich, sei es traditional, sei
es wertrational oder zweckrational, das Verhalten im Kampf orientiert“ (Weber 1980a, S. 20),
weist Weber außerdem daraufhin, dass  Konflikte Bedingungen unterworfen sind.
Je nachdem, welche Mittel in einem Konflikt verwendet und welche Ziele verfolgt werden,
wie auch  in welchem sozialen Zusammenhang ein Konflikt abläuft, lassen sich verschiedene
Konflikte unterscheiden. Weber hat drei Ordnungen und den dort stattfindenden Kämpfen
seine Aufmerksamkeit gewidmet. Der Markt als Ausdruck der Wirtschaftsordnung legt die
Regeln wirtschaftlicher Konkurrenz fest. Konflikt oder in Webers Terminologie Tauschkampf
kann sich entweder als Preiskampf oder als Konkurrenzkampf manifestieren. „Der
Tauschkampf der Interessenten, dessen Abschluss der Kompromiss bildet, richtet sich
einerseits stets, als Preiskampf, gegen den als Tauschpartner in Betracht kommenden
Tauschreflektanten (typisches Mittel: Feilschen), andererseits gegebenenfalls, als
Konkurrenzkampf gegen wirkliche oder mögliche dritte (...) Tauschreflektanten, mit denen
Beschaffungskonkurrenz besteht (typisches Mittel: Unter- und Überbieten)“ (Weber 1980b, S.
36). In der sozialen Ordnung werden Kämpfe um Prestige und Ehre ausgetragen. Kämpfe
entstehen hier entweder als Kampf um das knappe Gut soziale Macht oder als
Abgrenzungskonflikte. Der politischen Ordnung und dem dort stattfindenden Kampf um
politische Macht, hat Weber die größte Aufmerksamkeit gewidmet. Der politische
Machtkampf genießt deswegen Webers Aufmerksamkeit, weil politische Macht die
Möglichkeit beinhaltet, Veränderungen in einer am Rationalitätsprinzip orientierten
21
Gesellschaft zu erreichen. Rationalisierung und damit einhergehend Bürokratisierung, sind
diejenigen Entwicklungen, welche die Moderne prägen (Vgl. Weber 1988, S. 330). Der
modernen Bürokratie lässt sich im Vergleich zu anderen, historischen Formen schwerer
entkommen, denn sie ist an rationaler, fachlicher Spezialisierung und Schulung orientiert,
während ein chinesischer Mandarin ein literarisch-humanistisch gebildeter Gentleman war.
„Der moderne Beamte ist entsprechend der rationalen Technik des modernen Lebens stetig
und unvermeidlich zunehmend fachgeschult und spezialisiert“ (Weber 1988,  S. 331). Gegen
die moderne Bürokratie und Bürokraten sieht Weber nur geringe Chancen sich zur Wehr zu
setzen, denn, „wo aber der moderne eingeschulte Fachbeamte einmal herrscht, ist seine
Gewalt schlechthin unzerbrechlich, weil die ganze Organisation der elementarsten
Lebensversorgung dann auf seine Leistung zugeschnitten ist“ (Weber 1988, S. 331). Weber
vergleicht die moderne Bürokratie mit einer Maschine, welche den Menschen dazu zwingt,
ihr Leben der Maschine anzupassen. Die Maschine ist wegen des kausalen
Funktionszusammenhangs nicht fähig auf Umwelteinflüsse zu reagieren. Wenn etwas
geändert werden sollte, müsste man eine andere Maschine bauen. Die Maschine ändert sich
nicht von selbst. Diese These der mangelnden Änderbarkeit der modernen Bürokratie wird
von Weber allerdings ein paar Sätze weiter wieder revidiert. Wenn ein Monarch mit einem
machtvollen Parlament zusammenarbeitet, kann er zu einem Gegengewicht zur Herrschaft des
Fachbeamtentums werden. Fehlt dieses Parlament, ist er zu Kontrolle der Beamten auf die
Berichte anderer Beamter angewiesen. Er dreht sich gewissermaßen im Kreis. In der
Institution der modernen Parlamente sieht Weber ein Mittel der Beherrschten gegen die
Bürokratie. Um tatsächlich Einfluss auf die Bürokratie nehmen zu können, muss ein
Parlament über bestimmte Rechte wie die Bestimmung des Haushaltes, die
Rechenschaftspflicht der Verwaltung gegenüber dem Parlament, dem Enqueterecht und die
Richtlinienkompetenz verfügen. Um ins Parlament zu kommen, muss ein Politiker gewählt
werden, d. h.,  er muss sich dem Kampf um politische Macht stellen, um Bündnisgenossen
werben, den Wähler für sich gewinnen. Und hierin liegt für Weber auch das
Veränderungspotenzial durch den politischen Kampf. Die personelle Besetzung des
Parlamentes ist veränderbar, d. h. es kommt möglicherweise eine andere Politik zum Zuge die
wiederum aufgrund ihrer Gestaltungskapazitäten Einfluss auf  die gesellschaftliche Ordnung
nehmen kann.
Obwohl Weber die Möglichkeit zu Veränderungen durch Konflikte im Zusammenhang mit
politischen Konflikten thematisiert, setzt er Konflikte nicht in Bezug zu sozialem Wandel. Die
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Veränderung von gesellschaftlichen Strukturen durch Konflikte, die für Karl Marx im
Mittelpunkt seiner Überlegungen stand, wird von Weber in einer anderen Weise beantwortet.
Die Entwicklung des okzidentalen Kapitalismus ist bei Weber Ergebnis einer zirkulären
Beeinflussung von protestantischer Ethik und Kaufmannskapitalismus. Als einen der
wichtigsten Träger der protestantischen Ethik nennt Max Weber den Calvinismus (Vgl.
Weber, 1975, S. 115). Kennzeichnend für den Calvinismus war die Prädestinationslehre und
die daraus für das Individuum resultierende Frage des Erwähltseins oder Nicht-Erwähltseins
und woran sich dieses Erwähltsein erkennen lässt (Vgl. Weber, 1975, S. 127). Auf diese Frage
gab es zwei mögliche Antworten: erstens, der Glaube erwählt zu und zweitens, die Gewissheit
in rastloser Berufsarbeit zu erlangen (Vgl. Weber, 1975, S. 128f). Die letztere Möglichkeit
war für den Calvinismus prägend, der die Gewissheit des Erwähltseins an einer
Lebensführung festmacht, die dazu dient, Gottes Ruhm zu mehren. "Der Gott des
Calvinismus verlangte von den Seinigen nicht einzelne ‚gute Werke', sondern eine zum
System gesteigerte Werkheiligkeit." (Weber 1975, S. 133). Dies hatte zur Folge, dass das
gesamte Leben geplant wurde  und eine Systematisierung erhielt, indem es auf dieses Ziel
ausgerichtet wurde. Ein wesentlicher Zug dieser rationalisierten Lebensführung war die
Askese. Die Askese hatte entscheidenden Einfluss auf die Berufskonzeption des
Protestantismus. Die Arbeit steht als von Gott vorgeschriebener Selbstzweck des Lebens im
Mittelpunkt. "Denn für jeden ohne Unterschied hält Gottes Vorhersehung einen Beruf
(calling) bereit, den er erkennen und in dem er arbeiten soll, und dieser Beruf ist nicht wie im
Luthertum eine Schickung, in die man sich zu fügen und mit der man sich zu bescheiden hat,
sondern ein Befehl Gottes an den Einzelnen, zu seiner Ehre zu wirken." (Weber 1975, S.169).
Die Askese richtete sich daher gegen Konsum, Zeitvergeudung und Ausruhen auf dem Besitz
(Vgl. Weber 1975, S. 168ff). Dagegen standen Nützlichkeit des Berufes nach sittlichen
Maßstäben und die Bedeutung  der darin produzierten Güter für die Allgemeinheit sowie die
Profitlichkeit. Alles unter dem vorrangigen Ziel Gottes Ruhm auf Erden zu mehren (Vgl.
Weber 1975, S. 179ff). Die Entwicklung des Kapitalismus (gemeint ist der europäisch-
amerikanische) wurde mit beinflusst durch eine veränderte Einstellung zum Beruf. Arbeit
wurde als Selbstzweck angesehen, verbunden mit größtmöglicher Effektivität. Diese
Einstellung charakterisiert den "Geist des Kapitalismus", der seinen Ursprung in der
protestantischen Ethik hatte (Vgl. Weber 1975, S. 187). Der von der Religion nahe gelegte
Lebensstil, in diesem Fall die protestantische Ethik und die durch sie bedingte rationalisierte
Lebensführung, nahm dadurch mit Einfluss auf den sozialen Prozess der Entwicklung des
Kapitalismus. Auf der anderen Seite konnte sich die protestantische Ethik nur deshalb so
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nachhaltig auswirken, weil mit dem modernen Kapitalismus schon eine entsprechende Form
des Wirtschaftens bereitstand. Webers Untersuchung über die protestantische Ethik ist nicht
als antimaterialistische Analyse zu verstehen, die dem Basis-Überbau-Schema ein
ideenorientiertes Konzept gegenüberstellt. Weber setzt ja ein kapitalistisches
Wirtschaftssystem als eigenständigen Faktor voraus. In diesem Zusammenhang interessiert
aber mehr die Feststellung, dass Weber gesellschaftliche Veränderungen ohne den Rückgriff
auf Konflikte erklärt.
Was Max Webers Beschäftigung mit dem Thema Konflikt auszeichnet, ist mit Sicherheit
seine prämissenlose Definition, die es erlaubt alle erdenkliche Konflikte unter einem
theoretischen Gesichtspunkt als Konflikte zu identifizieren. Auch die Zuordnung und
Konditionierung von Konflikten zu bestimmten gesellschaftlichen Bereichen, erlaubt es
Konflikte weiter zu differenzieren in z. B. politische und wirtschaftliche Konflikte. Was aber
ausgespart bleibt, ist die konflikteigene Strukturbildung. Konflikte werden nicht nur durch das
soziale System, in dem sie entstehen konditioniert, sondern bilden auch ganz eigene, nicht in
ihrer Umwelt vorfindbare Erwartungen aus, etwa die Freund/Feind- Unterscheidung oder die
Solidaritätserwartung. Und schließlich ist die Beschränkung des Veränderungspotenzials von
Konflikten auf politische Konflikte mit Sicherheit zu eng gefasst sowie die fehlende
Berücksichtigung des Verhältnisses von Konflikt und sozialem Wandel ein Desiderat.
2.3 Georg Simmel
Georg Simmel wird als einer der Begründer der Konfliktsoziologie angesehen. Es gibt so gut
wie keine soziologische Konfliktdarstellung, die nicht auf Simmel zurückgreift. Seine Schrift
"Der Streit" gilt als eine der ausführlichsten Auseinandersetzungen mit dem sozialen
Phänomen Konflikt. Er sieht, anders als viele Theoretiker vor und nach ihm, Konflikt als
"normale", d. h. nicht als eine von einem konsensbasierten Ordnungszustand abweichende
Form der Vergesellschaftung an. Konflikte werden vielmehr als gleich ursprünglich zu
Konsens betrachtet. „Wie der Kosmos >>Liebe und Hass<<, attraktive und repulsive Kräfte
braucht, um eine Form zu haben, so braucht auch die Gesellschaft irgendein quantitatives
Verhältnis von Harmonie und Disharmonie, von Assoziation und Konkurrenz, von Gunst und
Missgunst, um zu einer bestimmten Gestaltung zu gelangen“ (Simmel 1995a, S. 286). Simmel
wendet sich damit entschieden gegen Auffassungen, die soziale Phänomene mit sich
gegenseitig ausschließenden Begriffspaaren (z. B. Konsens vs. Konflikt) zu beschreiben
versuchen, wobei der eine Begriff schon vollständig das Wesen des betreffenden
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Gegenstandes beschreibt, während der andere Begriff nur die Negation desselben darstellt und
sich dieser erst voll entfalten kann, wenn seine Negation eliminiert wird. Wird Gesellschaft
beispielsweise als konsensbasiert betrachtet, dann wird Konflikt zum Gegenbegriff, dessen
Auftreten die Gesellschaft bedroht und demzufolge verhindert werden muss. Simmel versteht
Konflikt und Konsens aber nicht, als zwei sich gegenseitig ausschließende soziale
Erscheinungen, sondern behauptet, dass sich Gesellschaft nur dann begreifen lässt, wenn man
sie als Form beschreibt, die aus beidem - Konflikt wie auch Konsens – erwächst (Vgl. Simmel
1995a, S. 286). Gesellschaft lässt sich also mit anderen Worten, nicht auf Konflikt oder
Konsens reduzieren.
Obwohl Simmel Konflikte als soziale Erscheinungen versteht, leitet er ihre Ursachen aus
anthropologischen Veranlagungen des Menschen ab. Feindseligkeit, aber auch Sympathie
sind für Simmel Merkmale, die zum Wesen des Menschen gehören (Vgl. Simmel 1995a, S.
298). In Bezug auf Konflikte ist für Simmel der Rekurs auf anthropologische Prämissen
plausibel. „Vor allem scheint man auf einen apriorischen Kampfinstinkt nicht verzichten zu
können, wenn man auf die unglaublich kleinlichen, ja läppischen Veranlassungen der
ernsthaftesten Kämpfe achtet“ (Simmel, 1995, S. 299).12 Simmel legt der Analyse
gesellschaftlicher Verhältnisse die Unterscheidung von Form und Inhalt zugrunde. Form
bezieht sich dabei auf die Art und Weise, wie Individuen oder Gruppen miteinander in
Interaktion treten, also beispielsweise kooperativ oder konflikthaft. Simmel betrachtet
demzufolge nicht Individuen und Gesellschaft als getrennte Entitäten, sondern interessiert
sich für die Frage, wo und wie Menschen in Wechselwirkung zueinander treten. Entscheidend
ist, dass sowohl "freundschaftliches" als auch "feindschaftliches" Handeln soziale
Beziehungen schafft. Diese integrierende Wirkung von Konflikten ist von nachfolgenden
Konflikttheoretikern wie z. B. Dahrendorf und Coser oft als Argument gegen Auffassungen
hervorgehoben worden, die Konflikte als die Gesellschaft gefährdendes Element angesehen
haben.13 Von der Form der Vergesellschaftung unterscheidet Simmel die Inhalte, also
                                                          
12
 Konflikte, wie z. B. wissenschaftliche Kontroversen, etwa den Historikerstreit, als Ausdruck einer
Veranlagung des Menschen zur Feindseligkeit zu betrachten, ist jedoch wenig überzeugend.  Auch scheinen
Konflikte immer einen Gegenstand zu benötigen, um den gestritten wird. Feindseligkeit reicht demnach zur
Entstehung von Konflikten nicht aus, d. h. eine Reduktion allein auf anthropologische Prämissen kann Konflikte
nicht erklären. Umgekehrt ist natürlich offen, ob Konflikte ausschließlich als soziale Phänomene und nur mit
einer Kombination aus anthropologischen und sozialen Annahmen erklärt werden können. Was man zur
Erklärung von Konflikten heranzieht, ist natürlich abhängig von der theoretischen Entscheidung, wie der
Gegenstand der Soziologie, die Gesellschaft oder allgemeiner Soziales, bestimmt wird. Ob Menschen dazu
zählen oder nicht.
13
 Allerdings immer auch schon mit dem Hinweis, dass Konflikte reguliert sein müssen, was sich insbesondere
auf die Form ihrer Austragung bezieht.
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beispielsweise Triebe, Interesse, Zweck, Neigung oder was auch immer dem Handeln
zugrunde liegt. Grundlage des menschlichen Handelns sind Bedürfnisse und der Umstand,
dass diese Bedürfnisse nur im Zusammenhang mit anderen Individuen befriedigt werden
können. Simmel geht von zwei Bedürfnisstrukturen aus, die gleichzeitig existieren und mit
den entsprechenden Formen der Vergesellschaftung korrelieren: dissoziative und assoziative
Neigungen mit Konflikt und Kooperation. Das hat für die Vergesellschaftungsform Konflikt
die Konsequenz, dass diese zwar aus dem feindseligen Drang der Menschen entsteht, aber
eine strukturbildende oder auch integrierende Wirkung hat, denn Menschen, die aneinander
geraten, gehen eine soziale Beziehung ein. Auch der Konflikt ist eine Interaktion oder - um in
der Terminologie Simmels zu bleiben - eine Form der Vergesellschaftung. In Simmels
Analyse des Konflikts wird sowohl das Verhältnis von Konflikt zur Gesellschaft untersucht
als auch die Formen, welche die Interaktion Konflikt annehmen kann.
Der Konflikt entfaltet dabei sowohl zwischen als auch innerhalb von Konfliktparteien
vergesellschaftende Wirkung. Konflikte schaffen und erhalten Gruppenidentitäten, die sich
ohne den Konflikt auflösen würden (Vgl. Simmel 1995a, S. 359f).14 Gleichzeitig zwingt der
Konflikt zu Solidarisierungen innerhalb der Konfliktparteien und hält diese dazu an, sich
Verbündete zu suchen. Und schließlich können Konflikte zur Veränderung von Normen und
Regeln führen. Darüber hinaus stellt Simmel aber auch heraus, dass Konflikte bestimmten
Bedingungen unterworfen werden und dass soziale Beziehungen unterschiedlich
konflikttolerant sind. „Es besteht eine Beziehung zwischen der Struktur jedes sozialen Kreises
und dem Maß von Feindseligkeiten, das er unter seinen Elementen gestatten kann. Für das
politische Ganze gibt das Strafgesetz hier vielfach die Grenze an, bis zu der Streit und Rache,
Gewalttat und Übervorteilung noch mit dem Bestand des Ganzen vereinbar ist“ (Simmel
1995a, S. 330). Während größere soziale Gruppen in einem größeren Maße Konflikte
tolerieren können, sind kleine soziale Gruppen dem Konflikt vollständig ausgeliefert und
unter Umständen auch von ihm bedroht (Vgl. Simmel 1995a, S. 331). Die Schaffung von
sozialen Beziehungen und Gruppen und die Solidarisierungs- und Vereinheitlichungseffekte
zählen zu den allgemeinen Merkmalen von Konflikten. Die Konflikttoleranz ist
demgegenüber abhängig von der sozialen Struktur, d. h. jeweils unterschiedlich. Ist eine
soziale Beziehung auf Einheitlichkeit und Zusammengehörigkeit angelegt, wird sie von Streit
besonders bedroht (Vgl. Simmel 1995a, S. 331). Als Beispiel führt Simmel die Ehe an,
                                                          
14Die Identitäten der westdeutschen und der ostdeutschen Bevölkerung beispielsweise konstituieren sich über
einen Konflikt: als Wessi oder Ossi, genauer als Besserwessi versus Jammerossi. Aber auch
Militärorganisationen wie die NATO oder der Warschauer Pakt verdanken ihre Existenz einem Konflikt.
26
welche zwar nach außen hin, trotz interner Streitereien, aufrechterhalten wird, die aber auch
schon durch einen einzigen Konfliktfall von einer Spaltung erfasst werden kann, die trotz
beiderseitiger Anstrengungen nicht mehr überwunden werden kann. Größeren Gruppen stehen
demgegenüber zwei Möglichkeiten zur Verfügung, Konflikte erträglicher zu machen: Indem
sie für durch Konflikte entstandene Schädigungen aufkommen oder die Konfliktparteien vom
Rest der Gruppe trennen und die Folgen von Konflikten selbst tragen lassen (Vgl. Simmel
1995a, S.332). Neben diesen Ausführungen zur Entstehung von sozialen Beziehungen durch
Konflikte und dem Verhältnis von sozialer Struktur und Konflikttoleranz, hat Simmel noch
demjenigen Fall eine breitere Betrachtung eingeräumt, in dem das Fehlen von Konflikten
negative Konsequenzen für die Gesellschaft hätte: die Konkurrenz. Die Konkurrenz als
Streitform zeichnet sich dadurch aus, dass der Preis für den Sieg nicht in der Hand eines der
Streitenden liegt, sondern bei Dritten: das Geld beim Kunden, die Zustimmung beim Wähler,
die Gunst bei einer Frau. Der Sieg in einem Konkurrenzkampf ist nur dann verwirklicht, wenn
die Käufer das Produkt kaufen, die Wähler die Partei wählen und nicht gänzlich auf die Wahl
verzichten, die Frau die Gunst gewährt. Während bei anderen Konflikten der Sieg gleichzeitig
auch den Gewinn enthält, muss bei der Konkurrenz der Dritte seine Zustimmung geben, um
die Konfliktentscheidung abzuschließen. Ihren eigentlichen „Wert“ für die Gesellschaft erhält
die Konkurrenz aber in „Wertverwirklichungen, die jenseits des Kampfes stehen“(Simmel
1995b, S. 224). Eine Konsequenz des Konkurrenzkampfes ist, dass die Streitenden sich darum
bemühen, die Wünsche der Dritten zu erfahren und zu erfüllen, in der Hoffnung, dafür dann
deren benötigte Zustimmung zu erhalten. Gleichwohl sind im Konkurrenzkampf auch
Verluste zu verzeichnen,  z. B. die Ressourcen, die in den Kampf gesteckt werden und die
auch anderweitig Verwendung hätten finden können. Nichtsdestotrotz  bleibt das Ringen um
Beifall die entscheidende Leistung von Konkurrenz für die Gesellschaft. Von Interesse sind in
diesem Zusammenhang für Simmel daher diejenigen sozialen Bedingungen, welche die
Fortsetzung von Konkurrenz ermöglichen. Auch in diesem Fall wird der Konflikt unter
Bedingungen  gestellt, doch hier dienen die Beschränkungen nicht der Neutralisierung der
Folgen von Konflikten, sondern der Verhinderung derjenigen Mittel, welche den Konflikt
beenden würden. Für den Bereich der wirtschaftlichen Konkurrenz lassen sich Maßnahmen
gegen Kartellbildungen und Vorschriften hinsichtlich der Werbung anführen (Vgl. Simmel
1995b, S. 241) und (Vgl. Simmel 1995a, S. 342).
Trotz seiner genauen Beobachtungen der formalen Seite von Konflikt, bleiben auch bei
Simmel der Zusammenhang von Konflikt und sozialem Wandel und eine Definition von
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Konflikten letztlich ungeklärt. Was Konflikt oder auch Konsens ist, bleibt bei Simmel
unerläutert. Er unterstellt eine gemeinsame Vorstellung sowohl bei ihm als auch bei seinen
Lesern darüber, was ein Konflikt ist. Und in der Tat wird es kaum Dissens darüber geben,
etwa einen Wahlkampf als politischen Konflikt zu bezeichnen. Nur wenn es um die Erklärung
sozialen Wandels geht, kommt man um eine inhaltliche Bestimmung von Konflikten nicht
herum. Insbesondere dann, wenn Konflikt und sozialer Wandel nicht in eins gesetzt werden,
sondern Konflikt als notwendige Bedingung für sozialen Wandel gilt, und wenn der Befund
ernst genommen wird, dass Konflikte auch strukturbildende Wirkung haben, welchen ja auch
Simmel konstatiert.
2.4 Talcott Parsons
Parsons gilt als Gegenpart zu den Konflikttheoretikern. Deren Hauptvorwurf bezüglich
Parsons Gesellschaftstheorie richtet sich dagegen, dass diese Konflikte negativ thematisiert.
In der Tat kommt der Begriff Konflikt bei Parsons nur selten vor; weitaus häufiger wird von
strain und tension gesprochen. Ob damit, was die Begriffe nahe legen, auch eine
ausschließlich negative Bewertung von Konflikten impliziert ist, soll an dieser Stelle noch
nicht entschieden werden. Vielmehr soll zunächst festgehalten werden, dass Parsons
Konflikte - bzw. in seinen Worten strain und tension - als Elemente der sozialen Struktur,
d. h. als soziale Phänomene versteht.
Handeln ist für Parsons der zentrale Begriff, mit dessen Hilfe die Soziologie ihren
Gegenstandsbereich erfassen soll. Um Handeln zu erklären, wird auf drei Kategorien
zurückgegriffen: die Handelnden (actors), die Situation des Handelns (situation of action) und
die Orientierung des bzw. der Handelnden zur Situation (orientation of the actor of the
situation). Die letzte Kategorie wird von Parsons nochmals dahingehend differenziert, dass er
unterschiedliche Orientierungen, die der Handelnde haben  kann, aufführt: Motivorientierung,
Wertorientierung, pattern variables, welche den Handelnden helfen, die Situation zu
bestimmen. In seinem Buch „The Social System“ wird diese Theorie des Handelns
ausgeführt. Das allgemeine Handlungssystem wird von Parsons in vier primäre Subsysteme
unterschieden - Sozialsystem, Organismus, Persönlichkeit und Kultursystem -  welche
Programme bzw. Problemlösungen für einen  bestimmten Aspekt des Handelns darstellen.
Der Organismus als Handlungssystem bezieht sich auf die physiologischen Bedingungen des
Handelns, etwa Wahrnehmung, Wach-/Schlafrhythmus, Nahrungsaufnahme und -
verarbeitung, Die Persönlichkeit  umfasst  diejenigen Elemente, welche die Motivation des
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Handelns steuern und das Sozialsystem regelt die interaktiven Aspekte des Handelns.
Handeln ist immer reziprok und komplementär, d. h. an anderen Menschen orientiert. Das
Kultursystem schließlich bezieht sich auf die Sinngebung von Handlungen. Die Kultur stellt
Schemata bereit, welche es erlauben, Situationen einzuordnen und Selektionen zu treffen.
Diese vier Subsysteme des Handelns bilden lediglich analytische Unterscheidungen;
tatsächlich jedoch umfasst Handeln immer alle vier Systeme. Parsons konzentriert seine
weiteren Ausführungen auf das Sozialsystem, welches unter einer bestimmten Fragestellung
im Hinblick auf das allgemeine Handlungssystem analysiert wird: Wie ist soziale Ordnung
möglich? Das Problem stellt sich, sobald Menschen interagieren; dabei kann es sich um nur
zwei Personen oder um eine Vielzahl von Menschen handeln - und es verschärft sich, wenn
Handeln auf Dauer gestellt werden soll. Systeme lösen dieses Problem, indem sie Strukturen
ausbilden, welche Handeln steuern. „Die Struktur von Sozialsystemen besteht aus den
institutionalisierten Komponenten normativer Kultur“ (Jensen 1976, S. 39). Die Struktur
sozialer Systeme ist normativ, da sie nichts anderes darstellt als Programme oder Regeln für
Handeln. Sie ist aber nicht gleichzusetzen mit den Handlungen selbst und sie garantiert auch
nicht mit diesen Strukturen konformes Handeln. Handeln ist nicht von Natur aus begrenzt,
sondern dem Menschen stehen mehr Möglichkeiten zur Verfügung. Demzufolge besteht ein
Zwang zur Selektion, welche aber nicht unbedingt normativer Art sein muss. Auch die
Orientierung des Handelns einer Person B an einer Person A muss nicht notwendigerweise
normativ sein. „Normative Aspekte treten erst allmählich hervor, dann nämlich, wenn ein
bestimmtes Muster immer wieder verwendet wird. Es dient dann dazu, Situation, Handeln
und Erwartung zu strukturieren. Seine wiederholte Verwendung kann von den Beteiligten
nicht als Zufall interpretiert, sondern muss als Absicht aufgefasst werden“ (Jensen 1976, S.
40). Um geordnete soziale Verhältnisse zu ermöglichen, müssen die vier Subsysteme eine
gewisse Komplementarität aufweisen, was aber trotz kulturelle Generalisierungen nie völlig
erreicht wird. Daraus ergibt sich die Möglichkeit von Spannungen, die in den verschiedenen
Subsystemen auftreten können. Diese Spannungen werden wiederum von sozialen
Kontrollmechanismen bearbeitet. Dabei sind mehrere Entwicklungen möglich. Entweder
gelingt die Reintegration durch die Kontrollmechanismen, oder sie scheitern oder aber das
System restabilisiert sich auf einem neuen Niveau.
Jedes soziale Interaktionssystem enthält kulturelle Werte, an welche die Erwartung geknüpft
ist, mit den Anforderungen, die diese Werte stellen, konform zu gehen. Zwar gibt es in
Interaktionszusammenhängen eine Erwartung an Konformität und Strukturen, welche die
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Funktion haben eine Motivation für konformes Verhalten zu erzeugen, aber es gibt auch
Entwicklungen, die dazu führen können, dass nonkonformes Verhalten entsteht. Motivationen
sind einerseits ein intrapersoneller Zustand, andererseits sind sie sozial produziert, d. h. sie
entstehen in Interaktionen zwischen Ego und Alter. Personen werden nicht mit bestimmten
Verhaltensdispositionen geboren, sondern diese werden in Interaktionen erlernt und
verändert. Abweichendes Verhalten als sichtbarster Ausdruck von Nonkonformität mit
Erwartungen kann auf zweierlei Weise betrachtet werden, je nachdem, ob der Akteur oder das
soziale System als Bezugspunkt gewählt werden. „In the first context deviance is a motivated
tendency for an actor to behave in contravention of one or more institutionalized normative
patterns, while the mechanisms of social control are the motivated processes in the behavior
of this actor and of the others with whom he is in interaction, by which these tendencies to
deviance tend in turn to be counteracted. In the second context, that of the interacitve system,
deviance is the tendency on the part of one or more of the component actors to behave in such
a way as to disturb the equilibrium of the interactive process (Whether a static or a moving
equilibrium)“ (Parsons1970, S. 250). Die Folge abweichenden Verhaltens kann dann
entweder eine Änderung des Interaktionssystems sein (Verhaltenserwartungen werden
geändert) oder seine Restabilisierung (an den enttäuschten Erwartungen wird festgehalten,
d. h. die Mechanismen der sozialen Kontrolle greifen). Abweichung ist zunächst die Störung
des Gleichgewichtszustandes eines Interaktionssystems. Allerdings sind Konformität und
Abweichung für Parsons relative Konzepte, denn soziale Systeme erreichen einerseits nie den
Zustand völliger Integration, da die Tatsache, dass jeder Akteur gleichzeitig immer in
mehreren Rollen und Situationen agiert, Spannungen hinsichtlich verschiedener Erwartungen
erzeugt. Auf der anderen Seite ist Interaktion immer normativ orientiert und dies muss bis zu
einem bestimmten Grad den Interaktionsteilnehmern bewusst sein. Konformität und
Abweichung sind für Parsons nur dann bestimmbar, wenn das soziale System eindeutig
bezeichnet ist.  Nach diesen  einleitenden Bemerkungen wendet sich Parsons zunächst der
Entstehung einer Motivationsstruktur zu, die nonkonformes Verhalten präferiert.
Ausgangspunkt ist die Annahme, dass Ego und Alter in Bezug aufeinander Erwartungen
entwickelt haben. Wird eine dieser Erwartungen von Ego in Bezug auf Alter von letzterem,
aus welchem Grund auch immer, enttäuscht, entsteht für Ego ein „Spannungszustand“.  Wie
die Entwicklung weiterläuft, hängt jetzt davon ab, ob es sich bei der Erwartungsenttäuschung
für Ego, um ein schwerwiegendes Problem handelt oder nicht. Ersteres ist der Fall, wenn drei
Bedingungen zusammentreffen. Bei der Erwartung muss es sich erstens um einen Teil von
Egos system of own need-dispositions handeln, zweitens muss Alter die Erwartung als
30
cathetic object konstruieren und drittens müssen die Wertmuster, welche die Interaktion
leiten, derart verinnerlicht sein, dass ihre Verletzung eine direkte Enttäuschung von Egos
need-dispositions darstellt. Treffen diese drei Bedingungen zusammen, wird die weitere
Entwicklung zu einer deviant behavior motivation davon bestimmt, ob Ego an seinen
(enttäuschten) Erwartungen festhält oder sie ändert. Ändert Ego seine Erwartungen, was auf
dreierlei Art und Weise geschehen kann,15 erledigt sich das Problem für das System. Eine
solche Lösung hält Parsons aber für unwahrscheinlicher als die Entwicklung, die er als
Kompromiss bezeichnet und welche eine ambivalente Einstellung Egos sowohl gegenüber
Alter als auch zu den durch Alters Handeln betroffenen Wertmustern bedingt (Vgl. Parsons,
1951, S. 253).
Bislang konzentrierten sich die Ausführungen auf das Handeln von Personen. Parsons hat sich
aber auch mit der Rolle von Konflikt auf soziale Systeme beschäftigt, also mit dem
Zusammenhang von Konflikt und sozialem Wandel. Parsons unterscheidet exogene und
endogene Ursachen für sozialen Wandel. Zu den exogenen Quellen zählen Veränderungen in
den Umweltsystemen eines betrachteten Sozialsystems, welche Konsequenzen für letzteres
haben. Für politische Systeme sind Veränderungen in anderen politischen Systemen nicht
ohne Folgen. Der Zusammenbruch des sowjetischen Imperiums führte nicht nur zu
Veränderungen in politischen Systemen innerhalb des Ostblocks, sondern auch in den Staaten
des Westens. Für Westdeutschland ist es z. B. die Wiedervereinigung. Endogene Ursachen
sind Spannungen innerhalb eines Systems. Dabei kann es sich auch um Subsysteme, d. h.
Struktureinheiten innerhalb eines Systemzusammenhangs handeln. „Spannung ist eine
Tendenz zum Ungleichgewicht in der Input/Output-Bilanz zwischen zwei oder mehr
Systemeinheiten“ (Parsons 1976, S. 245). Mit Spannungen kann auf unterschiedliche Weise
umgegangen werden, etwa durch völlige Auflösung der Spannungen und die
Wiederherstellung der Konformität mit den normativen Erwartungen, oder durch Hemmung
bzw. Isolierung. Im letzteren Fall wird keine volle Konformität wieder hergestellt. Stattdessen
wird die Abweichung toleriert und der Ausfall wird von anderen Einheiten kompensiert. Eine
dritte Möglichkeit besteht in einer Strukturänderung des Systems, d. h. die Erwartungen, die
eine Beziehung regeln, werden geändert. Nur in diesem Fall kann von einer Strukturänderung
gesprochen werden; in den beiden anderen Fällen werden die Erwartungen nicht aufgegeben.
Welche Wirkung eine Veränderung erreicht, hängt davon ab, auf welcher Hierarchieebene der
Kontrolle in Sozialsystemen sie ansetzt. Parsons geht davon aus, dass Systeme über
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 Inhibition der Bedürfnisse, Transfer auf ein anderes Objekt sowie Redefinition der Wertorientierung.
31
Mechanismen verfügen, welche in hohem Maße Spannungen absorbieren können, die auf
unteren Hierarchieebenen auftreten. Struktureller Wandel hängt also davon ab, ob die
Kontrollmechanismen des Wertesystems  greifen oder nicht.  Darüber hinaus hängt die
Wirkung ab, von der Größe der Störung in Relation zu der bislang üblichen Input/Output-Rate
des systemischen Gleichgewichts, von dem Anteil der betroffenen Systemeinheiten auf der
betroffenen Ebene, von der Bedeutung der betroffenen Systemeinheiten für das Funktionieren
des Systems sowie vom Ort der Störung, d. h. davon, ob Rolle, Subkollektiv, Normen oder
Werte betroffen sind. Parsons behauptet nun, dass in absteigender Folge von Rollen bis zu
Werten, eine immer geringere Möglichkeit besteht, bei Veränderungen Störungen verlustfrei
zu beseitigen. Umgekehrt gilt aber, dass Werte gegenüber Veränderungen den höchsten Grad
an Resistenz aufweisen, während Rollen am ehesten auf Veränderungen reagieren. Auf die
Evolution von Gesellschaft übertragen sieht dieses Modell den Wandel von Gesellschaft darin
begründet, dass Spannungen durch zunehmende Differenzierung aufgefangen werden, die
schließlich zur Entstehung spezialisierter Strukturen für bestimmte Funktionen führen.
Gleichzeitig ist die zunehmende Differenzierung aber auch Anlass für neue Konflikte. Die
gesteigerten Konfliktmöglichkeiten werden, so Parsons, dadurch abgefangen, dass ein
normativer Rahmen ihre Intensität abmindert. Ein solcher normativer Rahmen umspannt
beispielsweise das amerikanische Parteiensystem und lässt gemeinsame Situationsdeutungen
zu.
Parsons konzentriert sich auf den systemverändernden Aspekt von Konflikten und steht hier
vor dem Problem, Konflikte nur in einer bestimmten Weise betrachten zu können, nämlich als
störende Erscheinungen in einer auf Gleichgewicht beruhenden sozialen Ordnung. Nicht von
ungefähr sind daher seine Beispiele jenen Bereichen entnommen, die auch ein
Konflikttheoretiker nicht als funktional beschreiben würde.16 Diese Auswahl verweist auf
eine weitere verengte Sichtweise Parsons bezüglich sozialen Konflikts. Wirtschaftliche
Konkurrenz, politische Konflikte, wissenschaftliche Kontroversen  oder Rechtsstreitigkeiten
lassen sich nicht als Deviant Behavior beschreiben und fallen damit aus dem Parsonschen
Konfliktbegriff heraus. Sein Beschreibung von Konflikt genügt daher nicht den
Anforderungen an einen Begriff, der den Anspruch hat, unterschiedliche Konflikte unter
einem Aspekt, eben als Konflikte, beschreiben zu können. Darüber hinaus ist seine
Konzipierung aber auch für die anderen Aspekte sozialer Konflikte blind, nämlich
Erwartungen zu schaffen bzw. notwendige Bedingung für die Änderung nicht mehr adäquater
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 Parsons nennt als Beispiel kriminelles Verhalten und psychische Erkrankung, vgl. Parsons 1951, S. 255.
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Erwartungen zu sein. Parsons Beschreibung von Konflikten überzeugt vor allem in der
Erklärung der Entstehung von Konflikten, da sie erstens Konflikte nicht schlicht voraussetzt
und zweitens keine Zwangsläufigkeiten unterstellt werden, sondern betont wird, dass es sich
um  mögliche Entwicklungen handelt.17 Einwände richteten sich mehrheitlich gegen das
Gleichgewichtsmodell; man vermutete eine konsensorientierte Soziologie der sozialen
Ordnung und vermisste die entsprechende Würdigung von Konflikten. Dahrendorfs Vorwurf,
dass Parsons Stabilität voraussetzen müsse, um Konflikt zu erklären, leuchtet nicht ein, da
Konflikt, um als Konflikt beobachtbar sein zu können, irgendetwas voraussetzen muss, sei es
eine Erwartung, Konsens oder sonstige Form von sozialer Ordnung. Parsons legt den
Schwerpunkt zu sehr auf die Konditionierung von Konflikten, in Form von
Konfliktbearbeitung und -lösung. Ihm entgeht dabei die Tatsache, dass gerade Zulassung von
Konflikten soziale Ordnung ermöglicht. Bei Parsons bleibt die Tendenz, Konflikte als
Probleme aufzufassen. Cosers Einwand, dass Konflikte auch Strukturen schaffen, wird nicht
beachtet.
2.5 Ralf Dahrendorf
Mit dem Namen Ralf Dahrendorfs verbindet sich ein theoretischer Ansatz, der Konflikt
explizit in den Mittelpunkt der Analyse von Gesellschaft stellt. Konflikte nehmen in
Dahrendorfs Gesellschaftsanalyse eine ähnlich prominente Stellung ein wie bei Marx. Ralf
Dahrendorf gilt als Konflikttheoretiker. Er entwickelte seine Theorie aber nicht, wie oft
behauptet wird, als Gegenentwurf zu Talcott Parsons' Strukturfunktionalismus, sondern
betrachtete sie als Beitrag zur Überwindung der Defizite des Strukturfunktionalismus. Diese
sah Dahrendorf vor allem in der Erklärung sozialer Konflikte. „Es gibt jedoch andere
beharrliche soziale Tatsachen, angesichts derer der funktionale Ansatz in offenkundige
Schwierigkeiten führt. Zu diesen gehört das Phänomen des sozialen Konflikts und alle mit
ihm zusammenhängenden Probleme“ (Dahrendorf 1961a, S. 114). In dem Kapitel „Die
Funktionen sozialer Konflikte“ aus "Gesellschaft und Freiheit" (1961) macht Dahrendorf in
seiner kritischen Rezeption der Ansätze von Mayo, Merton und Coser die Grenzen des
Strukturfunktionalismus in Bezug auf die Erklärung sozialer Konflikte deutlich. Während ein
zentrales Problem der strukturfunktionalistischen Ansätze darin begründet liegt, Konflikte nur
als Abweichung von einem (kooperativen) Ordnungszustand zu begreifen, betrachtet es
Dahrendorf als Hauptschwäche der strukturfunktionalistischen Theorie, dass sie den
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 Die Darstellung von Konflikten als Erwartungsenttäuschung wird von Luhmann in leicht modifizierter Form
aufgegriffen werden.
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Zusammenhang von Konflikt und sozialem Wandel nicht erfassen kann. Wenn Konflikte eine
Funktion haben, dann die, „den Wandel globaler Gesellschaften und ihrer Teile
aufrechtzuerhalten und zu fördern“ (Dahrendorf 1961a, S. 124). Konflikte definiert
Dahrendorf als strukturell erzeugte Gegensatzbeziehungen von Normen und Erwartungen,
Institutionen und Gruppen (Vgl. Dahrendorf 1961a, S. 125). In ihrer Erscheinung können sie
manifest oder latent, friedlich oder gewaltsam sein. Unter diese Konfliktdefinition fallen für
Dahrendorf sowohl parlamentarische Debatten als auch Revolutionen, Lohnstreiks,
Machtkämpfe in einem Verein oder in einem Staat. Konflikte sind also Teil der Gesellschaft,
sie sind keine außersozialen Phänomene und sind gleich ursprünglich zu integrierenden
Elementen der Gesellschaft. Konflikte sind wichtige Bedingungen, keine Ursachen, für
sozialen Wandel, welchen Dahrendorf wie den Konflikt als kontinuierliche Erscheinung in
der Gesellschaft versteht. „Die These aber, dass die Konsequenz sozialer Konflikte in der
Erhaltung des historischen Wandels liegt, setzt voraus, dass jede Gesellschaft zu jeder Zeit in
all ihren Teilen dem Wandel unterliegt“ (Dahrendorf 1961a, S. 127). Dahrendorf spitzt diese
These schließlich dahingehend zu, dass nicht Konflikt und sozialer Wandel, so wie es die
strukturfunktionalistische Theorie behauptet, sondern vielmehr Stabilität und Starre
pathologische Abweichungen von einem gleichgewichtigen System sind (Vgl. Dahrendorf
1961a, S. 127). Konflikt und sozialer Wandel sind aber nicht nur strukturell bedingte
Erscheinungen der Gesellschaft, sondern erhalten ihren Sinn dadurch, dass sie der
Ungewissheit der menschlichen Existenz Rechnung tragen. Eine vollkommene Gesellschaft,
vollkommen im Sinne einer ein für alle Mal richtig geordneten, ohne Konflikte
auskommenden Gesellschaft, würde voraussetzen, so Dahrendorf, dass zumindest ein Mensch
diese Vollkommenheit kennen müsste, was aber unmöglich ist, da kein Mensch für alle
Fragen ein für alle Mal die richtigen Antworten geben kann, weswegen vielmehr
Ungewissheit die menschliche Existenz bestimme.18 Menschliche Antworten könnten aber
immer nur von begrenzter Dauer sein. „Weil in der geschichtlichen Gesellschaft das heute
Richtige morgen falsch sein kann (und vielleicht sogar muss), und weil in der ungewissen
Welt die Antwort des einen nicht richtiger sein kann als die des anderen, beruht aller
Fortschritt auf der Vielfalt und Widersprüchlichkeit der menschlichen Gesellschaft“ (Vgl.
Dahrendorf 1961a, S. 130), die sich in Konflikten und sozialem Wandel äußert. In dem
Kapitel „Elemente einer Theorie des sozialen Konflikts“ aus „Gesellschaft und Freiheit“
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 Eine vollkommene Gesellschaft würde Wandel und Konflikt ausschließen behauptet Dahrendorf. Aber,
vorausgesetzt, die Bedingungen für Gesellschaft sind nicht starr, sondern ändern sich laufend, könnte eine
vollkommene Gesellschaft auch die automatische Anpassung an veränderte Bedingungen, also Wandel
einschließen.
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(1961) wendet sich Dahrendorf dem Konflikt selbst zu. Neben der schon früher angeführten
Definition von Konflikt, jetzt leicht variiert als Gegensätzlichkeit von Elementen beschrieben,
wird darauf hingewiesen, dass Konflikte grundsätzlich eine Beziehung aus zwei Elementen
kennzeichne: a und b stehen sich gegenüber, wobei a und b in sich selbst vielgestaltig sein
können. Eine Beobachtung, die schon Simmel gemacht hat. Sozial ist ein Konflikt laut
Dahrendorf dann, „wenn er sich aus der Struktur sozialer Einheiten ableiten lässt, also
überindividuell ist“ (Dahrendorf 1961b, S. 202). Damit werden anthropologische Ursachen
wie Hass oder Abneigung ausgeschlossen. Von seiner weiten Konfliktdefinition geht
Dahrendorf zur Klassifizierung von Konflikten über. Als mögliche Klassifizierungen nennt er
A Umfang und Größe der sozialen Einheit, in welcher der Konflikt stattfindet, und
unterscheidet hier fünf soziale Einheiten, die von sozialen Rollen über Gruppen bis zu
übergesellschaftlichen Verbindungen wie Ländern oder internationale Organisationen reichen.
Des Weiteren führt er B das Rangverhältnis der Konfliktbeteiligten an, welches er wiederum
mithilfe dreier weiterer Unterscheidungen differenziert: gleichrangig, hierarchisch und
Teil/Ganzes. Zu den unter A erwähnten Konflikten zählen beispielsweise unterschiedliche
Erwartungen, die an  den Vertreter eines bestimmten Berufes herangetragen werden, der
Widerspruch zwischen Beruf und Familie, Machtkämpfe innerhalb von Vereinen oder
Verbänden, Konflikte zwischen Berufsverbänden und Behörden oder Verwaltungen,
zwischen Parteien oder zwischen Staaten. Unter dem Bezugspunkt B Rangverhältnis werden
von Dahrendorf der Konflikt zwischen Flamen und Wallonen als Beispiel für einen Konflikt
unter gleichrangigen Gegnern, der zwischen Unternehmern und Gewerkschaftern als  Konflikt
zwischen über- bzw. untergeordneten Gegnern und der zwischen Südtirol und dem
italienischen Staat als Beispiel für einen Konflikt zwischen dem Ganzen und einem seiner
Teile angeführt (Vgl. Dahrendorf 1961b, S. 205). A und B kombiniert erlauben schon 15
Unterscheidungsmöglichkeiten von Konflikten, d. h.,  die fünf unter dem Gesichtspunkt der
Größe unterschiedenen möglichen Konfliktparteien werden mit den drei Formen des
Rangverhältnisses in Verbindung gebracht. Von diesen 15 Konfliktarten greift Dahrendorf
den Konflikt zwischen rangungleichen Gruppen innerhalb ganzer Gesellschaften heraus (im
Folgenden als Herrschaftskonflikt bezeichnet), da er diesen als den für die gegenwärtige
Gesellschaft kennzeichnenden Konflikt ansieht (Vgl. Dahrendorf 1961b, S. 207).
Zunächst beschreibt Dahrendorf, ausgehend von dem Hobbesschen Problem der sozialen
Ordnung, die das soziologische Denken dominierende strukturfunktionalistische Lösung
dieses Problems, von Dahrendorf als Consensus-Theorie bezeichnet. Demnach werden
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Gesellschaften von Stabilität, Gleichgewicht, Funktionalität und Konsens getragen.
Gesellschaften bestehen aus einem stabilen und gleichgewichtigen Gefüge von Elementen,
von denen jedes einen Beitrag zu ihrem Funktionieren leistet, und sie werden durch einen
Consensus all ihrer Mitglieder über bestimmte Werte erhalten. Diesen vier Grundannahmen
stellt Dahrendorf vier entgegengesetzte Annahmen über gesellschaftliche Integration
gegenüber: Geschichtlichkeit, Explosivität, Dysfunktionalität/Produktivität und Zwang.
Gesellschaften und ihre Elemente unterliegen jederzeit dem Wandel. Die Elemente bilden ein
widersprüchliches und explosives Gefüge und leisten einen Beitrag zur Veränderung von
Gesellschaft, welche durch den Zwang, den einige Mitglieder über andere ausüben, erhalten
wird (Vgl. Dahrendorf 1961b, S. 209f). Ohne beide Theorien gänzlich verwerfen zu wollen,
gibt Dahrendorf aber letzterer den Vorzug, da diese sich besser dazu eigne, soziale Konflikte
zu erklären. Dies bedeutet nicht, dass die Consensus-Theorie überhaupt nicht in der Lage
wäre, Aussagen über Konflikte zu machen; sie kann sie aber nur in einer bestimmten Weise
beschreiben, nämlich als nicht normales, vorübergehendes und eliminierbares Phänomen. Die
Consensus-Theorie scheitert demzufolge aufgrund ihrer theoretischen Annahmen an einer
zureichenden Analyse von Konflikten. Ausgehend von der Ubiquität von Konflikten in
Gesellschaften, greift Dahrendorf jene Konflikte heraus, die durch die Rangungleichheit der
Konfliktbeteiligten gekennzeichnet sind. Diese Konflikte haben als gemeinsame Ursache die
ungleiche Verteilung von Herrschaft. Jede Gesellschaft kennt Herrschaftsverhältnisse, so eine
Prämisse Dahrendorfs. „Es ist die Hauptthese des folgenden Versuches, dass wir den
strukturellen Ursprung sozialer Konflikte (...) in den Herrschaftsverhältnissen zu suchen
haben, die innerhalb gewisser Einheiten sozialer Organisation obwalten“ (Dahrendorf 1961b,
S. 214). Herrschaft wird mit Weber definiert als „Chance, für einen Befehl bestimmten Inhalts
bei angebbaren Personen Gehorsam zu finden“ (Weber zitiert in Dahrendorf, 1961b, S. 214).
Herrschaft zeichnet sich strukturell durch eine deutliche Zweiteilung (oben/unten) aus und
bildet den strukturellen Ausgangspunkt für Konflikte, deren Ziel immer die Veränderung der
Herrschaftsstrukturen ist - im Sinne eines Austausches der Positionen, nicht etwa der
Aufhebung der oben/unten-Differenz. Konflikte sind demzufolge nicht Abweichung von
einem wie auch immer gearteten Gleichgewichtszustand, sondern entstehen aus sozialen
Strukturen und sind daher normale soziale Erscheinungen. Während Dahrendorf Konflikten,
die keine Rangunterschiede aufweisen, andere soziale Strukturen als Ursache zuweist,
entwickelt er hinsichtlich der Entfaltung von Konflikten wieder allgemeine Aussagen. Die
Entfaltung oder auch Manifestation eines Konflikts vollzieht sich in drei Etappen. Zunächst
entstehen aufgrund struktureller Ausgangslagen zwei soziale Einheiten, z. B. Herrschende
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und Beherrschte, mit entsprechenden Erwartungen (Erhalt bzw. Revolution der Herrschafts-
verhältnisse). Den Trägern dieser Erwartungen sind diese noch nicht bewusst; dies geschieht
erst in der zweiten Etappe, in welcher sich die sozialen Einheiten organisieren. In der dritten
Etappe ist der Konflikt bereits manifest. Austragungsform (gewaltsam/friedlich) und
Intensität (Grad der Betroffenheit der Beteiligten) sind weitere gemeinsame Merkmale von
Konflikten, wobei sich die Fragestellung dahingehend verschiebt, dass die Bedingungen für
Austragungsform und Intensität in den Mittelpunkt rücken. Zum Schluss führt Dahrendorf an,
dass Konflikte niemals vollständig beseitigt, sondern nur verregelt werden können. Dahinter
steht die These, dass Gesellschaften immer aus sozialen Strukturen bestehen, die Konflikte
hervorbringen (Vgl. Dahrendorf 1961b, S. 225). Die Regulierung sozialer Konflikte dient vor
allem der Vermeidung von Gewalt, aber auch der Möglichkeit ihre „schöpferische Kraft in
den Dienst einer allmählichen Entwicklung sozialer Strukturen“ (Dahrendorf 1961b, S. 227)
zu stellen.
Obwohl Dahrendorf durchaus einige zutreffende Beobachtungen liefert, was Form oder
Konditionierung von Konflikten angeht, ist seine theoretische Konzeption von Konflikten
unbefriedigend. Ironischerweise begeht Dahrendorf den gleichen Fehler, den er dem
Strukturfunktionalismus vorwirft, nämlich durch Prämissen Aussagen über das Phänomen,
das man erklären möchte, zu präjudizieren. In seinem Fall sind es Konflikte, die als
funktionaler Bestandteil von gesellschaftlichem Wandel behauptet werden. Mit der
Unterstellung von sozialen Strukturen, die zwangsläufig zu Konflikten führen, steht er in der
Tradition von Karl Marx und ähnlich wie dieser vor dem Problem, dass die sozialen
Strukturen nicht automatisch das entsprechende Verhalten bei den potenziell
Konfliktbeteiligten auslösen. Dahrendorfs Lösung, dass mit den sozialen Strukturen
entsprechende Erwartungen einhergehen, denen sich der jeweilige Träger nicht entziehen
könne, ist wenig überzeugend und bestätigt nur die These, dass Konflikte nicht einfach
vorliegen, sondern erst erzeugt werden. Völlig scheitert Dahrendorf an der Ableitung sozialer
Konflikte, die auf den Herrschaftsverhältnissen beruhen. Die Webersche Definition von
Herrschaft impliziert gerade nicht den Konflikt, sondern Konsens. Dahrendorf begründet
Konflikte strukturell. Herrschaft wird zum Bezugspunkt für die Erklärung von Konflikten.
Mit den durch Herrschaft begründeten unterschiedlichen Rollen, solchen, die Herrschaft
ausüben und solchen, die der Herrschaft unterworfen sind, gehen auch gegensätzliche Rollen-
und Verhaltenserwartungen einher. Beide Annahmen, Verhaltenserwartung und der
Gegensatz zwischen Herrschenden und Beherrschten als Ursache von Konflikten, muss
37
Dahrendorf aber unterstellen. Dahrendorf setzt den antagonistischen Charakter der
Rollenerwartungen schlicht voraus. Eine mögliche Lösung des Problems, Konflikte nicht nur
vorauszusetzen, könnte darin liegen, zu zeigen, dass Herrschaft tatsächlich diese
antagonistischen Rollen- und Verhaltenserwartungen erzeugt. Dahrendorf greift hierzu auf
Webers Herrschaftsmodell zurück, welches aber bekanntermaßen Herrschaft dadurch erklärt,
dass sie auf Legitimität beruht und deshalb gerade keine Konflikte zwischen Herrschenden
und Beherrschten strukturell begründen kann.(Vgl. Weingart, 1968, S. 257). Den Ausweg aus
diesem Widerspruch, sowohl Gehorsam als auch Rebellion der Beherrschten zu erklären,
sucht Dahrendorf darin, dass die Rollenerwartungen an die Beherrschten aus deren Sicht auch
zu Rollenzumutungen werden können. Herrschaft wird von Dahrendorf um ein
instrumentelles Merkmal erweitert, nämlich der Möglichkeit Interessen durchzusetzen oder
nicht, je nach dem, in welcher Position man sich befindet. Aber auch hier kann aus den
unterschiedlichen Möglichkeiten der Interessensdurchsetzung noch nicht notwendigerweise
auf Konflikte geschlossen werden. Vielmehr müssen die Interessen inhaltlich bestimmt
werden, um zeigen zu können, dass es sich um Interessensgegensätze handelt. Damit geht
aber der strukturell erzeugte Interessensgegensatz verloren und Dahrendorf muss die
Entstehung von Interessen der Psychologie überantworten (Vgl. Weingart 1968, S. 260). Eine
ähnliche Kritik an Dahrendorfs Versuch, Konflikte unter Rückgriff auf Webers
Herrschaftsmodell zu erklären, findet sich bei Turner. Turner kritisiert, dass Dahrendorf
Konflikt voraussetzt und nicht in der Lage ist Konflikt zu erklären. Darüber hinaus wendet
Turner gegen das Dahrendorfsche Konfliktmodell ein, dass es hier dem Marxschen
Konfliktmodell vergleichbar nicht erlaubt, verschieden Konfliktformen zu erfassen.
Dahrendorf begreift Konflikt als Gegensatz zwischen Herrschern und Beherrschten und macht
keine Angaben darüber, dass unterschiedliche Herrschaftstypen womöglich unterschiedliche
Konflikte produzieren. Legitimation, Herrschaft, Über- und Unterordnung müssen ebenfalls
als Variablen angesehen werden, welche einen ebenso großen Einfluss auf Konflikte haben
wie die Bedingungen, welche laut Dahrendorf die Entwicklung von Konflikten beeinflussen
(Vgl. Turner 1973 S. 241). Auch der Zusammenhang von Konflikt und sozialen Wandel
bleibt unerläutert, obwohl Dahrendorf diesen wiederholt herausstellt. Konflikte können,
müssen aber nicht zu sozialem Wandel führen. Wenn beispielsweise in einem
Herrschaftskonflikt lediglich die Besetzung der Positionen ausgetauscht würde, hätte sich an
den Machtverhältnissen – Herrscher und Beherrschte -  nichts geändert.
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2.6 Lewis A. Coser
Die mit dem Konflikt (sic!) zwischen Struktur-Funktionalismus und Konflikttheorie
suggerierte Einheitlichkeit der jeweiligen Theorien wird mit dem Ansatz von Coser wieder
relativiert. Cosers Theorie des Konflikts versucht den Konflikt im Rahmen der funktionalen
Analyse zu erklären und dabei Einseitigkeiten, wie sie Parsons und Dahrendorf mit ihren
jeweiligen theoretischen Vorentscheidungen verursachen, zu vermeiden. Sowohl Dahrendorfs
These, dass alle Elemente einer Gesellschaft und somit auch die Gesellschaft selbst einem
permanenten Wandel unterliegen, als auch Parsons' durch theoretische Prämissen
präjudizierte Gleichsetzung von Konflikt und Spannung, d. h. als ein soziale Systeme
gefährdendes Element, werden von Coser zurückgewiesen (Vgl. Coser 1972, S.23). Cosers
Theorie des Konflikts ist die funktionalistische Interpretation von Simmels "Streit"-Schrift.
Ausgehend von der Frage, welche Bindungen soziale Stabilität ermöglichen, stellt Coser
Simmels These, dass auch Konflikte zu Gruppenbildungen führen, in den Mittelpunkt seiner
Untersuchung (Vgl. Coser 1972, S. 33). Simmels Beobachtungen von den strukturbildenden
Wirkungen von Konflikten - Konflikt schafft Gruppenidentitäten und soziale Beziehung
zwischen den Konfliktbeteiligten, Konflikt dient der Solidarisierung innerhalb der
Konfliktparteien - werden von Coser mit leichten Modifikationen übernommen. Darüber
hinaus kommt Konflikt, und hier liegt Coser auf einer Linie mit Dahrendorf, eine wichtige
Rolle bei der Veränderung von sozialen Strukturen zu, z. B. bei Normänderungen, also der
geänderten Rechtslage nach einem Konflikt. Coser unterstellt Konflikten damit zwei
scheinbar gegensätzliche Wirkungen: Stabilität und Wandel.
Ähnlich wie für Parsons, ist Cosers Bezugsproblem die Integration und Stabilität sozialer
Systeme, also die Frage: wie ist soziale Ordnung möglich? Während Parsons jetzt aber
Konflikte ausschließlich als systemgefährdende Abweichungen beschreibt, differenziert Coser
Konflikte in funktionale und dysfunktionale. Entscheidend für die Beschreibung eines
Konfliktes als funktional oder dysfunktional ist das Kriterium, ob sie den einer Gesellschaft
zugrunde liegenden Konsens berühren oder nicht. Der Klassenkonflikt, der die Gesellschaft in
zwei Lager spaltet, ist demzufolge laut Coser ein dysfunktionaler Konflikt, während ein
politischer Streit über die rechtliche Gleichstellung von homosexuellen Lebens-
gemeinschaften zur Ehe, der mit einer Änderung der Rechtslage endet, funktionalen Charakter
hätte, da er Normen, die mit zum Grundkonsens einer Gesellschaft zählen (in diesem Fall
Toleranz), ins Bewusstsein ruft und konfirmiert. Coser hat, was in der Rezeption seiner
Theorie des Konflikts meist übersehen wird, nicht nur Simmels Beschreibungen des Konflikts
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funktionalistisch reinterpretiert, sondern auch den Zusammenhang von Sozialstruktur und
Konfliktmöglichkeiten herausgestellt. Soziale Strukturen unterscheiden sich darin, inwieweit
sie Konflikte zulassen (Vgl. Coser 1972, S. 179). Dysfunktional wirken Konflikte demzufolge
in sozialen Strukturen, die Konflikte nicht oder nur ungenügend tolerieren und
institutionalisiert haben. Die Institutionalisierung und Tolerierung von Konflikten schließt
auch ein, wie Konflikte zugelassen werden. Konflikte tragen nicht nur zur Reaktivierung und
Modifizierung von Normen bei, sondern der Normbereich schreibt auch die Formen ihres
Ablaufes vor (Vgl. Coser 1972, S. 152). Ebenso können die von Coser erwähnten
Sicherheitsventile als Konditionierungsmechanismen verstanden werden, die den Ablauf und
die Austragung von Konflikten in einer bestimmten Weise regeln.
Cosers Beitrag zur Soziologie des Konflikts ist vor allem darin zu sehen, dass er die
Gleichzeitigkeit von Konflikt und Konsens in der Gesellschaft wieder in den Mittelpunkt
rückt, während Parsons wie auch Dahrendorf ihrer Beschreibung von Gesellschaft eine
antagonistische  Gegenüberstellung von Konflikt und Konsens zugrunde legen. D.h. eine
Theorie des Konflikts muss auch Aussagen über das soziale Phänomen Konflikt selbst
machen können.
2.7 Vergleichende Betrachtung und Fazit der soziologischen Theorien des
Konflikts
Die Durchsicht der soziologischen Klassiker macht deutlich, dass Konflikte in einem
ambivalenten Verhältnis zu sozialer Ordnung stehen. Während einige Theoretiker Konflikte
vor allem in Verbindung mit sozialem Wandel betrachten, heben andere die integrierende
Wirkung von Konflikten hervor. Auf der anderen Seite sind Konflikte ein vielschichtiges
Phänomen. Konflikte tauchen in den unterschiedlichsten sozialen Zusammenhängen auf.
Demnach ist zu klären, unter welchem theoretischen Gesichtspunkt etwa wissenschaftliche
Diskurse, parlamentarische Debatten, Rechtsstreitigkeiten oder auch wirtschaftliche
Konkurrenz als Konflikte beschrieben werden können. Darüber hinaus wurde von einigen
Theoretikern auch hervorgehoben, dass Konflikte nicht nur Auswirkung auf soziale
Strukturen haben, sondern selbst auch durch soziale Strukturen konditioniert werden, z. B.
durch Regeln, welche die Mittel der Konfliktaustragung beschränken. Die Begriffs-
bestimmung und das wechselseitige Verhältnis von Konflikt und sozialer Ordnung sollen in
der folgenden vergleichenden Darstellung als Leitfaden dienen, um die Leistungsfähigkeit der
einzelnen Konflikttheorien zu bewerten. Bis auf Weber, Dahrendorf und Parsons macht
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keiner, der hier ausgewählten Autoren eine konkrete Konfliktbestimmung. Marx interessiert
sich ohnehin nur für den seiner Meinung nach zentralen Konflikt von Gesellschaften: den
Klassenkampf. Demzufolge stehen für Marx dessen Ursprung und seine Wirkung auf die
gesellschaftliche Entwicklung im Mittelpunkt. Andere Konflikte sind entweder Ausdruck
dieses zentralen Konfliktes oder aber nicht relevant und daher muss sich Marx auch keine
Gedanken über eine explizite Begriffsbestimmung machen. Dass Marx Konfliktbegriff zu eng
gefasst ist, wurde in der vorhergehenden Diskussion seiner Klassentheorie gezeigt. Sowohl
bei Simmel als auch bei Coser finden sich keine expliziten Konfliktdefinitionen. Parsons
Bevorzugung der Begriffe strain oder tension statt Konflikt und seine Konzentration auf die
Lösung von Konflikten, sei es durch Kontrollmechanismen, sei es durch Änderungen im
System, schränken seine Begriffsbestimmung unnötig ein. Außerdem entgeht im dadurch die
Möglichkeit zu beobachten, dass sich bestimmte soziale Zusammenhänge sowohl durch
Konflikt als auch durch Konsens reproduzieren. Dahrendorfs Definition Konflikt als
strukturell erzeugte Gegensatzbeziehung bzw. als Gegensätzlichkeit von Elementen ist  wenig
überzeugend. Ist eine wissenschaftliche Kontroverse ein strukturell erzeugter Gegensatz oder
ein Streit zwischen Ehepartnern? Dahrendorfs Konfliktbestimmung macht es schwierig,
Konflikte zu erfassen. Max Webers Definition des Kampfes ist noch die brauchbarste
Konfliktdefinition, da er Konflikt nicht schlicht voraussetzt, sondern erst durch ein soziales
Handeln konstituiert wird. Diese Einschätzung teilt er mit Parsons, vermeidet aber im
Gegensatz zu ihm weitere präjudizierende Einschränkungen. Damit lässt sich ein erster
Gesichtspunkt formulieren, dem eine Konfliktdefinition genügen muss. Sie muss erstens,
einem Abstraktionsanspruch genügen, der so unterschiedliche Konfliktformen wie familiärer
Streit, Krieg, wissenschaftliche Diskussion oder auch Konkurrenz umfasst und sie muss
zweitens, die Genese von Konflikten erklären, also über ein simples es gibt Konflikte
hinausgehen. Eine solche Konfliktbestimmung steht bislang noch aus. Ebenso stellt das
Verhältnis von Konflikt zu sozialem Wandel und sozialer Ordnung ein Forschungsdesiderat
dar. Offenbar reichen die bisherigen theoretischen Mittel nicht aus, um den scheinbar
widersprüchlichen Befund zu erklären, dass Konflikte sowohl strukturbildende als auch
strukturverändernde Wirkung entfalten.
Ein unterstellter Determinismus von Konflikt und sozialem Wandel wie in Marx und
Dahrendorf vermuten, kann mit Sicherheit nicht aufrechterhalten werden. Bei Coser und
Simmel fehlt eine Analyse des Zusammenhanges von Konflikt und sozialem Wandel. Sie
thematisieren zwar das Veränderungspotenzial von Konflikten, interpretieren dieses aber
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nicht als notwendige Bedingung für gesellschaftliche Evolution, sondern beziehen es auf
einzelne gesellschaftliche Bereiche. Am ehesten wird noch Parsons Darstellung dem
Verhältnis von Konflikt und sozialem Wandel gerecht. Er interpretiert Konflikte konsequent
als notwenige Bedingung für Veränderungen und entgeht dadurch sowohl der Ineinssetzung
von Konflikt und sozialem Wandel als auch Unterstellung eines deterministischen
Zusammenhanges: wenn Konflikt, dann auch sozialer Wandel. Stattdessen kann er
unterschiedliche Ergebnisse erfassen. Abhängig davon wie das System, in dem die Spannung
auftritt reagiert - Festhalten an der Erwartung oder Änderung der Erwartung, die durch die
Spannung in Frage gestellt wurde – lässt sich sozialer Wandel oder eben kein Wandel
feststellen. Eine Theorie des Konflikts muss also beides im Blick behalten. Sie muss zum
einen die Rolle von Konflikt als Initiator von Veränderungen darlegen können, sie muss aber
auch mögliche andere Entwicklungen, eben keine Änderung von Strukturen, trotz eines
Konflikts erklären können. Daneben stellen die von Simmel aufgestellten und von Coser
später aufgegriffenen Beschreibungen der formalen Aspekte von Konflikten, wie die
integrativen Wirkungen in Form von Solidarität und Identität wichtige Einsichten der
soziologischen Analyse von Konflikten dar.
3. Systemtheoretische Grundlegung des Konflikts
Die vorangegangene Rekonstruktion soziologischer Klassiker hat gezeigt, dass das Verhältnis
von Konflikt und Gesellschaft ein zentrales Thema der soziologischen Theoriebildung ist. Sie
hat aber auch deutlich gemacht, dass es keine einheitliche Betrachtung des Konflikts gibt.
Vielmehr reichen die Einschätzung zur Bedeutung von Konflikten für soziale Ordnung von
der Gefährdung der Systemstabilität (Parsons) bis zur Idealisierung als Generator für sozialen
Wandel (Dahrendorf). Beide Betrachtungen werden hier als reduktionistisch zurückgewiesen,
ohne die durchaus zutreffende Beobachtung des ambivalenten  Verhältnisses von Konflikt zur
Gesellschaft gänzlich zu verwerfen. Statt dessen sollen mit einer systemtheoretischen
Beschreibung die beiden, sich scheinbar gegenseitig ausschließenden Wirkungen sowie die
seit Simmel gemachte Beobachtung, des strukturbildenden Effektes von Konflikten integriert
werden. Die Analyse des Konflikts selbst bleibt meist, bis auf wenige Ausnahmen (Simmel,
Coser) ungeklärt. Der Einbau der Form des Konflikts in eine Konflikttheorie steht bislang
noch aus. Die nachfolgende systemtheoretische Grundlegung des Konflikts verfolgt also zwei
Ziele: zum einen die Klärung des Verhältnisses von Konflikt und Gesellschaft oder
allgemeiner formuliert, des Verhältnisses von Konflikt und Struktur und zum anderen die
Integration der Analyse des Konflikts selbst in die Theorie.
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3.1 Kommunikation und Konflikt
Die Systemtheorie betrachtet Gesellschaft als soziales System, das ausschließlich aus
Kommunikationen besteht. Grundlegendes Bezugsproblem aller sozialen Systeme ist die
Reproduktion ihrer Elemente, d. h., Kommunikation muss fortlaufend an Kommunikation
anschließen und darf nicht abrechen. Kommunikation ist eine Synthese aus einem dreifachen
Selektionsprozess: Information, Mitteilung und Verstehen (Vgl. Luhmann 1996, S. 194ff).
Informationen seligieren das, was kommuniziert wird, Mitteilungen, wie etwas kommuniziert
wird und Verstehen ist die Beobachtung dieser Differenz von Information und Mitteilung. Mit
diesen drei Selektionen realisiert sich Kommunikation. Davon zu unterscheiden ist eine vierte
Selektion, nämlich Ablehnung (Konflikt) bzw. Annahme (Konsens) des in der Kommunikation
mitgeteilten Sinnangebots. Damit wird auf grundbegrifflicher Ebene schon festgelegt, dass
Konflikt wie Konsens immer nur als Kommunikationen gedacht werden können. Also nicht
strukturell als immer schon vorhanden gedacht werden, die dann aus irgendeinem Anlass
offen zu Tage treten. Konflikt ist für die Systemtheorie ein gleichwertiges soziales Phänomen
wie Konsens, da sie Gesellschaft nicht als durch geteilte Normen und Werte begründete
soziale Ordnung betrachtet. Explizit konsensbasierte Theorien  können Konflikt nur als
nichtsoziales Ereignis begreifen, das es nach Möglichkeit zu vermeiden gilt und selbst sich
diskursiv gebende Theorien, wie die von Habermas haben die Verständigung zum Ziel, d. h.
Konfliktbeendigung. Die Systemtheorie hält es dagegen mit Simmel, der von der
Gleichzeitigkeit von Konflikt und Konsens ausgeht und nicht von einer sequenziellen
Abfolge. Sie vermeidet präjudizierende Annahmen, um den Konflikt überhaupt als soziales
Ereignis in den Blick nehmen zu können und verschiebt z. B. die Fragen nach der Funktion
bzw. Dysfunktion von Konflikten, ihrer gesellschaftlichen Relevanz, ihrer Bedeutung für
sozialen Wandel auf einen späteren Zeitpunkt der Analyse. Konflikte sind für die
Systemtheorie zunächst also nichts anderes als zwei einander widersprechende
Kommunikationen. Mögliche Beispiele wären Rücktrittsforderungen der Opposition an
Regierungsmitglieder, die von diesen zurückgewiesen werden, oder die Kritik
wissenschaftlicher Theorien (etwa die Infragestellung der Systemtheorie) oder der Protest von
Journalisten der öffentlich-rechtlichen Medien gegen einen Intendanten. Auch hier wird der
autopoietische Prozess fortgesetzt.19 „Es ist demnach prinzipiell verfehlt, Konflikte auf ein
Versagen von Kommunikation zurückzuführen (so als ob Kommunikation etwas „Gutes“ sei,
das scheitern könne)“ (Luhmann 1996, S. 530). Konflikte können ein eigenes System
                                                          
19
 Mit dem Begriff der Autopoiese wird jener Vorgang der Reproduktion bezeichnet, der besagt, dass Systeme
ihre Elemente, aus denen sie bestehen selbst herstellen und sich dadurch von ihrer Umwelt abgrenzen. Soziale
Systeme tun dies in der Form von Kommunikation und Bewußtseinssysteme in der Form von Gedanken.
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ausbilden, wenn sie zum Bezugspunkt der Kommunikation werden. Möglich wird diese
Systembildung durch eine Negativversion von doppelter Kontingenz: "Ich tue nicht, was du
möchtest, wenn du nicht tust, was ich möchte" (Luhmann 1996, S. 531).20 Zwar bleibt eine
positive Anschlusskommunikation möglich, aber die doppelte Negation  legt auf der anderen
Seite eine gegenseitige negative Erwartung fest, die schließlich zu einem Fremdschaden-
Eigennutzen-Muster führt, das darauf beruht, dass Ego das, was Alter schadet, als eigenen
Nutzen ansieht, da er annimmt, dass Alter umgekehrt genauso verfährt. Konfliktsysteme sind
strukturell auf eine Zweiergegnerschaft reduziert. Bei mehr als zwei Beteiligten zeigen sich
Tendenzen zur Koalitionsbildung.21 Konfliktsysteme sind offen bezüglich der Rekrutierung
von Elementen, die der Reproduktion des Systems dienen. Die binäre Freund-/Feindstruktur
hat einen hohen Integrationseffekt, zum einen auf die Solidarisierung innerhalb der
streitenden Parteien und zum anderen auf die Gegnerschaft selbst.22 Innerhalb einer
Konfliktpartei werden abweichende Auffassungen über die Bewertung des Konfliktgegners
als Verrat empfunden. So sehen sich zum Beispiel Regierungen, die nicht die Einschätzung
der USA über den Irak teilen, mit dem Vorwurf konfrontiert, dass Bündnis gegen den Terror
zur schwächen. Auf der anderen Seite trägt ein Konflikt zur Identitätsbildung bei und deshalb
kann ein Ende des Konflikts auch zum Ende der Konfliktparteien führen. "Wer seinen Feind
verliert, wird dann eine eigentümliche Leere fühlen; ihm fehlen Handlungsmotive, auf die er
sich selbst verpflichtet hatte. Ihm werden Möglichkeiten fehlen, die vielen Okkasionalitäten
zu einer Geschichte zusammenzufassen, wenn der Konflikt als eine relativ zeitbeständige
Identifikationslinie ausfällt" (Luhmann 1996, S. 533). Konflikte sind Alltagserscheinungen,
die zumeist relativ rasch wieder verschwinden. Dennoch gibt es Konflikte, die
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 Kontingenz bedeutet, dass etwas nicht notwendigerweise so ist, wie es ist, sondern auch anders sein kann. Man
wählt eine bestimmte Handlung, man könnte aber auch ebenso gut eine andere wählen. Doppelte Kontingenz
bezeichnet jene Situation, in der jeder kontingent handelt und dies nicht nur von sich selbst weiß, sondern auch
vom anderen erwartet. Eine solche Konstellation scheint zunächst die Unwahrscheinlichkeit sozialer Ordnung
hervorzuheben. Sie ist aber gleichzeitig auch der Ausgangspunkt für Strukturbildung. Wenn neben der eigenen
Verhaltensunsicherheit gleichzeitig auch das Verhalten des anderen unsicher ist, ist genau diese Unsicherheit
eine Möglichkeit zur Verhaltensorientierung. (Vgl. Luhmann, 1996, S. 165f).
21
 Die Tendenz zur Koalitionsbildung lässt sich am Beispiel des 1. Weltkrieges verdeutlichen:
Nach dem Beginn des 1. Weltkrieges (28.7. 1914 Kriegserklärung Österreich-Ungarns an Serbien) traten die
anderen europäischen Staaten entweder auf der Seite der Mittelmächte oder auf der Seite der Alliierten in den
Krieg ein. Selbst Staaten wie Griechenland und Rumänien, die zunächst ihre Neutralität erklärten, traten später
auf der Seite der Alliierten in den Krieg ein.
22
 Die Feststellung einer Freund-/Feindstruktur ist vielleicht eine zu harte Formulierung, wenn man sie z.B. auf
wissenschaftliche Konflikte überträgt. Statt den Begriff Feind zu verwenden, wäre es vielleicht angebrachter, auf
den Begriff Gegner auszuweichen. Aber das sind vielleicht nur semantische Geschmacksfragen. Es geht hier in
erster Linie darum deutlich zu machen, an welcher Erwartungsstruktur sich Konfliktkommunikation orientiert.
Zustimmung vom Freund, Ablehnung vom Feind und natürlich orientieren sich die eigenen
Kommunikationsbeiträge entsprechend. Wissenschaftliche Konflikte sind vielleicht die am wenigsten
personenorientierten Konflikte, aber auch hier gilt: man formuliert die eigene Theorie auch als Widerspruch zu
anderen Theorien. Die Systemtheorie widerspricht z. B. akteursorientierten Theorien, die davon ausgehen, dass
Gesellschaft aus Menschen besteht.
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gesellschaftliche Breitenwirkung erzielen. Um eine solche zu erreichen, muss ein Konflikt
einen gesamtgesellschaftlichen Bezug aufweisen, d. h. Anschlussfähigkeit über die Grenzen
der vorliegenden Interaktion hinaus besitzen (Vgl. Luhmann 1996, S. 536). Dies geschieht
durch Generalisierung, Dramatisierung und thematische Konzentration. Der Transport von
atomaren Brennelementen beispielsweise, obwohl nur ein Aspekt der mit Atomenergie
zusammenhängenden Probleme, erlaubt es, die sonst nur allgemein formulierbare
(Atomenergie ist gefährlich) und damit nur zu wenig Widerstand mobilisierende Bedrohung
durch Atomenergie auf ein zeitlich und räumlich eingrenzbares Ereignis (Transporttermin und
-strecke) einzuschränken. Die Möglichkeit eines Unfalls beim Transport (Züge können
entgleisen) erlaubt sowohl Dramatisierung (gesundheitliche Folgen durch Verstrahlung) als
auch Generalisierung (größere Gebiete sind betroffen). Der Konflikt muss ferner Resonanz
erzielen. Resonanz bedeutet in der Systemtheorie, dass Umweltereignisse in Systemen
Reaktionen hervorrufen. Welche Resonanz aber erzielt wird, erfolgt in Systemen nach deren
eigenen Maßgaben. Es ist z. B. weniger effektiv zu versuchen, wirtschaftliche Unternehmen,
z. B. Hühnerfarmen, mit moralischen Argumenten dazu zu bewegen, ihre Tierhaltung an
artgerechten Kriterien auszurichten. Wirtschaftliche Unternehmen operieren gemäß dem Code
Zahlen/Nichtzahlen,  d. h. der Boykott bestimmter Produkte, z. B. Nichtkauf von Eiern aus
Käfighaltung, hat größere Aussichten auf Erfolg als eine moralische Forderung an das
Unternehmen. Eine sichere Möglichkeit, Resonanz in anderen sozialen Systemen zu erzielen,
ist der Weg über die Massenmedien. Auch die Massenmedien lassen sich als soziales System
beschreiben, das nach eigenen Kriterien darüber entscheidet, was Resonanz erzeugt und was
nicht. Für den Programmbereich Nachrichten/Berichte der Massenmedien gelten folgende
Kriterien (Nachrichtenfaktoren), die einem Ereignis eher Medienaufmerksamkeit verleihen als
andere: Aktualität, Konflikthaltigkeit, lokaler Bezug, Normverstöße, Prominenz der Akteure
und Quantitäten, die durch weitere Auswahlkriterien der Organisationen, (wie Rubriken, Zeit
und verfügbarer Raum), ergänzt werden, die mit der Nachrichtenauswahl beschäftigt sind, so
z. B.: Redaktionen oder Agenturen. Wird der „Sprung“ in die Massenmedien geschafft, ist die
Möglichkeit eröffnet, dass andere soziale Systeme, etwa das politische System in Gestalt der
Regierung, möglicherweise zu Entscheidungen veranlasst werden. Dass soziale Systeme die
Massenmedien benutzen, um sich selbst, aber auch ihre Umwelt zu beobachten, liegt in deren
Verbreitungspotenzial begründet. Massenmedien konstruieren Realität für andere, da sie
aufgrund ihrer Reichweite alle erreichen, und hierin liegt auch der Grund für die
Durchsetzungskraft der Realitätskonstruktion der Massenmedien: in der Unterstellung ihrer
Bekanntheit. Die gesellschaftliche Primärfunktion der Massenmedien liegt in der Herstellung
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einer gemeinsamen Realität bzw. eines Gedächtnisses der Gesellschaft, das die
Anschlussfähigkeit von Kommunikation ermöglicht.
Ein Konflikt liegt also dann vor, wenn eine Kommunikation mit einem Nein beantwortet
wird. An dieser Stelle erfolgt der Einwand, dass mit dieser Konfliktdefinition auch
kommunikative Ereignisse wie Fragen, die mit einem Nein beantwortet werden, unter den
Konfliktbegriff fallen (Schneider 1992). Stattdessen sollte erst von einem Konflikt
gesprochen werden, wenn auf das erste Nein wiederum mit einem Nein geantwortet wird. Ich
behaupte dagegen, dass die systemtheoretische Konfliktdefinition keinesfalls überdehnt ist.
Die Wahrnehmung des Neins als Widerspruch liegt nur dann vor, wenn der
vorhergegangenen Kommunikation eine Zustimmungserwartung zugrunde lag.23 Ein Satz, der
beispielsweise mit den Worten beginnt „Sie haben doch sicher nichts dagegen, (...).“ macht
ohne jeden Zweifel deutlich, dass alles andere als ein Ja als nicht erwünschter Widerspruch
gewertet würde, wohingegen die Frage eines Kellners „Möchten Sie noch etwas trinken?“
sowohl Bejahung als auch Verneinung als mögliche Antwort erwartet. Kommt es beim ersten
Beispiel, trotz des erwarteten Jas zu einem Nein als Antwort, liegt also ein Konflikt vor.24
Offen ist noch, ob der Konflikt sich fortsetzt oder wieder verschwindet.25 Ersteres ist der Fall,
wenn das Nein mit einem weiteren Nein beantwortet wird, etwa wenn die Zurückweisung auf
die Frage „Sie haben doch sicher nichts dagegen“ nicht akzeptiert wird. Jetzt kann man davon
ausgehen, dass ein Konfliktsystem vorliegt, d. h., dass sich die Erwartungsstrukturen des
Systems auf Konflikt eingestellt haben. Statt Zustimmung hat sich Ablehnung als Erwartung
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 „Die Ablehnung widerspricht der Annahmeerwartung oder auch einfach einer unterstellten Kontinuität des
>>so wie immer<<“, Niklas Luhmann, (1997a). Die Gesellschaft der Gesellschaft, 2 Bände. Frankfurt a. M..
24
 Es ist eigentlich nur möglich einen Konflikt im Nachhinein als Konflikt zu identifizieren und nicht zeitgleich
mit seinem Geschehen. Es muss also ein mehrfache Kommuniaktionsabfolge eintreten, bevor sich sagen lässt,
dass das erste Nein schon ein Konflikt war. Der Konflikt zwischen den USA und einem Teil ihrer Verbündeten
war nicht schon mit dem deren Nein zu einer UN-Resolution, die ein militärisches Vorgehen im Irak legitimieren
sollte, als Konflikt beobachtbar. Sondern erst dadurch rekonstruierbar, dass die USA an ihrer Forderung
festhielten und die Gegner an ihrem Nein. Jetzt erst wurde deutlich, dass der Forderung der USA eine
Zustimmungserwartung an ihre Verbündete (es wären ja sonst auch keine Verbündete, wenn von ihnen kein Ja
erwartet werden könnte) zugrunde lag und dieser Zustimmungserwartung wurde u.a. von Frankreich und
Deutschland widersprochen.
25
 Im Unterschied zu Luhmann, der einen Konflikt empirisch schon ausreichend begründet sieht, wenn eine
Sinnzumutung abgelehnt wird, behauptet Messmer, dass es einer mehrgliedrigen Widerspruchskommunikation
bedarf, bevor  sich ein System konstituiert, das auf einer Negativversion doppelter Kontingenz  beruht Heinz
Messmer, (2003). “Konflikt und Konfliktepisoden. Prozesse, Strukturen und Funktionen einer sozialen Form.”
Zeitschrift für Soziologie Jg. 32, H. 2, S.  98-122.. Der Einwand relativiert sich, wenn man Konflikt und
Konfliktsystem unterscheidet. Für die Etablierung eines Systems mit einer bestimmten Struktur, bedarf es in der
Tat mehrere Kommunikationen, die sich der systemkonstituierenden Struktur bedienen. Für einen Konflikt als
einer kurzlebigen, einmaligen Kommunikation reicht ein Widerspruch.
26
 Ob dies dann tatsächlich der Fall ist, bleibt zugegebenermaßen eine empirische Frage. Was hier herausgestellt
werden soll, ist, dass die Fortsetzung der Kommunikation als Konflikt wahrscheinlicher geworden ist, als die
Fortsetzung als Zustimmung.
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etabliert.26 Eine solche Konfliktdefinition hat den Vorteil, ohne vorgängige Einschränkungen
wie Anlass, Mittel oder Ursachen auszukommen, die, wenn man sie in eine Konfliktdefinition
einfließen lässt, bestimmte Konflikte ausschließen würden. Werden Konflikte beispielsweise
als Interessensgegensätze definiert, fällt es schwer darunter auch wissenschaftliche Diskurse
zu verstehen oder kulturelle Konflikte, etwa über die unterschiedliche Behandlung von Frauen
in modernen und in traditionellen Gesellschaften. Es sei denn, man wählt einen weiten Begriff
des Interesses.
Die systemtheoretische Konfliktdefinition erlaubt eine präzise Bestimmung des Vorliegens
von Konflikten. Wird eine Zustimmungserwartung enttäuscht, d. h. verneint und nicht bejaht,
liegt ein Konflikt vor. Diese Definition lässt sich unschwer auf so unterschiedliche
Konfliktformen, wie politische Debatten (Forderungen der Opposition werden in der Regel
von der Regierung zurückgewiesen), wissenschaftliche Diskurse (Theorien, Hypothesen,
Methoden werden meist kritisiert und nicht vorbehaltlos übernommen), familiärer Streit
(Auseinandersetzungen über die Dauer des abendlichen Ausgangs), wirtschaftliche
Konkurrenz (in diesem Fall läuft die Zustimmung bzw. die Ablehnung über Dritte, d. h. durch
das Eingehen der Kunden auf das eine Angebot und nicht auf das des anderen Anbieters)27
oder auch Rechtskonflikte anwenden.  Auch über die Entstehung von Konflikten macht die
systemtheoretische Definition genaue Angaben. Konflikte werden nicht einfach
vorausgesetzt, sondern sie treten auf, wenn ein Nein kommuniziert wird. Konflikte sind
potenziell hoch wahrscheinliche Ereignisse. Prinzipiell lässt sich jede Zustimmungserwartung
verneinen. Das massenhafte tägliche Auftreten von Konflikten wird auch niemand bestreiten.
Gleichwohl ist es eine empirische Tatsache, dass nicht jede Sinnofferte zurückgewiesen wird
und das nicht unbedingt deswegen, weil ihr vorbehaltlos zugestimmt würde, sondern weil die
Situationsbedingungen ein Nein wenig aussichtsreich machen. Die Möglichkeiten, Nein zu
sagen, sind nicht notwendigerweise zur Zustimmungsoption gleich verteilt. Konflikte wurden
und werden unter bestimmte Bedingungen gestellt, eine Notwendigkeit, die sich nicht zuletzt
aus den problematischen Folgen ergibt, die entstehen, wenn Konflikte mit Gewalt ausgetragen
werden.
                                                          
27Der Streit zwischen Mannesmann und Vodafone kann hierfür als Beispiel dienen: die Aufforderung nach
Verkauf bzw. Nichtverkauf der Aktien wäre je nach dem, wie sich die Aktionäre entschieden hätten, gleichzeitig
eine Zurückweisung der Forderung des anderen Unternehmens gewesen.
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3.2 Konflikt und Gewalt
Die systemtheoretische Definition des Konflikts als Ablehnung einer Zustimmungserwartung
ist auf einem hohen Abstraktionsgrad angesiedelt, der für die weitere Analyse einzelner
Konfliktphänomene (in diesem Fall politischer Konflikte) der Spezifikation bedarf. Dazu
zählt auch die Art und Weise der Konfliktaustragung, die sich in friedliche und gewaltsame
Konfliktaustragung unterscheiden lässt. Da diese Unterscheidung für den weiteren Verlauf
dieser Arbeit eine wichtige Rolle spielen wird, aber Gewalt natürlich nicht nur Relevanz für
politische Konflikte besitzt, soll an dieser Stelle auf das Verhältnis von Konflikt und Gewalt
näher eingegangen werden.
Die sozialwissenschaftliche Forschung über Gewalt weist, wie diejenige über Konflikt trotz
zahlreicher Studien nach wie vor in erster Linie theoretische Desiderata auf. Zu diesem
Ergebnis kommen sowohl (Trotha 1997) als auch (Imbusch 2000) in ihren Aufsätzen über den
Stand der sozialwissenschaftlichen Gewaltforschung. In seiner Einleitung zum 1997
erschienenen Sonderheft der Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie
„Soziologie und Gewalt“ stellt Trutz von Trotha die These auf, dass es zwar eine Soziologie
der Ursachen von Gewalt gebe, aber keine Soziologie der Gewalt. Der allgemeinen
soziologischen Theorie setzt er entgegen, dass Gewalt allenfalls eine untergeordnete Rolle
spiele, obwohl sie doch seit Hobbes als konstitutives Problem der sozialen Ordnung anerkannt
sei. Marx hält er z. B. vor: „So wenig Marx das Hobbessche Problem der Gewalt als das
nahm, was es ist, nämlich als konstitutives Problem gesellschaftlicher Ordnung, so wenig
kümmerte er sich um die Untersuchung der Gewalt und ihre kategoriale Analyse“ (Trotha
1997, S. 10). Auch bei Durkheim, Simmel und Weber konstatiert Trotha das Fehlen einer
umfassenden Gewaltanalyse. Gewalt werde bei ihnen vornehmlich im Zusammenhang mit
Recht und/oder politischer Herrschaft thematisiert (Vgl. Trotha 1997, S. 11f). Der struktur-
funktionalistischen Theorie bescheinigt er einen eher stiefmütterlichen Umgang mit der
Gewalt und der Theorie Galtungs, dass diese „die empirische und theoretische Gewaltanalyse
in die Sackgasse geführt und äußerst fragwürdige gesellschaftspolitische Folgen gezeitigt“
(Trotha 1997, S. 13) habe. Den Ergebnissen der empirischen Gewaltforschung spricht er
schließlich jeglichen Beitrag zur theoretischen Analyse von Gewalt ab. Der zentrale Vorwurf
Trothas lautet, dass der Gegenstand der Untersuchungen zu einzelnen Gewaltphänomen gar
nicht die Gewalt sei, sondern die Ursachen der Gewalt (Vgl. Trotha 1997, S. 19f). Statt dessen
fordert er eine Soziologie der Gewalt, die mit einer Phänomenologie der Gewalt beginnen und
zu einer Theorie der Ordnungsformen der Gewalt weiterentwickelt werden sollte und zwar
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unter dem doppelten Gesichtspunkt, „dass die Gewalt selbst eine Form sozialer Ordnung ist
und im Sinne der klassischen politischen Philosophie seit Hobbes zum Kern des
Ordnungsproblems jeder Gesellschaft und Kultur gehöre“ (Trotha 1997, S. 20). Von der
Anwendung der Methode der dichten Beschreibung, wie sie von Clifford Geertz entwickelt
wurde und einer inhaltlichen Ausrichtung, die ein besonderes Augenmerk auf die körperliche
Seite von Gewalt wirft, erhofft sich Trotha die entscheidenden Fortschritte in der Soziologie
der Gewalt.
Zu ähnlichen Ergebnissen, was den theoretischen Stand der soziologischen Gewaltanalyse
angeht, kommt auch Peter Imbusch in seinem Aufsatz „Gewalt – Stochern in
unübersichtlichen Gelände“ (Imbusch 2000). Allerdings weist er die Kritik Trothas teilweise
zurück. Die Gegenübersetzung von einer Forschung über die Ursachen von Gewalt und einer
Forschung über die Gewalt selbst hält er für falsch und weist darauf hin, dass der Vorwurf,
die Ursachen von Gewalt seien hinreichend bekannt und somit liefere die Forschung hierüber
keine neuen Erkenntnisse, sich auch gegen eine Soziologie der Gewalt wenden könne, sobald
„die meisten Arten und Typen direkter physischer Gewalt in ihren Handlungsabläufen und
Konstellationen hinreichend ‚dicht‘ und idealtypisch beschrieben und analysiert worden sind“
(Imbusch 2000, S. 31). Imbusch konzentriert seine Feststellung von Forschungslücken auf
vier Punkte, wobei er keinen Anspruch auf Vollständigkeit erhebt. An erster Stelle nennt er
eine nur ungenügende Aufarbeitung des soziologischen Wissenstandes zur Gewalt, sowohl
was die Erkenntnisse der soziologischen Klassiker betrifft, als auch der Ansätze in der
Gewaltforschung insgesamt (Vgl. Imbusch 2000, S. 32ff). Die übrigen drei Desiderata
beziehen sich auf Fragen der Zu- bzw. Abnahme von Gewalt im Laufe der
Gesellschaftsentwicklung, auf die Zusammenhänge von Gewalt und Moderne, sowie auf -
von der Soziologie bislang wenig beachtete - Gewaltphänomene wie Krieg, bestimmte
Formen totalitärer Herrschaft, z. B. den Stalinismus und Genozid.
Statt der Feststellung diverser offener Fragen in der soziologischen Forschung zur Gewalt
noch eine weitere hinzuzufügen, sollen an dieser Stelle zwei Vorschläge gemacht werden, wie
zumindest ein Teil der offenen Fragen beantwortet werden könnte. Es wird zum einen
vorgeschlagen, den Gewaltbegriff auf physische Gewalt einzuschränken  und zum anderen die
Analyse von Gewalt in Bezug zu Konflikt zu setzten.
Die Fokussierung des Gewaltbegriffs auf physische Gewalt schließt psychische Gewalt oder
auch den Begriff der strukturellen Gewalt aus. All das, was in Verbindung mit Gewalt
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thematisiert wurde und wird, bezieht sich auf physische Gewalt. Das Hobbessche Problem der
Ordnung, totalitäre Herrschaft, Macht, Jugenddelinquenz, Rechtextremismus, Militanz in
politischen Protesten um nur einige Beispiele zu nennen. Wenn man Gewalt, wie im
Folgenden noch näher zu erläutern sein wird, als Universalsprache begreift, wird diese
Verbindung verständlich. Psychische Gewalt findet in dem hier interessierenden
Zusammenhang keine Berücksichtigung, weil sie in erster Linie auf Bewusstseinssysteme
zielt und nicht Teil von sozialen Konflikten ist. Es sind die Gedanken des Opfers, also die
Elemente des Bewussteinssystems, die eine „verbale Attacke“ als solche identifizieren und
ihre gewaltsame Wirkung erzielen, wenn dass Opfer nicht über genügend Selbstbewusstsein
verfügt, dieser zu begegnen. Sie kann natürlich als soziales Phänomen relevant werden, etwa
wenn sie als Problem (Mobbing) thematisiert wird. Psychische Gewalt kann damit gleichfalls
der soziologischen Analyse zugänglich gemacht werden. Es ist dann aber Kommunikation
über psychische Gewalt. Sie weist aber auch Ähnlichkeiten zu physischer Gewalt auf. Da ist
zum einen die Asymmetrie zwischen dem, der Gewalt ausübt und dem der Gewalt erfährt. Die
Wirksamkeit von psychischer Gewalt ist solange gewährleistet, wie das Opfer keine
Widerworte gibt oder es keine Gelegenheit hat, sich der verbalen Gewalt räumlich zu
entziehen. Zum anderen verletzten Worte, wenn auch nicht in erster Linie körperlich, obwohl
auch der Körper auf permanenten psychischen Terror reagiert etwa durch Abmagerung. Diese
beiden Ähnlichkeiten legen es nahe, auch diesbezüglich von Gewalt zu sprechen. Dennoch
wird hier Gewalt ausschließlich als physische Gewalt verstanden. Wenn man den zweiten
Vorschlag, Konflikt in die Analyse von Gewalt mit einzubeziehen, akzeptiert dann muss der
verwendete Gewaltbegriff psychische Gewalt ausschließen, denn bei ihrer Anwendung liegt
kein Konflikt zugrunde, der den Einsatz psychischer Gewalt als Mittel der
Konfliktentscheidung in Betracht ziehen würde. Psychische Gewalt ist demgegenüber in der
Regel eine einseitige Angelegenheit und  erzielt ihre Wirkung auch nur solange, wie das
Opfer sich nicht wehrt.
Ein weiterer Gewaltbegriff, der mit der semantischen Festlegung auf physische Gewalt
explizit ausgeschlossen wird, ist der von Johan Galtung entwickelte Begriff der strukturellen
Gewalt. Galtung definiert Gewalt wie folgt: „Gewalt liegt dann vor, wenn Menschen so
beeinflusst werden, dass ihre aktuelle somatische und geistige Verwirklichung geringer ist als
ihre potenzielle Verwirklichung“ (Galtung 1972, S.57). Gewalt schränkt also Möglichkeiten
ein. „Dass potenzielle Maß der Verwirklichung ist somit das mit einem gegebenen Maß an
Einsicht und Hilfsmitteln mögliche. Wenn Einsicht und/oder Hilfsmittel von einer Gruppe
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oder Klasse innerhalb eines Systems monopolisiert oder zweckentfremdet gebraucht werden,
dann fällt das Maß des Aktuellen unter das Maß des Potenziellen, und im System ist Gewalt
präsent“(Galtung 1972, S. 58). Strukturelle Gewalt wird von Galtung als in ein System
eingebaute Gewalt verstanden und äußert sich in ungleichen Machtverhältnissen und folglich
ungleichen Lebenschancen (Vgl. Galtung 1972, S. 62).  Das Problem Galtungs besteht darin,
dass er das Phänomen der Gewalt „inflationiert“ (Vgl. Baecker 1996, S. 93). Wenn
strukturelle Gewalt darin besteht, dass die potenziell zu Verfügung stehenden Möglichkeiten
durch objektive, d. h. nicht personal zurechenbare Einschränkungen limitiert werden, dann
stellt sich die Frage, ob überhaupt etwas als nicht durch strukturelle Gewalt eingeschränkt
beschrieben werden kann. Galtungs Gewaltbegriff schließt dann nicht nur physische Gewalt
ein, sondern ist beliebig ausdehnbar. „Gewalt wird zum Oberbegriff für alles menschliche
Leid, von dem man sich vorstellen kann, dass es nicht so sein müsste, wie es ist“ (Neidhardt
1986, S. 129).
Stattdessen soll also hier der Begriff der physischen Gewalt gewählt werden, wobei physische
Gewalt als Universalsprache beschrieben werden kann. Jede soziale Beziehung, die in
starkem Maße körperbestimmt ist, kann normativ nur bedingt kontrolliert werden (Vgl.
Neidhardt 1986, S. 134ff). Überlegene körperliche Kraft rekurriert eben nicht auf Rollen,
Status, Gruppenzugehörigkeiten, Informationsverteilungen und wird allenfalls dort relativiert,
wo auf Waffen oder auf Kampftechniken zurückgegriffen wird. Entscheidend ist aber, dass
die Kommunikation physischer Gewalt den Interpretationsspielraum des Informations-
aspektes einschränkt. Gewalt funktioniert auch dort, wo keine gemeinsame Sprache zur
Verfügung steht, etwa bei Kindern, Geisteskranken, Tieren oder Fremden. D. h. Gewalt
versteht jeder und sie verspricht, wenn überlegen, Erfolg, was sie dort attraktiv macht, wo
Interessen gegeneinander stehen, denn keiner stellt sich einem aussichtslosen Kampf. „Man
kann dies unterstellen, weil die Annahme, dass Menschen kein Interesse daran haben, ihren
Körper verletzen und sich selber töten zu lassen, weit über unseren Kulturkreis hinaus hoch
plausibel ist“ (Neidhardt 1986, S. 134). Physischer Gewalt kann man sich nicht entziehen,
was bei psychischer noch möglich ist. Man kann demjenigen, der psychische Gewalt ausübt,
aus dem Weg gehen, weghören oder sonst eine Form der Verdrängung wählen. Physische
Gewalt wirkt bei fast jedem, während man bei psychischer Gewalt genauere Kenntnisse über
die betroffene Person benötigt. Wenn man jemanden durch Worte verletzten will, muss man
wissen, ob diese Person über ein geringes Selbstbewusstsein verfügt, um die entsprechende
Wirkung zu erzielen. Bei physischer Gewalt kann man die erwünschte Wirkung unterstellen,
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denn dass jemand über Techniken verfügt, Schmerz zu ertragen, kann als relativ selten
unterstellt werden. Außerdem ist bei physischer Gewalt die Kontrolle des Wirkungseffekts
wesentlich eindeutiger. Wenn man jemanden aufgrund überlegener physischer Gewalt den
Arm auf den Rücken dreht, kann man ihn dorthin bewegen, wo man ihn haben will. In diesem
Sinne lässt sich physische Gewalt als Universalsprache verstehen und es sind ihre angeführten
Eigenschaften von Voraussetzungslosigkeit, Allgemeinverständlichkeit und Erfolgswahr-
scheinlichkeit, die sie für politische Macht so unabdingbar machen.28 „Wenn die Besonderheit
physischer Gewalt in der Voraussetzungslosigkeit, Allgemeinheit und Erfolgssicherheit ihrer
Wirkung liegt, dann muss es ein außerordentliches Interesse an der Domestizierung dieses
Zwangsmittels geben. Es sind gerade die geringe Vergesellschaftung des physisch
bestimmten Zwanges, ihre elementare Sozialität, wenn man so will: ihre Primitivität, die die
Politisierung ihres Einsatzes nahe legen“ (Neidhardt 1986, S. 135). Deswegen muss
beispielsweise der Staat an dem Gewaltmonopol festhalten, da er sonst nicht in der Lage wäre
Recht – auch gegen Widerstand – durchzusetzen.
Der zweite Vorschlag beruht darauf, Gewalt in Beziehung zu Konflikt zu untersuchen. Das
Hobbessche Problem der Ordnung wird nur verkürzt wiedergegeben, wenn Gewalt als
ständiges Problem verstanden wird, (ständig in dem Sinne, dass jeder jederzeit die
Möglichkeit zur Gewalt hat), welches einfach so existiert wie bestimmte natürliche
Phänomene, z. B. Regen. Interessanterweise zeigen gerade rechtsethnologische Studien, in
welchen sozialen Zusammenhängen Gewalt ein Problem darstellt, nämlich in der Austragung
von Konflikten.29 Diese Feststellung mag vielleicht banal klingen, aber sie hat theoretische
Konsequenzen. Gewalt kann nicht losgelöst als ein für sich existierendes Phänomen betrachtet
werden, sondern gewinnt seine sozialen Aspekte erst in Verbindung mit anderen sozialen
Erscheinungen. Die besonderen Eigenschaften physischer Gewalt kommen erst zum
Ausdruck, wenn man sie im Zusammenhang mit politischer Macht (Gewalt als Absicherung
von Macht) oder mit Konflikten (Gewalt als sicheres Entscheidungsmittel) bringt.  Insofern
trifft auch Trothas Vorwurf an die soziologischen Klassiker nicht, sie hätten der Gewalt eine
eigene Darstellung widmen müssen. Im Verhältnis zu Konflikten kann Gewalt als Mittel der
Konfliktentscheidung begriffen werden, d. h. Konflikt und Gewalt werden voneinander
                                                          
28
 Und diese Bedingungen gelten eben nicht für psychische Gewalt. Physische Gewalt wirkt bei fast jedem,
wohingegen psychische Gewalt eine genaue Kenntnis über das Opfer verlangt.
29
 Vgl. Gert Spittler (1980): Konfliktaustragung in akephalen Gesellschaften: Selbsthilfe und Verhandlung, in:
Alternative Rechtsformen und Alternative zum Recht. Jahrbuch für Rechtssoziologie und Rechtstheorie, Bd. 6.
hrsg. von E. von Blankenburg et al., Opladen,  S. 142-164 und (Trutz, 1986).
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unterschieden.30 Der Einsatz von Gewalt ist der Versuch, Konflikte zu entscheiden (Vgl.
Baecker 1996). Beim Versuch Gewalt zu definieren, wird mehr oder weniger explizit auf
Konflikte zurückgegriffen, ohne aber den Zusammenhang von Gewalt und Konflikt zu
reflektieren.31 Zur Erklärung der ordnungsstiftenden Wirkung von Gewalt wird oft Hobbes
Krieg aller gegen alle herangezogen. Im vorgesellschaftlichen Stadium hat jeder das Recht auf
alles, was unweigerlich zur Interessenskollision führt. Deswegen lebt jeder permanent im
Zustand der Unsicherheit, der Gewaltandrohung und der Verteidigungsbereitschaft. Aus
dieser Situation führt nur ein Vertrag zwischen den Individuen heraus, der das Recht zur
Gewalt einem Souverän (dem Staat) überträgt. Das Gewaltmonopol ermöglicht eine
Rechtsordnung, die dem Individuum Rechte garantiert, welche die Grundlage für Arbeit,
Eigentum, Wohlstand und Zivilisation sind. Zu fragen wäre: Verschwinden deswegen die
Interessenkollisionen oder handelt es sich mit der Etablierung eines Gewaltmonopols nur um
einen veränderten Umgang mit Konflikten? Statt dem Recht zur gewaltsamen
Konfliktentscheidung, nur noch friedliche Konfliktaustragung, etwa in Form des
Rechtsstreites. Abgesehen von der problematischen Annahme eines vorgesellschaftlichen
Zustandes, in der jeder individuell seine Interessen verfolgt, lässt sich die Hobbesche Theorie
auch systemtheoretisch interpretieren. Die Vermutung, dass die unbeschränkte Freiheit des
Individuums automatisch zu Interessenskollisionen mit anderen Individuen führt, wäre
demzufolge als prinzipielle Ablehnungsmöglichkeit aller Sinnzumutungen aufgrund der
Ja/Nein Codierung der Sprache zu verstehen. Die daraus entstehende Möglichkeit zum
Konflikt und die Probleme, die entstehen, wenn erstens, die Gesellschaftsstrukturen Konflikte
nicht tolerieren können und zweitens verschärfend die Möglichkeit, zur gewaltsamen
Selbsthilfe hinzukommt, lassen eine Veränderung von Strukturen (Etablierung eines
Gewaltmonopols) als notwendig erscheinen, um einen anderen Umgang mit Konflikten zu
ermöglichen.
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 Das gilt auch für den Fall, dass aufgrund der Drohung mit Gewalt ein Nein unterbleibt. Hier wird ein Konflikt
im Vorfeld entschieden.
31
 So zum Beispiel Rolf Peter Sieferle, der Kooperation wie auch Konflikt als zwei grundlegende Modi der
innergesellschaftlichen Interaktion ansieht und Konflikte, eben auch einen gewaltförmigen Charakter annehmen
können. Allerdings hält er auch geordnete Kooperationsmuster als Ergebnis von Konflikten für möglich, die
durch Ausbeutung charakterisiert sein können, also gewaltförmig sein können (zitiert nach: Rolf Peter Sieferle
(1998): Einleitung, in: Rolf Peter Sieferle and Helga Breuninger (Hg.): Kulturen der Gewalt. Ritualisierung und
Symbolisierung von Gewalt in der Geschichte, Frankfurt a. M./New York, S. 11. Abgesehen von dem etwas
seltsam anmutenden Verständnis, Ausbeutung als Kooperationsmuster zu verstehen, ist aber Sieferles
Beobachtung, dass Gewalt auch ordnungsbildende sowie ordnungserhaltende Eigenschaften zuzuschreiben sind,
nicht ganz von der Hand zu weisen. Wobei in dieser Arbeit argumentiert wird, dass es Konfliktsysteme sind, die
eine strukturbildende Wirkung haben und wenn die Schwerpunkt der Konfliktkommunikation auf dem
Mitteilungsaspekt liegt, und die Mitteilung wiederum gewaltförmig ist, der Eindruck entsteht, dass eben die
Gewalt ordnungsbildend und –erhaltend wirkt.
53
Gewalt kann also als Mittel zur Konfliktentscheidung verstanden werden. Die Konzentration
der Kommunikation liegt hierbei auf dem Mitteilungsaspekt von Kommunikation, während
der Informationsgehalt in den Hintergrund tritt. Wenn Gewalt eingesetzt wird, kommt es zu
einer doppelten Einschränkung sowohl des Informations- als auch des Mitteilungsaspektes
von Kommunikation.  Das, was mitgeteilt wird, dürfte in Fällen, in denen die Mitteilungsform
Gewalt gewählt wird, eindeutig sein. Dass derjenige, der Gewalt erfährt, sie als ein
Missverständnis auffasst, ist möglich, aber eher unwahrscheinlich.32 Aber auch der
Mitteilungsaspekt wird durch Gewalt eingeschränkt. Es gibt nur noch drei Möglichkeiten zu
reagieren. Die erste Möglichkeit besteht darin, aufzugeben; die zweite Möglichkeit besteht
darin, mit Gewalt zu antworten und die dritte Möglichkeit ließe sich als Wiedereinführung
von Möglichkeiten in die Kommunikation beschreiben, die entweder durch die Situation
selbst oder durch Eingriff Dritter geschaffen werden. Das Kneipenritual der „Fastschlägerei
„auf den irischen Tory Island  kann als Beispiel für die Wiedereinführung von Möglichkeiten
in die Kommunikation dienen. „‘Hold me back or I’ll kill him‘, heißt es erst dann, wenn man
sieht, dass die eigenen Freunde verhindern werden, dass man tatsächlich auf den Gegner
losgeht. Damit man auch sicher ist, dass die Freunde dieser Aufforderung folgen, werden
insgeheim Mütter und Schwestern herbeigerufen, deren Gewaltvermeidungswünsche
unzweifelhaft sind“ (Baecker 1996, S. 102).
Gewalt ist  ein Mittel der Konfliktentscheidung, das dort auftritt, wo noch keine alternativen
Konfliktentscheidungsverfahren institutionalisiert sind, was auch davon abhängt, ob die
Strukturen des betroffenen Systems dies zulassen.
3.3 Konflikt und Interaktion, Organisation und Gesellschaft
Bislang konzentrierten sich die Ausführungen auf den systemerhaltenden un- bildenden
Aspekt von Konflikten. Konflikte wurden in soziologischen Theorien aber in erster Linie
immer mit Veränderung in Verbindung gebracht, sei es eher negativ als soziale Ordnung
gefährdende Erscheinungen (Parsons), sei es positiv als Ursache für sozialen Wandel, wobei
in manchen Fällen Wandel per se als fortschrittlich unterstellt wird (Dahrendorf). Das
Veränderungspotenzial und dann möglicherweise bestandsgefährdende Potenzial von
Konflikten gerät in den Blick, wenn Konflikte nicht mehr unspezifisch in Bezug auf soziale
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 Man könnte denjenigen, der Gewalt einsetzt, mit der Frage irritieren „Was soll das jetzt?“, sofern man dazu
kommt, sich zu äußern.
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Systeme betrachtet werden, sondern mit der Unterscheidung von Interaktion, Organisation und
Gesellschaft, d. h., wenn das Verhältnis von Konflikt und Struktur thematisiert wird.
Die These, dass Kommunikation an Kommunikation anschließt, beschreibt den operativen
Vorgang der Autopoiesis, sie sagt aber nichts darüber aus, wie dies geschieht. Allgemein ist
festzuhalten, dass sich Kommunikation offen, aber nicht beliebig vollzieht. Die an sich
unendliche Themenfülle von Kommunikation steht in konkreten Kommunikationssituationen
nicht zu Verfügung. Auf die Frage eines Touristen nach dem Weg zu einer bestimmten
Sehenswürdigkeit wird nicht mit einer Gegenfrage zu seiner politischen Gesinnung
angeschlossen. Kommunikation orientiert sich also an bestimmten (Erwartungs-)Strukturen und
ist nicht einfach ein Selbstläufer. Strukturen lassen sich als Einschränkung der Möglichkeiten der
Kombination (Relation) von Kommunikation beschreiben. „Eine Struktur beruht also, was
immer sie sonst sein mag, in der Einschränkung der im System zugelassenen Relationen“
(Luhmann 1996, S. 384). Strukturen bedürfen einer relativen Invarianz, um als Einschränkung
wirken zu können, d. h., um andere Möglichkeiten auszuschalten, bedarf es „einer relativen
Absicherung gegen die Wiederzulassung der Ausgeschalteten“ (Luhmann 1996, S. 385). Diese
Invarianz hat eine zeitliche und eine sachliche Dimension: der Schutz und die Dauer dieses
Schutzes vor der ständigen Mitsprache anderer Möglichkeiten. Strukturen legen also fest, welche
Kombinationen von Kommunikation möglich sind und welche nicht. Sie dienen damit aber auch
der Bestimmung, welche Kommunikation dem System zuzurechnen ist, und welche
Kommunikation in der Umwelt des Systems abläuft. Es ist zu vermuten, dass Strukturen, die der
Bestimmung systemeigener Kommunikation dienen, invariant sind, d. h., vor der Einführung
anderer Möglichkeiten - und dies geschieht in der Form von Ablehnung - geschützt werden
müssen. Wie dies geschieht, ist abhängig von dem System und seinem Komplexitätsniveau. Der
Schutz der Strukturen, die der Bestimmung der systemeigenen Kommunikation dienen, bedeutet
aber nicht, dass damit Konflikte per se ausgeschlossen wären oder etwa, dass die invariant
gehaltenen Strukturen vor Ablehnung völlig sicher seien. Mit dem eben Gesagten wird deutlich,
dass die Systemtheorie in Bezug auf den Zusammenhang von Konflikt und sozialem Wandel
einen Unterschied zwischen Struktur und Operation macht. Während die Ablehnung einer
Zustimmungserwartung auf operativer Ebene ein einmaliges, irreversibles Ereignis ist, kann sie
auf struktureller Ebene zu Veränderungen führen. Wie dies geschieht, wird von der
Systemtheorie mithilfe der Begriffe Variation, Selektion und Restabilisierung beschrieben. Der
evolutionstheoretische Zugang erlaubt es, Konflikte als notwendige, aber nicht hinreichende
Bedingung von sozialem Wandel zu bestimmen.
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Variation bezieht sich auf die Elemente des Systems. „Variation besteht in einer
abweichenden Reproduktion der Elemente durch die Elemente des Systems“ (Luhmann
1997a, S. 454). Selektion bezieht sich auf die Strukturen des Systems, d. h. jene Erwartungen,
die Kommunikation steuern können und variierende Kommunikation entweder aufgreifen
oder verwerfen. Restabilisierung schließlich ist der Zustand eines Systems nach erfolgter
positiver (Variation aufgreifender) bzw. negativer (Variation verwerfender) Selektion,
Variation, Selektion und Restabilisierung als Komponenten von Evolution setzen natürlich
Systeme voraus, d. h. Erwartungen von denen abgewichen werden kann und die dann
eventuell geändert werden.
Der primäre  Variationsmechanismus liegt in der Ja/Nein-Codierung von Sprache. „Variation
kommt mithin durch eine Kommunikationsinhalte abweichende Kommunikation zustande“
(Luhmann 1997a, S. 461). Die Variation ist aber lediglich eine notwendige Bedingung für
Evolution. Sie stellt nur das Potenzial für Veränderungen dar, welches meist ungenutzt wieder
verschwindet. Nicht jedes Nein führt zur Revolution. Variation wird auch nicht im Hinblick
auf ihre Chancen zur Selektion geäußert. „Würde Variation nur oder überwiegend im
Hinblick auf Selektionschancen erfolgen, wäre sie mit einem zu hohen Enttäuschungsrisiko
verbunden; denn die soziale Wirklichkeit ist extrem konservativ eingestellt und negiert nicht
so leicht Vorkommendes und Bewährtes im Hinblick auf etwas Unbekanntes, dessen
Konsenschancen noch nicht erprobt sind und in der gegebenen Situation auch nicht getestet
werden können“ (Luhmann, 1997a, S. 463). Mit höherer Komplexität wird es zunächst
unwahrscheinlich, dass Variationen positiv selegiert werden. D. h., komplexe Gesellschaften
benötigen Zusatzeinrichtungen, die Variation ermöglichen. In der gesellschaftlichen
Evolution ist das durch das Verbreitungsmedium Schrift und durch den Verzicht auf die
Externalisierung von Konflikten geschehen. Schrift erweitert nicht nur die räumliche und
zeitliche Reichweite von Kommunikation, sondern entlastet auch von den Ablehnung
unwahrscheinlich machenden Zwängen von Interaktion. Die andere Möglichkeit, die
Zulassung von Konflikten, wird durch Mechanismen erreicht, die Systeme von den negativen
Konfliktfolgen entlasten. Dies geschieht durch das Verbot bestimmter Mittel und durch die
Entscheidung von Konflikten durch Dritte. Jede Variation hat eine Selektion zur Folge.
Entweder wird die Neuerung aufgegriffen oder abgelehnt. Welche Richtung die Selektion
wählt, Neuerung oder Beibehaltung des Systemzustandes, wird von eigenen Mechanismen
geregelt. Zu nennen wären hier die Differenz von Interaktion und Gesellschaft, religiöse
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Selektionskriterien und symbolisch generalisierte Kommunikationsmedien. Die Differenz von
Interaktion und Gesellschaft ist ein Selektionsmechanismus, der in allen Gesellschaften
vorkommt. In interaktionsnah gebildeten Gesellschaften, in denen abweichenden Meinungen
kaum ignoriert werden können, wirkt sich dieser Selektionsmechanismus eher negativ aus.
Entweder greift das System die Variation sofort auf oder es tritt mit Rücksicht auf das, was in
der Gesellschaft toleriert wird, erst gar keine Variation auf. Je mehr Interaktion und
Gesellschaft auseinander treten,  desto mehr entwickelt sich dieser Mechanismus zum
Evolutionsverstärker. Interaktionen können jetzt „rücksichtsloser“ mit Variationen
experimentieren, ohne dass automatisch die ganze Gesellschaft mit betroffen ist. Ob eine
Variation erfolgreich ist, bleibt aber immer noch an positive Selektion und Restabilisierung
gebunden. Die gesteigerten Möglichkeiten zu abweichenden Meinungen werden zunächst von
der Religion abgefangen, die Kriterien dafür bereitstellt, was akzeptiert oder was verworfen
wird. „Über Religion setzt die Gesellschaft sich selbst unter Anpassungsdruck und entwickelt
geheiligte Selektionskriterien, mit denen sie wilde Variationen abfangen und sortieren kann“
(Luhmann 1997a,  S. 480). Einerseits werden also diejenigen Variationen angenommen,
welche mit den religiösen Selektionskriterien vereinbar sind, andererseits bleibt die Selektion
durch ihre einheitliche Orientierung begrenzt. Die moderne Gesellschaft schließlich überlässt
die Selektion den verschiedenen symbolisch generalisierten Kommunikationsmedien, welche
jeweils für ihr System festlegen, welche Variationen eine Chance haben und welche abgelehnt
werden. Im Wirtschaftssystem dient Profit als Selektionskriterium. Wenn etwas dem Profit
dient, hat es gute Chancen auf Verwertung. Vergleichbare Selektionskriterien lassen sich für
die Kunst (Stil), Politik (Staatsräson) oder auch das Recht (Positivität) finden. Die
Restabilisierung beschreibt den Prozess der Umstellung der Systemstrukturen. Die Revolution
von 1789 und die Niederlage Preußens gegen Napoleon können als Beispiel für eine positive
bzw. negative Selektion dienen (Vgl. Luhmann 1997a, S. 487). Die französische Revolution
wählt Demokratie statt Monarchie als Regierungsform. Abgeschlossen wird die
Restabilisierung aber erst Jahrzehnte mit der Umstellung des politischen Systems Frankreichs
auf eine repräsentative Demokratie. Prozesse, die parallel abliefen, wobei sie auch der
Restabilisierung der Selektion von Demokratie dienten, waren die Kodifizierung des Rechts,
die Freigabe der Wirtschaft, die Säkularisierung und die Privatisierung der Familie. In
Preußen wird die Beibehaltung des Absolutismus gewählt, dessen Restabilisierung die
preußischen Reformen zur Folge haben. Obwohl es also zu Veränderungen kommt, ist die
Selektion eine negative. Denn, das, worauf sich die Variation bezog - die Herrschaftsform -
blieb erhalten.
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Konflikte lassen sich auf operativer Ebene als ablehnende Kommunikation beschreiben, die einer
Zustimmung erwartenden Kommunikation folgt. Wird dagegen die die Kommunikation
dirigierende Ebene der Erwartungsstrukturen zum Gegenstand der Beobachtung gemacht, dann
lässt sich zeigen, dass Konflikte eine notwendige Bedingung sozialen Wandels sind, d. h., eine
abgelehnte Erwartung kann im weiteren Verlauf, wenn sie aufgegriffen (positiv selegiert) und
erfolgreich restabilisiert wird, zu Innovationen, d. h. veränderten Erwartungsstrukturen führen.
Geht man davon aus, dass Erwartungsstrukturen festlegen, welche Kommunikationen zum
System gehören und welche seiner Umwelt zuzurechnen sind, dann stellt sich die Frage, in
welcher Weise Systeme mit Konflikten umgehen. Es ist zu vermuten, dass soziale Systeme, je
nach dem um welchen Typ es sich handelt, (Interaktion, Organisation und Gesellschaft) auf
verschiedene Weise Konflikte konditionieren.
Ausgangspunkt für die Systemtheorie ist die Differenz von System und Umwelt. Soziale
Systeme konstituieren sich überhaupt erst durch die Errichtung und Aufrechterhaltung einer
Differenz zur Umwelt. Diese Differenz wird vom System mittels eines binären Codes festge-
legt, der entscheidet, welche Kommunikationen zum System gehören und welche in der Um-
welt des Systems ablaufen. Der Code legt unter Ausschließung einer dritten Möglichkeit
einen positiven und einen negativen Wert fest. "Der positive Wert bezeichnet die im System
gegebene Anschlussfähigkeit der Operationen: das, womit man etwas anfangen kann. Der
negative Wert dient nur der Reflexion der Bedingungen, unter denen der positive Wert
eingesetzt werden kann" (Luhmann 1996, S. 35). Die Form des Codes ist also nicht mit der
System/ Umwelt- Differenz zu verwechseln. Ergänzt wird der Code durch Programme, die es
ermöglichen, den positiven und den negativen Wert eines Codes zuzuteilen, d. h., zu bestim-
men, was z. B. Recht oder Unrecht, was wahr oder unwahr ist. Der Code eines Systems er-
möglicht nicht nur die Ausdifferenzierung eines sozialen Systems, sondern dient gleichzeitig
der Stabilisierung des Systems, indem er nur systemspezifische Kommunikation zulässt.
Interaktionssysteme beruhen auf der Differenz anwesend/ abwesend (Vgl. Nollmann 1997, S.
180ff). Sie entstehen, wenn zwei Anwesende sich wechselseitig wahrnehmen. Die Differenz
anwesend/abwesend unterwirft die Interaktion zeitlichen und thematischen Beschränkungen,
d. h., es kann immer nur ein Thema behandelt werden und die Kommunikationsbeiträge müssen
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in ein zeitliches Nacheinander gebracht werden.33 Interaktionssysteme sind damit im
Unterschied zu anderen sozialen Systemen wie Organisation oder Gesellschaft nicht zur weiteren
Systemdifferenzierung in der Lage.34 Dies hat Konsequenzen, insbesondere dann, wenn eine
Interaktion zum Konflikt wird. Wird die Zustimmungserwartung einer vorangehenden
Kommunikationen abgelehnt und setzt sich die folgende Kommunikation als Ablehnung fort,
dann wird die Interaktion zum Konflikt. Interaktionen stehen nur vor der Alternative, sich
entweder über zustimmende oder über ablehnende Kommunikation zu reproduzieren. Das allein
lässt aber noch nicht den Schluss zu, dass ein Konflikt wegen der systemspezifischen
Limitationen von Interaktionen per se problematisch wäre (Vgl. Eugster 2001). Parlamentarische
Debatten, wissenschaftliche Kontorversen oder Gerichtsverhandlungen können wohl kaum als
problematische Konfliktinteraktionen gelten. Familiäre Konflikte, Prügeleien zwischen
rivalisierenden Fussballfans oder Nachbarschaftsstreit hingegen schon. Diese Beispiele zeigen,
dass die Fortsetzung von Interaktion als Konflikt unter zwei Bedingungen problematisch wird.
Erstens, wenn die Austragung gewaltsam wird, und zweitens, wenn Kommunikation eigentlich
an Zustimmungserwartungen geknüpft ist und Negation demzufolge ausschließt, etwa in der
Familie oder der Ehe. Die Familie oder Zweierbeziehungen schließen immer die Person als
ganzen ein und nicht nur einen Auuschnitt. Mit dem politischen Gegner kann man nach einer
Debatte im Parlament noch ein Bier trinken gehen, mit dem Ehepartner nach einem Streit nicht
unbedingt, es sei denn als Versöhnungsaktion. Die Trennung von Konfliktgegenstand und
Person ist bei Interaktionen wie der Familie nicht möglich, weil die Erwartungsstrukturen des
Systems die ganze Person als Individuum einschließen. Die Limitationen von
Interaktionssystemen haben, wie noch zu erläutern sein wird, darüber hinaus Konsequenzen für
Gesellschaften, die primär auf Interaktionen beruhen und für ihr Verhältnis zu Konflikten.
Gewalt in Konfliktinteraktionen ist nur insofern problematisch, wenn es keine Beschränkung
hinsichtlich des Einsatzes von Gewalt gibt. Was vielfach an der heutigen Gewalt unter
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 Pädagogen dürfte dies ein vertrautes Problem sein. Nichts stört den Unterricht mehr als wenn mehr als eine
Person gleichzeitig reden. Und zwar nicht nur, weil die Kommunikation in der Jetztzeit gestört wird, sondern
weil der ohnehin begrenzte Zeitrahmen zusätzlich belastet wird. Der Lehrer muss seinen Vortrag unterbrechen,
die Aufmerksamkeit aller Schüler wiederherstellen und das eben Gesagte wiederholen. Kurz: ohnehin knappe
Zeit wird vergeudet.
34
 Es mag zwar Versuche geben, innerhalb einer Interaktion, etwa durch Flüstern oder durch Anspielungen, die
nur einem Teil der Anwesenden verständlich sind, weitere Differenzierungen einzuführen. Aber solche Versuche
bleiben zeitlich und sachlich beschränkt und können nicht wirklich zu dauerhaften eigenständigen
Systembildungen führen. „Wer Anspielungen verwendet, um einige unter den Anwesenden auszuschließen, tut
dies mit Erfolg nur dann, wenn er das schon etablierte Thema wenigstens zum Schein respektiert; und wer
flüstert, fällt schon per Wahrnehmung auf und muss damit rechnen, dass eben dies zum Thema gemacht wird
vgl. André Kieserling, (1999): Kommunikation unter Anwesenden. Studien über Interaktionssysteme, Frankfurt
a. M., S. 39.
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Jugendlichen beklagt wird, ist ihre Grenzenlosigkeit. Wenn einer blutet, wird erst recht
weitergeschlagen.
Organisationen bestimmen ihre Grenzen durch die Differenz von Mitgliedschaft/Nichtmit-
gliedschaft (Vgl. Luhmann 1997a, S. 826ff). Sie überwinden damit die Beschränkung der
Kommunikation auf physische Anwesenheit, wie sie für Interaktionen charakteristisch ist. Mit
der Mitgliedschaft verbunden sind bestimmte formalisierte Erwartungen, die Konflikte eher
unwahrscheinlich machen bzw. diese, wenn sie auftreten, relativ rasch entscheiden. Die
Mitgliedschaft bedeutet gleichzeitig auch eine Anerkennung der an die Mitgliedschaft
geknüpften Erwartungen, die wenig Spielraum für Konflikte lässt. Werden die mit der
Mitgliedschaft verbundenen Erwartungen kontinuierlich enttäuscht, droht der
Mitgliedschaftsverlust oder aber man verlässt die Organisation (Vgl. Luhmann 1995, S. 239ff).
Trotzdem sind Organisationen keinesfalls konfliktfreie Systeme. Es bieten sich zahlreiche
Anlässe für Konflikte; gleichwohl werden diese nicht oder erst zuletzt auf dem Dienstweg
entschieden, da dieser das Risiko birgt, dass nicht im eigenen Sinne entschieden wird.
Stattdessen werden eher, wenn auch nicht ausschließlich, funktionale Äquivalente auf
informeller Ebene benutzt, d. h.,  Annahme und Ablehnung von Kommunikation werden durch
die Trennung von formaler und informaler Organisation auseinander gezogen. Zu Konflikten,
die eher im informellen Bereich von Organisationen ihre Bearbeitung finden, zählen z. B.
Ressortstreitigkeiten oder Machtkämpfe. Konflikte sind aber nicht auf den informellen Bereich
von Organisationen beschränkt. Beispielsweise sind Entscheidungen über Strukturänderungen
einer Organisation, etwa ein personeller Umbau der Organisation verbunden mit Entlassungen,
welche zu Konflikten zwischen Betriebsrat und Betriebsleitung führen können, dem Bereich der
formalen Kommunikation in Organisationen zuzuordnen. Organisationen sind im Vergleich zu
Interaktionssystemen konflikttoleranter, da für sie die Möglichkeit besteht, Konflikte aus dem für
sie empfindlichen Bereich weitestgehend herauszuhalten. Wo dies nicht gelingt, also trotz der an
die Mitgliedschaft gebundenen Erwartung der Konfliktabstinenz Meinungsverschiedenheiten der
Mitglieder wahrscheinlich sind, behelfen sich Organisationen mit der Institutionalisierung von
Konflikten.35 Beispiele hierfür wären Tarifverhandlungen für Wirtschaftsorganisationen und
Parteitage für politische Organisationen. Obwohl Organisationen mit ihren
Mitgliedschaftsbedingungen ein bestimmtes Bündel an Erwartungen festlegen, gegen die nicht
mehr opponiert werden soll, können diese Erwartungsfestlegungen keine Dauerfestlegungen in
dem Sinne sein, dass sie nicht mehr geändert werden können. Gehälter, obwohl im
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 Man kann dies auch als Demokratisierung bezeichnen. Organisationen, insbesondere politische
Organisationen, erlauben das Nein gegen ihre Entscheidungen und schützen sich damit vor einem Konflikt, der
sie lahm legen würde.
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Arbeitsvertrag in einer bestimmten Summe ausgewiesen, können nicht auf Dauer festgelegt
werden. Dafür sorgt schon die Umwelt (Ereignisse in anderen sozialen Systemen), welche
Anlass für eine Forderung nach Steigerung oder Verminderung der Gehälter sein kann. Oder, um
ein Beispiel aus der Politik zu bemühen: Parteiprogramme müssen veränderbar sein, entweder,
um Parteien wählbar zu machen (Godesberger Parteiprogramm der SPD) oder, um auf neue
Forderungen reagieren zu können (Umweltschutz, Rolle der Frau). Organisationen reagieren
dabei ganz unterschiedlich auf diesen scheinbaren Widerspruch von notwendiger
Erwartungsfestlegung und notwendiger Erwartungsänderung. Eine Möglichkeit besteht darin, die
Konfliktaustragung an andere Organisationen zu delegieren. Eine direkte Auseinandersetzung in
jedem einzelnen Betrieb über Lohn- und Gehaltsänderungen würde die Arbeitsabläufe lahm
legen. Unternehmen sind in diesem Sinne zu klein, um Konflikte über Erwartungsfestlegungen
tolerieren zu können. Der Arbeiter arbeitet oder er streikt. Andererseits kann sich ein Betrieb
auch keine Auszeit nehmen, um einen Konflikt auszutragen, zumal nicht garantiert ist, dass es zu
einer Einigung und damit Konfliktbeendigung kommen wird. Die historische „Lösung“ für das
Problem, sowohl Erwartungen festzulegen als auch dieselben flexibel zu halten, ist die
Institutionalisierung des Konflikts durch Betriebsräte und durch Interessenverbände.36
Betriebsräte stellen gewissermaßen auf Betriebsebene sicher, dass Arbeitnehmerbelange
Berücksichtigung finden, d. h., der Arbeitnehmer kann auf Protest verzichten und stattdessen
arbeiten. Die stellvertretende Austragung des Konflikts durch Arbeitgeberverbände und
Gewerkschaften hat ebenfalls eine entlastende Funktion für Wirtschaftsorganisationen. Während
woanders gestritten wird, kann die Arbeit weiterlaufen. Nur in dem Fall, dass sich die
„Stellvertreter“ nicht einigen können und selbst die Drohung mit Streiks (auch hier wie schon im
Mittelalter: der Konflikt eskaliert schrittweise) zu keinem Kompromiss führt, werden die
Wirtschaftsorganisationen durch Streiks in den Konflikt mit hineingezogen.
Eine weitere Möglichkeit im Umgang mit Stabilität und Dynamik von Erwartungen besteht in
der zeitlich begrenzten Zulassung von Konflikten. Ein geläufiges Beispiel hierfür sind Parteitage,
auf denen Änderungen, Neuformulierungen von Parteiprogrammen stattfinden, welche dann bis
zum nächsten Parteitag als Erwartung dienen. Zum einen für Parteimitglieder, die nach außen hin
dieses Parteiprogramm bis zum nächsten Parteitag37 zu vertreten haben, insbesondere auch dann,
wenn zu den Beschlüssen auch solche zählen, die nicht die Zustimmung jedes einzelnen
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 Eine Entwicklung, die selbst konfliktreich verlief, wie die Geschichte der Arbeiterbewegung zeigt. Sie lässt
sich konflikttheoretisch aber auch als schrittweise Zulassung des Konflikts beschreiben, wozu beispielsweise die
Zulassung von Gewerkschaften zählt (1824 in England, 1864 in Frankreich, 1869 Deutschland).
37
 Ausnahmen sind Sonderparteitage, die auf Ereignisse Bezug nehmen, die beim letzten Parteitag nicht zur
Debatte standen oder mit denen ursprünglich nicht gerechnet wurde (Wiedervereinigung), die aber eine
Neubestimmung von Erwartungen nötig machen.
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Parteimitgliedes finden. Innerparteiliche Streitereien sind jenseits der Parteitage, wenn sie ein
gewisses Maß an Intensität und Dauer überschreiten, nicht nur für die betroffene Partei
kontraproduktiv, sondern auch für die gegnerischen Parteien, die, wie jede andere Konfliktpartei
auch einen Gegner brauchen, um sich profilieren zu können. Ist der nur noch oder überwiegend
der interne Streit einer Partei Gegenstand der Berichterstattung, hat man nicht mehr oder nur
noch eingeschränkt, sich der Öffentlichkeit (konkret: den potenziellen Wählern) als die bessere
Alternative zu präsentieren. Deshalb taucht nicht selten die Aufforderung einer Partei an die
zerstrittene Partei auf, ihren internen Streit endlich zu beenden und zum eigentlichen politischen
Tagesgeschäft zurückzukehren. Auf der anderen Seite dienen Erwartungen als Orientierung für
den Wähler: Ist diese Partei für mich wählbar oder nicht.38 Dabei kann es nicht um eine 1:1-
Übereinstimmung in den Zielen, Interessen und Einstellungen gehen, was unmöglich ist, sobald
mehr als eine Stimme benötigt wird, um an die Macht zu kommen. Sondern es geht um eine
mehr oder weniger große Zustimmung zu geplanten Entscheidungen, wenn die gewählte Partei
an der Macht ist.39 Die vergleichsweise größeren Möglichkeiten von Organisationen im
Gegensatz zu Interaktionssystemen im Umgang mit Konflikten beruhen also nicht nur auf der
Trennung von formaler und informaler Organisation, sondern auch in der "Auslagerung" oder
der zeitlich begrenzten Zulassung von Konflikten. Das sind aber auch Beispiele für eine
spezifisch moderne Form des Umgangs mit Konflikten, nämlich für den Schutz des Systems
nicht gegen, sondern mithilfe des Konflikts. Eine Möglichkeit der Konfliktkonditionierung, wie
sie nur der modernen Gesellschaft zur Verfügung steht. Und damit komme ich zur dritten
Spezifikation des Verhältnisses von Konflikt und sozialem System, nämlich dem von Konflikt
und Gesellschaft.
Gesellschaften bestimmen ihre Grenze zur Umwelt mittels der Differenz von
Kommunikation/Nichtkommunikation. Kommunikationen, egal, ob es sich um rechtliche,
wissenschaftliche, politische oder intime usw. Kommunikation handelt, finden in der
Gesellschaft statt und sind ein Beitrag zur Reproduktion von Gesellschaft. D. h., auch
Zustimmung und Ablehnung, Konsens und Konflikt sind gesellschaftliche Ereignisse.
Gesellschaften unterscheiden sich aber hinsichtlich ihrer Konflikttoleranz. Während die
Differenz von Kommunikation/Nichtkommunikation der allgemeinen Bestimmung von
Gesellschaft dient, d. h. der Bestimmung von Gesellschaft im Unterschied zu allen möglichen
anderen, nicht auf Kommunikation basierenden Systemen, seien es psychische, organische usw.,
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 Die Zustimmung zu kollektiv verbindlichen Entscheidungen gibt man nur, wenn man ungefähr weiß, was in
den nächsten vier Jahren auf einen zukommt.
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lassen sich mithilfe des Begriffs Formen der Differenzierung verschiedene (historische)
Gesellschaften unterscheiden. „Von Form der Systemdifferenzierung sprechen wir mithin, wenn
von einem Teilsystem aus erkennbar ist,  was ein anderes Teilsystem ist, und das Teilsystem sich
durch diesen Unterschied bestimmt. Die Form der Differenzierung ist also nicht nur eine
Einteilung des umfassenden Systems, sie ist vielmehr die Form, mit der Teilsysteme sich selbst
als Teilsysteme beobachten können – als dieser oder jener clan, als Adel, als Wirtschaftssystem
der Gesellschaft“ (Luhmann 1997a, S. 610). Die Form der Differenzierung bezeichnet also nicht
die (universalistische) Unterscheidung von System und Umwelt, wobei letztere inhaltsleer bleibt,
sondern spezifische System-zu-System-Beziehungen. Gleichzeitig bestimmt die Form der
Differenzierung die Struktur des Gesellschaftssystems und entsprechend orientiert sich die
Kommunikation. Und schließlich bestimmt die Differenzierungsform die Evolutionsfähigkeit
von Gesellschaften. Segmentär gebildete Gesellschaften können wiederum segmentäre Einheiten
bilden und stratifikatorisch differenzierte Gesellschaften können weitere Rangunterschiede
implementieren. „Es kommt aber nicht vor, dass ein Teilsystem innerhalb einer
Differenzierungsform durch ein Teilsystem aus einer anderen Differenzierungsform ersetzt wird;
denn das würde die Form, das heißt: die Markierung der Differenz zerstören“ (Luhmann 1997a,
S. 611). Das bedeutet aber nicht, dass etwa in stratifikatorisch differenzierten Gesellschaften
keine segmentär gebildeten Einheiten vorkommen, oder dass in der modernen, funktional
differenzierten Gesellschaft keine Formen der Stratifikation mehr bestehen. Sie bilden allerdings
nicht den Orientierungspunkt für die Kommunikation in der Gesellschaft oder auch: sie sind
nicht die primäre Differenzierungsform.
Segmentäre Differenzierung bezeichnet die Gliederung der Gesellschaft in gleiche Teilsysteme.
„Dies setzt, in welcher Form auch immer, Familienbildung voraus. Die Familie bildet eine
künstliche  Einheit über den natürlichen Unterschieden des Alters und des Geschlechts, und dies
durch Inkorporation dieser Unterschiede“ (Luhmann 1997a, S. 634). Segmentär differenzierte
Gesellschaften zeichnen sich durch eine hohe Konfliktrepression aus. Diese Feststellung bezieht
sich auf den Umgang mit Konflikten. Sie bedeutet nicht, dass Konflikte in segmentär
differenzierten Gesellschaften nicht vorkommen; aber Konflikte sind für die Struktur solcher
Gesellschaften nicht tolerierbar. Für segmentäre Gesellschaften, deren primärer
Reproduktionsmechanismus auf Interaktion beruht, sind Konflikte aus zwei Gründen
bestandsgefährdend. Erstens absorbieren Konflikte Zeit und verschärfen damit das
grundsätzliche Problem segmentärer Gesellschaften: die Unsicherheit ihrer
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 Bei einzelnen Entscheidungen kann man dann immer noch seine Zustimmung entziehen, wobei man allerdings
63
Subsistenzsicherung in der Zeitdimension. Zweitens stehen segmentären Gesellschaften nur in
eingeschränktem Maße andere Mittel als Gewalt zur Konfliktentscheidung zur Verfügung.
Interaktionsnahe Gesellschaften kennzeichnet daher eine hohe Konfliktrepression. Diese
strukturellen Bedingungen, welche die Möglichkeiten der Negation einschränken, machen das
Auftreten von Konflikten unwahrscheinlich, aber nicht unmöglich. Konflikte werden aber
entschieden, wenn sie auftreten, d. h., die Mechanismen der Konfliktentscheidung dienen der
Beendigung von Konflikten und nicht etwa, wie das Recht in der modernen Gesellschaft
gleichzeitig auch der Ermutigung zu  Konflikten.40 Gleichwohl ist Gewalt nicht die einzige
Konditionierung von Konflikten. Andere Formen, eine Ablehnung von Erwartungen
unwahrscheinlich zu machen, sind Loyalitäten, die unklar werden lassen, wer als Gegner und
wer als Verbündeter in Frage kommt, sowie die Entscheidung durch Dritte. Zu Ersterem
zählen die Verwandtschaftsbeziehungen zwischen und innerhalb von Dörfern (Vgl. Nollmann
1997, S. 144ff). Ältestenräte bilden eine Form der Konfliktentscheidung durch Dritte,
allerdings ohne die für Gerichtsverfahren typische Verbindlichkeit. Einfache Gesellschaften
weisen auch Einrichtungen der friedlichen Konfliktaustragung auf. Allerdings bleibt Gewalt
als Mittel der Selbsthilfe erhalten. Sie ist im Unterschied zur modernen Gesellschaft nicht
monopolisiert.41 Die Regelung von Konflikten in einfachen Gesellschaften zielt aber nicht
primär auf die Vermeidung ihrer gewaltsamen Austragung, sondern gilt der Verhinderung von
Konflikten selbst bzw. ihrer Beendigung. Gewalt verschärft das generelle Problem von
Konflikten für einfache Gesellschaften: ihre Subsistenzsicherung in der Zeitdimension.42
Entweder wird gestritten, sei es innerhalb einer Gesellschaft oder zwischen verschiedenen
Gesellschaften oder es kann auf die Jagd gegangen oder Ackerbau betrieben werden. Die
Verhinderung von Konflikten bzw. ihre Beilegung hat natürlich auch Gewaltvermeidung zur
Folge. In der Forschung hingegen, wird der Gewalt ein  zentraler Stellenwert für den
                                                                                                                                                                                    
in Kauf nehmen muss, sich u. Umständen der Illegalität auszusetzen.
40
 Vgl. für diesen doppelten Effekt von Recht für Konflikte Kapitel 3.4.
41
 Mit der Monopolisierung der Gewalt ist nicht gemeint, dass Gewalt als Mittel der Konfliktentscheidung dem
Einzelnen entzogen wird, in dem Sinne, dass sie  ihm überhaupt nicht mehr zur Verfügung steht. Natürlich kann
jeder nach wie vor jederzeit Gewalt einsetzen. Aber ihr Einsatz wäre jetzt illegal. Mit der Unterscheidung von
legaler und illegaler Gewalt ist eine Bedingung geschaffen worden, die es erlaubt, in Konflikten auf Gewalt zu
verzichten bzw. die Möglichkeit, Gewalt als Mittel einzusetzen, gar nicht mehr in Betracht zu ziehen. Wie sehr
diese Unterscheidung von legitimer und illegitimer Gewalt in westeuropäischen Staaten inzwischen zur
Gewohnheit geworden ist, lässt sich auch an der Diskussion innerhalb linker Protestgruppen in den 60er und
70er Jahren zeigen, welche die staatliche Macht, den Kapitalismus usw. als illegitime Gewalt konstruierten, um
dann ihrerseits Gewalt als legitimes Mittel in den Auseinandersetzungen einsetzen zu können.
42
 Das Problem der Ressourcenabsorbtion von Konflikten und ihre Tendenz, auf andere Systeme überzugreifen,
d. h., die Unterscheidung von Freund/ Feind zu einer universalen Unterscheidung zu machen, gibt es auch in der
modernen Gesellschaft. Der Antikommunismus in den 50er und 60er Jahren des 20. Jahrhunderts, der in den
USA zu mit dem Namen McCarthy verbundenen Auswüchsen führte und außerhalb der USA insbesondere in
lateinamerikanischen, aber auch in afrikanischen Staaten zur Unterstützung der gewaltsamen Beseitigung bzw.
Verhinderung linker Regierungen führte, kann hierfür als Beispiel dienen.
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empirischen Befund der friedlichen Konfliktaustragung in segmentär gebildeten
Gesellschaften zugewiesen. Hierbei ist allerdings kontrovers, ob die friedliche
Konfliktaustragung ein Produkt der Sozialstruktur, des Hobbesschen Gewaltproblems oder
eine Folge der Kolonialherrschaft ist.43
Wenn die Möglichkeit, Nein zu sagen eingeschränkt ist, und auch der weitere Umgang mit
Konflikten primär auf ihre Entscheidung  und damit Beendigung abzielt, dann bedeutet dies,
dass segmentär differenzierte Gesellschaften nur bedingt evoluieren können. „Innerhalb von
Interaktionssystemen ist mithin die Wahrscheinlichkeit der Strukturtransformation durch
kommunikative Ereignisse sehr hoch – praktisch so hoch, dass es hier keine Evolution geben
kann, weil die Selektion nicht unabhängig eingerichtet werden kann, sondern praktisch jeder
Variation auf den Leim geht. Die Interaktion kann mit allen möglichen Absonderlichkeiten
experimentieren, weil sie sicher sein kann, dass die Gesellschaft ohnehin fortbesteht“
(Luhmann 1997a, S. 478). Der Übergang zu stratifikatorisch differenzierten Gesellschaften ist
nicht restlos geklärt (Vgl. für das Folgende: Luhmann 1997a, S. 655). Zu vermuten ist, dass es
verschiedene Ausgangslagen gegeben hat, die zu der neuen Differenzierungsform führten.
Aus evolutionstheoretischer Perspektive ist die Frage so zu stellen: Wo waren segmentär
differenzierte Gesellschaften empfindlich für solche Umbrüche? Wo war es möglich, dass die
Variation in den System-zu-System-Beziehungen (stratifikatorisch statt segmentär) positiv
selegiert wurde und damit eine Umstellung der primären Differenzierungsform der
Gesellschaft bewirkte?
Ein möglicher Punkt für Strukturveränderungen besteht in der Reversibilität der Lagen in
segmentär Gesellschaften, etwa durch kriegerische Überlagerungen oder auch auchtone
Entwicklungen. „Einige Familien werden deutlich reicher an Land, Gütern und Anhängern.
Wer von ihnen Hilfe erwartet, kann nicht mehr gut mit >>Gleichem<< entgelten. Er entgilt
mit Anerkennung der Rangdifferenz, gleichsam einer perpetuierten Dankesschuld, die dann
zur Übernahme entsprechender Pflichten und Gehorsamsbereitschaften motiviert“ (Luhmann
1997a, S. 657). Wenn Rangdifferenzen etabliert sind, d. h. nicht mehr als Abweichungen
empfunden und eliminiert werden, können sie die Funktion von preadaptive advances für
stratifikatorisch differenzierte Gesellschaften übernehmen.44 Neben diesen preadaptive
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 Insbesondere das deutsche und das französische Strafrecht in ihren jeweiligen Kolonien stellte, wegen ihrer
Unabwegigkeit und ihrer Gewalthaltigkeit für die Streitenden, eine Bedrohung (aber auch ein Mittel der
Drohung) dar und zwang die Einwohner sich auf traditionell friedliche Konfliktregelungen zu besinnen.
44
 Als preadaptive advances bezeichnet die Systemtheorie, evolutionäre Errungenschaften, die in ihrer
Funktionsweise einem Differenzierungsprinzip folgen, dass sich erst  später entwickelt, aber durch preadaptive
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advances kommen allerdings auch noch andere Umstände für die Veränderung der
Differenzierungsform in Betracht. „Einer dieser Umstände könnte die mit der Produktivität
zunehmende Gewaltsamkeit in spätarchaischen Gesellschaften sein, die die Schwäche der
Konfliktlösungsmöglichkeiten segmentärer Gesellschaften und zugleich ihre Unterlegenheit
im Vergleich zu militärisch bereits organisierten Gesellschaften erkennbar werden ließ“
(Luhmann 1997a, S. 662). Eine etwas andere Erklärung für die Evolution von Gesellschaften
bietet Wimmer an, der als entscheidend einen anderen Umgang mit Konflikten als den der
Konfliktrepression ansieht (Wimmer 1995), (Wimmer 2001). Ein solch anderer Umgang ist
die Etablierung von Entscheidungsinstanzen, die über Konflikte entscheiden. Die Einrichtung
von Konfliktentscheidungsinstanzen geschieht eben in Form politischer Zentralisierung oder
auch den Aufbau von Machtdifferenzen. Mit den Big Men in segmentären Gesellschaften
(Polynesien) kommt es zu ersten Formen politischer Zentralisierung, die aber gleich das
Folgeproblem produzieren, dass diese Einrichtung nicht auf Dauer gestellt werden kann. Weil
das Ganze noch zu stark personalisiert ist. Wenn der Big Man stirbt, fallen auch seine
Konfliktmanagementkompetenzen weg. Gleichzeitig lässt sich schon am Beispiel der Big
Men zeigen, welche positiven Effekte allein die Einführung eines anderen Umgangs mit
Konflikten hat. Vorher gab es nur die gewaltsame Selbsthilfe. Jetzt entscheidet der Big Man
über Krieg oder Frieden. Oder auch darüber, einen Fremden erstmal daraufhin zu überprüfen,
ob mit ihm nicht lohnende Geschäfte zu machen sind und nicht wie früher als ein Opfer für
Raub und Überfall zu sehen. Die Nachfolgeeinrichtung sind Chiefdoms, die die Position des
Chiefs institutionalisierten.45 Solche Häuptlingstümergesellschaften haben ein
vergleichsweise hohes Niveau an innerem Frieden und in langen Friedenszeiten gibt es auch
Wohlstand. Gleichzeitig sind solche Strukturen noch prekär, wenn sie wegbrechen, droht
Gewalt und die Reduktion von Komplexität. Damit ist ein Problem angesprochen, das seitdem
jede Gesellschaftsform belastet. Die Abhängigkeit der Konflikttoleranz einer Gesellschaft von
dem Funktionieren ihrer Mechanismen der Konfliktkonditionierung. Ein solcher
Mechanismus ist die politische Machtbildung und damit einhergehend die Monopolisierung
des Konfliktentscheidungsmittels Gewalt.
                                                                                                                                                                                    
advances möglich gemacht wird. So sind beispielsweise Kommunikationsmedien wie Geld oder Wissen, lange
vorher entstanden, bevor sich auf Wirtschaft bzw. Wissenschaft spezialisierte Funktionssysteme entwickelt und
restabilisiert haben, die diese Medien exklusiv nutzen. Vgl. Niklas Luhmann (1997a): Die Gesellschaft der
Gesellschaft, 2 Bände. Frankfurt a. M., S. 511f.
45
 Die Evolution einer auf Rangdifferenzierung beruhenden Gesellschaft ist dann eine Folge der veränderten
Konfliktkonditionierung.
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Stratifizierte Gesellschaften, deren primäre Differenz sich vertikal an der Unterscheidung von
oben und unten orientiert, überwinden die durch Interaktionssysteme vorgegebenen
Limitationen und ermöglichen sich so eine größere Tolerierung von Konflikten. Allerdings
bleibt diese Tolerierung auf die Oberschicht begrenzt und unterliegt weiteren Beschränkungen
(z. B. Fehde). Diese Asymmetrie hat strukturelle Gründe. Während die Unterschichten
weitestgehend interaktionsnah gebildet bleiben und dementsprechend das Auftreten von
Konflikten wegen der hohen Folgekosten unterdrückt werden muss, ermutigen das räumliche
Auseinandertreten wie auch die schriftliche Kommunikation der Oberschichten eine
Ablehnung. „Adelsfamilien stehen dadurch, anders als in der Unterschicht, mit der Option für
ein ‚Nein‘ nicht vor der prekären Notwendigkeit, ihr alltägliches Leben vor dem Hintergrund
konfliktuöser, gewaltnaher Verhältnisse einrichten zu müssen“ (Nollmann 1997, S. 155).
Mittelalterliche Gesellschaften waren überwiegend durch Mündlichkeit geprägt, d. h., dass die
Erwartungen an ihre Mitglieder, welche die soziale Ordnung stabilisierten, aufgrund fehlender
Schriftlichkeit nicht auf normativen Vorstellungen beruhten, sondern auf Gewohnheiten, die aber
nicht durch eine monopole Gewalt gesetzt und durchgesetzt wurden, sondern durch den Konsens
ihrer Mitglieder (Vgl. Suchan 1997, S. 21f). „Realisiert werden Ordnungen zu einem
bedeutenden Teil durch formalisierte bzw. ritualisierte Verhaltensweisen. Es gibt – oder gab mit
Bezug auf das Mittelalter – eben keine Obrigkeit, die normative Zwänge ausübten, um <Recht>
zu verwirklichen. Auf der Basis des Konsensprinzips bestand vielmehr ein Zwang zur Ordnung,
konkret zur Einhaltung der <Spielregeln>; mit einem Verhalten, das diesen Rahmen überschritt,
hätte sich der Betreffende in der Regel selbst außerhalb der Ordnung gestellt“ (Suchan 1997, S.
22). Um Geltung zu erlangen, mussten Rechte geteilt werden, etwa Konsens über eine bestimmte
Rangposition hergestellt werden.
Die Welt wurde nicht mit differenzierenden Kategorien wie innen und außen oder gestern und
morgen begriffen, sondern einheitlich. Konstitutiv waren daher feste Formen von
Verhaltensweisen. Einen Sonderfall bildete hier die Kirche. Es existierte neben der durch
Konsens gebildeten Gewohnheiten eine Kenntnis der Schriftlichkeit. „Weil Schriftlichkeit eine
Voraussetzung war für die Ausbildung und Weitergabe normativer Vorstellungen, ermöglichte
sie bereits den Kirchenvätern, den im Christentum verankerten Glauben an eine übergeordnete,
durch Christus vermittelte, autoritative Rechtsordnung (lex aeterna)  zu bewahren und in
lebensnahe, normative Texte fortzuschreiben. Dabei wurden die der Gewohnheit entstammenden
Praktiken von den Gelehrten integriert“ (Suchan 1997, S. 23f). Im Konflikt zwischen Gegnern
und Anhängern Heinrichs IV. wurden diese bislang auf das Seelenheil gerichteten normativen
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Erwartungen (geistliche Ordnung) auf politische Ordnungen angewendet. Das Verhalten wurde
jetzt normativ bewertet. „Die Beseitigung des Dissenses und damit die Wiederherstellung des
Konsens sollten demnach entgegen den bislang praktizierten Gewohnheiten auf der Basis
normativer Vorstellung erfolgen“ (Suchan 1997, S. 24).
Die stratifikatorisch differenzierte, in ihren sozialen Beziehungen hierarchisch strukturierte
Gesellschaft bildete eine Rangordnung aus. Diese Ordnung galt als Nachbildung der jenseitigen
mit ihrem genuinen Anfang in der Person und Stellung Christi. „Rang verlangte seine
Repräsentation. Individueller oder kollektiver Rang besaß erst dann Geltung, wenn er auf
Personen und Gruppen bezogen, d. h. gezeigt und demonstriert und schließlich von diesen
akzeptiert wurde. Eine Rangordnung konstituierte sich demnach in einem ständigen Prozess der
Konsensbildung über den jeweils in demonstrativen Akten beanspruchten Rang“ (Suchan 1997,
S. 25). Das Lehnswesen war mit seinen Verpflichtungen des Lehnsmannes gegenüber seinem
Lehnsherrn auch Ausdruck für den Rang des Letztgemeinten. Eine auf Rangordnung basierende
Gesellschaft zeichnet sich durch Labilität und Dynamik aus: ohne ein schriftlich festgelegtes
Reglement muss der einzelne seinen Anspruch immer wieder unter Beweis stellen, d. h., den
Konsens der anderen durch die Maxime des do ut des herbeiführen. Der König musste deshalb
daran interessiert sein, sich die Unterstützung der Großen zu sichern, die den Kreis seiner Berater
bildeten und umgekehrt mussten sich die Großen ihre Einflussnahme sichern, denn die
Zusammensetzung des Beraterkreises umfasste teilweise auch Personen, die von den Großen
nicht unbedingt als gleichrangig angesehen wurden. „Diese Herrschaftspraxis barg also in
zweifacher Hinsicht Probleme: Einerseits musste gewährleistet sein, dass die Großen, die sich
nicht regelmäßig am Hofe aufhielten, d. h. nicht dem engen Zirkel angehörten, eine ihrem Rang
gemäße Anteilnahme an der Herrschaft erhielten. Andererseits durften weder die fürstlichen
Ratgeber besonderen Vertrauens noch die Schicht der Großen insgesamt durch den Einfluss der
<Günstlinge> brüskiert werden. In beiden Fällen wäre die durch Rang und rangmäßiges
Verhalten konstituierte Ordnung beschädigt worden“ (Suchan 1997, S. 26). Diese Rangordnung
war aber auch besonders anfällig für Konflikte. Sie war zwar nicht der einzige, aber der häufigste
Grund für Konflikte im Mittelalter. Woran sich ein Streit entzündete, war relativ beliebig, galten
doch nicht nur Titel oder Ehrenämter, sondern auch Besitz und Machtpositionen als Ausdruck
von Rang. Entscheidend ist, dass mit jedem Konflikt eine Störung der bis dahin auf Konsens
beruhenden Ordnung verbunden war. D. h.,  die Konfliktaustragung diente in erster Linie der
Wiederherstellung einer Rangordnung, die Konsens finden und erzeugen konnte. „Insofern
erweist sich die Beilegung von Konflikten als elementare Funktionsweise von Herrschaft, ja von
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Lebens- und Rangordnung im Mittelalter überhaupt“ (Suchan 1997, S. 27). Die Gesellschaft
kannte nur zwei Zustände (Ordnung und Konflikt), wobei letzteres als deren Negation, als
Mangel an Ordnung begriffen wurde. Ordnung wurde nicht von Normen, sondern durch die
Berücksichtigung der Interessen aller hergestellt.  Die stratifikatorisch differenzierte Gesellschaft
ist daher eigentlich nicht konflikttoleranter als segmentär differenzierte Gesellschaften, bzw. sie
ist es nur so lange, wie ihre Instrumente der Konfliktbeilegung funktionieren.46 Ist dies nicht der
Fall, dann gerät eine auf Rang beruhende Ordnung in eine ernsthafte Krise. Am Beispiel des so
genannten Investiturstreits soll ein solcher Fall demonstriert werden.47
Der Investiturstreit wird in der historischen und kirchengeschichtlichen Forschung überwiegend
als ein grundsätzlicher Konflikt über das Verhältnis von geistlicher und weltlicher Gewalt
angesehen. Ab 1050 macht sich das Papsttum den Anspruch der monastischen Reformbewegung
zu Eigen, die eine freie Kirche fordert, d. h., jegliche Einflussnahme durch Laien, zu denen auch
der König gezählt wurde, zurückwies (Vgl. Suchan 1997, S. 4). Konkret ging es um die bis dahin
unbestrittene Entscheidungskompetenz des Königs über die Besetzung der Reichsbistümer, die
ihm jetzt im Zuge der kirchlichen Unabhängigkeitsbestrebungen abgesprochen wurde. Der
König erlitt damit nicht nur einen Machtverlust, sondern gleichzeitig Einbußen der sakralen
Komponente seiner Herrschaft. Der Konflikt drehte sich um die Frage, auf welcher Grundlage
das deutsche Königtum und sein Anspruch auf die weströmische Kaiserwürde beruhen sollte: auf
dem Willen Gottes und der Wahl der Großen oder auf einer politischen Entscheidung des
Papstes. Im Gegensatz zu der herrschenden wissenschaftlichen Interpretation, steht in den
zeitgenössischen Quellen nicht der Konflikt zwischen weltlicher und geistlicher Macht im
Mittelpunkt, sondern vielmehr ein anderer Konflikt. Zur Disposition stand eine bis dahin auf
Konsens und auf gütliche Einigung im Konflikt beruhende Ordnung. Es existieren keine
Überlieferungen, die sich als Quellen für den Investiturstreit deuten lassen. „So existieren mit
Ausnahme des Dictatus papae praktisch keine ausschließlich programmatischen Thesenpapiere
aufseiten des Papstes bzw. aufseiten des Kaisers. Darüber hinaus besteht in der Forschung
lediglich darüber Einhelligkeit, das sich die Zeugnisse, die jahrelang als <Kronzeugen> eines
universalen Konfliktes galten, eben nicht als <Propaganda> der Kirchenreformen wider die
                                                          
46
 Eine stratifikatorisch differenzierte Gesellschaft kann Konflikte auch gar nicht mehr unterdrücken, weil sie
laufend Konflikte produziert. Sie kann sie aber nicht über einen längeren Zeitraum tolerieren, da sich dann auch
hier der ressourcenabsorbierende Effekt von Konflikten bemerkbar machen würde.
47
 Konflikte verliefen im Mittelalter nach bestimmten Spielregeln, die der Wiedergutmachung von erlittenen
Rangeinbußen dienten. „Daher vollzogen die Kontrahenten kontrollierte, in ihrem schädigenden Ausmaß begrenzte
Schritte der Eskalation, um genügend Ansatzpunkte für friedensschaffende Aktivitäten zu eröffnen“ (Suchan 1997,
S. 28).
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sakralen Grundlagen des Königtums erweisen lassen“ (Suchan 1997, S. 17). Gleichwohl wird die
Königsherrschaft von Heinrich III. und Heinrich IV. in jüngeren Arbeiten als „Krise des
ottonisch-salischen Herrschaftssystems“ gedeutet (Vgl. Suchan 1997, S. 12). Aber die
Auseinandersetzungen, insbesondere die Kontinuität der Konflikte zwischen König und Großen,
lassen sich nicht widerspruchsfrei einem Investiturstreit zuordnen. Die Krise hatte ihre Ursache
nicht darin, dass ein gregorianisches Reformpapsttum die Sakralität des Königtums in Frage
stellte, sondern darin, dass die Instrumente mittelalterlicher Konfliktaustragung versagten. „Für
die Zeit der ottonischen und salischen Könige liegen zahlreiche Arbeiten vor, die den Konsens
und die Mitwirkung der Großen als herrschaftskonstituierende Faktoren erwiesen; eine durch das
einvernehmliche Handeln gebildete Herrschaftsordnung funktionierte mit der Geltung von
<Spielregen>, unter denen die Austragung von Konflikten einen wesentlichen  Stellenwert
einnahmen“ (Suchan 1997, S. 15).
Die mit Krise gekennzeichnete Epoche der Herrschaft Heinrich IV. lässt sich
systemtheoretisch interpretieren als Manifestierung der strukturell bedingten Probleme des
Umgangs mit Konflikten von stratifikatorisch differenzierten Gesellschaften. Interessant an
diesem Fall ist, dass er auch eine Sollbruchstelle der Rangdifferenzierung darstellt, obwohl
historisch gesehen eine andere zum Zuge gekommen ist. Stattdessen gab es eine Umstellung
auf funktionale Differenzierung. Die Grundlagen für das Konfliktsystem, welche die
Bedingungen einer auf Rangdifferenzierung beruhenden Ordnung erschüttern sollte, wurden
schon während der vormundschaftlichen Erziehung des Königs gelegt, welche dazu führten, dass
ihm nicht die Spielregeln der Konfliktaustragung vermittelt wurden. Dies führte dazu, dass es
dem König an auctoritas fehlte. Schuld war natürlich eine Frau. „Kaiserin Agnes beging, folgt
man den Einschätzungen des Annalisten, den Kardinalfehler im Umgang mit den Großen des
Reiches: sie bevorzugte einen von ihnen, in diesem Fall den Bischof Heinrich von Augsburg
über das erträgliche Maß hinaus. Für die anderen Fürsten bedeutete dies eine <<schwerwiegende
Kränkung>>, weil aus ihrer Perspektive die Rangordnung insgesamt ins Ungleichgewicht
geraten und für jeden einzelnen keine seinem Rang angemessene Beteiligung an der Herrschaft
gewährleistet war“ (Suchan 1997, S. 35f). Entsprechend der Spielregel, für Unrecht Genugtuung
zu fordern, versuchten die Betroffenen mittels Unruhestiftung unter den Bauern die Kaiserin aus
der Regierung zu drängen und schließlich in einem „Staatsstreich“ den unmündigen König
wieder in ihren Einflussbereich zu bringen. Dies gelang zwar, bedeutete aber nicht die
Wiederherstellung der alten Ordnung, sondern die Fortsetzung des Missstandes. Dem Inhaber
der Position des bevorzugten Ratgebers Heinrich von Augsburg folgten zunächst der Erzbischof
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Adalbert von Bremen und diesem Erzbischof Anno von Köln. „Der Mangel an einer anerkannten
Autorität und der Verlust grundsätzlichen Vertrauens und Konsenses innerhalb der
herrschaftstragenden Gruppe hatte sich während der Unmündigkeit Heinrichs zu einem
wesentlichen, das Verhalten der Großen und damit die Regierung bestimmenden Faktor von
außerordentlicher Eigendynamik entwickelt“ (Suchan 1997, S. 38). Die Austragung von
Rangkonflikten war nicht mehr an den gewohnten Regeln orientiert, sondern glich einem Kampf
aller gegen alle. Systemtheoretisch lässt sich diese Entwicklung als Etablierung neuer
Erwartungen hinsichtlich der Konfliktaustragung deuten. Positive Selektion bedarf der
Restabilisierung; in diesem Sinne lassen sich die Entscheidungen Heinrichs IV. in den ersten
Jahren seiner Regierungszeit deuten, die dazu beitrugen, die neuen Spielregeln zu konfirmieren.
Die Brisanz der Entscheidungen bestand jetzt nicht so sehr darin, dass es sich bei diesen aus der
Sicht der Großen um Rangverletzungen handelte. So etwas gehörte zum Alltag. Entscheidend
war, dass er gegen die „Spielregeln“ der Konfliktaustragung verstieß. Statt gütlicher Einigung
versuchte der König, die Konflikte einseitig zu entscheiden. „Dieses von den Zeitgenossen als
<<neuartig>> bewertete Verhalten prägte Heinrich offenbar während des Sachsenkrieges aus“
(Suchan 1997, S. 42). Suchan beschreibt die Konsequenzen, die sich aus der Missachtung der
Spielregeln ergaben, als Etablierung einer anarchischen Konfliktsituation (Vgl. Suchan 1997, S.
44). Aber die Gewissheit, dass alle Mittel erlaubt sind, stellt auch eine Erwartungsbeschränkung
dar, die Möglichkeiten schafft. Jetzt ist jede Handlung möglich, u. a. auch Mord. In den Quellen
zum ersten Regierungsjahrzehnt nehmen angebliche Mordpläne von beiden Seiten einen breiten
Raum ein. Die Missachtung der Regeln der Konfliktaustragung führte aber auch zu einer
grundsätzlich neuartigen Auffassung der Konfliktbeteiligten. Der König war nicht mehr der
Bewahrer der Ordnung (Stellvertreter Christi auf Erden), sondern ihr Zerstörer, d. h., nicht mehr
legitimer Herrscher, sondern ein Tyrann. Die Betrachtung der Königsherrschaft Heinrich IV. als
Tyrannei „ist ein anschauliches Indiz für die confusio, die Zeitgenossen in der Regierung
Heinrichs anstelle der sicheren <<richtigen>> Ordnung gesehen haben“ (Suchan 1997, S. 51).
Konflikte, so die systemtheoretische These, haben eine Tendenz sich auszuweiten, d. h. auf
andere soziale Beziehungen überzugreifen, was voraussetzt, dass Anknüpfungspunkte bestehen.
Für den hier beschriebenen Fall würde dies bedeuten, jene Anknüpfungspunkte aufzuzeigen,
welche die Kirche mit in den Konflikt hineinzog. Eine solche Verbindung bestand in der
sakralen Fundierung der ottonisch-salischen Herrschaft, die der Festigung gegenüber dem Adel
diente. Die Besetzung der Bischofsposten war mit der Übertragung von hoheitlichen Aufgaben
verbunden und das Personal wurde überwiegend aus der Hofkapelle rekrutiert. Seit dem 10.
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Jahrhundert wurde die königliche Hofkapelle jedoch zunehmend aus jüngeren Adelssöhnen
gebildet. „Der – zumeist adelige – Bischof strebte seinerseits die Ausweitung des eigenen
Herrschaftsbereiches an, sodass Konflikte sowohl mit dem König als auch mit dem
einheimischen Laienadel unvermeidlich waren. Zugleich stand der Aufwand, der sich aus
Dienstleistungen für das Königtum ergab, vielfach in keinem sinnvollen Verhältnis zum
geistlichen und materiellen Nutzen für die Kirche. Der Bischof wurde häufig der
Doppelbelastung als weltlicher Herrschaftsträger und geistlicher Hirte nicht mehr gerecht“
(Suchan 1997, S. 52). Der Konsens über die Beteiligung der Kirche an der Ausübung der
Herrschaft verringert sich demzufolge zunehmend. Zusätzliche Nahrung erhielt der Streit durch
die Bewegung, die eine unabhängigere Kirche wollte. In dem Dissens über die Teilhabe des
Episkopats an der königlichen Herrschaft ähnelten die hier ablaufenden Konflikte denen
zwischen weltlichem Adel und König.
Die stratifizierte Gesellschaft zeichnet also ein differenziertes System der Konfliktregulierung
aus, was dem gängigen Mittelalterbild widerspricht. Das Mittelalter wird oft als besonders
gewaltträchtiger Abschnitt der Geschichte dargestellt und die Moderne mit ihrer Pazifizierung
des Alltags demgegenüber als Fortschritt. Beide Sichtweisen werden zunehmend von der
Wissenschaft revidiert. Weder ist die Moderne noch ihre Entstehung gewaltfrei noch war das
Mittelalter ausschließlich von Gewalt geprägt. Solche Sichtweisen entstehen, wenn bestimmte
Ausschnitte der jeweiligen Epoche betrachtet werden. Es geht um die jeweilige
Konditionierung von Konflikten und die jeweils unterschiedliche Rolle von Gewalt in
Konflikten. Sowohl Rittertum, Landfriedensbewegung als auch die Fehde sind Versuche den
Einsatz von Gewalt in Konflikten zu beschränken. „Rittertum wie Friedensbewegungen war
gemeinsam, dass sie durch bestimmte ethische Postulate und durch eidliche
Selbstverpflichtung die Gewalt eindämmen wollten. Der Ritter beschütze die Wehr- und
Waffenlosen anstatt sie auszuplündern, er achtete alle Regeln der Kampftätigkeit und zeigte
Großmut gegenüber Schwächeren und Besiegten. Zumindest schrieb ihm dies die Ritterethik
vor. In den Gottes- und Landfrieden wurden weitere Regeln der Fehdeführung etabliert; man
verzichtete an bestimmten Tagen der Woche auf die bewaffnete Austragung von Konflikten,
vermied Übergriffe auf Unbeteiligte oder gelobte gar den gänzlichen Verzicht auf Gewalt für
einen bestimmten Zeitraum“ (Althoff 1998, S. 156). Besonders die Regelung der Fehde,
wobei es sich hier nicht um geschriebenes Recht handelte, sondern um Gewohnheitsrecht,
diente vor allem dazu, Gewalt zu beschränken. Zu diesen Regeln zählen erstens,  der
Vermittler, der die Kontrahenten zu einer gütlichen Einigung bewegen sollte, zweitens, die
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schrittweise Eskalation, vor dem Waffengang stand die Drohung, die schon die Einbeziehung
von Vermittlern vorsah und drittens, bedeutete ein Nachgeben nicht auch eine Zerstörung des
Prestiges (Althoff 1998, S. 158). Allerdings bezogen sich die Regelungen nur auf die
Fehdeberechtigten, nicht auf Bauern oder Leibeigene. Letztere waren oft die Leidtragenden
von bewaffneten Auseinandersetzungen. Auf diese Lücke zielt das Rittertum und die
Landfriedenbewegung. Systemtheoretisch lassen sich die Regelungen der Fehde als
Konditionierungen interpretieren, die verhindern sollten, dass sich Konfliktsysteme
restabilisieren und endlos fortsetzen.
Die moderne Gesellschaft ist funktional differenziert, d. h., die Realisierung bestimmter
Funktionen ist auf jeweils ein Teilsystem beschränkt. Diese Teilsysteme nehmen für die
Gesellschaft exklusiv eine Funktion war. Jedes Funktionssystem hat einen umfassenden
Anspruch auf Zuständigkeit für seine Funktion. Die moderne Gesellschaft zeichnet sich
gegenüber vorhergehenden Gesellschaftsformen durch ein wesentliches höheres
Konfliktpotenzial aus. Das geschieht einmal durch die Aufhebung der Beschränkungen, denen
Interaktionen unterworfen sind. Realisiert werden diese Aufhebungen  durch das Gewaltmono-
pol des Staates und durch das Auseinandertreten von Gesellschaft und Interaktion.
Stratifikatorisch oder funktional differenzierte Gesellschaften, die sich nicht mehr primär über
Interaktionen reproduzieren, müssen auf das, was in der einzelnen Interaktion geschieht, nicht
mehr Rücksicht nehmen. Umgekehrt kann man auch im Einzelnen Interaktionszusammenhang
unabhängiger handeln, ohne auf andere Interaktionszusammenhänge, in der die Teilnehmer
vielleicht stehen, Acht geben zu müssen (Vgl. Luhmann 1996, S. 579). Die Einschränkung
bestimmter Mittel der Konfliktentscheidung ermutigt, Nein zu sagen, da die Folgen
kalkulierbarer werden und insbesondere physische Schäden unwahrscheinlicher werden. Das
staatliche Gewaltmonopol, vor allem wenn es mit einer rechtsstaatlichen Konkretisierung seiner
Anwendung verbunden wird, eröffnet neue Möglichkeiten, Konflikte zu wagen, da die
Konfliktentscheidung und ihre Durchsetzung nicht mehr bei den Konfliktbeteiligten liegen,
sondern von Staat und Recht übernommen werden.
Mit der Differenz von Gesellschaft und Interaktion kann die einzelne Interaktion zunehmend
gleichgültiger gegenüber ihrer Umwelt werden. Normalerweise bleibt in der einzelnen
Interaktion das sonstige Verhalten anderer Personen unberücksichtigt. Darüber hinaus besteht die
Möglichkeit der zeitlichen und räumlichen Streckung der Kontexte. Konfliktparteien müssen
nicht dauerhaft miteinander interagieren oder nur für kurze Zeit. Zusätzlich besteht die
73
Möglichkeit Kommunikation einfach abzubrechen, ohne dass gleichzeitig die Gesellschaft
aufhören würde, zu existieren. Gleichzeitig entwickelt die moderne Gesellschaft aber auch
Mechanismen der Konflikteindämmung in der Form von Organisationen und institutionalisierter
unpersönlicher Interaktion. Organisationen machen die Anerkennung von
Verhaltenserwartungen, d. h.,  Konfliktabstinenz zur Bedingung für Mitgliedschaft. In
institutionalisierter unpersönlicher Interaktion interagieren Personen mit Organisationen, die auf
einen förmlichen Zweck festgelegt sind, beispielsweise das Einlösen eines Schecks bei einer
Bank.
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3.4 Moderne Formen der Konfliktkonditionierung: Recht, Gewaltmonopol
und Institutionalisierung des Konflikts
Für die Systemtheorie steht nicht die Frage nach der Beendigung oder „Lösung“ von Konflikten
im Vordergrund, sondern die Frage, wie die (moderne) Gesellschaft ihr Immunsystem
reproduziert, d. h. unter welche Bedingungen (Konditionierungen) Konflikte gestellt werden
(Vgl. Luhmann 1996, S. 538).48 Die Konditionierung von Konflikten bezieht sich aber nicht nur
auf die Ermöglichung von Konflikten, sondern greift auch die systemgefährdende Seite von
Konflikten auf. Konfliktkonditionierungen ermöglichen Konflikte und entlasten gleichzeitig von
den negativen Konfliktfolgen für Systeme. Damit wird dem ambivalenten Verhältnis von
Konflikt zu sozialer Ordnung Rechnung getragen. Konflikte sind weder ausschließlich
systemgefährdende, noch ausschließlich systemerhaltende Ereignisse. Ihre Bestimmung als
systemgefährdend bzw. systemerhaltend gewinnen sie erst in Bezug auf Strukturen, welche
immer spezifiziert sein müssen, also Strukturen von Interaktionssystemen, Organisationen oder
Gesellschaften.
Zwei Formen der Konfliktkonditionierung der modernen Gesellschaft, die sowohl Konflikte
ermöglichen als auch Systeme von den negativen Konfliktfolgen entlasten, sind das Recht und
das Gewaltmonopol des Staates. Ersteres geschieht durch die Regulierung von Konflikten durch
Dritte und Letzteres durch die Einschränkung bestimmter Mittel.
Das Recht ermöglicht Konflikte, da die Entscheidung durch eine konfliktexterne Instanz
getroffen wird und damit die Konsequenzen der Konfliktaustragung, wenn auch nicht vollständig
kontrollierbar, so doch erträglicher macht, als wenn die Form der Selbsthilfe gewählt würde, die
ja auch die gewaltsame Austragung nicht per se ausschließt. Die regulierende Wirkung des
Rechts bezieht sich aber auch auf die Eindämmung der prinzipiellen Tendenz von Konflikten zur
Generalisierung, d. h. der Einbeziehung sämtlicher Mittel und sozialen Beziehungen der
Konfliktgegner (Vgl. Luhmann 1997b, S. 101).49 Dies geschieht dadurch, dass der Konflikt zu
einer Entscheidung gebracht wird, und hierin liegt eine zweite Wirkung des Rechts, nämlich
Konflikte nicht nur zu ermöglichen, sondern auch zu entscheiden. Gerichtsverfahren regulieren
Konflikte, indem sie bestimmte Spielregeln festlegen, die Mittel ausschließen oder vorschreiben
und indem sie die Konfliktentscheidung von den Konfliktgegnern weg auf andere Personen
                                                          
48
 Konflikte machen die Gesellschaft auf Probleme aufmerksam.
49
 Ein Beispiele für eine solche Tendenz zum Übergreifen auf andere Systeme – vorausgesetzt es bestehen
Anschlussmöglichkeiten in anderen Systemen - ist der Studentenprotest in Frankreich 1968, der beinah zum
Sturz der Regierung de Gaulles führte.
75
verlagern. „Alle Gerichtsverfahren bauen somit auf einer Rollendifferenzierung auf, die
sicherstellt, dass die Betroffenen nicht selbst entscheiden“ (Luhmann 1997b, S. 103). Die
Akzeptanz bestimmter Verhaltensregeln hat zur Folge, dass die Gegner sich als Gegner
anerkennen. Denn „natürlicherweise ist ja ein Streit um Recht ebenso wie ein Streit um Wahrheit
immer zugleich Streit über den Streit. Das heißt: Dem Gegner wird das Recht zum Streiten
bestritten“ (Luhmann 1997b, S. 105). Solche Bedingungen haben jenen Generalisierungseffekt
zur Folge, der alle Mittel und alle sozialen Beziehungen der Gegner in einen Konflikt
hineinzieht. Im Rechtskonflikt wird dieser Generalisierungseffekt unterbunden. Die Mittel sind
eingeschränkt, und der Konflikt ist auf das Rechtssystem konzentriert, ohne die Gefahr, dass er
auf andere Systeme übergreift.
Eine weitere Möglichkeit, Konflikte zu konditionieren, besteht in der Beschränkung bestimmter
Mittel. Das Verbot der Anwendung physischer Gewalt ermöglicht Konflikte, die andernfalls gar
nicht erst gewagt würden. Realisiert wird dies durch die Monopolisierung von Gewalt durch den
Staat. Dabei wird Gewalt als Mittel der Konfliktentscheidung nicht völlig aus der Gesellschaft
verbannt. Gerade Rechtsentscheidungen sind auf die Deckung durch physische Gewalt
angewiesen. „Die Gewalt als Konfliktaustragungsmittel wird kaserniert, rechtlich respezifiziert
und schließlich gesellschaftlich redistributiert. Der Vermieter darf keinesfalls selbst eine
Räumung einer Wohnung vornehmen, auch wenn die Kündigung sowie die Fristbeachtung im
Gesetzesrahmen bleiben. Er muss bei der zuständigen Gerichtsstelle einen Räumungsantrag
stellen – erst dann wird im Zweifelsfall gewaltsame Räumung legalisiert“ (Nollmann 1997, S.
177). Für die Gesellschaft bedeutet die Einschränkung von Gewalt die Sicherstellung einer
Möglichkeit für Konflikte, d. h.,  sie stellt einen Beitrag zur Reproduktion des Immunsystems dar
und für andere Systeme wie Organisationen und Interaktionssysteme, dass in ihnen gewaltfrei
gearbeitet werden kann (Vgl. Luhmann 2000b, S. 57). Die Einschränkung von Gewalt hat aber
auch überhaupt erst zur Evolution einer funktional differenzierten Gesellschaft beigetragen (Vgl.
Luhmann 2000b, S. 58).
Neben diesen Mechanismen, welche die moderne Gesellschaft im Vergleich zu
vorangegangenen Gesellschaften wesentlich konflikttoleranter haben werden lassen, zeichnet
die moderne funktional differenzierte Gesellschaft darüber hinaus eine Institutionalisierung von
Konflikten aus. Der wesentliche Unterschied zu den bisher beschriebenen Mechanismen der
Konfliktkonditionierung liegt darin, dass es sich hierbei nicht nur um die Steigerung von
Möglichkeiten zum Konflikt handelt, sondern um die permanente Einrichtung von Konflikten.
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Das Grundproblem, worauf die moderne Gesellschaft mit der Institutionalisierung von
Konflikten, neben der Einrichtung von Mechanismen, die zu Konflikten ermutigen, diese aber
nicht zwingend notwendig machen, reagiert, ist die Infragestellung (Negation) solcher
Erwartungsstrukturen, die eigentlich invariant gehalten werden müssen, etwa die Codes der
Funktionssysteme. Das Problem als solches (allgemein formuliert die Fortsetzung der
Autopoiesis eines Systems) ist nicht neu, wohl aber die Lösung dieses Problems. Während
segmentär differenzierte Gesellschaften gar nicht die Möglichkeiten hatten, Konflikte zum
Schutz des Systems zu nutzen - Interaktionen stehen vor der Wahl, sich entweder als Konflikt
oder als Konsens zu reproduzieren - und demzufolge Konflikte aus der Gesellschaft nur
externalisieren konnten, geht die moderne Gesellschaft den umgekehrten Weg. Sie lässt
Konflikte im System zu und nutzt sie zur Restabilisierung.
Der Schutz des Systems mithilfe des Neins und nicht gegen das Nein wird auch als
Immunisierung der Gesellschaft beschrieben. Auf die Gesellschaft bezogen, bedeutet die
Etablierung von Mechanismen der Konfliktermutigung die strukturelle Voraussetzung für den
Einbau von Variabilität. Die Notwendigkeit, genügend Variationspotenzial bereit zu stellen,
ergibt sich aus dem Problem der operativen Geschlossenheit sozialer Systeme. Am Beispiel der
ökologischen Gefährdung lässt sich die überlebensnotwendige Einrichtung des „Nein“
demonstrieren. „Es mögen Fische sterben oder Menschen, das Baden in Seen oder Flüssen mag
Krankheiten erzeugen, es mag kein Öl mehr aus den Pumpen kommen und die
Durchschnittstemperaturen mögen sinken oder steigen: solange darüber nicht kommuniziert
wird, hat dies keine gesellschaftlichen Auswirkungen. Die Gesellschaft ist zwar ein
umweltempfindliches, aber operativ geschlossenes System“ (Luhmann 1990, S. 63). Und die
Sensibilisierung der modernen Gesellschaft für ihre ökologische Gefährdung erfolgte durch
Negation. „Die Grenzen des Wachstums“ waren eine Ablehnung des Fortschrittglaubens bzw.
der Vorstellung des unerschöpflichen Reichtums, der die fünfziger und sechziger Jahre des 20.
Jahrhunderts prägte. Ebenso der Protest verschiedener ökologischer Bewegungen. Die moderne
Gesellschaft schützt sich (mehr oder weniger erfolgreich)  mithilfe des Nein gegen die
Aufhebung ihrer konstitutiven Differenz. Solange Menschen existieren, solange gibt es auch
Kommunikation (Vgl. Luhmann 1990, S. 69). Wenn  die Lebensgrundlagen entzogen werden,
sich der Mensch nicht mehr reproduzieren kann, hört selbstverständlich auch die Gesellschaft auf
zu existieren. Eine Auslöschung menschlicher Existenz ist natürlich nicht nur als ökologische
Selbstvernichtung denkbar, sondern auch infolge eines Krieges, bei dem
77
Massenvernichtungswaffen zum Einsatz kommen. Konflikte sind daher nicht nur
Immunereignisse, sondern können auch die Gesellschaft insgesamt gefährden.
3.5 Resümee
Konflikte stehen, systemtheoretisch betrachtet, in einem ambivalenten Verhältnis zur
Gesellschaft. Als Kommunikationen wirken sie bestandserhaltend; für die moderne Gesellschaft
erfüllen sie gar die Funktion des Immunsystems, indem sie auf mögliche bestandsgefährdende
Probleme hinweisen. Demgegenüber stellen sie in interaktionsbasierten Gesellschaften eine
Bedrohung für deren Fortbestand dar. Dadurch verändert sich die Fragestellung dahingehend,
dass nicht mehr der Konflikt an sich und sein Verhältnis zur der Gesellschaft im Mittelpunkt
der Analyse stehen, sondern immer das Verhältnis von Konflikt und einem zu
spezifizierenden System (Interaktion, Organisation oder Gesellschaft). Und im Anschluss
daran Fragen, wie das betreffende System, z. B. die moderne Gesellschaft, Konflikte
konditioniert, d. h., unter welche Bedingungen Gesellschaft Konflikte stellt und welche
Folgen diese Konditionierung möglicherweise für die Gesellschaft hat. Mit diesem Vorgehen,
lässt sich auch ein immer wieder gemachter Vorwurf entkräften, der besagt, dass sich die
Unterscheidung von Dysfunktionalität und Funktionalität nicht trennscharf anwenden lässt,
sondern jedes Handeln immer sowohl positive wie auch negative Komponenten enthält (Vgl.
Nollmann 1997, S. 57). Nollmann behauptet, dass es beobachterabhängig sei, ob die
dysfunktionalen oder funktionalen Effekte eines Konfliktes in den Blick geraten. So könnten
ethnisch motivierte Abgrenzungskonflikte für einen Beobachter durchaus als funktional
erscheinen, weil sie die Gruppenidentitäten stärken. Hier werden zwei Systemebenen
verwechselt. Die Unterscheidung von funktional/dysfunktional bezieht sich auf die
Wirkungen, die ein Konflikt auf andere Systeme hat und nicht auf das Konfliktsystem selbst.
Jeder Konflikt stell zunächst bestehende Strukturen eines Systems in Frage, sonst wäre er als
Konflikt auch gar nicht erkennbar. Die Frage, die sich daran anschließt und die über
Funktionalität und Dysfunktionalität entscheidet, lautet, was bedeuten Konflikte für das
System und wie geht es mit ihnen um. Interaktionssysteme wie die Familie oder die Ehe sind
konfliktintolerant, weil ihre systemkonstituierenden Strukturen ausschließlich konsensbasiert
sind. Wird der unterstellte Konsens (Alter liebt Ego und umgekehrt) von einer Seite in Frage
gestellt, gerät das System in eine Krise. Für Organisationssysteme wie Firmen sind Konflikte
nur dann problematisch, wenn sie systemkonstituierende Erwartungen betreffen. Wenn die
Konkurrenz zwischen Abteilungsleitern, um einen Posten in der Weise geführt wird, dass
jeder sich durch seine Arbeit als der beste Kandidat präsentieren will, und es demzufolge zu
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einer Leistungssteigerung kommt, profitiert das System, in dem der Konflikt stattfindet, von
demselben.50 Der Konflikt betrifft nicht systemkonstituierende Erwartungen, wie die
Festlegung von Arbeitsabläufen und Zuständigkeiten. Wird der Konkurrenzkampf hingegen
auf eine Art und Weise geführt, dass sich die Konkurrierenden versuchen, gegenseitig zu
schaden, etwa in dem Informationen vorenthalten werden, bedeutet dies, dass bestehende
Arbeitsabläufe in Mitleidenschaft gezogen werden. In diesem Fall sind systemkonstituierende
Erwartungen betroffen. Die Unterscheidung von funktional/dysfunktional bezieht sich auf die
Autopoiesis eines Systems. Dysfunktional ist ein Konflikt immer dann, wenn er die
Fortsetzung der systemkonstituierenden Kommunikation betrifft. Davon zu unterscheiden ist
das Variationspotenzial für Erwartungen, was durch Konflikte aktualisiert wird. Die
reduktionistischen Einschätzungen von Konflikten entweder als Bedrohung für
Systemstabilität oder als Generator für sozialen Wandel, können von der Systemtheorie also
dahingehend relativiert werden, dass sich die systemgefährdende Wirkung von Konflikten
dann ergibt, wenn Konflikte die systemkonstituierende Struktur eines Systems betreffen. Die
Rolle von Konflikten als Bedingung für sozialen Wandel, lässt sich auf die Aussage
begrenzen, dass Konflikte eine notwendige Bedingung für sozialen Wandel darstellen, aber
erst die positive Selektion und ihre erfolgreiche Restabilisierung darüber entscheiden, ob eine
Variation im Rückblick als Auslöser für einen Wandel gelten kann. Die strukturbildende
Wirkung von Konflikten schließlich, kann ebenfalls von der Systemtheorie erfasst werden. In
diesem Fall steht nicht der Konflikt im Verhältnis zu anderen Systemen im Mittelpunkt,
sondern der Konflikt selbst. Die strukturbildende Wirkung von Konflikten ergibt sich daraus,
dass Konflikte auch soziale Systeme sind, d. h. sie beruhen auf einer Unterscheidung, die
Kommunikation dem Konfliktsystem oder seiner Umwelt zuordnet. Die Unterscheidung
lautet Freund/Feind. Die Besonderheit der systembildenden Unterscheidung Freund/Feind
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 Ansgar Thiel gibt für die Unschärfe der Beschreibung von Konflikten als funktional oder dysfunktional
folgendes Beispiel: die Konkurrenz zwischen Abteilungsleitern um einen Posten, führt zur Leistungssteigerung
(jeder will zeigen, dass er der beste Kandidat ist). Somit erscheint ein Konflikt als funktional. Oder die
Konkurrenz führt zum Aufbrechen von Routinen, welche neue Arrangements erfordert, was einen
Leistungsabfall zur Folge hat. Hier wäre der Konflikt dysfunktional. Je nach Perspektive sei ein Konflikt
funktional oder dysfunktional Ansgar Thiel, (2003): Soziale Konflikte,  Bielefeld, S. 27. Das Beispiel überzeugt
aus zwei Gründen nicht. Erstens, die Ettiketierung als funktional oder dysfunktional, hängt hier davon ab, welche
Entwicklung der Konflikt nimmt. Leistungssteigerung und Leistungsabfall sind zwei Entwicklungen, die wohl
kaum gleichzeitig erfolgen können, d. h. die Unterscheidung ist nicht beliebig, sondern lässt sich durchaus
trennscharf anwenden. Zweitens, die Folge eines Konkurrenzkampfes wird auch nicht als funktional oder
dysfunktional wahrgenommen. Die Frage ist doch, wer beobachtet die Folge eines Konkurrenzkampfes als
Leistungssteigerung oder als Leistungsabfall? In diesem Fall ist es das betroffenen System,. Also die Firma in,
welcher der Konkurrenzkampf stattfindet. Und schließlich bedeutet das Aufbrechen von Routinen und ihre
Neuordnung, nicht zwangsläufig einen Leistungsabfall. Jeder Konflikt stellt Erwartungen infrage und wird je
nachdem wie das System entscheidet, Neuordnungen oder Beibehaltung der bestehenden Routinen  zur Folge
haben. Die Unterscheidung von Neuordnung/Beibehaltung von Strukturen und die Unterscheidung
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beruht darauf, dass sie keinen Wechsel der Seiten erlaubt. Die Orientierung an der Struktur
Freund/Feind schließt einen Wechsel aus, da sonst die Grundlage des Systems zerfällt.51 Wie
jedes System, bildet auch ein Konfliktsystem Erwartungen aus, an dem sich die
Konfliktkommunikation orientiert, wie zum Beispiel: was mir nützt, schadet meinem Gegner
oder wer nicht für uns ist, ist gegen uns.
Einer der wesentlichen Mechanismen der Konfliktkonditionierung der modernen Gesellschaft
ist das Gewaltmonopol des Staates. Es erlaubt eine enorme Ausweitung der
Konfliktmöglichkeiten in der modernen Gesellschaft dadurch, dass es zum einen die
konfliktrepressive Wirkung von physischer Gewalt mehr oder weniger wirksam eindämmt
und zum anderen in Verbindung mit dem Recht Konfliktentscheidung und Durchsetzung der
Entscheidung wahrnimmt. Diese Konditionierung von Konflikten wird auch als Pazifizierung
gesellschaftlicher Konflikte beschrieben und gilt meist als definitorischer Bestandteil der
Moderne. „In der Modernisierungstheorie steckt zunächst mehr oder minder stillschweigend
die Annahme einer gewaltfreien Moderne. Der Übergang vom gewalttätigen Austrag
innergesellschaftlicher Konflikte zu gewaltfreien Prozeduren der Konfliktregelung gehört ihr
zufolge geradezu zu den definitorischen Bestandteilen moderner Gesellschaften“ (Joas 1996,
S. 15). Demgegenüber bleibt eine andere Folge dieser Konfliktkonditionierung  in
soziologischen Beschreibungen der modernen Gesellschaft oft ausgeblendet: die Möglichkeit
des Staates, Gewalt zur Konfliktentscheidung fast ungehindert sowohl nach innen als auch
nach außen einzusetzen. Die Konzentrierung physischer Gewalt im politischen System und
hier im Subsystem Staat, hat nicht automatisch auch die Pazifizierung der Konflikte anderer
Systeme und politischer Konflikte selbst zur Folge. Offensichtlich ist dies, in all jenen Fällen,
in denen gewaltsam  um politische Macht gekämpft wird. Dies ist gewissermaßen der Fall, in
der die Systembildung nicht abgeschlossen ist. Ein aktuelles Beispiel ist der Irak. Weder die
Amerikaner noch ihre Gegner verfügen über Macht im Irak. Die Zuordnung der
Unterscheidung von machtüberlegen/machtunterlegen ist umstritten, bzw. nicht möglich. Das
wiederum hat Konsequenzen, sowohl für politische Entscheidungen als auch für alle andere
systemspezifische Kommunikation. Die Entscheidung zum Wiederaufbau des Iraks kann
nicht gelingen. Konkrete Maßnahmen, wie die Wiederherstellung von
Infrastruktureinrichtungen wie Stromversorgung, Telefonnetz, Post usw. scheitern.
                                                                                                                                                                                    
funktional/dysfunktional beziehen sich auf verschiedene Sachverhalte und sind nicht austauschbar. Ersteres
bezieht sich auf die Strukturen eines Systems und letzteres auf die Autopoiesis.
51
 Klaus P. Japp hat diese besondere Form eines sozialen Systems am Beispiel von Protestbewegungen
dargestellt. Sie gilt aber für jedes mögliche Konfliktsystem. Vgl. Klaus P. Japp (1993): Die Form des Protests in
den neuen sozialen Bewegungen, in: Dirk Baecker: Probleme der Form, Frankfurt a.M., S. 230-251.
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Zusammengefasst lautet die Konsequenz aus unvollendeter oder scheiternder politischer
Systembildung, dass auch andere Systembildungen nicht gelingen. Aber auch dort, wo sich
politisches Gewaltmonopol etablieren kann, ist Pazifizierung nicht eine zwangsläufige Folge.
Diktaturen, also all jene Formen politischer Systembildung, die den Machtkonflikt aus ihrem
System ausschließen, sind zumindest, was die politische Konfliktkommunikation betrifft nicht
pazifiziert. Aber auch andere Kommunikation, wie wissenschaftliche oder künstlerische treten
nicht in der idealtypischen Form auf, wie sie die funktionale Differenzierung vorgibt. Eine
wissenschaftliche Auseinandersetzung mit dem Islam, wie sie im Wissenschaftsbetrieb der
westlichen Welt für die christliche Religion üblich ist, ist für Wissenschaftler in islamischen
Ländern unmöglich. Ein Künstler passt sich in einer Diktatur entweder den politischen
Vorgaben an oder ihm droht in der harmlosesten Variante ein Berufsverbot.52 Und schließlich
hat sich die Bildung politischer Systeme gewaltsam vollzogen. Kriege zwischen Staaten sind
vielleicht weniger häufig als im 19. und 20. Jahrhundert. Sie bleiben aber eine Quelle von
Gewalt, solange sich andere, friedliche Formen der Konfliktaustragung nicht dauerhaft an ihre
Stelle setzten können.
Die Beobachtung einer Erweiterung der Konfliktmöglichkeiten in der modernen Gesellschaft,
geht von einer bestimmten Form der gesellschaftlichen Differenzierung der modernen
Gesellschaft aus: der funktionalen Differenzierung Sucht man nach empirischen Beispielen,
die diese erweiterten Möglichkeiten entsprechen, stößt man schnell auf Beispiele wie
wissenschaftliche Diskurse, Rechtskonflikte, Wahlkämpfe, Wahlen, familiärer Streit,
Tarifkonflikte, wirtschaftliche Konkurrenz. Diese Konflikttypen lassen sich aber nicht an
jedem beliebigen Ort der Welt auffinden. Für Afghanistan oder den Irak, aber auch weite
Teile Schwarzafrikas gilt: dort gibt es nur einen Konflikttyp: den gewaltsam ausgetragenen
politischen Machtkampf. Aber auch dort, wo es ein etabliertes Gewaltmonopol gibt, lassen
sich die oben angeführten Konflikttypen, wie sie für funktionalen Differenzierungen typisch
sind nur bedingt nachweisen. Die Volksrepublik China mag zwar wirtschaftliche Konkurrenz
zulassen, (aber sie beruht übrigens auf einer politischen Entscheidung der politischen
Machthaber zur Marktwirtschaft), aber andere Bereiche, nicht zuletzt die Politik, haben nicht
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 Ein prominentes Beispiel hierfür ist Erich Kästner, der hauptsächlich aus privaten Gründen während der
nationalsozialistischen Diktatur in Deutschland geblieben war und in dieser Zeit (logischerweise möchte man
sagen) nur noch Unterhaltungsliteratur produzierte. Wobei Erich Kästner spätestens 1936 ein in Deutschland
verbotener Autor war, dessen Werke sich weder in Buchhandel noch in Bibliotheken fanden. Er konnte
schließlich nur noch im Ausland publizieren und über den Verkauf von Filmrechten Geld verdienen. Eine
Möglichkeit, die der NS-Staat tolerierte, zumal er dadurch an Devisen kam. „Ein in Deutschland verfemter Autor
durfte zum Botschafter deutscher Kultur werden, wenn er nur entsprechende Einnahmen garantierte und sich
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unbedingt die Möglichkeit Konflikte nach systemeigenen Regeln zuzulassen.  Politische
Systembildung und das schließt auch den Umgang mit systemeigenen, politischen Konflikten
ein, hat einen entscheidenden Einfluss darauf, wie die übrige Systembildung erfolgt. Nur die
Pazifizierung politischer Konflikte, erlaubt im weiteren eine Systemdifferenzierung nach
funktionalen Gesichtspunkten. Dass und wie sich politische Konflikte erfolgreich pazifizieren
lassen, versteht sich keineswegs von selbst und ist Gegenstand des folgenden Kapitels.
4. Konflikt und Politik
4.1 Das Funktionssystem Politik
Mit der posthumen Veröffentlichung von „Die Politik der Gesellschaft“ im Jahre 2000 wird
eine Publikationsreihe Luhmanns ergänzt, die sich den Funktionssystemen der modernen
Gesellschaft widmet.53 Damit wird eine systemtheoretische Beschreibung der Gesellschaft
fortgeführt, die im Unterschied zu anderen sozialwissenschaftlichen Theorien, Politik nicht
als Spitze der Gesellschaft oder im Kontrast (Politik und Gesellschaft) zu ihr versteht.
Vielmehr ordnet Luhmann das politische System seiner Gesellschaftstheorie folgend als ein
Funktionssystem neben anderen ein. Dementsprechend wird die Beschreibung des politischen
Systems durchgeführt. Die Merkmale für die Beschreibung gesellschaftlicher Teilsysteme
lauten: Funktion, Medium, systemeigener Code, symbiotischer Mechanismus, Leistung,
Reflexion und Programme. Als Funktion, die das System für die Gesellschaft erfüllt, wird die
Bereithaltung einer Kapazität für die Annahme kollektiv verbindliche Entscheidungen
identifiziert (Vgl. Luhmann 2000b, S. 84).  Als systemspezifischer Code, der die eigene –
politische – Kommunikation, von der Kommunikation in der Umwelt des Systems
unterscheidet, wird der Code machtüberlegen /machtunterlegen genannt (Vgl. Luhmann
2000b, S.99). Die Zuordnung der beiden Seiten des Codes durch Programme geschieht hier
durch Ämter. Als Medium des politischen Systems wird Macht bestimmt, die ihre Wirkung
durch Drohung mit physischer Gewalt erzielt, d. h. mit negativer Sanktion und deswegen
unausgeführt bleiben muss (Vgl. Luhmann 2000b, S.46). Neben der Analyse des politischen
Systems als einem Funktionssystem der modernen Gesellschaft, werden auch Begriffe wie
Demokratie, Macht, Parteien, öffentliche Meinung oder Verfassung im Rahmen der
Systemtheorie neu interpretiert. Demokratie beispielsweise, wird als Vollendung der
Ausdifferenzierung des politischen Systems verstanden. „Was wir >>Demokratie<< nennen
                                                                                                                                                                                    
politisch neutral verhielt“ Franz Josef Görtz/Hans Sarkowicz (1998): Erich Kästner. Eine Biographie, München.,
S.210.
53
 Weitere Beschreibungen von Funktionssystemen sind: Die Kunst der Gesellschaft 1995, Das Recht der
Gesellschaft, 1993, Die Wissenschaft der Gesellschaft 1990, Die Wirtschaft der Gesellschaft, 1988.
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und auf die Einrichtung politischer Wahlen zurückführen, ist demnach nichts anderes als die
Vollendung der Ausdifferenzierung eines politischen Systems. Das System gründet sich selbst
auf Entscheidungen, die es selber eingerichtet hat“ (Luhmann 2000b, S. 104f). Also nicht als
Ausdruck von Volkssouveränität und der Identität von Regierenden und Regierten wie sie die
klassische Demokratietheorie im Anschluss an Rousseau formuliert (Lenk 1991; Giegel
2002). Auch der Begriff der Öffentliche Meinung wird entgegen gängiger Vorstellungen, die
diese als Gesamtausdruck aller Menschen begreifen, neu gefasst, als Selektionshilfe für das
politische System (Görke 2003).
Bevor hier eine ausführliche Darstellung von Luhmanns Beschreibung des politischen
Systems als Funktionssystem folgt, soll auf offene Fragen hingewiesen werden, die dazu
führen, soviel sei hier vorweggenommen, dass in dieser Arbeit, dem politischen System, im
Unterschied zu der von der Systemtheorie postulierten Gleichheit der Funktionssysteme, eine
besondere Stellung in der Gesellschaft zugewiesen wird. Eine besondere Stellung in dem
Sinne, dass dem Funktionssystem Politik eine entscheidende Rolle bei der Ermöglichung und
Garantie funktionaler Differenzierung zugeschrieben wird, die daraus entsteht, dass das
Funktionssystem Politik Konflikte im Idealfall so konditioniert, dass die
komplexitätsreduzierende und entdifferenzierende Wirkung von Gewalt wirksam
ausgeschlossen wird.54 Luhmanns eigene Beschreibung der modernen Gesellschaft und ihres
Funktionssystem Politik, sowie die wissenschaftliche Auseinandersetzung  mit seiner Theorie
der Politik, weisen, sucht man nach empirischen Beispielen eine erstaunliche Deckung mit
dem „westlichen“ Teil der Welt auf.55 Damit korrespondiert eine Vernachlässigung
politischer Phänomene wie Diktatur, Totalitarismus, der Zerfall von Staaten oder des
Terrorismus, aber auch Frieden.56 Wie ist diese Lücke zu erklären? Geht man vom Anspruch
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 Diesen Hinweis gibt Luhmann selbst in seinem Buch Die Politik der Gesellschaft: „Gleichbedeutender und
vielleicht wichtiger ist, dass andere Gesellschaftsbereiche damit die Möglichkeit von Systembildungen
gewinnen, die mit eigenen, selbstkonstituierten Medien arbeiten und daran nicht durch ständig konkret
intervenierende physische Gewalt gehindert sind“(Luhmann 2000, S. 57f). In einer ähnlichen Weise
argumentiert Alex Demirovic, der eine funktionalistische Begründung für die Tatsache, dass Luhmann „das
politische System dem Medium Macht in gewisser Weise vorausgehen lässt“ (Demirovic 2002, S. 311)
vermutet. Durch die Monopolisierung der physischer Gewalt wird anderen Systemen die Möglichkeit zur
Systembildung eröffnet, aufgrund von eigenen Medien, ohne dass Gewalt störend einwirkt.
55
 Mit dem Terminus „westlich“ ist weniger ein geographischer Begriff, als jener Teil der Welt gemeint, der sich
durch hoch strukturelle Ähnlichkeiten auszeichnet. Politisch: konsolidierte Staaten in Form von Demokratien,
wirtschaftlich: freie Marktwirtschaft, rechtlich: veränderbares, d.h. positives Recht,  wissenschaftlich: freie
Lehre und Forschung usw.
56
 Der Register zu Luhmanns Buch Die Politik der Gesellschaft weist zu Frieden, Diktatur und Totalitarismus
überhaupt keine Einträge auf, Krieg und Kriegführung werden jeweils einmal erwähnt. Auch die beiden
Sammelbände, die als Auseinandersetzung mit Luhmanns Politik der Gesellschaft erschienen sind Kai-Uwe
Hellmann/Karsten Fischer et al. (Hrsg.) (2003): Das System der Politik. Wiesbaden; Kai-Uwe Hellmann/Rainer
Schmalz-Bruns (Hrsg.) (2002): Theorie der Politik Niklas Luhmanns, Frankfurt a. M., enthalten ebenfalls keine
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der Systemtheorie aus, alle sozialen Phänomene zu ihrem Gegenstandsbereich zu zählen, gibt
es keine Erklärung. Geht man davon aus, dass Erklärungen umso mehr überzeugen, desto
weniger Dissens sich ihnen in den Weg stellt, dann erscheint die Konzentration auf die
„westliche“ Welt logisch, den hier finden sich am Strukturprinzip der funktionalen
Differenzierung ausdifferenzierte Systeme. Es ließe sich aber noch eine weitere Begründung
für die Vernachlässigung der oben genannten Phänomene aufführen. Eine generelle
Vernachlässigung des Problems des Scheiterns von Systembildungen bzw. des Auflösens von
Systemen in der Systemtheorie. Dabei wird das Problem durchaus identifiziert, nämlich als
Risiko des Redundanzverzichts (Vgl. Luhmann 1997a, S. 761). Die Konzentrierung
gesellschaftlicher Erfordernisse auf ein System, wird mit mangelnder Absicherung in dem
Fall bezahlt, wo ein System ausfällt. Es bleibt aber bei der Problembenennung. Eine
konsequente Darstellung, was passiert, wenn politische Machtbildung scheitert, z. B. in Form
des Staatszerfalls, wird nicht durchgeführt. Das mag daran liegen, dass Luhmann sich mehr
für die Realisierung von unwahrscheinlichen, weil hochkomplexen Systembildungen
interessiert. Nichtsdestotrotz bleibt das Scheitern bestimmter Formen der Systembildung eine
Forschungslücke der Systemtheorie. Eine weitere Lücke in der Theorie tut sich auf, wenn es
um Formen des „Systemimperialismus“ geht, etwa als Politisierung oder Ökonomisierung
von Systemen.57 Auch hier gibt es in der systemtheoretischen Theorie eine Konzentration auf
die Autonomie von Systemen. Die Möglichkeit einer Einflussnahme, im Sinne einer
Determinierung oder Steuerung wird eine Absage erteilt.58 Dabei wird auf das empirische
Scheitern des sozialistischen Experiments verwiesen (Vgl. Lange 2002,  S. 187). Die Frage
ist, ob ein Scheitern schon ausreichend die These der Nichtsteuerung begründen kann. Dass es
Versuche gab und gibt, an funktionaler Differenzierung orientierten Systemen andere
Orientierungen überzustülpen, kann nicht bezweifelt werden. Von systemtheoretischer Seite
wird gegen die Möglichkeit einer Einflussnahme eingewendet, dass Politik nur kollektiv
verbindliche Entscheidungen treffen kann, aber nicht etwa erziehen oder wissenschaftlich
arbeiten. Diese Leistungen können nur im Erziehungssystem oder im Wissenschaftssystem
                                                                                                                                                                                    
Beiträge zu den genannten Bereichen. Die Aufsätze befassen sich mehrheitlich mit denjenigen Themen, die
schon von Luhmann in seiner Theorie des politischen Systems aufgegriffen wurden.
57
 Der Begriff Systemimperialismus soll die Überformung systemspezifischer Kommunikation durch einen
andern Code bezeichnen. D.h. die systemeigenen Programme, die sonst die Zuordnung des systemeigenen Codes
regeln, werden von einem , dem systemfremden – Programm – ersetzt. Die extremste Form der Politisierung von
Systemen hat es im letzten Jahrhundert durch den Faschismus und den Sozialismus gegeben. Für die Gegenwart
scheint es mehr oder weniger erfolgreiche Versuche des Wirtschaftssystems zu geben, seine Unterscheidung zur
Leitorientierung für andere Systeme zu machen.
58
 Auf der Ebene der Funktionssysteme wird an der Selbststeuerung sozialer Systeme festgehalten, während für
Organisationen das Zugeständnis gemacht wird andere Organisationen steuern zu können. Wobei allerdings die
Einschränkung gemacht wird, dass es keine Kontrolle über die Ergebnisse gibt. Steuerung kann also nur etwas
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erbracht werden. Dieser Behauptung wird hier auch nicht widersprochen, aber es wird die
Einschränkung gemacht, dass sich der jeweilige Code über die Programme beeinflussen lässt.
Das politische Programm „Nationalsozialismus“ beispielsweise, wurde 1933 in Deutschland
zur zentralen Orientierung auch der Programme aller anderen Systeme und regelte
entsprechend die Zuordnung der beiden Seiten des jeweiligen Codes. Für die Kunst bedeutete
dies, dass die Zuordnung einer der Seiten des Codes schön/hässlich nicht mehr unter
künstlerischen, d. h. systemeigenen  Gesichtspunkten erfolgte, sondern unter politischen. Die
Unterscheidung schön/hässlich wurde ersetzt durch die Unterscheidung geartete/entartete
Kunst. Mit den bekannten Folgen für diejenigen Kunstwerke, die sich auf der negativen Seite
des Codes wieder fanden. Für die Medizin bedeutete es, dass die Zuordnung der
Unterscheidung krank/gesund durch die Unterscheidung erhaltenswertes/unwertes Leben
erfolgte. Unwertes Leben, etwa geistig Kranke oder als minderwertig geltende Volksgruppen
wie Juden, Sinti und Roma, Slawen oder farbige Minderheiten wie die so genannten
„Rheinlandbastarde“, war dann der Ausbeutung und Vernichtung ausgesetzt. Auch in der
Wissenschaft und der Erziehung findet sich das nationalsozialistische Programm. Beispielhaft
ist hier das Programm für den Deutschunterricht an den höheren Schulen, der vier
Kerngedanken vermitteln sollte: „1. Das  Volk als Blutsgemeinschaft: Rassen- und
Vererbungsgedanke, Familien- und Ahnenkunde, Volkskunde. 2. Das Volk als Schicksals-
und Kampfgemeinschaft: Kampf um Raum. Soldatentum (Herr, Flotte, Luftmacht),
Heldentum, Kriegsdichtung, der Frontkämpfer des Weltkriegs als mythische Gestalt und
sittliche Kraft. Die Frau im Weltkriege. Nationalsozialistische Kampfgemeinschaften und
Verbände. Siedlung, Führertum, Kameradschaft. Der volksdeutsche Kampf im Grenzland und
im Ausland. 3. Das Volk als Arbeitsgemeinschaft: Das Leben des Werkmanns und des
Bauern, des Kaufmanns, des Forschers und des Künstlers, der deutschen Frau. 4. Das Volk als
Gesinnungsgemeinschaft: Von germanischer Weltanschauung und germanischem
Lebensgefühl. Der Volks- und Staatsgedanke in der deutschen Dichtung. Völkische Erwecker
und politische Denker im geistigen Kampfe. Naturgefühl und Gottsuchertum“ (Vgl. Wendt
1995, S.299). Ebenso lassen sich im Recht (Rassengesetze) oder in der Religion (Deutsche
Christen) die nationalsozialistische Leitunterscheidung wieder finden. Was beim
nationalsozialistischen Programm auffällt ist, dass die jeweils negative Seite, letztendlich für
diejenigen, die sich auf dieser Seite der Zuordnung wieder fanden eine tödliche Seite war.
Damit wird die Variabilität und Komplexität der jeweiligen Systeme eingeschränkt auf das,
was an Variabilität und Komplexität im politischen System zugelassen wird. Erst wenn es zu
                                                                                                                                                                                    
auslösen, aber nicht das Ergebnis determinieren. (Vgl.: Niklas Luhmann, (2000a): Organisation und
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einer Veränderung im politischen System kommt, kann es auch Veränderungen in anderen
Systemen geben. Die kurze geistige Liberalisierung (Tauwetter) nach Stalins Tod 1956 war
eine Entscheidung der sowjetischen Führung und wurde auch von einer politischen
Entscheidung wieder rückgängig gemacht. Beides, sowohl das Scheitern von Systembildung
gemäß funktionaler Differenzierung als auch der Systemimperialismus von Seiten des
politischen Systems, sind Folgen der Konditionierung der systemeigenen, d.h. in diesem Fall
politischen Konflikte. Konfliktkonditionierung ist, das hat die Darstellung des
vorangegangenen Kapitels gezeigt, ein entscheidender Faktor in der gesellschaftlichen
Evolution. Konfliktkonditionierung wurde vor allem über Machtbildungsprozesse erreicht
(Vgl. Wimmer 1995 und 2001). Machtbildung wiederum, setzt voraus, dass zugeordnet
werden kann, wer kollektiv verbindliche Entscheidungen treffen kann und wer nicht und
schließlich, dass die Machtverteilung akzeptiert wird. D.h. Macht darf nicht in Frage gestellt
werden, soll die entsprechende Autopiesis garantiert werden. Dies bedeutet, dass Dissens in
Machtfragen, und nichts anderes sind politische Konflikte, in irgendeiner Form konditioniert
werden muss, sei es durch Entmutigung oder durch Zulassung des Machtwiderspruchs, um
Macht zu ermöglichen. Die hier aufgestellten Hypothesen lassen sich herleiten, wenn man
versucht, das politische System mit Hilfe der systemtheoretischen Terminologie zu
beschreiben.  Dabei fällt dann auf, dass das Funktionssystem Politik einige Besonderheiten
aufweist, die nicht ganz in das Schema passen, welches die Systemtheorie für die
Beschreibung von Funktionssystemen verwendet.59 Die Frage ist, ob diese Besonderheiten so
gravierend sind, dass sie zur einer Revision zentraler Annahmen der Systemtheorie führen
oder, ob sie trotz ihrer Berücksichtigung die „Theoriearchitektur“ uneingeschränkt lassen.60
Um die Besonderheiten des politischen Systems herauszuarbeiten und seine Konsequenzen
für die Systemtheorie aufzuzeigen, wird zunächst das Schema für die Beschreibung von
                                                                                                                                                                                    
Entscheidung, Opladen., S. 401ff.
59
 Üblicherweise wird jedem Funktionssystem eine Funktion zugewiesen, die das jeweilige System für die
Gesellschaft exklusiv wahrnimmt. Nassehi weist dem Funktionssystem Politik neben der Herstellung von
kollektiv bindenden Entscheidungen noch eine weitere Funktion zu: die Bereitstellung von Sichtbarkeit und
Zurechenbarkeit von kollektiv bindenden Entscheidungen. Politische Entscheidungen binden Kollektive und
nicht die Gesellschaft. „Vielleicht besteht die Funktion des Politischen darin, aus Gesellschaft, also einem alles
Soziale umfassenden, in der Moderne längst sich als Weltgesellschaft darstellenden Zusammenhangs,
Gesellschaften zu machen, also soziale Räume, die sich durch die Erzeugung einer sichtbaren
Gesellschaftlichkeit mit einer klar simulierten Außengrenze – ebenso klar wie simuliert selbst kommunikativ
erzeugen“ Armin Nassehi (2002): Politik des Staates oder Politik der Gesellschaft? Kollektivität als
Problemformel des Politischen, in: Theorie der Politik. Niklas Luhmanns politische Soziologie hrsg. von v. Kai-
Uwe Hellmann/Rainer Schmalz-Bruns. Frankfurt a. M., S. 46.
60
 Luhmann hat in einem sehr konkreten Fall (Protestbewegungen) selbst so gehandelt: In dem Abschnitt über
Protestbewegungen in Gesellschaft der Gesellschaft heißt gleich zu Anfang: „Die bisher entwickelte
Systemtypologie (Gesellschaft, Interaktion und Organisation) reicht nicht aus, um ein weiteres Phänomen zu
erfassen. Wir müssen deshalb (ohne Rücksicht auf Theorieästhetik) einen weiteren Abschnitt anhängen, der sich
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Funktionssystemen auf das politische System angewendet. Dazu ist es notwendig noch mal
einige systemtheoretische Prämissen über die moderne Gesellschaft in Erinnerung zu rufen.
Die moderne Gesellschaft ist funktional differenziert, d. h. die Realisierung bestimmter
Funktionen ist auf jeweils ein Teilsystem beschränkt. Die Teilsysteme nehmen für die
Gesellschaft eine Funktion exklusiv war.61 Die Funktion des  politischen Systems für die
Gesellschaft ist die Herstellung kollektiv verbindlicher Entscheidungen. „Die Politik stellt
damit das einzige System dar, das über eine derart direkte Möglichkeit der
gesamtgesellschaftlichen Einflussnahme verfügt (...)“ (Hellmann and Fischer 2003). Andere
Systeme etwa die Wissenschaft können für ihren Zuständigkeitsbereich nicht die gleiche
Möglichkeit der Einflussnahme geltend machen. Wissen kann ignoriert oder bezweifelt
werden, es setzt sich nicht automatisch durch oder zieht entsprechendes Verhalten nach sich.
Die Vernachlässigung von Impfungen und die daraus resultierende Zunahme von
Krankheiten, die eigentlich in Deutschland als ausgerottet galten, können als Beispiel dienen.
Hier muss dann der Umweg über das System genommen werden, das über ein entsprechende
Kapazität verfügt, d.h. in dem Beispiel über die Einführung einer Impfpflicht, das Wissen
doch für die Gesellschaft nutzbar zu machen. Nichtsdestotrotz bleibt die Zuständigkeit für
jeweils eine Funktion dem entsprechenden System vorbehalten und kann nicht durch ein
anderes System ausgeübt werden. Recht wird nur im Rechtssystem gesprochen, politische
Entscheidungen werden nur im politischen System getroffen. Kein System kann für das
andere einspringen. Politik kann zwar Steuern erheben, aber sie kann nicht Geld produzieren,
ohne Inflation in Gang zu setzen, ebenso werden wahre Aussagen nur im
Wissenschaftssystem erbracht, und können nicht durch die Religion bereitgestellt werden. D.
h. in letzter Konsequenz, dass die moderne Gesellschaft keine Spitze (und eine
allgemeinverbindliche Selbstbeschreibung) mehr hat, von der aus gesellschaftliche
Entwicklungen gesteuert werden könnten. Das hat Konsequenzen für das Staats- und
Politikverständnis in der Systemtheorie. Auch das politische System ist „nur“ ein
Funktionssystem neben anderen und verfügt über keine allgemeinverbindliche
Steuerungsfunktion.62 Belege für diesen Steuerungsverlust lassen sich problemlos finden. Die
                                                                                                                                                                                    
mit sozialen Bewegungen befassen wird“ Niklas Luhmann (1997a): Die Gesellschaft der Gesellschaft, 2 Bände,
Frankfurt a. M..
61
 Wobei Gesellschaft als Weltgesellschaft verstanden wird. Die Beschreibung der modernen Gesellschaft ergibt
sich aus dem Umstand, dass durch die modernen Verbreitungsmedien, keine räumliche Begrenzung von
Kommunikation mehr gegeben ist. Ereignisse irgendwo auf der Welt haben, sofern etwa durch die
Massenmedien über sie berichtet wird, auch Auswirkungen an einem völlig anderen Punkt der Erde.
62
 Während Luhmann eine Steuerungsmöglichkeit durch das politische System ablehnt, oder allenfalls indirekt
über strukturelle Kopplung für möglich hält, bejahen andere Autoren in unterschiedlicher Weise die Möglichkeit
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wirtschaftliche Globalisierung oder das ökonomische und technologische Fachwissen als
eigentlicher Machtquelle. Auch wenn dem politischen System nach systemtheoretischer
Lesart keine übergeordnete Rolle, im Sinne einer Regelungs- und Steuerungsinstanz mehr
zugesprochen wird, nimmt das politische System eine wichtige Funktion als Bestandsgarantie
der funktional differenzierten Gesellschaft ein. Das politische System konditioniert im
Idealfall nicht nur alle anderen Konflikte, sondern auch seine eigenen Konflikte in der Form,
dass Gewalt als Mittel der Konfliktaustragung keine Rolle spielt und wird damit zum
Katalysator von Systembildungen, die ihrer eigenen Logik folgen. Deutlich wird diese
Besonderheit des politischen Systems für die Gesellschaft, wenn failing states oder ungeklärte
Machtverhältnisse in Nachbürgerkriegsgebieten als Beispiele herangezogen werden. In beiden
Fällen führt die Offenheit der Machtverhältnisse und der gewaltsam ausgetragene
Machtkampf dazu, dass Gewalt letztlich jede Kommunikation dominiert, sei es als Thema
oder als Mitteilungsaspekt der Kommunikation. Kommunikation, egal welchem System sie
zugeordnet werden kann,  findet nicht unter „normalen“ Bedingungen statt. Wer als deutscher
Unternehmer im Irak investiert, muss in seine Überlegungen mit einbeziehen, dass, wenn er
eigene Mitarbeiter in das Auftragsland schickt, diese entführt und u.U. getötet werden
können. Ein Aspekt der normalerweise bei unternehmerischen Handeln keine Rolle spielt.
Allerdings kann aber auch ein ungeklärtes Machtverhältnis in einem bestimmten Teil der
Welt, Auswirkungen in einem völlig anderen Teil der Welt haben. Wenn ein Veranstalter
beispielsweise eine israelische Künstlergruppe nach Deutschland einlädt, muss er neben den
üblichen organisatorischen Aktivitäten wie Hotelreservierung, Transfer vom und zum
Ankunftsort sowie zum Veranstaltungsort, Absprachen mit der Technik wegen der
Auftrittsfläche usw. noch einen umfangreichen Fragekatalog beantworten, der die Sicherheit
der israelischen Staatsbürger während ihres Aufenthaltes gewährleisten soll. Er wird also mit
zusätzlichen Aufgaben konfrontiert, die im Normalfall keine Rolle spielen.
Die funktionale Differenzierung ist die Reaktion der modernen Gesellschaft auf zentrale
Probleme, welche Gesellschaften, in was für einer Form auch immer, lösen müssen. Ein
solches Problem ist die Notwendigkeit, kollektive Verbindlichkeiten festzulegen,
insbesondere auch dann, wenn Meinungsverschiedenheiten zwischen den Betroffenen
wahrscheinlich sind (Vgl. Luhmann 2000b, S. 87).63 Der Umgang mit
Meinungsverschiedenheiten über kollektive Verbindlichkeiten hängt von der Struktur der
                                                                                                                                                                                    
zur Steuerung (minimal: Helmut Wilke (1992): Steuerungs- und Regierungsfähigkeit der Politik, Wien. und
optimistisch: Axel Görlitz/Hans-Peter Burth (Hrsg.) (1998): Politische Steuerung. Ein Studienbuch, Opladen.).
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betroffenen Gesellschaft ab. „Nur in sehr einfachen Gesellschaften kann man dies einfach
dem Lauf der Dinge überlassen, dem Entstehen von Tatsachen, der Selbstfestlegung des
Gesellschaftssystems durch die eigene Geschichte. Wenn das nicht mehr ausreicht oder wenn
auf diese Weise zu viele Konflikte ausgetragen werden müssen, wird ein Bedarf an kollektiv
verbindlichen Entscheidungen erkennbar“ (Luhmann 2000b, S. 87). In der stratifikatorisch
differenzierten Gesellschaft wird durch Rangdifferenz festgelegt, wo kollektiv verbindliche
Entscheidungen getroffen werden. Politische Konflikte, - also Konflikte über Positionen, die
kollektiv verbindliche Entscheidungen treffen durften -   entstanden vor allem innerhalb der
Oberschicht, wo Rangdifferenzen durch immer wieder neu zu verhandelnden Konsens
festgelegt werden mussten. Es gab hier keine eindeutig festgelegten
Entscheidungshierarchien. Gleichwohl gab es immer schon Formen politischer
Zentralisierung, welche als preadaptive advances angesehen werden können, die ihre Wirkung
aber erst mit der Entwicklung zur funktional differenzierten Gesellschaft entfalten konnten.
Im Zuge der Entwicklung der modernen Gesellschaft werden auf Rangdifferenzen beruhende
Legitimitäts- und Herrschaftsansprüche in Frage gestellt. Damit wird es notwendig die
Durchsetzung kollektiv verbindlicher Entscheidungen auf eine neue Grundlage zu stellen. Die
moderne Gesellschaft hat darauf mit der Ausdifferenzierung des politischen Systems reagiert,
welches die Annahme von kollektiv verbindlichen Entscheidungen mit Hilfe des symbolisch
generalisierten Kommunikationsmediums Macht sicherstellt. Im Unterschied zur
stratifikatorisch differenzierten Gesellschaft, in der es eine Vielzahl von
„Entscheidungszentren“ gab, - auch die Religion etwa legte kollektiv verbindliche
Entscheidungen im Recht und in der individuellen Lebensführung fest -  ist das politische
System der modernen Gesellschaft exklusiv und ausschließlich für kollektiv verbindliche
Entscheidungen zuständig. Alle anderen Sinnbereiche wie Wissen, Gesundheit, Wahrheit,
Transzendenz oder Wirtschaft sind von politischen Entscheidungen ausgenommen,
umgekehrt haben Systeme wie Recht, Wirtschaft, Religion, Erziehung oder Wissenschaft
keine Möglichkeit, selbst kollektiv verbindliche Entscheidungen für die Gesellschaft zu
treffen.64
Kollektiv verbindliche Entscheidungen stehen vor dem Problem, dass sie selektive
Entscheidungen sind und damit ihre Annahme eher unwahrscheinlich ist. Eine Selektion
                                                                                                                                                                                    
63
 Andere Notwendigkeiten sind ein Bedarf an knappen Gütern (Wirtschaft), Wissen (Wissenschaft),
Sozialisation (Erziehung), Gesundheit (Medizin) und einer gemeinsamen Realität (Massenmedien).
64
 Das bedeutet nicht, dass die Funktionssysteme sich nicht gegenseitig beeinflussen. Aber Politik kann keine
wissenschaftlich wahren Aussagen bereitstellen; allerdings kann sie durch die Bereitstellung nicht nur
finanzieller Mittel mitbestimmen, worüber geforscht wird.
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bedeutet immer eine Auswahl aus Möglichkeiten, d. h., etwas findet Berücksichtigung und
anderes nicht. Die besondere Selektion kollektiv verbindlichen Entscheidens liegt jetzt darin,
dass Alter ein bestimmtes Verhalten Egos festlegt und auch noch dessen Befolgung verlangt.
Eine Selektion, die Widerspruch geradezu provoziert. Auf das Problem, dass die Annahme
von Sinnvorschlägen in bestimmten Situationen notwendig, aber unwahrscheinlich ist, hat die
moderne Gesellschaft mit der Entwicklung generalisierter Kommunikationsmedien reagiert.65
In dem hier interessierenden Fall der Annahme kollektiv verbindlicher Entscheidungen
geschieht das durch das Medium Macht. Das Medium Macht setzt zunächst zwei Präferenzen
voraus: erstens, der Machthaber versucht, jemanden zu einer Tätigkeit zu bringen, die dieser
von sich aus nicht tun würde. Es gilt also, sich gegen möglichen Widerstand durchzusetzen
(Vgl. Luhmann 1996, S. 47ff). Und zweitens, konstruiert der Machthaber eine Alternative, die
er zwar nicht zu realisieren wünscht, die für ihn jedoch weniger unangenehm wäre als für den
Machtunterworfenen. Macht funktioniert nur, wenn beide die Alternative kennen und zu
vermeiden wünschen, d. h. dass der Machthaber sein negatives Sanktionspotential (z. B.
physische Gewalt) nicht einsetzen muss. Dieses generalisierte Kommunikationsmedium
zeichnet demzufolge zweierlei aus: Asymmetrie und negative Sanktion. Die Besonderheit
politischer Kommunikation liegt darin begründet, dass sie auf den spezifischen Fall von
Kommunikation rekurriert, welcher  darin besteht, dass Alter von Ego ein bestimmtes
Handeln und dessen Befolgung verlangt (Vgl. Luhmann 1997a, S. 355). Das Medium Macht
ist daher asymmetrisch gebaut. Die Handlungsanweisung soll, „obwohl als kontingente
Selektion sichtbar, als Prämisse für eigenes Verhalten übernommen werden; und dies unter
der Zusatzbedingung, dass die Willkür nicht nur in der Entscheidung Alters liegt, sondern
speziell in der Bestimmung des Handelns von Ego“ (Luhmann 1997a, S. 355). Untermauert
wird diese Asymmetrie von negativen Sanktionen, die aber ihre Wirksamkeit nur in ihrer
Nichtausübung  entfalten, d. h., wenn der Machtunterworfene keinen Anlass für den Einsatz
des negativen Sanktionspotentials gibt. Ein Machthaber der sein negatives Sanktionspotential
einsetzt, weil einer kollektiv verbindlichen Entscheidung nicht Folge geleistet wurde, ist
demzufolge systemtheoretisch gesehen machtlos. Genauso verhält es sich, wenn der
Machthaber bei Widerstand gegen seine Entscheidungen auf den Einsatz des negativen
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 Generalisierte Kommunikationsmedien rekurrieren auf ein spezifisches Problem der Unwahrscheinlichkeit
von Kommunikation. Kommunikationsinhalte beinhalten immer die Möglichkeit ihrer Ablehnung, was dazu
führen kann, dass Kommunikation unterbleibt. Wer keine Aussicht auf Erfolg, d. h. Annahme seines
Kommunikationsvorschlages sieht, unterlässt Kommunikation gleich ganz. Zwei weitere Probleme der
Unwahrscheinlichkeit von Kommunikation sind das Verstehen und die Erreichbarkeit. Auch diese Probleme
werden mit Hilfe von Medien (Sprache und Verbreitungsmedien) gelöst, wobei dies nicht als absolut sichere
Lösung verstanden werden darf. Kommunikation kann immer noch scheitern, aber die Unwahrscheinlichkeit des
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Sanktionspotentials verzichtet; er verzichtet damit gleichsam auf seinen Machtanspruch.66
Macht ist ein Medium, das natürlich nicht nur im Bereich der Politik Anwendung findet.
Deswegen ist es wichtig weitere Merkmale anzuführen, welche politische Macht im
Unterschied zu anderen Formen von Macht bestimmbar machen. Hierzu ist es notwendig auf
drei Dinge vorzugreifen, die erst in der weiteren Darstellung näher erläutert werden. Erstens,
auf die konkrete Bestimmung des negativen Sanktionspotentials, zweitens, auf den
Geltungsanspruch von politischer Macht und drittens auf die Notwendigkeit zur Legitimation
von politischer Macht. Bei negativem Sanktionspotential denkt man unwillkürlich an die
Drohung mit physischer Gewalt und sie bildet auch das negative Sanktionspotential
politischer Macht. Natürlich wird physische Gewalt nicht nur von politischer Macht als
Sanktionspotential eingesetzt, so etwa auch bei Erpressung oder bei einem bewaffneten
Raubüberfall, und schließlich gibt es darüber hinaus auch andere Formen negativer Sanktion
etwa den Entzug von Vorteilen oder die Einstellung von Zahlungen. Aber physische Gewalt
bildet das Machtmittel par exellance. Warum das so ist, soll im folgenden Abschnitt erläutert
werden. Das zweite Kennzeichen moderner politischer Macht ist ihr territorialer Anspruch,
neben der Herrschaftsgewalt über Personen. Andere Formen von Macht sind überwiegend
Personenorientiert.67 Der territorial orientierte Machtanspruch bietet gegenüber dem
personenorientierten entscheidende Vorteile, um die Funktion, kollektiv verbindliche
Entscheidungen herzustellen zu erfüllen. Personen sind mobil, sie können sich einem
Machtanspruch entziehen. Wird dagegen über ein durch Grenzen definiertes Territorium
Kontrolle ausgeübt, können die sich auf dem Territorium befindlichen Personen mitüberwacht
werden. Man kann zwar als Person immer noch ein Land verlassen, aber man sieht sich
angesichts der weltweiten Verbreitung des Nationalstaates an fast jedem Punkt der Erde mit
kollektiv verbindlichen Entscheidungen konfrontiert. Wenn Personen überwacht werden, ist
der Kontrollaufwand erheblich. Schließlich müsste jede einzelne Person überwacht werden,
                                                                                                                                                                                    
Gelingens von Kommunikation wird vermindert. Vgl. Niklas Luhmann (1996): Soziale Systeme, 6. Auflage,
Frankfurt a. M.
66
 Ein Problem, das sich für den Staat regelmäßig bei den Demonstrationen zum 1.Mai in Berlin stellt.
Marschiert die Polizei mit starken Kräften in „Kampfmontur“ auf, verstehen die linken gewaltbereiten Kräfte
dies als Provokation und es kommt zu Straßenschlachten. Die Machtdemonstration scheitert. Verzichtet der Staat
umgekehrt auf sichtbare Polizeikräfte, kann ungehindert ein Ereignis wiederholt werden, dass am 1. Mai 1987
erstmals stattfand. Die Berliner Polizei hat mit der Strategie ihre Einsatzgruppen bereit zu halten, aber nicht
sichtbar, offenbar einen Weg gefunden, das Konfliktsystem, wieder soweit zu „pazifizieren“, dass es keinen
nennenswerten Schaden mehr anrichtet. Allerdings sind Konfliktsysteme durchaus evolutionsfähig, z. B. in dem
der Ort gewechselt wird. Statt in Berlin wird jetzt eben in Leipzig randaliert.
67
 Z. B.: wirtschaftliche Macht, in der Form einer monopolisierten Stellung, etwa der einzige
Lebensmittelhändler im Umkreis von 20 Kilometern, (vermutlich reicht schon ein geringerer Radius aus). Aber
diese Macht ist Personenorientiert, würden die betroffenen Personen aus dem „Gebiet“ fortziehen, wäre auch die
Monopolstellung beendet.
91
was angesichts der Bevölkerungszahlen von Staaten eine unlösbare Aufgabe darstellt.68
Drittens, politische Macht muss sich legitimieren. Politische Macht ist nur dann stabil, wenn
sie akzeptiert ist und dies geschieht in der modernen Gesellschaft entweder in paradoxer
Form: dadurch, dass sie die Möglichkeit zum Widerspruch offen hält (Zustimmung, weil die
Möglichkeit zur Änderung von Entscheidungen gegeben ist) oder in logischer Form durch
Entmutigung (Nichtauftreten von Dissens, weil die Strukturen Dissens unwahrscheinlich
machen).69 Auch diese These wird weiter unten näher erläutert werden. Erst die Kombination
aus physischer Gewalt als negativem Sanktionspotential, der territorialen Begrenzung sowie
ihre Legitimation lässt Macht als politische Macht im modernen Sinn erscheinen und macht
diese unterscheidbar von anderen Machtformen.
Symbolisch generalisierte Kommunikationsmedien haben die Funktion, die Zustimmung zu
Selektionsvorschlägen  wahrscheinlich zu machen. Der Ausdruck „symbolisch“ verweist
dabei auf die Sozialdimension und der Begriff „generalisiert“ bezieht sich auf die
Sachdimension (Vgl. Luhmann 1997a, S. 318ff). Mit Symbolisierung wird die Einheit der
Differenz zum Ausdruck gebracht, im Fall von Macht also der Hinweis auf die negative
zweite Realität (und damit aber auch immer die Möglichkeit, dass Macht scheitern kann). Mit
der Kennzeichnung „generalisiert“ wird der Umstand bezeichnet, dass diese Form der Medien
Geltung nicht nur für bestimmte Situationen beansprucht. Generalisierte
Kommunikationsmedien müssen ihre Beziehung zur körperlichen Seite menschlichen
Zusammenlebens regeln. Als entsprechende Ausdrucksmittel fungieren symbiotische
Mechanismen; im Fall von politischer Macht ist es physische Gewalt. Zwar gibt es weitere
Machtmittel (Entzug der Gewährung von Vorteilen), aber gegen physische Gewalt gibt es
keine überlegenere Machtgrundlage. Diese These ergibt sich aus der Beobachtung, wie
physische Gewalt folgende Probleme löst, mit denen symbiotische Mechanismen zu tun
haben (Vgl. Luhmann 2000b, S. 59ff). Erstens, der symbiotische Bezug darf nicht ignorierbar
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 Obwohl es durchaus Versuche gab, wie etwa die Überwachung der Bevölkerung in der DDR gezeigt hat. „Ab
Mitte der siebziger Jahre kam im Bevölkerungsdurchschnitt ein IM (Inoffizieller Mitarbeiter) auf 100 DDR-
Bürgerinnen und -Bürger, insgesamt standen 1989 91000 hauptamtliche und 173000 Inoffizielle Mitarbeitende
im Dienst des MfS“ Günther Heydemann (2004): Gesellschaft und Alltag in der DDR.,
(http://www.bpb.de/publikationen/09684005911079201032758511048160,8,0,Gesellschaft_und_Alltag_in_der_
DDR.html#art8).
69
 Empirisch gesehen gibt es das Nichtauftreten von Dissens nicht: in jeder Diktatur findet sich Widerstand.
Deswegen müsste es richtiger heißen: Dissens auf ein Maß zu reduzieren, das nicht ins Gewicht fällt. Dennoch
muss in einer Diktatur ein Machthaber auf jede Form des Widerstandes reagieren. Und zwar wegen des
Potentials der Strukturveränderung die jedes Nein in sich birgt. Deswegen zählt im politischen System jede
Bagatelle. Wenn in der Volksrepublik  China ein Student auf einer Internetseite ein Mehrparteiensystem fordert,
wird er mit Gefängnis bestraft. Nicht weil seine einmalige Äußerung schon den Umsturz bewirkt, aber weil sein
Nein zu den bestehenden Machtverhältnissen möglicherweise die Bildung eines Konfliktsystems in Gang setzt,
an dessen Ende, sofern der Konflikt entschieden wird, der Sturz der bestehenden Machthaber steht.
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sein. Eine Bedingung, die physische Gewaltanwendung zweifellos erfüllt. Zweitens, es muss
eine hohe Erwartungssicherheit für mediengesteuerte Prozesse bestehen, besonders, wenn
Erleben und Handeln zunehmend selektiv ausfallen. Man kann auch anders handeln, als
eigentlich gefordert wird, deswegen muss es eindeutige Festlegungen geben, wie gehandelt
werden soll. Wenn man jemanden überfällt, um an seine Brieftasche zu gelangen, wird man
eher an sein Ziel gelangen, wenn man bei der Aufforderung an die Herausgabe des Geldes
eine Waffe in der Hand hält, als wenn man sich unbewaffnet vor das Opfer stellt und diese
Handlungsanweisung formuliert.70 Physische Gewalt bietet dem Überlegenen hohe Sicherheit
in der Verfolgung seiner Ziele und sie weist jene Eigenschaft einer asymmetrischen Ordnung
der relativen Präferenzen auf, die bei Machtbildung erforderlich ist: sie ist für den
Überlegenen weniger unangenehm als für den Unterlegenen (zitiert nach Luhmann 2003, S.
65). Drittens müssen symbiotische Mechanismen generalisierbar sein, d. h., sie dürfen nicht
auf bestimmte Situationen festgelegt sein. Physische Gewalt ist nahezu universell
verwendbar. Viertens, es darf keine Verselbstständigung von symbiotischen Mechanismen
geben, d. h. im Falle von Gewalt keine Selbsthilfe. Eine Bedingung, die mit der Durchsetzung
des staatlichen Gewaltmonopols erfüllt wird. Fünftens, die Abhängigkeit generalisierter
Kommunikationsmedien von Organisationen. Soll die Überlegenheit gegen jede mögliche
Gewalt in einem Territorium garantiert werden, setzt dies die Massierung und Mobilisierung
von Ressourcen voraus. Physische Gewalt ist gut organisierbar und zentralisierbar, in Form
von Polizei und Militär. Physische Gewalt erfüllt also all diese Bedingungen und das macht
sie damit im Vergleich zu anderen Sanktionspotentialen unübertroffen wie auch für politische
Macht zu dem adäquatesten symbiotischen Mechanismus. Stellt man die gesteigerten
Konfliktmöglichkeiten der modernen Gesellschaft in Rechnung, dann ist die Funktion,
kollektive Verbindlichkeiten festzulegen, welche die Politik erbringen soll, eine eher
unwahrscheinliche Angelegenheit. Unter diesen Bedingungen ist die Verbindung von
politischer Macht mit physischer Gewalt eine fast zwingende Notwendigkeit. Das
generalisierte Kommunikationsmedium Macht bedient sich des symbiotischen Mechanismus
physische Gewalt als negativem Sanktionspotential, um die Annahme kollektiv verbindlicher
Entscheidungen wahrscheinlich zu machen. Spezifiziert man die Kommunikation, d. h.,
benennt den Fall, wo dies geschehen soll, wird auch deutlich, warum politische Macht in
Kombination mit physischer Gewalt auftritt. Es handelt sich um solche Fälle von
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 Es sei denn, man ist dem Opfer körperlich sichtbar  überlegen, aber in diesem Fall ist dann eben die physische
Überlegenheit die Selektionshilfe, die sonst die Waffe darstellt.
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Kommunikation, wo ein Handeln Alters ein entsprechendes Handeln Egos verlangt.71 Diese
Art von Kommunikation lässt sich aus verschiedenen Gründen nicht oder nur sehr begrenzt
durch positive Sanktionen erreichen.72 Da ist zum einen die Limitierung positiver Sanktionen,
etwa in Form von Geldzahlungen. Ego könnte (und wird vermutlich) seine Forderungen
steigern, bevor er die gewünschte Handlung vollzieht und die Möglichkeit für
Wirtschaftsunternehmen auf billigere Arbeitskräfte auszuweichen, d.h. das Personal
auszutauschen, bietet sich für Staaten nicht, da sie kollektiv verbindliche Entscheidungen für
ein bestimmtes Territorium treffen. Staaten können ihre Mitglieder bei Unzufriedenheit nur in
einer beschränkten Anzahl entfernen.73 Keine positive Sanktion, in welcher Form auch
immer, kann, wenn man mit ihrem Ausbleiben droht (z. B. Entzug von Vorteilen), so
existenziell sein, dass Ego nicht auf sie verzichten kann.74 Politische Macht soll, wie alle
symbolisch generalisierten Medien die Unwahrscheinlichkeit von Zustimmung in
Wahrscheinlichkeit umwandeln. Politische Macht erreicht diese Zustimmung laut Luhmann
durch Konfliktentmutigung mittels Drohung mit negativer Sanktion. Wenn man die
Entwicklung des Nationalstaates verfolgt mit seiner primären Ausrichtung auf die Schaffung
eines Gewaltmonopols, dann wird Luhmanns Beschreibung scheinbar bestätigt. Der Aufbau
von Heer und Polizei ist bezogen  „auf das Problem der Durchsetzung des Gewaltmonopols
des Staates sowie der Profilierung des Machtcodes durch den Aufbau von Kapazität für
>>Sanktionsmacht<< oder >>Drohmacht<< als Bedingung der Ausdifferenzierung eines
besonderen politischen Systems“ (Wimmer 2002, S. 232). Die effektive Kontrolle des
Gewaltmonopols ist mit Sicherheit eine unverzichtbare Notwendigkeit. Dort wo Gewalt
wieder zu einem allgemein zugänglichen Mittel wird, existiert auch keine politische Macht
mehr. Sie alleine kann politische Macht oder allgemeiner die Annahme kollektiv
verbindlicher Entscheidungen aber nicht garantieren. Für den Fall politischer Macht ist das
offensichtlich. Trotz Drohung und Einsatz physischer Gewalt findet sich in jeder Diktatur
Widerstand. Gerade die Geschichte der verschiedenen totalitären Systeme zeigt, dass
politische Macht nicht ausschließlich auf physischer Gewalt beruhen kann, sondern
legitimiert sein muss. Und Legitimation wird eben gerade nicht durch den Verweis auf
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 Vergleichbare Fälle sind Recht und Liebe. Auch bei Recht soll das Handeln Alters ein entsprechendes
Handeln Egos auslösen und droht bei Missachtung mit negativen Sanktionen (Strafen), wobei Recht auf den
gleichen symbiotischen Mechanismus wie Macht zurückgreift. Liebe bezieht sich auf jene Konstellation, in der
ein Erleben Alters ein entsprechendes Handeln Egos hervorrufen soll. Geschieht dies nicht, droht Liebesentzug.
72
 Positive Sanktionen zeichnen sich dadurch aus, dass sie ausgeführt werden müssen.
73
 Staaten können missliebige Staatsbürger ausweisen, was sich vereinzelt auch durchführen lässt. Es löst aber
nicht das Problem, dass kollektiv verbindliche Entscheidungen Widerspruch auslösen und zwar immer wieder.
Die Möglichkeit von Organisationen, Konflikte dadurch zu entschärfen, dass Mitglieder ausgeschlossen werden,
bzw. Mitglieder die exit-Option wählen, steht Staaten nur in eingeschränktem Masse zur Verfügung.
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physische Gewaltmittel erreicht.75 In der Moderne, welche die Legitimitätsgrundlagen Glaube
und/oder Tradition in Frage stellte, gibt es zwei Lösungen des Problems. Die eine Lösung
(Diktatur) besteht aus einer Kombination aus Erziehung zur Zustimmung und Drohung mit
physischer Gewalt, welche ihre extremste Form in totalitären Staaten gefunden hat. Durch die
Erziehung sollen konforme Staatsbürger geschaffen werden, die gar nicht auf die Idee
kommen, zu widersprechen.76 Die andere Lösung (Demokratie) ist eine paradoxe Lösung,
welche Legitimation durch Zulassung von Konflikten und den institutionalisierten
Machtwechsel erhält. Letzteres findet sich realisiert im Verfahren der politischen Wahl, auch
Demokratie genannt. Eine weitere Besonderheit der Fundierung politischer Macht in der
Moderne beruht auf der Differenzierung des politischen Systems in Nationalstaaten, die
zusätzlich noch auf die Zustimmung durch andere Staaten angewiesen sind.
Um die Beschreibung des Funktionssystems Politik zu vervollständigen, gehört noch die
Bestimmung des systemeigenen Codes, der es dem System erlaubt, systemeigene von
systemfremder Kommunikation zu unterscheiden.  Der Code eines Systems hat eine binäre
Struktur, wobei beide Seiten des Codes systemeigene Kommunikation bezeichnen und alles,
was nicht unter diesem Code läuft der Umwelt des Systems zugerechnet wird. Der Code
bezeichnet einen positiven und einen negativen Wert.  Politische Kommunikation orientiert
sich an dem Code Machtüberlegenheit/Machtunterlegenheit (Vgl. Luhmann 2000b, S. 88f).
Die positive Seite (Machtüberlegenheit) ist diejenige, die bevorzugt wird. Hier werden
Entscheidungen getroffen, welche aber immer von beiden Seiten beobachtet werden. „In der
einen Beobachtungsrichtung geht es darum, ob eine Anordnung ausgeführt wird oder nicht
und gegebenenfalls: mit welchen Modifikationen und mit welchen Folgen. In der anderen
Beobachtungsrichtung geht es um die Frage, ob eine Anordnung erteilt wird oder nicht und
wie man dies gegebenenfalls abwenden und modifizieren kann“ (Luhmann 2000b, S. 88). Die
Unterscheidung machtüberlegen/machtunterlegen, sagt noch nichts darüber aus, auf welche
Seite eine Kommunikation zuzuordnen ist. Diese Zuordnung regeln Programme. Theorien
bestimmen im Wissenschaftssystem welche Aussagen wahr und welche unwahr sind. Im Falle
von Politik sind dies Ämter. Ämter erlauben die Zuordnung des Machtcodes. Der
Bundeskanzler ist machtüberlegen, die Oppositionsführerin machtunterlegen. Der
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 Es sei denn man hat ein Monopol auf eine positive Sanktion, aber dann müsste man das Monopol
sicherstellen. In jedem Fall ein aufwendiges Unterfangen.
75
 Klassisch: Max Weber Definition Herrschaft und die drei Quellen der Legitimation: Charisma, Tradition und
Rationalität.
76
 Je nach ideologischer Ausrichtung sollte entweder ein nationalsozialistischer oder ein sozialistischer Mensch
geschaffen werden, was im Nationalsozialismus auch die biologische Ebene mit einschloss.
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Bundeskanzler trifft Entscheidungen und der Oppositionsführer kann sie nur kritisieren.77 Im
Unterschied zum Code sind Programme variabel, damit wird Variabilität strukturell in die
Funktionssysteme eingebaut, und gleichzeitig das Strukturmoment, das der konstitutiven
Differenz des Systems dient erhalten. Die Besetzung der Machtpositionen ist variabel, aber
die Zuordnung der Unterscheidung von machtüberlegen /machtunterlegen bleibt erhalten. Der
Oppositionsführer gewinnt die Wahl und wird Bundeskanzler. Dadurch kommt mit dem
neuen Personal auch ein neues politisches Programm zum Zuge, die kollektiv verbindlichen
Entscheidungen trifft aber weiterhin der Bundeskanzler und nicht der Oppositionsführer. Die
Funktion sozialer Systeme ergibt sich aus der Beobachtung des Gesamtsystems, dem das
Teilsystem angehört. Daneben gibt es noch zwei weitere Referenzen: Reflexion und Leistung.
Reflexion bezeichnet die Selbstbeobachtung eines Systems. Als Selbstbeschreibungsformel
des politischen Systems dient der Begriff Staat (Vgl. Luhmann 1997a, S. 757). Damit wird
schon eine erste Besonderheit des politischen Systems deutlich, vergleicht man diese
Selbstbeschreibung mit der des Wissenschaftssystems (Wissenschaftstheorien). Für kein
anderes Funktionssystem hat eines seiner Subsysteme eine solche herausragende Bedeutung
wie der Staat für das politische System. Bezogen auf die Funktion von Politik ist das
verständlich. Die Festlegung kollektiv verbindlicher Entscheidungen kann nur exklusiv
wahrgenommen werden. Das politische System ist das einzige System, dass seine Exklusivität
systemintern reproduziert. Die Bereitstellung wahren Wissens für die Gesellschaft hingegen
wird im Wissenschaftssystem nicht exklusiv von einem bestimmten Subsystem, etwa
Universitäten, wahrgenommen. Leistung bezieht sich auf Beobachtung anderer Teilsysteme in
der gesellschaftsinternen oder gesellschaftsexternen Umwelt. Die kollektiv verbindlichen
Entscheidungen des politischen Systems stellen sich für die einzelnen Systeme als gesetzliche
Regelungen für die Wissenschaft, die Wirtschaft, das Recht usw. dar. Darüber hinaus erbringt
das politische System aufgrund seiner Funktion der Konfliktkonditionierung für andere
Systeme und für sich selbst eine besondere Leistung und die heißt Frieden. Frieden bedeutet
Gewaltfreiheit in Konflikten, d.h. die Leistung des politischen Systems für andere Systeme
besteht darin, Konflikte so zu konditionieren, dass Gewalt als Mitteilungsaspekt von
Kommunikation ausscheidet. Systemgenerierung, die mit eigenen Unterscheidungen arbeitet,
kann nur realisiert werden, wenn es gelingt, die Ausübung physische Gewalt zu
monopolisieren und Verstöße dagegen zu kriminalisieren. Wirtschaftliche Konkurrenz wird
nicht immer mit fairen Mitteln betrieben (z. B. Dumpingpreise), aber ohne Gewalt. Sollte
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 Deswegen sind Ämter, die über Entscheidungskompetenz verfügen beliebter als andere, die nur
repräsentativen Charakter haben. Stoiber will nicht Bundespräsident werden, da er dann erstens, keine kollektiv
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doch einmal Gewalt gegen einen Konkurrenten eingesetzt werden (etwa indem man
Produktionsstätten des Konkurrenten durch Brandstiftung zerstört), handelt es sich nicht mehr
um wirtschaftliche Kommunikation, sondern um kriminelle Handlungen aus Sicht des
Rechtssystems. Natürlich löst Gewalt Resonanz im Wirtschaftssystem aus. Sie „irritiert“ die
gewohnte Kommunikation und löst entsprechende Reaktionen aus. Aber auch diese
Reaktionen orientieren sich an der Unterscheidung zahlen/nichtzahlen z.B. Kostenfaktor für
den Einbau von Sicherheitssystemen in Banken, die Beschäftigung von Wachpersonal oder
als Verlust, wenn infolge einer Geiselnahme das Gebiet von der Polizei weiträumig
abgesperrt wird und die in diesem Gebiet liegenden Läden geschlossen bleiben müssen und so
auf ein lukratives Geschäft, z. B. zur Weihnachtszeit verzichtet werden muss.78 Im Normalfall
orientiert sich die systemspezifische Kommunikation an der Erwartung, dass Gewalt die
Ausnahme bleibt. Gleiches gilt für wissenschaftliche Konflikte. Widerspruch aber auch
Zustimmung zu wissenschaftlichen Aussagen, äußert sich nicht darin, dass man dem
Wissenschaftler bei Widerspruch zu seinen Thesen schlägt oder bei Zustimmung auf die
Schulter klopft. Die Besonderheiten, die in der vorhergehenden Darstellung des politischen
Systems als Funktionssystem der modernen Gesellschaft auftauchten, sollten im Folgenden
noch mal zusammengefasst und eingehender betrachtet werden. Erstens, politische
Systembildung genießt einen zeitlichen Vorrang, keinen strukturellen vor anderen
Funktionssystembildungen. Zweitens, begründet in der Funktionsbestimmung des politischen
Systems, weist die interne Differenzierung im politischen System einen anderen Charakter
auf, als die interne Differenzierung in den anderen Funktionssystemen.79 Eine zusätzliche
Brisanz für die Entwicklung der modernen Gesellschaft entstand dadurch, dass sich die
Reproduktion der Exklusivität systemintern im Plural vollzog. Der Staat ist nicht in Einzahl,
sondern in Mehrzahl entstanden. Drittens, das mit der Funktion exklusiv betraute System
Staat muss eine ganz bestimmte Form (Demokratie) annehmen bzw. Evolution durchmachen,
um funktionale Differenzierung, d.h. systemspezifische Kommunikation wie Recht/Unrecht,
zahlen/nichtzahlen zu ermöglichen.
                                                                                                                                                                                    
verbindlichen Entscheidungen mehr treffen könnte und zweitens, auch keine Aussicht hätte jemals wieder in den
Genus eines Amtes mit Entscheidungskompetenz zu kommen.
78
 So im Dezember 2002 in Aachen: ein Geiselnehmer hatte sich in der Landeszentralbank verschanzt. Die
Polizei sperrte daraufhin weiträumig das Gebiet ab, betroffen waren der Hauptbahnhof, eine Schule und
zahlreiche Läden, die in dem betroffenen Gebiet lagen.
79
 Mit Ausnahme des Rechts, das zumindest dort, wo es noch an staatliche Erzwingungsgewalt gekoppelt ist,
eine ähnliche interne hierarchische Differenzierung aufweist, wie der Staat. In Deutschland gibt es einen
Instanzenzug, durch den man einen Rechtsstreit durchfechten kann.
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Wird Politik zum Gegenstand wissenschaftlicher Beschreibungen gemacht, kommt
automatisch der Staat in den Blick. Oft werden auch Politik und Staat synonym verwendet.
Die enge Verbindung hat ihren Grund in der exklusiven Funktion, welche die Politik für die
Gesellschaft übernimmt. Aber hier ist nicht nur die Funktion exklusiv, sondern auch das
System, das systemintern die Aufgabe realisiert: der Staat. Vergleicht man das
Funktionssystem Politik mit anderen Systemen wie Wirtschaft oder Wissenschaft, fällt dieser
Kurzschluss in besonderer Weise auf. Wenn von Wirtschaft oder Wissenschaft die Rede ist,
geraten nicht unbedingt Unternehmen oder Universitäten als Erstes in den Blick, sondern eher
andere Gesichtspunkte wie Globalisierung der Märkte, Geldentwicklung, Wachstum,
wissenschaftliche Theorien, technologischer Fortschritt oder die Produktion neuen Wissens.
Auch übernehmen diejenigen Organisationssysteme, die entweder die Bereitstellung knapper
Güter oder die Produktion neues Wissens mehrheitliche realisieren, diese Aufgabe nicht
ausschließlich für das jeweilige Teilsystem. Nicht nur wirtschaftliche Unternehmen
realisieren die Bereitstellung knapper Güter, wer über ein Stück Land besitzt, kann sich auch
selbst versorgen. Nicht nur in Universitäten wird geforscht, auch Unternehmen verfügen über
eigene Forschungseinrichtungen. Ganz anders der Staat, gilt er doch als
Selbstbeschreibungsformel für Politik, obwohl er damit längst nicht alles erfasst wird, was als
politische Kommunikation im politischen System abläuft. Gleichwohl ist der Staat fast immer
Bezugspunkt, egal ob explizit erwähnt oder nicht, für Selbstbeschreibungen im politischen
System. Trotzdem macht es Sinn Politik und Staat zu unterscheiden und Letzteren als
politisches Organisationssystem zu beschreiben.
Organisationssysteme markieren ihre Grenze zur Umwelt mit Hilfe der Unterscheidung
Mitglied/Nichtmitglied und bestehen aus fortlaufenden Entscheidungen, die sich an
Entscheidungsprämissen orientieren, die wiederum dem entsprechen, was für
Funktionssysteme als Programm bezeichnet wird. Staaten können als Organisationssysteme
beschrieben werden. Ihre Elemente bestehen aus Entscheidungen und sie unterscheiden
zwischen Mitgliedern und Nichtmitgliedern. Damit endet auch schon die Vergleichbarkeit
von Staaten als Organisationssystemen zu anderen Organisationssystemen wie Vereinen oder
Unternehmen. Was Staaten zu politischen Organisationssystemen macht ist erstens, dass sie
kollektiv verbindliche Entscheidungen treffen und das sich die Geltung der Entscheidung
nicht primär an der Unterscheidung Mitglied/Nichtmitglied orientiert, sondern an der
Unterscheidung eigenes Staatgebiet/fremdes Staatsgebiet. Gesetze haben Geltung für das
Staatsgebiet und für alle Personen, die sich darauf befinden. Die Straßenverkehrsordnung gilt
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für alle, nicht nur für deutsche Staatsbürger. Es gibt zwar Gesetze, die sich auf den ersten
Blick nur an Staatsbürger oder nur an Ausländer richten, aber diese Gesetze haben Geltung
nur auf dem jeweiligen Staatsgebiet. Was einen Staat außerdem von anderen Organisationen
unterscheidet, dass man nicht austreten und staatenlos bleiben kann. Aus der Kirche kann man
austreten, ohne sofort wieder Mitglied in einer anderen Religionsgemeinschaft werden zu
müssen. Nicht in irgendeiner Wirtschaftsorganisation inkludiert zu sein, ist zwar für die
Betroffenen mit Unannehmlichkeiten verbunden, dürfte aber zumindest dort, wo es noch
einen intakten Sozialstaat gibt, nicht mit den Exklusionsrisiken behaftet sein, die eine Person
in den Slums der Dritten Welt treffen, wenn sie dort ohne Beschäftigung ist. Hat man schon
als Nichtmitglied je nach Ausländerrechtslage gegenüber einem Staatsbürger eine weniger
priveligierte Position , wird es ungleich riskanter, sollte man sich als Illegaler in einem Land
aufhalten. Organisationen lassen sich dem ein oder anderen Funktionssystem zuordnen, ohne
dass sie mit dem Funktionssystem gleichgesetzt werden. Krankenhäuser gehören zum
Beispiel dem System Medizin an, Universitäten dem Wissenschaftssystem, Gerichte dem
Rechtssystem usw., ohne dass die Kommunikation, die in ihnen stattfindet ausschließlich
rechtliche, medizinische oder wissenschaftliche Kommunikation sein muss. Aber sie
übernehmen die Funktion ihres Teilsystems als Primat der Orientierung für Kommunikation.
Darüber hinaus findet gesundheitliche Versorgung auch außerhalb von Krankenhäusern statt,
z.B. in Arztpraxen oder Apotheken,  geforscht werden kann auch in einem Labor außerhalb
der Universität, rechtliche Kommunikation findet auch außerhalb der Gerichte statt, rechtliche
Entscheidungen können aber nur von entsprechenden Institutionen getroffen werden, auch
Konfliktentscheidungen durch Schlichter, gewinnen dadurch Geltung, dass sie zuvor von
staatlicher Seite dazu ermächtigt werden. Beim Staat liegt die Sache ein wenig anders. Zwar
gibt es nicht einen Staat der global für das Funktionssystem Politik die Aufgabe wahrnimmt,
kollektiv verbindliche Entscheidungen zu treffen. Das politische Teilsystem der Gesellschaft
differenziert sich als Staatensystem im Plural aus. Aber für ein bestimmtes Gebiet trifft im
Idealfall nur ein Organisationssystem solche Entscheidungen. Politische Kommunikation
findet auch außerhalb staatlicher Organisationen statt, aber die Möglichkeit kollektiv
verbindliche Entscheidungen zu treffen liegt beim Staat. Konsequenzen in Bezug auf das hier
interessierende Thema der Pazifizierung politischer Konflikte hat diese Exklusivität, wenn es
dem Staat erstens nicht gelingt, die einzige Organisation mit diesem Geltungsanspruch zu sein
oder wenn zweitens, der Staat nicht mehr existiert, was eine Folge des erstgenannten Falles
sein kann. Kurz, wenn das System ausfällt. Firmen können sich auflösen, Universitäten
geschlossen werden, ohne dass deswegen notwendigerweise sofort ein Ersatz bereitgestellt
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werden müsste. Bei Staaten ist es etwas anderes, hier muss sofort etwas passieren, soll nicht
automatisch ein Prozess der Entdifferenzierung in Gang gesetzt werden. Nach dem Ende der
DDR gab es nur die Möglichkeit wieder eine staatliche Organisationsform an zu nehmen,
entweder wie geschehen durch das Aufgehen in einem vorhandenen Staat (BRD) oder was
negativ selektiert wurde, durch die Gründung eines neuen Staates. Es wird immer eine
Organisation geben, die die Funktion  kollektiv bindenden Entscheidungen zu treffen exklusiv
wahrnimmt, innerhalb dieser Organisationsform gibt es Variationsmöglichkeiten
(konstitutionelle Monarchie, Präsidialstaat, parlamentarische Demokratie oder auch
Diktaturen), selbst ein kleines Territorium in Deutschland, dass 1945 von den Siegermächten
kurzfristig zu besetzen vergessen worden war, hat sich eine „staatliche“ Organisationsformen
gegeben.80 Auch in Gebieten, in denen der Staat nicht mehr vertreten ist (Slums in den
Megastädten wie Sao Paulo), hat dann eben eine andere Organisation (Mafia) die Aufgabe
übernommen, mit den entsprechenden Folgen für die dortigen Bewohner. Sich den
Forderungen der Mafia, was die Bereitstellung von Geld, Ressourcen und Personal angeht, zu
entziehen, ist nahezu unmöglich. Eine Weigerung hat den Einsatz von Gewalt zur Folge und
ist daher unwahrscheinlich. Dort wo es nicht gelingt eine Organisation mit den notwenigen
Kapazitäten auf zu bauen, sind Machtkämpfe, mit den entsprechenden Gewaltopfern zu
beobachten.
Die Systemtheorie weist dem politischen System die Rolle eines Funktionssystems neben
anderen zu. Die Möglichkeit der politischen Steuerung der Gesellschaft, weist Luhmann
entschieden zurück. Die Funktionssysteme beobachten sich und ihre Umwelt anhand
systemeigener Codes. Es gibt keine allgemeinverbindliche Sicht der Gesellschaft mehr und
demzufolge auch keine gesamtgesellschaftliche Steuerung. Die Funktionssysteme sind
füreinander intransparent und lassen sich allenfalls gegenseitig irritieren. Politische
Entscheidungen mögen Änderungen in anderen Systemen auslösen. Aber solche Änderungen
geschehen aufgrund systemeigener Selektionen und sind keine Handlungsanweisungen
aufgrund einer hierarchischen Intervention des politischen Systems in die Gesellschaft. Dieser
Annahme der Systemtheorie - der Gleichheit der Funktionssysteme - ist mit einer Ergänzung
zuzustimmen. Das politische System geniest keinen Vorrang im Sinne eine Hierarchie, in der
es selbst die Spitze bildet, aber es erfährt eine Besonderheit in seinem zeitlichen Vorausgehen
gegenüber anderen Systemen und in seiner Leistung der Friedenssicherung. Politische
Systembildung und das heißt nichts anderes als Klärung der Machtverhältnisse ist eine
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 Gemeint ist die Republik Schwarzenberg.
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konstitutive Bedingung für andere dauerhafte Systembildungen. Der schleppende
Wiederaufbau Afghanistans aber auch die Missionen auf dem Balkan können als
Veranschaulichung dieser These dienen. Unentschiedene politische Machtverhältnisse
verhindern, verzögern oder aber stellen Systembildungen unter einen permanenten Vorbehalt.
Die bisherigen Ergebnisse der Balkanmissionen zeigen zweierlei: das bisher erreichte Niveau,
eines Aufbaus von Strukturen, die sich am funktionalen Differenzierungsprinzip orientieren,
wird weiterhin durch die unentschiedenen politischen Konflikte behindert (ethnisch
orientierte Parallelstrukturen blockieren die Restabilisierung der neuen Erwartungsstrukturen)
und bei einem Abzug der internationalen Truppen, käme es zu einer Wiederaufnahme der
Gewalt in den politischen Konflikten.81 Zumindest gilt die Variante der Remilitarisierung des
Konfliktes als die Wahrscheinlichste. D.h., das bisher Erreichte steht unter dem Vorbehalt,
der Präsenz der internationalen Truppen.
Politische Systembildung ist also eine entscheidende Vorbedingung für andere
Systemgenerierungen. Politische Systembildung heißt zunächst einmal, dass ein System
entsteht, dessen Kommunikation sich an der Differenz von machtüberlegen /machtunterlegen
orientiert. Die Zuordnung der jeweiligen Seite des Codes wird durch Ämter geregelt. Wer
Bundeskanzler, Premierminister, Präsident, oder Diktator ist, befindet sich auf der
machtüberlegenen Seite. Betrachtet man die Ämter, welche die Zuordnung des politischen
Codes regeln, fällt auf, dass es für die Moderne zwei Formen der Machtgenerierung gibt, die
sich in ihrem Umgang mit Dissens unterscheiden: Demokratie und Diktatur. Macht beruht auf
Zustimmung. Dissens in politischer Kommunikation bedeutet zunächst einmal immer
Infragestellen von Machtverhältnissen.82 Angesichts der hohen Widerspruchs-
wahrscheinlichkeit zu kollektiv verbindlichen Entscheidungen wegen ihrer Selektivität
gegenüber einer Vielzahl von Interessen, wäre eine Dauerinfragestellung der
Machtverhältnisse die Folge. Was wiederum zur Konsequenz hätte, dass sich politische
Kommunikation nicht fortlaufend an politische Kommunikation anschließen könnte, weil
diese ja voraussetzt, dass die Zuordnung des politischen Codes funktioniert und mit ihr das
Medium Macht. Die nahe liegende Lösung dieses Problems, wäre Widerspruch gar nicht erst
möglich zu machen, was aber angesichts der Ja/Nein Struktur der Sprache unmöglich sein
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 Für die Situation in Bosnien vgl.: Michael Ehrke (2003): Von der Raubökonomie zur Rentenökonomie. Mafia,
Bürokratie und internationales Mandat in Bosnien.
82
 Dissens hat im politischen System ganz andere Folgen als Dissens im Wissenschaftssystem. Während einer
Machtkonflikt, ausgenommen er ist in der Weise konditioniert wie in einer Demokratie, die eindeutige
Zuordnung aushebelt wer ist machtüberlegen und wer ist machtunterlegen, lässt ein wissenschaftlicher Konflikt
das Medium unberührt.
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dürfte. Wenn es schon nicht möglich ist, Dissens zu eliminieren, dann wenigstens ihn
unwahrscheinlich zu machen. Und diese Variante läuft auf Drohung mit physischer Gewalt
hinaus.83  Deswegen auch die starke Akzentuierung auf den Mitteilungsaspekt bei politischer
Kommunikation in Diktaturen und die hohe Konzentration auf Überwachung und Kontrolle,
der von kollektiv verbindlichen Entscheidungen betroffenen Bevölkerung. Und in diesem Fall
wäre auch eine Einschränkung hinsichtlich der Aussage zu machen, dass Politik nur einen
zeitlichen und keinen hierarchischen Vorrang genießt.
Die andere Möglichkeit besteht in einer Zulassung von Konflikten, die Zustimmung zu
kollektiv verbindlichen Entscheidungen und die Anmeldung von Widersprüchen trennt.
Realisiert wird diese Möglichkeit durch die Einrichtung von Wahlen, die einen Wechsel der
Besetzung von Machtpositionen eröffnen. Mit der dauerhaften Einrichtung politischer Wahlen
wird erreicht, dass sowohl Regierung als auch Opposition in Konflikten auf Gewalt
verzichten können. „Die politische Wahl bietet eine Gelegenheit für den Ausdruck von
Unzufriedenheit ohne Strukturgefährdung, also für expressives Handeln, das entlastend wirkt“
(Luhmann 1997b: 171). Sie trennt gewissermaßen die Rekrutierung von Zustimmung von der
Anmeldung von Forderungen. Mit der Wahl akzeptiert man den Anspruch der Regierung,
kollektiv verbindliche Entscheidungen zu treffen, gerade auch dann, wenn der politische
Gegner die Regierung bildet und daher der Widerspruch zu seinen Entscheidungen
wahrscheinlich ist. Für die Regierung hat dies zur Folge, dass die Ablehnung kollektiv
verbindlicher Entscheidungen in der Regel unterbleibt und  daher auf den Einsatz physischer
Gewalt verzichtet werden kann. Und darauf kommt es in politischer Kommunikation ja an.
Entscheidend ist, dass kollektiv verbindliche Entscheidungen befolgt werden und zwar
insbesondere dann, wenn sie wenig oder kaum Zustimmung finden. Erreicht wird die
Zustimmung zu dieser Zustimmung dadurch, dass mit dem Verfahren der politischen Wahl
eine Auswechselung der Machtpositionen eröffnet wird, d. h. die bislang in der Opposition
verharrenden Parteien an die Macht gelangen können. Für die Opposition bedeutet dies, dass
auf einen gewaltsamen Widerstand gegen kollektiv verbindliche Entscheidungen verzichtet
werden kann, da sie die Möglichkeit hat, in die Position der Regierung zu rücken und dann
gegebenenfalls deren Entscheidungen wieder verändern kann. Gleichzeitig ermöglicht die
Einrichtung der politischen Wahl, dass zwischen Widerspruch zu Entscheidungsvorhaben und
Widerstand gegen Entscheidungen unterschieden werden kann. Für die Möglichkeit der
Systembildung hat diese Variante den Vorteil, dass sie mehr Komplexität sowohl für das
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 Zu den Vorteilen der Drohung mit physischer Gewalt zur Erreichung bestimmter Ziele vgl. Kapitel 3.
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politische System als auch für andere Systeme zulässt und dass sie funktional differenzierte
Systembildung überhaupt zulässt, indem sie die einschränkenden Wirkung der Gewalt für
Systembildung erfolgreich unterbindet. Es besteht, um es bildlich zu formulieren,  ein
evolutionärer Fortschritt vom Kaltmachen zum Kaltstellen in politischen Konflikten. Auch
wenn die journalistische Beschreibung politischer Machtkämpfe etwas anderes suggeriert,
(Köpfe müssen rollen, das Beseitigen von Führungskräften, verspeisen einer christlich-
demokratischen Parteivorsitzenden usw. So einige Impressionen aus der Berichterstattung
nach der Bundestagswahl 2005), sind politische Machtkämpfe in Demokratien pazifiziert. Es
wird nicht wirklich geköpft und auch Frau Merkel wird nicht wirklich verspeist. Der
politische Gegner wird am Leben gelassen und erhält damit, zumindest theoretisch, die
Möglichkeit, wieder um die Macht zu kämpfen. Friedrich Merz, eine von den zahlreichen so
genannten Leichen auf dem Weg Merkels zur Macht, ist inzwischen wieder sehr lebendig und
hat gute Aussichten wieder ein politisches Amt zu übernehmen. Außer dem offensichtlichen
persönlichen Vorteil für die Betroffenen, worin liegt der Vorteil für eine Gesellschaft, die ihre
politischen Machtkonflikte pazifiziert? Es ist eine evolutionäre Errungenschaft
Konfliktkommunikation, egal wo sie stattfindet, zu pazifizieren, für politische
Konfliktkommunikation gilt dies jedoch in besonderer Weise. Denn, Politik übernimmt die
Funktion der Konfliktkonditionierung für einen bestimmten Aspekt der
Konfliktkommunikation: die Form der Austragung. D.h. wenn es  der Politik selbst nicht
gelingt, ihre eigenen Konflikte zu pazifizieren, scheitert auch die Pazifizierung anderer
Konfliktkommunikation und damit letztendlich Komplexitätsbildung, denn Gewalt hat einen
Komplexität reduzierenden Effekt. Verlagert sich der Schwerpunkt von dem was- auf den
wie-Aspekt von Kommunikation und nichts anderes ist bei gewaltsam ausgetragenen
Konflikten der Fall, reduziert sich das, was an Kommunikation möglich wäre auf ein Thema.
Im politischen Konflikt auf die Frage ich oder mein Gegner. Die Vielzahl der Sachfragen, die
normalerweise diskutiert werden, bleiben unentschieden liegen. Auch für die anderen
Systeme gilt, Reduzierung oder gar totaler Ausfall, dessen, was normalerweise Thema der
Kommunikation wird. Bei pazifizierten politischen Konflikt wird dieser von den anderen
Systemen beobachtet und gleichzeitig findet systemeigenen Kommunikation statt. Auch wenn
in Deutschland Wahlkampf ist, wird im Wissenschaftssystem weiter geforscht und gelehrt,
auch über diesen Konflikt. Es kommt nicht zum Stillstand. Und auch wenn keine
Entscheidung getroffen wurde, geht der Alltag weiter. Deswegen fällt kein Schulunterricht
aus. Wird hingegen ein Konflikt gewaltsam ausgetragen wie im Irak, stellt sich schon mal die
Frage: gibt es im Irak noch wissenschaftliche und pädagogische Kommunikation und wenn ja,
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in welcher Form? Das lenkt die Aufmerksamkeit auf einen von der Systemtheorie eher
unterschätzten Aspekt der räumlichen Verortung von Kommunikation. Die Systemtheorie hat
zu Recht kritisiert, dass die Ineinssetzung von Politik und Gesellschaft, also das
Zusammenfallen von politischen Ländergrenzen und Gesellschaften, die Entwicklung einer
Weltgesellschaft übersieht und die Rede von der englischen, der amerikanischen, der
chinesischen Gesellschaft einen Gesellschaftspluralismus suggeriert, der so nicht existiert.
Mit der Weltgesellschaft gibt es auch globale Funktionssysteme, die sich nicht auf bestimmte
Länder begrenzen lassen. Wissenschaftliche Kommunikation agiert global. Eine
wissenschaftliche Entdeckung, einmal veröffentlicht, kann überall auf der Welt daran
anschließende wissenschaftliche Kommunikation nach sich ziehen. Wenn in Korea ein
Wissenschafter verkündet, dass es ihm gelungen ist menschliches Erbgut zu klonen, wird es
an allen Orten dieser Welt, an denen ebenfalls an den Möglichkeiten des Klonens geforscht
wird, zu entsprechende Anschlusskommunikation kommen.84 Bedeutet die weltweite
Anschlussmöglichkeit für jeweils systemspezifische Kommunikation denn, dass diese überall
gleichwahrscheinlich ist oder gar gleich verteilt? Die Antwort lautet Nein. Würde man die
Punkte der Welt visualisieren, wo eine wissenschaftliche Kommunikation Reaktionen auslöst,
dann ergäbe sich vermutlich ein Bild, das für die Gebiete Nordamerika, Europa, Australien,
Südostasien eine relativ dichte Kommunikation widerspiegeln würde, während andere
Kontinente eher weißen Landkarten glichen. Wie wahrscheinlich ist es, dass in einem Staat
wie der Demokratischen Republik Kongo eine solche Nachricht entsprechende
wissenschaftliche, politische oder wirtschaftliche Tätigkeiten auslöst? Die interne
Differenzierung des politischen Systems, so die hier vertretende These, fungiert als eine Art
Gatekeeper für das, was an einem bestimmten Ort der Welt an Kommunikation stattfindet.
Fehlt innerhalb eines Staates ein Gewaltmonopol und besteht die Kommunikation
überwiegend aus gewaltsamer Konfliktkommunikation (Konflikt um politische Macht), liegen
empirisch so genannte failing states vor.
Der Widerspruch zu Entscheidungen kann aber auch als ein Testen des Machtpotential
beschreiben werden. Das Testen eines Machtpotentials stellt sich empirisch als Ankündigung
von Entscheidungen durch die Regierungsseite dar. Üblicherweise regt sich dann nicht nur
Widerspruch von Seiten der Opposition, sondern auch von den durch die Entscheidung
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 Wobei damit nicht nur wissenschaftliche Kommunikation gemeint ist, sondern auch politische, religiöse,
wirtschaftliche usw., denn die Information menschliches Erbgut klonen zu können, hat Konsequenzen auch für
andere Systeme. Im politischen System wird es eventuell zu einer neuen Entscheidung kommen, welches
Material die Forschung im jeweiligen Land benutzen darf (Embryonen ja oder nein), die religiösen Vertreter
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betroffenen Interessensverbänden. Die Regierungsseite kann jetzt abwägen, ob sie bei ihrem
ursprünglichen Vorhaben bleibt oder ob sie Änderungen vornimmt, was davon abhängt wie
groß der Widerspruch nach der Ankündigung des Vorhabens war bzw. wie mutig die
Regierung ist. Der Vorteil der Ankündigung von Entscheidungen liegt darin, dass er, ähnlich
wie das Verfahren der demokratischen Wahl, Protest ohne Strukturgefährdung ermöglicht,
denn mit einer Ankündigung legt sich die machtüberlegene Seite nicht fest und sie muss
demzufolge bei Widerspruch nicht ihr Gewaltpotential einsetzen. Die Unterscheidung von
Widerspruch und Widerstand dient vor allem den „Herrschenden“ oder systemtheoretisch
formuliert der Fortsetzung der Autopoiesis des Systems. In diesem Fall sozusagen
fortgesetzter Anschluss der Kommunikation auf der positiven Seite des Codes. Dazu ein
empirisches Beispiel, um das theoretisch Gesagte zu verdeutlichen. Die Entscheidung der
Regierung Aznar sich mit Truppen am Irakkrieg zu beteiligen, wurde von der überwiegenden
Mehrheit der spanischen Bevölkerung abgelehnt. Dieser Widerspruch äußerte sich in
Umfragen und vor allem in Massendemonstrationen. Die Entscheidung wurde aber befolgt
und spanische Truppen in den Irak entsandt. Eine unmittelbare Nichtbefolgung der
Entscheidung etwa in Form der Weigerung der Truppen dem Marschbefehl zu folgen, ist
nicht passiert und wäre auch nur als illegaler Akt möglich gewesen. Eine Möglichkeit sich der
Entscheidung legal zu widersetzen oder in diesem Fall die Entscheidung wieder zu ändern,
bot die Parlamentswahl 2004, die die Opposition an die Macht brachte und Truppen wieder
aus dem Irak abzog. Der Unterschied zwischen Widerspruch und Widerstand besteht auch
darin, dass sich kollektiv verbindliche Entscheidungen auf das Handeln von Ego beziehen.
Erst wenn einer Handlungsanweisung nicht Folge geleistet wird, wird einem Machtanspruch
widersprochen. Wenn eine Regierung auch auf Widerspruch reagiert, so liegt das daran, dass
in einer Demokratie in regelmäßigen Abständen gewählt wird und eine Regierung eben auch
abgewählt werden kann.
Demokratische politische Systeme setzen ihre Entscheidungen also kontingent und sichern
dadurch ihren Machtanspruch ab. Der Trick besteht darin, mit der Einrichtung der politischen
Wahl Entscheidung und Widerspruch zeitlich auseinander zu ziehen. Konflikte sind in
Demokratien zugelassen, werden aber konditioniert, was Mittel und Inhalte betrifft. Gewalt ist
ausgeschlossen und auch dem Widerspruch ist nur dort eine Grenze gezogen, wo er die
Negation der Institutionalisierung des politischen Konfliktes bedeutet, also die Ablehnung der
Demokratie durch politische Extremisten, von beiden Seiten des politischen Spektrums.
                                                                                                                                                                                    
werden vielleicht wieder vor den Gefahren warnen, wirtschaftliche Unternehmen werden von neuen
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Freiheit ist demnach nur möglich durch Einschränkung. Demokratie, die Möglichkeit zum
Konflikt, darf sich nicht selbst wieder kontingent setzen, denn der Weg zurück ist dann unter
Umständen versperrt.85
Die Form der Machtgenerierung hat direkte Konsequenzen für die Stabilität des politischen
Systems, das Differenzierungsprinzip dem das politische System und die anderen Systeme
folgen und der Fähigkeit zum Umgang mit Komplexität.86 Ein Vergleich der beiden
deutschen Staaten soll diese Unterschiede verdeutlichen. Welche Probleme entstehen, wenn
politische Konflikte nicht zugelassen sind und stattdessen auf Konfliktentmutigung zur
Machtgenerierung gesetzt wird, lässt sich am Beispiel der DDR zeigen. Die DDR war
gezwungen, ihre Bürger einzusperren und zu überwachen. Politischer Widerstand wurde mit
der Androhung und dem Einsatz von Gewalt entmutigt. Ein spezifisches Problem für den
Führungsanspruch der SED in der DDR war, dass es mit der BRD eine politische Alternative
gab, die Dank moderner Nachrichtentechnik auch ständig präsent war. Die Verhinderung der
Möglichkeit zur politischen Opposition ist ein permanentes Problem und bindet dauerhaft
Ressourcen, die dem Machterhalt dienen. Die Ausschaltung der Negation durch Gewalt hat
aber auch Konsequenzen für andere Systeme. Da Staaten eine Möglichkeit des Umgangs mit
Konflikten von Organisationen nur beschränkt zur Verfügung steht, (Entlassung der
unzufriedenen Mitglieder aus der Organisation), bleiben nur noch zwei Möglichkeiten mit
Widerspruch umzugehen: Zulassung oder aber Entmutigung von Konflikten. Angesichts der
Ablehnung des politischen Regimes, aber auch von ihrem eigenen Selbstverständnis her, kam
für die SED nur Letzteres in Frage.87 Aber trotz des strukturellen Ausschlusses von politischer
Opposition und der Drohung und Anwendung von Gewalt, konnte Kritik nicht völlig
unterbunden werden. In Staaten, die offiziell keine politische Opposition zulassen, sucht sich
diese andere Systeme, vorzugsweise die Kunst. Eine Folge war daher, dass das politische
System die anderen Systeme dominierte. Wissenschaft, Wirtschaft, Erziehung oder Kunst
waren politisiert. Es gab eine sozialistische Erziehung, Wissenschaft, Kultur, Familie, Kunst,
                                                                                                                                                                                    
Geschäftsfeldern träumen usw.
85
 Die Nationalsozialisten wurden 1933 an die Macht gewählt und sorgten in den folgenden Jahren dafür, dass
sie nicht mehr abgewählt werden konnten.
86
 Letzteres stellt angesichts Komplexität der modernen Gesellschaft, eine wichtige Voraussetzung für die
Existenz sozialer Systeme dar. Nur wenn ein System über die Möglichkeit verfügt sich irritieren zu lassen (und
dies geschieht über die Zulassung von Konflikten), ist es auch in der Lage auf Veränderungen in seiner Umwelt
zu reagieren. D.h. laufend seine Strukturen anzupassen, ohne seine Identität zu verlieren.
87
 „Eine Opposition in der DDR könnte doch nur gegen die Politik unserer Regierung gerichtet sein. Sie  müsste
sich also gegen die Einführung der 45-Stunden-Woche..., gegen unsere niedrigen Mieten, gegen die Stabilität
unserer Preise ... und gegen unsere Friedenspolitik richten ...  Sie müsste für den Einsatz von Faschisten und
Militaristen in hohe Machtpositionen ... und für die Vorbereitung eines Atomkrieges sein. Solche Opposition zu
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Wirtschaft usw. Die Auswirkungen einer Politisierung sind nicht für alle Systeme gleich
problematisch. Für die Wissenschaft gilt beispielsweise, dass nicht alle Disziplinen gleichsam
politisierbar sind. Ingenieurs- und Naturwissenschaften sind insofern politisierbar, als sie z. B.
für militärische Forschung eingesetzt werden können, aber hier wird nicht der Code
wahr/unwahr durch einen politischen dominiert, wohingegen z. B. in der
Geschichtswissenschaft durch ideologische Vorgaben die Darstellung von Ereignissen,
Gruppen oder Personen vorherbestimmt wurden.88 Der Historiker Fritz Klein berichtet in
seiner Biographie, dass die politischen Vorgaben zu einer bestimmten Betrachtung
historischer Vorgänge zwangen. Auch die Anfang der 80er Jahre unter dem Stichwort Erbe
und Tradition geführte Debatte, die eigentlich eine differenziertere Betrachtung historischer
Vorgänge erlauben sollte, änderte letztlich nichts an der politischen Überformung des
wissenschaftlichen Codes. „Letztlich war auch das Erbe-Traditions-Schema geprägt von einer
dogmatischen Geschichtsauffassung. Die Frage, was zum Erbe zu rechnen sei und was zur
Tradition, war wissenschaftlich offensichtlich nicht zu entscheiden und nicht Wissenschaftler,
sondern politische Autoritäten bestimmten in einer Gesellschaft wie der DDR nach
politischen, konjunkturell auch wechselnden Gesichtspunkten, auf welchen historischen >>
Entwicklungslinien, Erscheinungen und Tatsachen<< diese Gesellschaft beruhe“ (Klein 2000,
S. 297). Die Fähigkeit des System Komplexität darzustellen und entscheidbar zu machen,
ohne dass die für den Moment zurückgewiesenen Möglichkeiten eliminiert werden, sind
beschränkt. Die Ideologie des Einparteiensystems in der DDR war dafür zu dogmatisch
ausgelegt.
Ein politisches System, dessen Macht auf Konfliktentmutigung beruht, ist ein System auf
Vorbehalt. Seine Autopoiesis ist nur solange gewährleistet, wie die Konfliktentmutigung
Wirkung zeigt. Wie schnell ein System endet, wenn diese Machtgrundlage verschwindet,
zeigt die Geschichte der DDR. Im Rückblick erscheinen schon Ende der siebziger Jahre erste
Zeichen des Niedergangs, aber de facto dauerte der Zusammenbruch knapp ein Jahr.89
Natürlich können auch Diktaturen eine vergleichsweise lange Lebensdauer aufweisen und
                                                                                                                                                                                    
dulden wäre verbrecherisch“, heißt es im Neuen Deutschland vom 17. Mai 1957, zitiert in: Hermann Weber,
1991, DDR. Grundriss der Geschichte 1945-1990, Hannover, Vollst. Überarb. U. erg. Neuauflage, S. 84.
88
 Wo kein direkter Zugriff des politischen Systems auf die Theorien einzelner wissenschaftlicher Disziplinen
möglich war, erfolgte die Politisierung über das Personal, das entsprechende politische Schulungen über sich
ergehen lassen musste und die Ideologie zum Prüfungsfach wurde, auch wenn sie nichts mit dem Studiengang zu
tun hatte.
89
 Die Unterschiedlichen Einschätzungen ergeben sich, wenn man Kommunikation zeitgleich beobachtet oder
aber wenn man einen abgeschlossenen Kommunikationsprozess beschreibt. Die DDR konnte Ende der 1980er
Jahre ihre größten außenpolitischen Erfolge feiern (Staatsempfang für Erich Honecker in Westdeutschland).
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Demokratien relativ kurzlebig sein. Die Sowjetunion bestand über 70 Jahre und die Weimarer
Republik knapp 14 Jahre.90 Aber restabilisierte Demokratien können nicht von heute auf
morgen verschwinden.91 Exemplarisch für die andere Form der Machtgenerierung
(Zustimmung durch Zulassung von Konflikten), kann die Bundesrepublik Deutschland
herangezogen werden. Was die Stabilität des politischen Systems angeht, steht die
Bundesrepublik hervorragend da. Kollektiv verbindliche Entscheidungen werden kritisiert,
aber in der Regel auch von den Kritikern befolgt und darauf kommt es bei politischer
Kommunikation an.   Weil die Machtfragen regelmäßig durch Wahlen gelöst werden, bleiben
die übrigen Systeme von Politisierungen verschont. In der Bundesrepublik ist diese „Freiheit“
der Funktionssysteme sogar in der Verfassung festgeschrieben.92 In der internen
Differenzierung weisen Staaten aber, unabhängig davon, wie sie Machtkonflikte
konditionieren zunächst einige strukturelle Gemeinsamkeiten auf.
Soziale Systeme steigern ihre Komplexität, indem sie das Prinzip der Systembildung, d. h.,
die Differenz von System und Umwelt, intern wiederholen. „Dabei stehen im Prinzip wieder
alle Formen der Systemdifferenzierung zur Verfügung, sowohl Segmentierung als auch
Zentrum/Peripherie-Differenzierung, Hierarchiebildung ebenso wie weitere funktionale
Differenzierung“ (Luhmann 1997a, S. 760). Das Funktionssystem Politik differenziert sich
zunächst segmentär in  souveränen Territorialstaaten. Diese beschreiben sich selbst mit den
Begriffen Souveränität und Territorialität. Souveränität bezieht sich dabei auf den Anspruch,
unabhängig von der Weisung Dritter und damit höchste Macht zu sein (Vgl. Bodin 1976).
Territorialität  beschreibt die räumliche, d. h., durch Grenzen bestimmte Souveränität eines
Staates. Die politische Organisation Staat unterscheidet sich damit in zweierlei Hinsicht von
anderen Organisationen. Das ist zum einen der Anspruch der Exklusivität: es gibt nur einen
Staat auf einem bestimmten Gebiet, aber beispielsweise mehrere Parteien, mehrere Kirchen,
mehrere Universitäten. Und zum anderen die räumliche Begrenzung der Entscheidungen.
                                                                                                                                                                                    
Niemand rechnete mit dem baldigen Zusammenbruch des gesamten Ostblocks. Im Rückblick dagegen wirkt die
außenpolitische Anerkennung der DDR wie eine Ironie der Geschichte.
90
 Aber diese Unterschiede lassen sich mit der Theorie von Variation, Selektion und Restabilisierung von
Strukturen erklären, während der strukturelle Vorteil von Demokratien darauf beruht, dass politische
Konfliktkommunikation die Unterscheidung von machtüberlegen/machtunterlegen benutzt, ohne dass die
Zuordnung des Codes in Frage gestellt wird, können (wollen?) Diktaturen nicht zwischen Programm und Code
unterscheiden und so stellt sich bei Konflikten immer auch die Machtfrage.
91
 Die Möglichkeit der Auflösung eines demokratischen politischen Systems besteht natürlich auch. Aber der
Prozess ist nur über einen längeren Zeitraum denkbar und würde auch beinhalten, dass auf Ereignisse, welche
die systemkonstituierenden Grundlagen des Systems in Frage stellen nicht mit negativer Selektion reagiert
würde. Also beispielsweise keine Verfolgung rechtsextremistischer Straftaten, Einstellung des Beobachtung des
rechtsextremistischen Spektrums durch den Verfassungsschutz, Beendigung der bildungspolitischen Programme
gegen den Rechtsextremismus usw.
92
 Vgl. die Artikel 2-5 des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland.
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Staaten treffen kollektiv bindende Entscheidungen territorial. Ein vom Bundestag
verabschiedetes Gesetz beansprucht Gültigkeit für das gesamte Bundesgebiet, d. h. es gilt
auch für Nichtmitglieder wie Ausländer oder Organisationen und nicht nur für die eigenen
Staatsbürger. Alle anderen Organisationen, die sich nicht mit den Begriffen Souveränität und
Territorialität beschreiben, treffen Entscheidungen nur für ihre Mitglieder.
Es wurde schon erwähnt, dass physische Gewalt diejenige Machtquelle ist, die allen anderen
Formen von Macht überlegen ist. Entsprechend konsolidiert der moderne Staat seinen
Machtanspruch, indem er physische Gewalt mit dem Aufbau von Militär und Polizei
zentralisiert und organisiert und schließlich ihre Anwendung monopolisiert, d. h., Gewalt in
legitime und illegitime Gewalt unterscheidet und für die Staatsgewalt Legitimität
beansprucht.93 Die Konzentrierung von Macht und von Entscheidungen über den Einsatz
physischer Gewaltmittel hat für andere Gesellschaftssysteme die Folge, dass sie von
physischer Gewalt entlastet werden. Dies bedeutet nicht nur, dass komplexe Systembildung
ermöglicht wird, sondern erlaubt, konfliktsoziologisch betrachtet, eine enorme Ausweitung
der Konfliktmöglichkeiten. Konflikte, die angesichts eines überlegenen Gewaltpotentials
normalerweise unterblieben wären, können jetzt eher gewagt werden. Die
Selbstverständlichkeit von wirtschaftlicher Konkurrenz, wissenschaftlichen Kontroversen,
Rechtskonflikten, theologischen Diskursen, wären ohne die effektive Kontrolle durch das
staatliche Gewaltmonopol nicht möglich. Diese Pazifizierung wird oft als Errungenschaft der
Moderne beschrieben, wobei aber meist nicht deutlich wird, dass damit eine friedliche
Austragung von Konflikten gemeint ist und keinesfalls eine Konfliktreduzierung. Die
gesteigerte Konflikttoleranz der modernen Gesellschaft schließt natürlich auch das politische
System mit ein, wobei hier jedoch Konflikte noch oft mit Gewalt verbunden sind. Weshalb
die Pazifizierung von Konflikten im politischen System oft scheitert, wird weiter unten
erläutert.
Weitere Systeme, die sich an dem Souveränitäts- und Territorialitätsprinzip orientieren sind
Bundesländer, Provinzen oder Bundesstaaten, sowie Kommunen. Auch Städte zeichnen sich
durch eindeutig markierte Grenzen und kollektiv verbindliche Entscheidungen innerhalb
dieser Grenzen aus. Hier wird aber eine Kombination aus einer Kopie der segmentären
Differenzierung und Hierarchiebildung realisiert. Der Staat bleibt oberster Entscheidungs-
träger. Er trifft kollektiv verbindliche Entscheidungen für alle  Städte, Länder innerhalb seines
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 Vgl. für die Entstehung des modernen Staates, Charles Tilly, Hannes Wimmer, Anthony Giddens.
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Territoriums, während Städte und Länder nur für „ihr“ Gebiet kollektiv verbindliche
Entscheidungen treffen können. Davon zu unterscheiden sind andere Formen politischer
Systeme, etwa Parteien, soziale Bewegungen. Ihre Kennzeichnung als  politisch ergibt sich
durch die Adressierung bzw. Orientierung ihrer Kommunikationen an dem Code
machtüberlegen /machtunterlegen. Die Entscheidung einer Partei über ihren
Kanzlerkandidaten wird mit Blick auf diesen Code getroffen. Handelt es sich um die
Oppositionspartei, geht es darum, von der machtunterlegenen zur machtüberlegenen Seite zu
wechseln, d. h. Beobachtungen in Zukunft nicht mehr aus der Richtung zu vollziehen, wie
man Anordnung abwenden oder modifizieren kann, sondern aus der Richtung, in der man
Anordnungen erteilt. Handelt es sich um die Regierungspartei, orientiert sich die
Entscheidung daran, nicht die Seiten zu wechseln, d. h. auch in Zukunft kollektiv verbindliche
Entscheidungen treffen zu können, also machtüberlegen zu sein. Auch soziale Bewegungen
sind politische Systeme. Ihre Kommunikation richtet sich darauf, Regierungen so zu
beeinflussen, dass sie kollektiv verbindliche Entscheidungen in ihrem Sinne treffen.94
Die interne Differenzierung des politischen Systems ist in Demokratien aber weitaus
ausgeprägter als in Diktaturen.95 So finden sich zahlreiche politische Organisationssysteme
wie Parteien oder Verbände und temporäre politische Systeme wie soziale Bewegungen nur in
Demokratien, wohingegen in Diktaturen Einheitsorganisationen vorherrschen.96 Diese
vielfältige Differenzierung erlaubt eine hohe Komplexität des Systems und lässt doch seine
Entscheidungsfähigkeit unbeeinträchtigt. An der Peripherie des Systems (von den staatlichen
Instanzen aus betrachtet) beim Publikum findet sich die höchste Komplexitätsdichte. Alles
Erdenkliche kann thematisiert werden. Auf dem Weg vom Publikum über einzelne Bürger,
Gruppen, Bewegungen, öffentlicher Meinung, Parteien wird diese Komplexität reduziert auf
eine entscheidbare Anzahl und Form gebracht. Nicht alle Themen setzen sich durch, aber es
gibt keine vorhergehende Selektion von dem, was politisiert werden darf und was nicht wie in
einer Diktatur. Auch bedeutet eine negative Selektion nicht, dass ein Thema für immer
verschwindet. Es kann jederzeit wieder aufgebracht werden.
                                                          
94
 Genau genommen sind soziale Bewegungen Teil von Konfliktsystemen im politischen System.
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 Eine Unterscheidung, die in systemtheoretischen Beschreibungen des politischen Systems nicht gemacht wird.
Wendet man die Begriffe der Binnendifferenzierung wie politische Parteien, öffentliche Meinung  oder
Regierung und Opposition auf  Demokratien oder Diktaturen an so ergibt sich ein sehr unterschiedliches Bild,
was die Ermöglichung von Komplexität oder Macht angeht.
96
 Selbst der Parteienpluralismus in der DDR war nur oberflächlich, da die SED einen verfassungsmäßig
festgeschriebenen Führungsanspruch besaß. Die Blockparteien simulierten einen Pluralismus, der keiner war.
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Eine weitere Besonderheit, die sich in der vergleichenden Betrachtung von Diktatur und
Demokratie aufdrängt, ist die Bedeutung physischer Gewalt. Politische
Konfliktkommunikation verläuft in Demokratien überwiegend friedlich und ist marginalisiert
auf politischen Extremismus von links und rechts. In Diktaturen hingegen ist der Verweis auf
physische Gewalt geradezu zentral, sowohl bei der Verhinderung von Dissens als auch beim
Einsatz gegen politische Gegner. Autoritäre Regime haben in der Regel nicht vor freiwillig
wieder abzutreten. Deswegen betreffen die ersten kollektiv verbindlichen Entscheidungen in
autoritären Regimen immer das Verbot und die Ausschaltung politischer Opposition.97 Wenn
politische Organisationssysteme, die den Anspruch erheben, kollektiv verbindliche
Entscheidungen zu treffen, die Annahme solcher Entscheidungen nicht über
Konfliktzulassung, sondern Konfliktentmutigung absichern, müssen sie permanent ihre Macht
demonstrieren. Und dies geschieht überwiegend durch die Drohung und die Anwendung von
Gewalt.98 Gewalt, aber hat zur Konsequenz, dass die Evolution sozialer Systeme gar nicht
oder nur eingeschränkt möglich wird. Und erst recht funktionale Differenzierung setzt
weitestgehende Gewaltfreiheit voraus.
Der Eingangs gemachte Befund, dass sich funktionale Differenzierung global unterschiedlich
verteilt, lässt sich damit erklären, dass das Subsystem (Staat), das die Aufgabe des
Funktionssystems der Politik exklusiv wahrnimmt, aufgrund von historischen Entwicklungen
im Plural entsteht. Da nun aber die Form, die dieses System annimmt variiert, gibt es global
gesehen diese enormen Unterschiede hinsichtlich der Verteilung funktionaler Differenzierung.
Das politische System fungiert hier als eine Art Gatekeeper. Seine Form – Demokratie oder
Diktatur – entscheidet darüber, ob sich systemspezifische Kommunikationen im Sinne der
funktionalen Differenzierung bilden oder aber, ob ein System die systemspezifische
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 Zu den ersten Maßnahmen der Machtkonsolidierung der Nationalsozialisten gehörte die Ausschaltung der
Gewerkschaften und der anderen politischen Parteien. Am 2. Mai 1933 wurden im ganzen Reichsgebiet durch
SA und SS unter der Leitung von örtlichen NSDAP- oder NSBO-Funktionären die Einrichtungen der
Gewerkschaften besetzt, das Vermögen beschlagnahmt  und führende Gewerkschaftsmitglieder in Schutzhaft
genommen. Am 10. Mai folgte die Gründung der Deutschen Arbeiterfront, d. h., statt einer Vielzahl von
Arbeiterorganisationen gab es nur noch eine Einheitsorganisation, deren Funktion durch entsprechende Gesetze
auf die Kontrolle und Indoktrinierung der Arbeiterschaft beschränkt war und über keinerlei Kompetenzen in den
eigentlichen Bereichen gewerkschaftlicher Mitbestimmung verfügte. Die politischen Parteien lösten sich
entweder selbst auf (DDP, DVP, Zentrum) oder wurden verboten (KPD und SPD). Politische Gegner wurden,
soweit sie nicht emigriert waren, zunächst in improvisierten, ab März 1933 dann in systematisch errichteten
Konzentrationslagern inhaftiert, misshandelt und nicht selten auch getötet. Der Einparteienstaat wurde
schließlich am 14. Juli 1933 mit dem „Gesetz gegen die Neubildung von Parteien“ auch rechtlich besiegelt.
98
 Eine weitere Möglichkeit besteht in der Politisierung des Erziehungssystems, um zukünftigen Widerspruch im
Keim zu ersticken. Beide Formen sind im Vergleich zur Zulassung von Konflikten als Grundlage für Macht
weniger effektiv, denn erstens verhindern sie nicht, dass es dennoch zu Widerspruch oder Widerstand kommt,
zweitens, binden sie Ressourcen und drittens verringern sie die Fähigkeit der sozialen Systeme mit der
Komplexität der modernen Gesellschaft umzugehen.
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Kommunikation anderer Systeme überlagert. Und schließlich lässt sich die Vorbedingung
konsolidierter Machtverhältnisse für andere Systembildungen auch daran verdeutlichen, was
passiert, wenn sie scheitert. Ein Phänomen, was vor allem nach dem Ende des Ost-West-
Konflikts in den Mittelpunkt der Aufmerksamkeit rückte. Dort, wo das staatliche
Gewaltmonopol zusammenbricht und Gewalt diffundiert, wird Gewalt sogar zur
dominierenden Codierung von Kommunikation. Systemspezifische Unterscheidungen wie
wahr/unwahr, recht/unrecht  zahlen/nichtzahlen verschwinden oder sind nur noch mit einer
gewaltbetondenden Vorsilbe vorhanden (Kriegsökonomie, Faustrecht, Warlords, Sozialisation
besteht aus Gewalterfahrung und gewaltbasiertem Verhalten). Typischerweise werden solche
Gebiete, wo Gewalt zum dominierenden Faktor wird, dann auch mit Begriffen wie Anarchie
oder Chaos beschrieben. Obwohl solche Begriffe „Strukturlosigkeit“ suggerieren, lassen sich
auch hier systemspezifische Merkmale nachweisen, die es berechtigt erscheinen lassen, auch
von der Existenz sozialer Systeme in besagten Krisenregionen zu sprechen. Kommunikation
ist dort Konfliktkommunikation, wobei der Schwerpunkt wie schon erwähnt nicht auf dem
Informationsaspekt liegt, mal werden politische mal ökonomische Ziele identifiziert, sondern
auf dem Mitteilungsaspekt, der in diesem Fall eben auf Gewalt zurückgreift. Die Wirtschaft
liegt am Boden. Normale Handelswege sind unterbrochen und die Güterproduktion ist
eingeschränkt. Die Funktion der Wirtschaft, die Bereitstellung von knappen Gütern, wird
kaum noch erfüllt. Typischerweise herrscht in Kriegsgebieten als Folge der permanenten
Gewalt auch Hunger. Das, was an wirtschaftlichen Transaktionen stattfindet ist
Kriegswirtschaft. Dabei geht es darum, diejenigen knappen Ressourcen bereitzustellen, die
dazu dienen den Krieg fortzuführen. Innerhalb der Gebiete, wo Gewalt herrscht, vollzieht sich
wirtschaftliche Kommunikation über Gewalt. Wer nicht zahlt, bezahlt mit seinem Leben. Auf
der einen Seite werden Leistungen wie Unterschlupf, Lebensmittel, Träger oder Soldaten von
den Kriegsführenden erpresst, auf der anderen Seite werden Rohstoffe, die im jeweiligen
Land vorhanden sind, dazu benutzt, um die Fortsetzung der Kriegshandlungen zu finanzieren.
Im Abschlußbericht einer 2000 eingesetzten Expertenkommission zur  Untersuchung der
„illegalen Ausbeutung der Rohstoffe und anderer Vermögensformen in der Demokratischen
Republik Kongo“ heißt es: „Exploitation of the natural resources of the Democratic Republic
of the Congo by foreign armies has become systematic and systemic. Plundering, loting and
racketeering and the constitution of criminal cartels are becoming comonplace in occupied
territories“ (Final Report of the Panel of Experts on the Illegal Exploitation of Natural
Resources and other Forms of Wealth of the Democratic Republic of the Congo, S. 41). Ein
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anderes Beispiel für die Okkupation systemspezifischer Kommunikation durch Gewalt ist das
Versagen der Durchsetzung von Rechtsentscheidungen in Simbabwe. Recht wird zum
Faustrecht. Die Enteignungen weißer Farmer wurden vom obersten Gericht Simbabwes als
rechtswidrig eingestuft. Rechtsentscheidungen erzielen ihre Wirkung dadurch, dass sie
ähnlich wie politische Entscheidungen, durch Gewalt gedeckt werden. D. h., bei
Verweigerung, wird Recht mit Gewalt durchgesetzt. Der Sonderfall, dass der Staat als Inhaber
des Gewaltmonopols in einem Rechtsfall zum Schuldigen gesprochen wird und dann die
Durchsetzung der Rechtsentscheidung an sich selbst durchführen muss, gelingt in
Demokratien, aber nicht in Diktaturen. Im letzteren Fall sind Polizei und Militär Mittel, um an
der Macht zu bleiben, während sie im ersteren Fall Macht durchsetzen. Einen ähnlichen Fall
der gewaltbasierten Konfliktkommunikation bildet Kolumbien. Kolumbien wird seit seiner
Gründung von gewaltsam ausgetragenen Machtkonflikten geprägt, die sich, von einigen
kurzen Zwischenphasen abgesehen als Konfliktsystem fest etabliert haben. Waren es zu
Beginn noch die Machtkämpfe zwischen Liberalen und Konservativen einer aristokratischen
Oberschicht, die Kolumbien immer wieder in Bürgerkriege trieben, kamen im 20. Jahrhundert
linke Guerillabewegungen hinzu. Inzwischen sind es nicht mehr ideologische Machtkämpfe,
sondern Kämpfe um Ressourcen. Die jährlichen Einnahmen der beiden größten
Rebellenorganisationen FARC und ELN belaufen sich auf 448 bzw. 150 Millionen US Dollar,
wobei sich die Einnahmen aus Steuer auf Drogen, Schutzgelderpressungen, Raub,
Banküberfälle und die Umleitung von Regierungsinvestitionen zusammensetzt. (Vgl.
Drekonja-Kornat 2004, S. 151). Demgegenüber stehen Paramilitärs, die Armee sowie die
USA.  Da die Mehrheit der gegenwärtigen Staaten, auch wenn sie sich teilweise selbst als
Demokratien beschreiben, die politische Wahl nicht institutionalisiert hat, verwundert es
eigentlich nicht, dass die gewaltfreie Austragung politischer Konflikte bislang noch eher die
Ausnahme als die Regel darstellt. Die Bedeutung des politischen Systems für die
Systembildung, insbesondere wenn sie dem Primat der funktionalen Differenzierung folgen
soll, und damit verbunden, die erfolgreiche Konditionierung, sowohl der eigenen als auch
aller anderen Konflikte, was die Form ihrer Austragung betrifft, haben die vorhergehenden
Ausführungen deutlich gemacht. Um einen Spezialfall sozialer Konflikte – hier politischer
Konflikte – und die Unwahrscheinlichkeit ihrer friedlichen Austragung geht es in den
folgenden Abschnitten.
113
4.2. Politische Konflikte
Konflikte sind eine mögliche Form, die Kommunikation annehmen kann. Für soziale
Systeme, deren Existenz davon abhängt, dass Kommunikation fortlaufend an Kommunikation
anschließt, ist es zunächst unerheblich, ob dies in der Form des Konfliktes oder des Konsens
geschieht, solange Konflikte nicht die Erwartungsstrukturen in Frage stellen, welche der
systembildenden Unterscheidung dienen. Ein kommuniziertes Nein, das einer
Zustimmungserwartung widerspricht, stellt nicht notwendigerweise die Reproduktion
systemeigener Elemente in Frage, teilweise wird Widerspruch sogar erwartet. In der
Wissenschaft  werden neue Erkenntnisse, bevor sie sich als Wissen etablieren können, erst
einmal einer kritischen Überprüfung unterzogen. Wobei der Widerspruch nicht in beliebiger
Form geäußert werden kann, sondern bestimmten Regeln folgt, die persönliche Interessen
oder sonstige Motivationen ausschließen. Umgekehrt kann auch neues Wissen nicht einfach
behauptet, sondern muss überprüfbar dargestellt werden. Damit wird der
Irrtumswahrscheinlichkeit von neuen Erkenntnissen Rechnung getragen. Sowohl die
Überprüfung neuen Wissens als auch die Weiterverwendung des alten oder des neuen
Wissens, je nach dem zu welchem Ergebnis die Überprüfung gelangt, geschieht mit Hilfe des
wissenschaftlichen Codes wahr/unwahr. D.h. auch der Dissens bedient sich der
systemeigenen Unterscheidung und stellt damit ein Element des jeweiligen Systems dar.
Gleiches gilt für das politische System. Ob sich politische Kommunikation als Konflikt oder
als Konsens reproduziert, ist für das Fortbestehen des Funktionssystems Politik unerheblich.
Entscheidend ist, dass in beiden Fällen der binäre Code nicht in Frage gestellt wird.99 Es ist
sogar zu vermuten, dass sich politische Kommunikation überwiegend als Konflikt
reproduziert.100
Ohne die Unterscheidung von machtüberlegen /machtunterlegen wäre ein Konflikt auch gar
nicht als politischer Konflikte erkennbar. Konflikte können aber nicht völlig frei von jeglicher
Form der Konditionierung zugelassen werden. Besonders bei politischen Konflikten wird das
deutlich. Politische Konflikte sind oft mit Gewalt verbunden. Gewalt in politischen
Konflikten ist, auch wenn viele dies anders sehen, der Normalzustand bzw. der
wahrscheinlichere Zustand von politischen Konflikten.101 Statistisch gesehen ist das 20.
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 Auf der Ebene der Funktionssysteme lassen sich systemgefährdende Prozesse als Entdifferenzierungsprozesse
beschreiben, z.B.: etwa solche, welche den systembildenden Code in Frage stellen.
100
 Selbst ein Ereignis wie das Hochwasser im August 2002 produziert neben Solidarität auch Konflikte (über
Fragen, die mit der finanziellen Hilfe zusammenhängen).
101
 Konflikte, wie die auf dem Balkan, sind aus westeuropäischer Sicht oft auch als Rückfall in längst
überwunden geglaubte Verhaltensweisen beschrieben worden. Dagegen ist es die jetzt 50-jährige Gewaltfreiheit
in westeuropäischen und transatlantischen Konflikten, die eine Unwahrscheinlichkeit von der wahrscheinlichen,
d. h. gewaltsamen Form der Austragung politischer Konflikte darstellt.
114
Jahrhundert, nicht nur der zwei Weltkriege wegen, das Jahrhundert mit den meisten Opfern
politischer Gewalt. Insofern sind auch die Kriege im ehemaligen Jugoslawien oder in Afrika
keine neuen Erscheinungen, eher ist es der Friede in und zwischen den westlichen
Industrieländern.
Die Gewaltnähe politischer Konflikte hängt mit Deckung politischer Macht durch den
symbiotischen Mechanismus physische Gewalt zusammen. Das politische System hat anderen
sozialen Zusammenhängen und Funktionssystemen Gewalt entzogen. Gewalt als Mittel der
Konfliktentscheidung hat in diesen Systemen keinen Platz. Wirtschaftliche Konkurrenz,
Rechtskonflikte, wissenschaftliche Diskurse kommen ohne Gewalt aus, sie thematisieren sie
allenfalls - auch die meisten Interaktionen, wenn sie die Form Konflikt annehmen, kommen
ohne Gewalt aus. Gewalt hat für diese sozialen Zusammenhänge eher eine störende Wirkung
und zieht den Auftritt des politischen Systems in Gestalt des Staates nach sich.102 Im
politischen System ist Gewalt aber nicht nur Thema von Konflikten, sondern oft genug
werden Konflikte gewaltsam ausgetragen. Während andere Systeme gewaltfrei arbeiten
können, kann die Politik Gewalt in ihren Konflikten nicht völlig aus dem System verbannen,
sondern nur versuchen, Gewalt einzuschränken, was in der Form geschieht, dass Bedingungen
geschaffen werden, die es möglich machen, dass auf Gewalt verzichtet werden kann.
Ein Konflikt liegt systemtheoretisch gesehen  immer dann vor, wenn eine Kommunikation
mit einem Nein beantwortet wird oder anders formuliert, wenn eine Zustimmungserwartung
mit einem Nein beantwortet, d. h. enttäuscht wird.103 Soziale Systeme bestimmen mit Hilfe
eines Codes, welche Kommunikation im System abläuft und welche der Umwelt zuzurechnen
ist. Politische Kommunikation orientiert sich an dem Code machtüberlegen/machtunterlegen.
Politische Konflikte wären demzufolge Kommunikationen, die einem Machtanspruch
widersprechen. Politische Konflikte sind so gesehen immer Machtkonflikte. Als Beispiele für
solche Machtkonflikte können Wahlkämpfe, Separatismus, zwischenstaatliche Kriege,
Widerstand in einer Diktatur oder soziale Bewegungen angeführt werden. All diesen sozialen
Phänomen liegt eine Freund/Feind Unterscheidung zugrunde, was sie als soziale Konflikte im
systemtheoretischen Sinne erscheinen lässt und sie beruhen auf einem Machtwiderspruch,
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 Dies setzt natürlich voraus, dass der Staat, konkret die Polizei, informiert wird, wenn es zu
Gewaltanwendungen kommt. Ein Problem, das sich insbesondere bei Gewalt in Ehen und Familie stellt. Diese
Sichtweise ist natürlich geprägt von der Realität in der so genannten westlichen Welt. Für die übrige Welt lässt
sich diese Aussage nur teilweise verifizieren. Damit ist aber schon ein erster Hinweis gegeben, dass eine
erfolgreiche systemübergreifende Pazifizierung eine konsolidierte Pazifizierung politischer Systeme voraussetzt.
103
 Vgl. Kapitel 4.
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was sie als politische Konflikte erkennbar werden lässt. Beim Wahlkampf ist es die
Unterscheidung von Regierung und Opposition und der Machtanspruch der Regierung, der
von der Opposition in Frage gestellt wird und den die Regierung zurückweist, die den
Wahlkamp zu einem politischen Konflikt machen. Die Opposition möchte nach dem
Wahlkampf die Regierung stellen, die Parteien, die bisher die Regierung stellen, möchten
auch weiterhin regieren. Entschieden wird der Konflikt nicht durch die streitenden Parteien,
sondern durch den Wähler. Entweder kommt es zu einem Regierungswechsel oder aber die
Regierung kann ihre Macht verteidigen.104 Besonderheiten dieser politischen Konfliktform
sind die friedliche Austragung des Machtkampfes, die zeitliche Begrenzung des Konfliktes
und seine Entscheidung durch Dritte. Im Wahlkampf mag man zwar seinem politischen
Gegner die Kompetenz zur politischen Führung absprechen oder ihn sonst wie verbal
herabsetzen, aber der Gegner wird nicht gewaltsam bekämpft. Wahlkämpfe sind zeitlich
begrenzt. In der Bundesrepublik Deutschland finden Wahlen alle vier Jahre statt, im Fall von
Neuwahlen sechzig Tage nach  der Auflösung des Bundestages und der Bundestag tritt
spätestens dreißig Tage nach der Wahl zusammen.105 Separatismus, z.B. im Baskenland oder
in Irland, liegt die Unterscheidung von Zentralregierung und Separatisten zugrunde, welche
sichtbar macht wer auf Seiten der Zentralregierung als Freund oder als Feind zählt und
umgekehrt gilt gleiches für die Separatisten. Dem Anspruch der Zentralregierung Macht über
ein bestimmtes Gebiet aus zu üben, wird mit der Forderung nach Unabhängigkeit für eine
bestimmte Region widersprochen. Im Unterschied zum Wahlkampf gibt es hier keine
eindeutige Feststellung wer den Konflikte entscheidet und wann der Konflikt entschieden ist.
Vielmehr sind mehrere Lösungen denkbar. Erstens, eine der Konfliktparteien erleidet eine
Niederlage und erkennt diese auch an.106 Oder aber der Konflikt wird durch Dritte
entschieden, was aber voraussetzt, dass sich die Konfliktparteien zuvor beide darauf geeinigt
haben, dass der Konflikt durch Dritte entschieden wird. Politische Konflikte wie Separatismus
zeichnen sich dadurch aus, dass sie meist gewaltsam ausgetragen werden, zeitlich unbegrenzt
sind und ihre Entscheidung höchst voraussetzungsvoll ist. Auch zwischenstaatliche Kriege
lassen sich als politische Konflikte beschreiben. Im Falklandkrieg hat Argentinien Anspruch
auf ein Gebiet (Falklandinseln)  erhoben, dass zu Großbritannien gehört. Mit der Besetzung
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 Auch wenn wie bei der letzten Bundestagswahl 2005 in Deutschland die SPD in der Regierung bleibt, hat sie
trotzdem den Machtkampf verloren, denn sie ist jetzt nicht mehr die führende Partei in eine Koalition, sondern
nur noch der Juniorpartner. Sichtbar auch dadurch, dass sie nicht mehr den Bundeskanzler stellt.
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 Vgl. GG, Artikel 39, Absatz 1 und 2 Bildung, B. f. p., Ed. (1996). Grundgesetz für die Bundesrepublik
Deutschland. Bonn.
106
 Dies kann auch in der Form geschehen dass eine der Konfliktparteien ihre Auflösung erklärt wie z.B. die
RAF in Deutschland im April 1998.
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der Falklandinseln durch Argentinien wird die Infragestellung des Machtanspruchs
Großbritanniens über die Inseln durch Argentinien für Großbritannien nicht mehr ignorierbar.
Es kommt zum gewaltsamen Machtkampf, der mit einer Niederlage Argentiniens endet. Auch
hier gibt es wie beim Separatismus eine unendliche Fortsetzung des Konflikts, solange bis
eine Seite verliert und ihre Niederlage anerkennt oder aber beide Konfliktparteien Dritten die
Konfliktentscheidung überlassen. Als letztes Beispiel für einen politischen Konflikt sei hier
Widerstand in einer Diktatur angeführt. Auch hier lässt sich die typische Konfliktstruktur in
Form der Unterscheidung von Machthaber und Gegner auffinden und die entsprechende
Zuordnung der Kommunikation  als Unterstützung oder Gegnerschaft, d.h. die Beobachtung
der Kommunikation mit Hilfe der Unterscheidung Freund/Feind.
 Politische Konflikte lassen sich jetzt dahingehend weiter unterscheiden, ob erstens, einer
getroffenen Entscheidung widersprochen wird, oder ob zweitens, einer geplanten
Entscheidung widersprochen wird. Während im ersten Fall ein Machtanspruch
herausgefordert wird und nur hier stellt sich dann das Problem der Gewaltanwendung, lässt
sich der zweite Fall als Test von Macht begreifen. Dazu zwei Beispiele: Erstens, die
machtüberlegene Seite (z. B. eine Regierung) trifft eine kollektiv verbindliche Entscheidung,
die von der machtunterlegenen Seite (denjenigen, die von der Entscheidung betroffen sind)
nicht befolgt wird.107  Ein empirisches Beispiel, welches das eben Gesagte verdeutlicht, wäre
die Abschaffung der Autonomie des Kosovo durch Belgrad, die von den Albanern mit
Widerstand beantwortet wurde. Jetzt ist der Schritt zur Gewalt nicht mehr weit, da politische
Macht durch physische Gewalt gedeckt wird und der Machtüberlegene sein negatives
Sanktionspotential einsetzen muss, wenn er nicht den Machtverlust riskieren will.108 Macht ist
ein Medium, das die Zustimmung zu kollektiv verbindlichen Entscheidungen sicherstellen
soll. Ablehnung soll nach Möglichkeit unterbleiben, der Verweis auf sie ist jedoch immer
präsent. Sie ist zwar unwahrscheinlich, aber nicht unmöglich. Am effektivsten ist politische
Macht natürlich, wenn sie durch ein Gewaltmonopol gedeckt wird, doch kann sie auch dann
immer noch in Frage gestellt werden.109 Terroristen werfen Bomben und keine Tomaten.110
Die Exklusivität kollektiv verbindlichen Entscheidens durch territorial definierte politische
Organisationen (insbesondere Staaten) duldet keine Infragestellung des Machtanspruchs. Da
                                                          
107
 Die sichtbarste Variante der Ablehnung des politischen Machtanspruchs ist immer noch die Missachtung des
Gewaltmonopols.
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 Der Verzicht auf die Durchsetzung des Machtanspruchs, in diesem Beispiel der Verzicht auf die Aufhebung
der Autonomie des Kosovo, wäre natürlich eine Option für die Belgrader Regierung gewesen. Allerdings eine
Option, die, angesichts der vorhergehenden Entscheidungen des Milosevicregimes in ähnlich gelagerten Fällen,
eher unwahrscheinlich war.
109
 Zur Überlegenheit physische Gewalt gegenüber anderen Machtmitteln vgl. Kapitel 3.
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aber angesichts einer Vielzahl von Interessen kollektiv verbindliches Entscheiden mit hoher
Wahrscheinlichkeit Widerspruch provoziert, wäre eine permanente Herausforderung des
staatlichen Machtanspruches einschließlich des Einsatzes seines negativen Gewaltpotentials
die Folge. Gegen diese Dauerinfragestellung schützt sich die Organisation Staat mit Hilfe der
Institutionalisierung des Konflikts, d. h., durch Demokratie. Demokratie ist die
innenpolitische Lösung des Pazifizierungsproblems politischer Konflikte. Demokratien
können auch im Unterschied zu Diktaturen zwischen Widerstand und Widerspruch
unterscheiden. Nur im ersten Fall wird sich der Staat genötigt sehen zu reagieren. Im zweiten
Fall handelt es sich in der gängigsten Form um Kritik der Opposition an Gesetzesvorhaben
der Regierung. Zwar wird eine Regierung Kritik nicht unwidersprochen lassen, aber solange
sie über Mehrheiten in den gesetzgebenden Versammlungen verfügt, besteht keine Gefahr für
die machtüberlegenere Seite.
Diese Pazifizierung politischer Konflikte bezieht sich nur auf  Staaten, die politische Wahl als
Möglichkeit zum Machtwechsel institutionalisiert haben. Dort, wo politische Wahlen zwar
stattfinden, jedoch zu keinem Machtwechsel führen können, weil keine Opposition zugelassen
ist, findet sich diese Pazifizierung politischer Konflikte nicht. Die untergegangenen
sozialistischen Staaten oder auch Militärdiktaturen, wie der Irak, führten bzw. führen zwar
Wahlen durch, sie bedeuten aber keinen Machtwechsel, da es in diesen Staaten keine
Opposition gibt, die an die Macht gelangen könnte. Dort, wo keine politische Opposition
zugelassen ist, gibt es keine Pazifizierung politischer Kommunikation. Wer trotzdem
Widerspruch oder Widerstand riskiert, muss mit Gewalt von staatlicher Seite rechnen. Eine
konsolidierte Staatlichkeit ist eine Bedingung für die friedliche Austragung politischer
Konflikte. Sie reicht aber alleine noch nicht aus. Zusätzlich muss die Möglichkeit zum
politischen Konflikt und zum Machtwechsel gegeben sein. Fehlt eine dieser Bedingungen
wird Gewalt, egal, ob tatsächlich eingesetzt oder als Androhung, zu einem Faktor der
politischen Kommunikation. Die politischen Auseinandersetzungen in der Weimarer
Republik waren, obwohl es die Möglichkeit zum Machtwechsel gab überwiegend von Gewalt
geprägt. Verschiedene Putschversuche, die Ermordung von Politikern, aber auch die
Zurschaustellung von Gewalt bei Protestmärschen legen davon Zeugnis ab. In der Weimarer
Republik existierte kein Gewaltmonopol. Neben der Reichswehr und den Polizeikräfte
existierten verschiedene paramilitärische Verbände auf beiden Seiten des politischen
Spektrums (Vgl. Longerich 1995, S. 293). Das fehlende Gewaltmonopol stellte aber nicht die
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 Obwohl auch das Werfen von Lebensmitteln eine Zeitlang als Terrorismus gedeutet wurde. Vgl.
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alleinige Ursache für die überwiegend gewaltsame politische Kommunikation während der
Weimarer Republik dar. Es gelang nicht Demokratie und mit ihr verbunden friedliche
Konfliktaustragung als Herrschaftsmodell zu etablieren. In der Weimarer Republik blieb die
demokratische Orientierung immer eine Minderheitenposition. Aktuelle Beispiele für das
Problem, dass nicht vollständig durchgesetzte Gewaltmonopole Friedensprozesse gefährden
oder gar beenden können, sind der Nordirlandkonflikt und der israelisch-palästinensische
Konflikt. Der mangelnde Wille der IRA bzw. ihrer Nachfolgeorganisation zu einer
vollständigen Entwaffnung führt regelmäßig zu einem Einfrieren des Friedensprozesses. Der
Osloer Friedensprozess wurde von beiden Seiten durch gewaltsame bzw. Gewalt fördernde
Handlungen beendet. Auf palästinensischer Seite waren es mangelnde Fähigkeit bzw. Wille
der Autonomiebehörde ihre Entscheidung, mit Israel friedlich über einen palästinensischen
Staat zu verhandeln, den übrigen Organisationen wie Hamas, Dschihad oder Hisbollah
aufzuerlegen. Auf israelischer Seite war es vor allem die fortgesetzte Besatzungs- und
Siedlungspolitik, welche das bisherige Verhaltensmuster, nämlich den Nahostkonflikt
gewaltsam auszutragen, konfirmierte.
Die strukturellen Voraussetzungen, eine konsolidierte Staatlichkeit und demokratische
Wahlen, sind aber noch keine Garantie, dass Konflikte tatsächlich dauerhaft friedlich
ausgetragen werden. Die Demokratien Westeuropas gelten als stabile Staaten. Gewaltsam
ausgetragene Konflikte stellen die Ausnahme dar und die Vorstellung, dass sich der politische
Konfliktaustrag remilitarisieren könnte, gilt als sehr unwahrscheinlich. Eine Erklärung bietet
sich an. Demokratien zeichnen sich unter anderem dadurch aus, dass friedliche
Konfliktaustragung Teil ihres Wertekatalogs ist. Wenn man systemtheoretisch Werte als
Erwartungen interpretiert, an denen sich Kommunikation orientiert, dann erklärt sich die
dauerhafte friedliche Konfliktaustragung als fortgesetzte Kommunikation orientiert an der
Erwartung des Gewaltverzichts. Politische Entscheidungen orientieren sich an Prämissen.
Eine Veränderung solcher Prämissen und damit eine geänderter Form der Konfliktaustragung
kann sich erst ereignen oder besser gesagt, wird wahrscheinlich, wenn gewaltsame
Konfliktaustragung als Prämisse für politische Entscheidungen erfolgreich den Weg der
Strukturveränderung von Variation, Selektion und Restabilisierung durchlaufen hat. Eine
mögliche Entwicklung, die aber als relativ unwahrscheinlich gelten kann, da Konzepte wie
Imperialismus oder Nationalismus nicht mehr mehrheitsfähig sind und diejenigen Parteien,
welche, denen man noch am ehesten die Wiederaufnahme solcher Konzepte zutrauen könnte,
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bislang entweder nicht in Regierungsverantwortung gelangen oder aber nach kurzer Zeit
wieder verschwinden.
Politische Konflikte treten aber nicht nur innerhalb, sondern auch zwischen Staaten auf. Und
hier steht die gewaltsame Konfliktentscheidung auf der Tagesordnung. Vom Beginn der
Neuzeit bis in die Gegenwart nimmt Krieg (die gewaltsame Konfliktentscheidung zwischen
Staaten) kontinuierlich an Dauer, Häufigkeit und Intensität zu. Während Europa bis in die
zweite Hälfte des 20. Jahrhunderts der Hauptkriegsschauplatz der Welt war, hat sich das
Kriegsgeschehen nach 1945 zunehmend nach Asien und Afrika verschoben, wenngleich
einige europäische Staaten (z. B. Großbritannien) beteiligt bleiben. Auch wenn die Zahl
„klassischer“ zwischenstaatlicher Kriege abgenommen hat und es stattdessen vermehrt zu so
genannten neuen Kriegen kommt, deren Protagonisten weniger staatliche Akutere als so
genannte Warlords sind, bleiben gewaltsam ausgetragene oder über die Drohung mit Gewalt
verlaufende Konflikte ein Problem der modernen Welt.111 Unterscheidet man zwischen
gewaltsam ausgetragenen Konflikten und gewaltfreien Konflikten wird der Trend der
Verlagerung noch einmal unterstrichen. Wie ist diese Verschiebung zu erklären? Einen
Versuch unternimmt Nollmann in seinem Buch Konflikte in Interaktion, Gruppe und
Organisation (Nollmann 1997), indem er für die konflikt- bzw. kriegsfreie Region (Europa
und die nordamerikanischen Territorien) die Entwicklung von Organisationen verantwortlich
macht, welche in der Lage sind, ihren Mitgliedern formalisierte Verhaltenserwartungen
aufzuerlegen, welche Konflikte in friedliche Bahnen gelenkt haben (Vgl. Nollmann 1997, S.
325). Zu diesen Organisationen zählt Nollmann die NATO und den Warschauer Pakt. Am
Beispiel der NATO wird die pazifizierende Wirkung dieser internationalen Organisation
dargestellt. Dabei ergibt sich die friedensstiftende Wirkung nicht aus explizit
festgeschriebenen Erwartungen an friedlicher Konfliktaustragung, sondern als Ergebnis einer
allmählichen Entwicklung, die sich aus den alltäglichen anstehenden Entscheidungen in den
einzelnen organisatorischen Abteilungen der NATO ergeben hat. Die Möglichkeiten der
NATO teilweise tief in die Souveränität ihrer Mitglieder eingreifen zu können, hat ein
Eigenleben entwickelt, welche permanente Anforderungen an die Mitgliedsstaaten der NATO
stellen. Die Mitgliedsstaaten haben Entscheidungskompetenz über militärische Ressourcen an
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 Man kann zwar einwenden, dass auch ein über Gewaltandrohung ausgetragener Konflikt, wie der zwischen
Ost und West eine Möglichkeit darstellt, Konflikte für die Gesellschaft erträglich zu machen. Man konnte sich
streiten, weil jeder vom anderen wusste, dass aufgrund des Vernichtungspotentials, nie der Einsatz von Gewalt
wahrgemacht werden würde. Abgesehen davon, dass diese Erklärung die Kontingenz aller Erwartungen
missachtet und die Kubakrise 1961 dies auch deutlich gemacht hat, hat Kommunikation, wenn sie den
Mitteilungsaspekt in den Mittelpunkt rückt, einschränkende Konsequenzen für das, was an Kommunikation dann
noch möglich ist.
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die Organisation abgetreten, ohne diese ohne größere Schwierigkeiten wieder rückgängig
machen zu können. Frankreichs Austritt aus der NATO war dementsprechend auch nur von
kurzer Dauer. Die Entscheidungsfähigkeit der NATO gegenüber ihren Mitgliedern drückt sich
u.a. darin aus, „dass die Mitgliedsstaaten zur Abgabe von ‚provisional goals‘ sowie ‚planing
goals‘ für die Streitkräfteplanung der darauf folgenden Jahre aufgefordert werden. Die Logik
der Verdichtung des Entscheidungsprozesses liegt beim Bündnis – die Mitglieder werden
mehr oder minder von den Entscheidungsnotwendigkeiten mitgezogen“(Nollmann 1997, S.
324). Die NATO verfügt also über Entscheidungskompetenz über Planung und Streitkräfte
von Staaten. Die Kriegsfreiheit zwischen den NATO-Staaten kann also dahingehend erklärt
werden, dass sich diese selbst die Verfügung über militärisches Potential entzogen und an
eine internationale Organisation delegiert haben. Das, was an militärischen Ressourcen den
einzelnen Mitgliedsstaaten verblieben ist, würde also für einen gewaltsam ausgetragenen
Konflikt nicht ausreichen. Die Erklärung, dass die Kriegsfreiheit zwischen den NATO-
Staaten darauf beruht, dass die Option zur gewaltsamen Konfliktaustragung wegen
mangelnder Ressourcen faktisch nicht gegeben war, kann nicht überzeugen. Das militärische
Potential der USA dürfte immer noch zum Kriegführen ausreichen. Überzeugender wäre da
schon der Rückgriff auf Erwartungen, die Entscheidungen steuern. Es entspricht nicht den
Erwartungen im Konfliktfall zu den Waffen zu greifen. Auch die Erklärung Nollmanns für die
Kriegsfreiheit innerhalb des Warschauer Pakts und zwischen den Blöcken ist wenig
befriedigend. Nollmann konstatiert zwar selbst, dass innerhalb des Warschauer Paktes die
Disziplin mehrere Male militärisch wiederhergestellt wurde und dass die Kriegsfreiheit
zwischen Ost und West mit der ständigen Drohung der gegenseitigen Vernichtung bezahlt
wurde. Also in der Lesart dieser Arbeit der Ost-West-Konflikt keineswegs pazifiziert war.
Der Ost-West-Konflikt habe aber insgesamt auf die jeweiligen Mitglieder der Blöcke einen
solidarisierenden Effekt gehabt. Wenn man einen gemeinsamen Feind hat, streitet man
untereinander weniger und vor allem nicht mit militärischen Mitteln. Der Ost-West-Konflikt
hatte also zweierlei Wirkung. Er wirkte konflikthemmend innerhalb der Blöcke und konflikt-
ermutigend zwischen den Blöcken. Letztere hat aber nicht zu einer gewaltsamen Austragung
des Konfliktes (in Europa muss man hinzufügen) geführt, sondern auch den Ost-West-
Konflikt in formalisierte Bahnen gelenkt. Nollmann meint, dass aufgrund der
organisatorischen Verfestigung der Blöcke Gewalthandeln unwahrscheinlich war und sich die
Gegner daher nach Belieben gegenseitig zumindest verbal bekämpfen konnten, ohne dass
man wirklich mit einem Krieg rechnen musste. Abgesehen davon, dass Nollmann wenig
sorgsam mit den Begriffen umgeht, mal spricht er von der Konfliktfreiheit, mal von der
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Kriegsfreiheit des europäischen, nordamerikanischen und sowjetischen Territoriums (Vgl.
Nollmann 1997, S. 325), verlief der Ost-West-Konflikt keineswegs gewaltfrei (warum hätte
man in sonst Kalter Krieg genannt). Dass sie Kriegsfreiheit in Europa auf Kosten der Dritten
Welt ging, gibt selbst Nollmann zu. Aber deswegen verlief der Konflikt in Europa nicht
friedlich, sondern über die Drohung mit Gewalt. Auch der solidarisierende Effekt einer
gemeinsamen Organisation erscheint angesichts der Niederschlagung diverser Aufstände
innerhalb des Warschauer Paktes als fragwürdig. Gleichwohl bleibt der Befund, dass es
konzentriert auf die Formen der Konfliktaustragung Unterschiede gibt. In der Tat zeichnen
sich die Konflikte zwischen den Staaten des westlichen Bündnisses dadurch aus, dass sie
friedlich ausgetragen werden, also weder Gewalt eingesetzt noch angedroht wird.
Bevor auf diesen Unterschied eingegangen wird, soll aber die augenscheinliche
Konfliktpräferenz zwischen Staaten erklärt werden Die Konfliktpräferenz des internationalen
Systems liegt in der segmentären Differenzierung des politischen Systems in souveräne
Territorialstaaten begründet. Kollektiv bindende Entscheidungen lassen sich nicht in allen
Fällen in ihrer Wirkung auf das eigene Territorium begrenzen, d. h., sie haben Konsequenzen
auch für andere, insbesondere benachbarte Staaten, die solche Entscheidungen als
Infragestellung ihres Souveränitätsanspruches beobachten. Die Territorialität der Organisation
Staat verhindert im wahrsten Sinne des Wortes, dass dem Konflikt aus dem Weg gegangen
werden kann. Staaten sind immobil, sie können Grenzen verschieben, aber nicht wie andere
Organisationen den Ort wechseln. Territorialität und Souveränität bedingen eine permanente
Konfliktpräferenz von politischer Kommunikation. Der Bau eines Staudamms berührt, wenn
der betroffene Fluss nicht nur durch ein Land fließt auch weitere Anrainerstaaten (Türkei,
Irak). Auch sind Kernkraftwerke schon mal Gegenstand von Konflikten, da ein möglicher
Störfall sich nicht auf das Land begrenzen ließe, in dem das Kernkraftwerk liegt.
Die Gewaltpräferenz ist unter Rückgriff auf die Unterscheidung von Gewalt und Konflikt zu
erklären. Kriege werden demzufolge nicht, wie das in politikwissenschaftlichen Studien
häufig geschieht, auf bestimmte Anlässe zurückgeführt, sondern sind unter dem
Gesichtspunkt der Konfliktentscheidung zu betrachten. Demnach gilt es zu klären, warum im
internationalen Staatensystem nicht diejenigen Mechanismen zum Tragen  kommen, die
innerhalb von Staaten die Pazifizierung von Konflikten erlauben. An erster Stelle ist die
segmentäre Differenzierung des politischen Systems in souveräne Nationalstaaten zu nennen,
die zu einer Mehrzahl von Gewaltmonopolen und Entscheidungskompetenz über die
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Möglichkeit ihres Einsatzes führt. Es steht also kein monopolisiertes negatives
Sanktionspotential zur Verfügung, was verhindern würde, dass einem Machtanspruch
widersprochen würde und den Gewalteinsatz gar nicht erst nötig machen würde. Das fehlende
Sanktionspotential verhindert aber auch, das internationale Recht zu einer Instanz bei
Konfliktentscheidungen zu machen und dadurch Konflikte zu befrieden. Darüber hinaus fehlt
Staaten, insbesondere benachbarten Staaten, die Möglichkeit, Kommunikation einfach
abzubrechen, indem man beispielsweise auseinander geht, und Konflikte dadurch beendet.
Und schließlich ist Gewalt ein Mittel der Konfliktentscheidung. Die Verfügung über
physische Gewaltmittel bedeutet auf der anderen Seite, dass bei ausreichender Asymmetrie
ein Konflikt riskiert werden kann. Was innerstaatliche politische Konflikte pazifiziert, die
Möglichkeit des Austausches von Machtpositionen sofern Demokratie etabliert, fehlt als
Möglichkeit zwischen Staaten. Hier können Machtpositionen (durch wen auch?) nicht einfach
in Wahlen ausgetauscht werden.
Gleichwohl gibt es Formen der friedlichen Konfliktaustragung auch zwischen Staaten. Ohne
den Anspruch auf Vollständigkeit zu erheben, seien hier einige angeführt. Eine Form der
Pazifizierung von Konflikten besteht darin, dass der Konflikt durch Dritte entschieden wird.
In der internationalen Politik besteht nun das Problem, dass die Umsetzung der Entscheidung
durch die Konfliktbeteiligten selbst erfolgen muss, ohne dass derjenige, der den Konflikt
entscheidet, über negative Sanktionsmittel verfügt. Man kann aber davon ausgehen, dass sich
die Konfliktbeteiligten, wenn sie sich entschieden haben, den Konflikt durch Dritte
entscheiden zu lassen, auch an die Entscheidung gebunden fühlen und sie entsprechend
umsetzen. Eine weitere Möglichkeit der Pazifizierung bietet die Kontrolle über Gewaltmittel.
Entweder in der Form des beiderseitigen Verzichts auf Zugriffsmöglichkeiten auf Ressourcen,
die der Kriegführung dienen (Beispiel die Vergemeinschaftung der als kriegswichtig
geltenden Rohstoffe Kohle und Stahl in der EU) oder in der Form, dass eine dritte Macht in
einen Konflikt eingreift und den Konfliktbeteiligten die Möglichkeit der gewaltsamen
Konfliktaustragung nimmt (Kosovo, Mazedonien, Jugoslawien).
Diese angeführten strukturellen Gründe wie fehlendes Gewaltmonopol, fehlendes
Sanktionspotential für Rechtsentscheidungen, Gewalt als Mittel der Konfliktentscheidung,
können aber nicht erklären, warum politische Konflikte in einigen wenigen Regionen der
Welt dauerhaft friedlich ausgetragen werden und in anderen wiederum nicht. Zwischen
Frankreich und Deutschland gibt es seit 1945 keine gewaltsam ausgetragenen Konflikte mehr,
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obwohl beide Staaten über Armeen verfügen. Konflikte zwischen diesen beiden Staaten
werden friedlich ausgetragen, so die strukturelle systemtheoretische Erklärung, weil sich
beide Staaten in Konflikten an Erwartungsstrukturen orientieren, die Gewalt als Mittel der
Konfliktaustragung ausschließt. Die entscheidende Frage wie Frieden möglich ist, verschiebt
sich von einzelnen Aktionsvorschlägen, wie einer Weltregierung, auf das Problem, wie
Gewaltverzicht als Erwartungsstruktur für internationale Konfliktaustragung etabliert werden
kann. Hier bietet sich eine evolutionäre Erklärung an. Friedlicher Konfliktaustragung ist eine
Erwartungsstruktur, die erfolgreich den evolutionären Prozess von Variation, Selektion und
Restabilisierung durchlaufen muss, um als Entscheidungsprämisse für politische
Organisationssysteme in Konflikten Gültigkeit zu erlangen. Damit wird es möglich den
Prozesscharakter der Etablierung friedlicher Konfliktaustragung zu erfassen. Gerade das
häufige Scheitern von Friedensprozessen zeigt, dass die Pazifizierung politischer Konflikte
eine evolutionär höchst unwahrscheinliche Entwicklung darstellt.
4.3. Die Pazifizierung politischer Konflikte
Werden politische Konflikte dauerhaft friedlich ausgetragen, dann liegt dieser politischen
Konfliktkommunikation eine Erwartungsstruktur zugrunde, welche Gewalt als Mittel der
Konfliktaustragung ausschließt. Der Schwerpunkt der Kommunikation liegt auf dem
Informationsaspekt. Es wird über etwas gestritten, Inhalte, Personen, Ziele, Programme usw.
Der Informationsaspekt ist offen für alle erdenklichen Themen. Der Mitteilungsaspekt (wie
wird gestritten) bleibt hingegen unberücksichtigt, ist aber eingeschränkt auf friedliche
Konfliktaustragung. In der politischen Konfliktkommunikation der westlichen Welt findet
friedliche Konfliktaustragung meist statt, ohne dass auf diese Erwartungsstruktur verwiesen
wird.112 Ein Blick in eine beliebige Tageszeitung genügt, um diese These zu  belegen. In ihrer
Ausgabe vom 25./26. März 2006 berichtete die Süddeutsche Zeitung von folgenden
innenpolitischen Konflikten: Proteste von 30.000 Ärzten gegen die Sparpolitik der
Bundesregierung in Berlin, Landtagswahlkampf in drei Bundesländern, Debatte um
Einbürgungstests, Kritik an, Debatte über Kindergeld sowie über das EU-Gipfeltreffen in
Brüssel, auf dem zahlreiche Themen zur Diskussion standen wie die Haltung zur Kernenergie
oder die Festlegung des Lissabon-Wirtschaftsplans bis 2010. Sie kann aber auch Gegenstand
politischer Kommunikation sein, etwa als Aufnahmekriterium in die EU. Als Forderung nach
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 Ausnahmen sind politische Demonstrationen, wo diese Erwartung in der Berichterstattung explizit reflektiert
wird. War die Demonstration friedlich, haben die Protestierenden gute Chancen, mit ihren Themen
wahrgenommen zu werden. War die Demonstration hingegen von Gewalt begleitet, rückt das Thema in den
Hintergrund.
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Achtung der Menschenrechte, politischer Meinungsfreiheit und Rückzug des Militärs aus der
Politik. Oder wenn gegen diese Erwartungsstruktur verstoßen wird, etwa bei politischen
Morden. Das Entsetzen ist dann meistens groß, wie in Holland (der Mord an Pim Fortyn im
Mai 2002 war der erste politische Mord seit 200 Jahren), in der Schweiz (der Amoklauf im
Regionalparlament in Zug im September 2001) oder in Schweden (die Ermordung der
Außenministerin Anna Lindt im September 2003).113 Aber gerade diese Beispiele der
Irritation politischer Systeme zeigen, dass friedliche Konfliktaustragung normalerweise den
blinden Fleck politischer Konfliktkommunikation in der westlichen Welt bildet. Die explizite
Thematisierung von Gewalt, sei es als Information (Protest gegen geplante oder tatsächlich
angewandte Gewalt), sei als Mitteilung (der Einsatz von Gewalt), lässt die zugrunde liegende
Erwartungsstruktur deutlich zu Tage treten. Wenn die Erwartungsstruktur Gewalt als Mittel
der Konfliktaustragung ausschließt, findet man empirisch zivilisierte politische Konflikte
vor.114 Umgekehrt verhält es sich dem Fall, wenn politische Konflikte dauerhaft mit Gewalt
oder über die Androhung mit Gewalt verlaufen. Hier liegt der Schwerpunkt der
Kommunikation auf dem Mitteilungsaspekt von Kommunikation. Das, worüber gestritten
wird ist klar und bedarf nicht der expliziten Erwähnung. Es geht um die Infragestellung
bestehender Machtverhältnisse.115 Der Informationsaspekt von Kommunikation ist beschränkt
auf dieses Thema. Wenn sich ein palästinensischer Selbstmordattentäter in die Luft sprengt,
ist die Botschaft eindeutig: die Besetzung der palästinensischen Gebiete durch Israel bzw. das
Existenzrecht Israels überhaupt und damit der Anspruch des politischen Organisationssystems
Israel, über ein Gebiet Macht auszuüben. Während der Informationsaspekt der
Kommunikation radikal auf ein Thema (Infragestellen eines Machtverhältnisses)
eingeschränkt wird, ist der Mitteilungsaspekt offen für alle denkbaren Formen der Gewalt.
Baut Israel einen Grenzzaun, um den Übertritt von Selbstmordattentätern zu verhindern, greift
der palästinensische Widerstand auf Raketen zurück. Friedlich und gewaltsam ausgetragene
politische Konflikte sind also Systeme, deren Kommunikation sich an unterschiedlichen
Erwartungsstrukturen orientiert. Ein politischer Konflikt kann sich je nach Ausgangslage
entweder pazifizieren oder militarisieren. Pazifizierung heißt hier nicht zwingenderweise, dass
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 Auch wenn sich wie in ihrem Fall herausstellt, dass kein politisches Motiv zu Grunde lag, ist es einfach die
Tatsache, dass ein Mensch ermordet wird.
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 Natürlich gehören auch Erwartungen bezogen auf den Informationsaspekt zum Bestandteil der
Erwartungsstrukturen eines zivilisierten Konflikts, wie Sachlichkeit, Verbot von Beleidigungen.
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 Auch bei friedlich ausgetragenen politischen Konflikten geht es letztlich um eine Infragestellung politischer
Machtverhältnisse. Der Unterschied zu gewaltsam ausgetragenen politische Konflikten besteht darin, dass die
Entscheidung über die Veränderung bestehender Machtverhältnisse zeitlich eingeschränkt wird auf die politische
Wahl und getrennt ist, von der Anmeldung von Widerspruch, d.h. letztlich die Infragestellung von
Machtverhältnissen akzeptiert ist, während bei gewaltsam ausgetragenen Konflikten die Infragestellung von
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ein bestimmter Konflikt (z.B. über ein Territorium) der vorher gewaltsam ausgetragen wurde,
jetzt friedlich ausgetragen wird, sondern die Veränderung bezieht sich auf die politische
Konfliktkommunikation im Allgemeinen.  D. h. unabhängig vom Konfliktgegenstand werden
bei einer erfolgreichen Pazifizierung zukünftig ausschließlich friedliche Mittel im Konflikt
eingesetzt.
Erwartungen sind weder völlig unveränderlichen Strukturen, noch sind sie völlig instabil.
Friedliche Konfliktaustragung kann als Erwartungsstruktur durchaus wieder abgelöst werden
von der Erwartungsstruktur, dass Gewalt ein legitimes Mittel der Konfliktaustragung sei. Be-
trachtet man aber die Europäische Union und die dort überwiegend stattfindende friedliche
Austragung politischer Konflikte, so erscheint eine Rückkehr zur Gewalt als eher unwahr-
scheinlich.116 Mit der Unterscheidung von wahrscheinlich/ unwahrscheinlich gerät jene Tatsa-
che in den Blick, dass die Stabilität oder die Veränderung von Erwartungen nicht völlig belie-
big ist, sondern konditioniert wird. In der Systemtheorie wird der Prozess der Veränderung
von Strukturen (Evolution) mit Hilfe der drei Begriffe Variation, Selektion und Restabilisie-
rung beschrieben. Variation bezieht sich auf eine abweichende Reproduktion der Elemente
eines Systems. Sie setzt aber Strukturen voraus, da sonst nicht festgestellt werden könnte wo-
von abgewichen wird.117 Variation besteht aus abweichender Kommunikation, aus einer Ab-
weichung des erwarteten „so wie immer“. Die Variation bezeichnet eine Abweichung in der
erwarteten Kommunikation. Sie ist nur ein abweichendes Element, noch keine Strukturän-
derung. Eine Strukturänderung oder auch nicht, wird erst durch Selektion bewirkt. Nur die
Selektion betrifft die Strukturen des Systems. Eine Variation hat immer Wirkung auf ein
System in dem Sinne, dass sie eine Reaktion hervorruft. Entweder wird die Variation auf-
gegriffen (positiv selegiert) oder sie wird vergessen oder explizit abgelehnt (negativ selegiert).
Bei einer positiven Selektion kommt es zur einer Veränderung der Struktur, auf die sich die
Variation bezog. Bei einer negativen Selektion bleibt die Struktur unangetastet. Egal wie sich
das System entschieden hat, sei es durch positive, sei es durch negative Selektion, es muss
sich restabilisieren. Restabilisierung meint, dass das System sein Verhältnis zu seiner Umwelt
neu ordnet. Bei positiver Selektion ist das offensichtlich. Die Etablierung des Umweltschutzes
                                                                                                                                                                                    
Machtverhältnissen von der machtüberlegenen Seite nicht akzeptiert wird und deswegen auf Widerspruch mit
Gewalt reagiert wird.
116
 Systemtheoretisch gesehen, hat sich die Erwartungsstruktur erfolgreich restabilisiert. Sie ist damit nicht
unveränderlich. Aber ihrer Änderung sind gewisse Hürden gesetzt. Sieht sich aber beispielsweise ein Staat
terroristischen Angriffen ausgesetzt, dann werden solche Hürden relativ rasch außer Kraft gesetzt. Wobei so
genannte Antiterrorgesetze vor allem das Verhältnis von Bürger und Staat betreffen (Festnahmen ohne
Begründung, Abschuss von entführten Flugzeugen).
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in der Bundesrepublik hat nicht nur zu Veränderungen in nahezu allen Parteiprogrammen
geführt, um nur eine Änderung im politischen System zu nennen, sondern auch zu Verände-
rungen im Recht (Gesetzesänderungen), in der Erziehung (Umweltschutz als Lehrstoff,
umweltbewusstes Verhalten), in der Wirtschaft (ökologische Produktion) und in der
Wissenschaft (umweltschutzrelevante Forschung, Entwicklung umweltschonender
Technologien). Aber auch die negative Selektion zwingt ein System zu Maßnahmen. Eine
Konsequenz der Aufklärung war, dass sie politische Herrschaft zwang, neue Gründe für ihre
Legitimation zu finden. Religiöser Glaube oder persönliche Treue verloren an Gewicht. An
ihre Stelle traten Monarchie und Staat, sowie genuin politische Gründe wie Staatsziele oder
Nationalinteresse. An die Stelle des Herrschers trat die Monarchie. Seit der amerikanischen
und der französischen Revolution steht aber ein Modell zur Verfügung, dass die Kontrolle
politischer Macht in die Hände der Bevölkerung legt. In Preußen führte die Ablehnung der
französischen Revolution zu Reformen in Verwaltung und Bildung, die der Absicherung der
Monarchie dienten. Sie stellen aber keine positive Selektion dar, denn die Struktur, auf die
sich die Variation bezog (Form der politischen Herrschaft) blieb erhalten.
Wenn man friedliche Konfliktaustragung als Erwartungsstruktur begreift, an der sich
politische Kommunikation orientiert, dann lässt sich Pazifizierung als ein Prozess verstehen,
der friedliche Konfliktaustragung an die Stelle von gewaltsamer Konfliktaustragung als
Erwartungsstruktur etabliert. Die Änderung der Erwartungsstruktur von gewaltsamer zu
friedlicher Konfliktaustragung verläuft wie oben geschildert wurde über Variation, positive
Selektion und Restabilisierung.118 Die dauerhafte Pazifizierung politischer Konflikte kann, je
nachdem, ob es sich um politische Konflikte innerhalb oder zwischen Staaten handelt,
entweder als Demokratisierung oder als Regimebildung beschrieben werden.119 Sowohl
Regimebildung als auch Demokratisierung sind historisch betrachtet kontingente Prozesse
und weltgesellschaftlich nur regional ausgebildet. Das Beispiel Deutschland kann
exemplarisch dafür stehen, wie sich die Pazifizierung politischer Konflikte innerhalb eines
Staates über Demokratisierung vollzieht und wie unwahrscheinlich ein solcher Prozess ist.
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 Konfliktsysteme entstehen eben parasitär in anderen Systemen, d. h. sie setzen andere soziale Systeme
voraus.
118
 Genauso ließe sich der umgekehrte Weg beschreiben: von der friedlichen zur gewaltsamen
Konfliktaustragung.
119
 In der Politikwissenschaft finden sich keine einheitlichen Definitionen des Regimebegriffs. Gemeinsam ist
ihnen aber, dass Regime für beteiligte Akteure spezifische Erwartungen aufstellen. Für den hier interessierenden
Zusammenhang, geht es um Erwartungen im Zusammenhang mit Konflikten. Je nachdem wo politische
Konflikte auftauchen, nimmt die dauerhafte Etablierung der Erwartung an friedliche Konfliktaustragung
unterschiedliche Formen an. Der Begriff Regime dient hier der Unterscheidung zu der Form Demokratisierung,
welche nur politische Konflikte innerhalb von Staaten pazifiziert.
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Vor 1945 gab es zwei Versuche, Deutschland eine demokratische Struktur zu geben: 1848
und 1918/19. Beide Versuche sind bekanntlich gescheitert. Evolutionstheoretisch gesehen
misslang ihre Restabilisierung.  Die Revolution von 1848 in Deutschland entstand nicht aus
dem Nichts.120 Wie bei allen Protestbewegungen gab es auch hier eine Vorgeschichte, mit den
Märzaufständen 1848 beginnt aber die Phase des Machtkampfes zwischen Absolutismus
(bestehende Erwartung) und Liberalismus (Variation). Zunächst setzten sich die
Aufständischen durch, es kommt zur einer verfassungsgebenden Versammlung, die von
Oktober 1848 bis März 1849 tagt und am Ende eine Verfassung ausgearbeitet hat, die das
konstitutionelle Problem zugunsten einer Gewaltenteilung zwischen Reichstag und
Erbkaisertum entscheidet. Dieser Zeitraum entspricht evolutionstheoretisch der Selektion. Die
Ablehnung des preußischen Königs Friedrich Wilhelm IV. seiner Wahl zum Erbkaiser  zu
zustimmen, ist im historischen Rückblick und in Kenntnis der nachfolgenden Ereignisse, der
Beginn des Scheiterns der Restabilisierung der positiven Selektion des Liberalismus. Was nun
folgt ist eine Kette von Ereignissen, an deren Ende die Machtverhältnisse wieder dem Zustand
entsprechen gegen den der Liberalismus als Variation auftrat. Auch der zweite Versuch, eine
Demokratie in Deutschland zu errichten misslang. Immerhin konnte sich die Weimarer
Republik zeitlich gesehen länger halten, als die revolutionäre Bewegung von 1848, aber auch
hier lag das Scheitern in der misslingenden Restabilisierung. Die Gründe für das Scheitern der
Weimarer Verfassung sind hinlänglich bekannt, deswegen bleibt es an dieser Stelle bei einer
Aufzählung (wirtschaftliche Krise und fehlerhafte nationale Wirtschaftspolitiken, die
Kontinuität der nationalistischen Kulturen des Ersten Weltkrieges, der Antikommunismus um
nur einige zu nennen). Erst der dritte Anlauf nach 1945 gelingt, wobei der wichtigste Grund
sicher darin zu suchen ist, dass diesmal zumindest im westlichen Teil Deutschlands, die
Möglichkeit des gewaltsamen Widerstandes gegen die Demokratisierung diesmal nicht
gegeben war.
Pazifizierung ist wie jede Strukturänderung ein höchst unwahrscheinlicher Prozess. Bevor
eine solche Strukturänderung in Gang kommt, müssen systemtheoretisch gesehen Variationen
auftreten. Ein Vorgang der keinesfalls eine Selbstverständlichkeit darstellt. Zwar betont
Luhmann, dass Variationen nicht in Hinblick auf ihre positiven Selektionschancen geäußert
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 Der Beginn der Bürgerrechtsbewegung in den USA wird für gewöhnlich auf den Tag datiert, an dem  Rosa
Parks sich weigerte, ihren Sitzplatz im Bus für einen Weißen zu räumen. Forderungen nach einer rechtlichen
Gleichstellung der schwarzen Bevölkerung gab es aber auch schon vorher. Was mit der Weigerung von Rosa
Parks im Rückblick beginnt, ist die Entstehung eines Konfliktsystems, das dann für mehr als ein Jahrzehnt im
Focus der (amerikanischen) Öffentlichkeit stand.
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werden.121 Aber es ist ein Unterschied, ob in einem bestimmten Kommunikations-
zusammenhang Variationen überhaupt noch vorkommen oder nicht. Zahlreiche Konflikte
finden statt, ohne dass es von irgendeiner Seite und sei es von Dritten zu irgendwelchen
Vorschlägen zur Beendigung der Gewalt kommt. Aber selbst wenn in einem gewaltsam
ausgetragenen Konflikt - von welcher Seite auch immer – Vorschläge zu einer friedlichen
Konfliktaustragung gemacht werden, müssen diese auch angenommen werden. Positive
Selektion ist eben nur eine Möglichkeit, neben der Ablehnung einer Variation. Wenn man
davon ausgeht, dass Systeme zu einem gewissen Konservatismus neigen, dann ist positive
Selektion eine eher unwahrscheinliche Angelegenheit. Gerade Konfliktsysteme, welche ja
darauf beruhen, dass es eine Gegnerschaft gibt, tendieren dazu all die Strukturen
aufrechtzuerhalten, welche dieser konstitutiven Differenz dienen. Die ETA beispielsweise
muss auf Gewalt zurückgreifen, um sich selbst eine Rechtfertigung zur Fortexistenz zu
liefern. Während unter dem Francoregime, die Basken unterdrückt wurden, existiert sei der
Demokratisierung Spaniens dieser Grund für den Konflikt nicht mehr. Durch Gewalt gegen
tatsächliche und vermeintliche Vertreter der spanischen Regierung, wird diese zu repressiven
Reaktionen veranlasst und konstituiert sich damit als andere Seite des Konfliktsystems. Die
Restabilisierung schließlich ist ebenfalls nicht notwendigerweise ein erfolgreich verlaufender
Prozess. Im Nordirlandkonflikt reicht es schon aus, dass eine der Konfliktparteien, nicht
konsequent auf Gewalt(mittel) verzichtet, und damit eine unsichere Situation schafft, welche
immer wieder dazu führt, dass der Friedensprozess eingefroren wird. Der gescheiterte Osloer
Friedensprozess ist ein weiteres Beispiel für eine nicht gelungene Restabilisierung. Wobei
dieses Scheitern auch zur Folge hatte, dass ein neuer Friedensprozess noch
unwahrscheinlicher geworden ist. Ablesen lässt sich das an folgendem Verlauf, den der
Osloer Friedensprozess genommen hat. Zunächst ist die Restabilisierung gescheitert, dann
wurden neue Anläufen nur noch negativ selegiert und schließlich gab es über einen längeren
Zeitraum noch nicht mal mehr Friedensinitiativen (Variationen).122 Auch die jüngste
Variation (die so genannte Roadmap) ist zurückgewiesen worden. Es sind also drei Punkte,
die eine Pazifizierung politischer Konflikte zu einem unwahrscheinlichen Ereignis machen.
Vorschläge und Aufforderungen zur friedlichen Konfliktaustragung (Variation), die Annahme
solcher Vorschläge (positive Selektion) und schließlich die erfolgreiche Umsetzung zur
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 „Sie (die Variation) wird nicht im Hinblick auf Selektion mitgeteilt. Sie begründet sich irgendwie – aber nicht
mit ihrer evolutionären Funktion. Dafür sprechen auch praktische Gründe. Würde die Variation nur oder
überwiegend im Hinblick auf Selektionschancen erfolgen, wäre sie mit einem zu hohen Enttäuschungsrisiko
verbunden; denn die soziale Wirklichkeit ist extrem konservativ eingestellt und negiert nicht so leicht
Vorhandenes und Bewährtes im Hinblick auf etwas Unbekanntes, dessen Konsenschancen noch nicht erprobt
sind und in der gegebenen  Situation auch nicht getestet werden können“ (Luhmann 1997a, S. 462f).
122
 Was sich in den politischen Kommentaren in der Frage widerspiegelt: Ist der Friedensprozess tot?
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Etablierung dauerhafter friedlicher Konfliktaustragung (Restabilisierung), stellen keinen
zwingend auftretenden und abfolgenden Prozess der Strukturänderung dar, sondern sind
sowohl als einzelne Elemente dieses Prozesses als auch in ihrem Zusammenspiel ein eher
unwahrscheinliches Ereignis. Die Pazifzierung politischer Konflikte wird neben der oben
beschriebenen Unwahrscheinlichkeit eines erfolgreich verlaufenden strukturverändernden
Prozesses zusätzlich dadurch erschwert, dass Dissens im politischen System zunächst einmal
Machtverhältnisse in Frage stellt und Macht, wenn sie herausgefordert wird, ihr
Gewaltpotential einsetzt und es zusätzlicher Arrangements bedarf, um einen Machtkonflikt
friedlich auszutragen.123 Die dauerhafte Etablierung friedlicher Konfliktaustragung in
politischen Konflikten ist eine historisch gesehene späte Entwicklung. Das hat etwas mit der
Entstehung des Staates tun, dessen Ursprünge die Orientierung an gewaltsamer
Konfliktaustragung in Machtkonflikten fortsetzten. Die Durchsetzung eines exklusiven
Machtanspruchs gegenüber konkurrierenden Machtansprüchen vollzog sich gewaltsam.
Souveränität wird als Unabhängigkeit von der Zustimmung Dritter verstanden und nicht
paradox als Zustimmung zum Souveränitätsanspruch. Der naheliegendere Entwicklungspfad
hinsichtlich der Restabilisierung von Macht ist daher auch die Entwicklung von autoritären
Herrschaftsformen. Auch hat die Geschichte des ersten Demokratieprojekts in Europa, das
Schicksal der Französischen Revolution mit ihrem gewaltsamen Verlauf, die herkömmliche
Konfliktaustragung bestätigt.
Die bestehende Erwartung lautet, politische Konflikte können entweder mit militärischen oder
mit friedlichen Mitteln ausgetragen werden und die davon abweichende Kommunikation
lautet: politische Konflikte sind ausschließlich friedlich auszutragen.124 Die Entstehung und
Konsolidierung des modernen Nationalstaates vollzog sich über gewaltsam ausgetragene
Konflikte, was zur Etablierung einer entsprechenden Erwartungstruktur führte. Friedliche
oder gewaltsame Austragung sind Optionen, die Staaten in Konflikten zur Verfügung stehen.
Gemeinhin wird das ius belli hervorgehoben, um die Sonderstellung, die der Staat damit
gegenüber allen anderen Formen der Organisation hat. Und tatsächlich ist für das 19.
Jahrhundert die gewaltsame Austragung politischer Konflikte maßgebend. Die damalige
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 Natürlich gibt es auch Fälle, in denen ein Machthaber auf den Einsatz von Gewalt verzichtet. Der
überwiegend friedlich verlaufende Machtwechsel im ehemaligen Ostblock oder jüngst in Georgien sind hierfür
Beispiele. Gleichzeitig deutet ihre Beschreibung als Ausnahmefälle an, dass es sich eben nicht um den
Normalfall handelt.
124
 Die Einschränkung ausschließlich wird hier bewusst gewählt, da die friedliche Konfliktaustragung als eine
mögliche Form der Konfliktaustragung schon immer zur Verfügung steht und keine Erfindung des 20.
Jahrhunderts ist. Sie ist aber eben nur eine mögliche Form, die auch gewählt werden kann, neben der
gewaltsamen Austragung.
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dominierende politische Erwartungsstruktur „der Imperialismus“ verstand politische
Konflikte als Kampf ums Dasein, der konsequenterweise mit militärischen Mitteln
ausgetragen wurde. Die davon abweichende Erwartungsstruktur Konflikte ausschließlich
friedlich auszutragen und Gewalt nur noch in ganz bestimmten Fällen zuzulassen, ist eine
neuere Entwicklung. Zunächst taucht die Variation zum ius belli auch in radikaler Form als
Pazifismus, also der grundsätzlichen Ablehnung von Gewalt, an der Peripherie des politischen
Systems auf. Der Pazifismus entwickelt sich seit 1816 in Friedensgesellschaften, die seit 1848
auch internationale Kongresse veranstalteten, aber erst nach dem ersten Weltkrieg erstmals
Einfluss auf die Politik nimmt. Gewalt wird als Mittel nicht völlig ausgeschlossen (als
Selbstverteidigung ist sie beispielsweise erlaubt), sie ist aber nicht mehr „gleichberechtigtes“
Mittel der Konfliktaustragung. Sie ist noch nicht einmal mehr Ultima ratio, sondern an ganz
bestimmte Bedingungen geknüpft.125 Auf weltgesellschaftlicher Ebene ist die Restabilisierung
dieser Erwartung zweimal gescheitert. Es gab nach dem ersten Weltkrieg eine erste positive
Selektion dieser Variation mit der Gründung des Völkerbundes, dessen Mitglieder sich
verpflichteten ihre Streitigkeiten friedlich zu regeln. Die Restabilisierung dieser Erwartung
scheiterte bekanntlich. Ein zweiter Anlauf wurde nach dem 2. Weltkrieg mit der Gründung
der UNO (Gewaltverbot) unternommen und die Restabilisierung steht immer noch aus.126 Der
gegenwärtige transatlantische Streit um das Vorgehen im Irakkonflikt dreht sich um diese
beiden Erwartungsstrukturen. Und lässt sich auch daran ablesen, dass immer auch von der
Zukunft der UNO die Rede ist. Und zwar Zukunft in dem Sinne, dass nach der Fortexistenz
der UNO gefragt wird. Im Unterschied etwa zur EU, wo über das wie der Zukunft gestritten
wird, aber nicht die Existenz als solche. Es ist eine neuerliche Selektionssituation, denn die
Frage lautet, wird Krieg wieder zum gleichberechtigten Mittel der Politik. Die Frage ist, ob
der letzte Irakkrieg nicht wieder eine Infragestellung dieses Prinzips darstellt, denn die neue
Doktrin amerikanischer Politik sieht den Einsatz von Gewalt auch als präventives Mittel vor.
Während Konflikte entweder dauerhaft pazifiziert sind oder eben nicht, ist der Prozess der
Pazifizierung nicht notwendigerweise völlig gewaltfrei. So paradox es auch klingen mag, aber
Gewalt lässt sich auch durch Gewalt beenden.127 Ob ein Friedensprozess gewaltsam oder
friedlich abläuft hängt davon ab, ob die Konfliktparteien schon die Selektion vollzogen haben,
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 Das Widerstandsrecht der Deutschen (Artikel 20, Absatz 4) bezieht sich auf die konkrete Situation, dass
jemand versucht die Verfassung zu beseitigen und alle anderen Mittel dagegen vorzugehen versagen.
126
 Durch den Ost-West-Konflikt (wieder ein Beispiel für die expandierende Wirkung von Konflikten) mehr oder
weniger auf Eis gelegt, wurde vor allem in den 90er Jahren des vorigen Jahrhunderts die Grundlagen für eine
restabilisierung der Erwartung entzogen.
127
 Kritisch dazu Gertrud Brücher (2000): Frieden als Form, Opladen..
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auf Gewalt zu verzichten oder nicht. Ist dies nicht der Fall, verschiebt sich die Optierung für
einen Gewaltverzicht auf die Restabilisierungsphase der Strukturänderung. Dass Gewalt eine
Option in einem Friedensprozess darstellen kann bzw. müsste, zeigt der Nahostkonflikt. Die
Variante friedliche Pazifizierung scheitert bislang. Hamas, Dschiad, die Al-Aksa-Brigarden
sind noch nicht einmal zu einem Waffenstillstand bereit. Wenn ein Teil der palästinensischen
Gruppierungen sich weigert, im Konflikt mit Israel auf Gewalt zu verzichten, gibt es entweder
die Möglichkeit für die Autonomiebehörde ihren Anspruch trotzdem durchzusetzen, was
bedeuten würde den Machtkampf zu wagen oder aber darauf zu verzichten, was aber zur
Konsequenz hätte, den gewaltsam ausgetragenen Konflikt mit Israel zu kontinuieren. Auch
auf israelischer Seite würde ein Friedensprozess auf jeden Fall konflikthaft, aber im Vergleich
zum innerpalästinensischen Konflikt weniger gewaltsam verlaufen. Vorausgesetzt eine
israelische Regierung würde sich im Rahmen einer Friedensregelung verpflichten die
besetzten Gebiete zu Räumen und die Siedlungen abzubauen, müsste sie im Falle einer
Weigerung durch radikale Siedler von ihrem Gewaltmonopol Gebrauch machen. Mit der
Unterscheidung von Erwartungsstruktur und Veränderung von Erwartungsstrukturen - von
pazifizierter Konfliktaustragung und der Pazifizierung von Konflikten - greift diese Arbeit
eine Entwicklung in der Friedens- und Konfliktforschung auf, die zunehmend die
Konsolidierung von Frieden als Forschungsthema entdeckt. Das Modell ist offen und
einschränkend zugleich. Es ist offen, insofern als es die konkrete Form, welche die Variation,
Selektion oder Restabilisierung annehmen können nicht durch Prämissen wie
Regierungsform, konsolidiertes Gewaltmonopol, Affektkontrolle, Rechtsstaatlichkeit  usw.
einschränkt. Es entgeht aber zugleich auch der Beliebigkeit, da es auf bestimmte
Erwartungsstrukturen pazifizierte und gewaltsame Konfliktaustragung bezogen ist. Und
schließlich vermeidet das Modell Zwangsläufigkeiten. Es erfasst vielmehr sowohl Erfolg als
auch das Scheitern von Pazifizierungsprozessen. Das Modell unterscheidet sich aber in
radikaler Weise von Theorien, die ausschließlich Konsens oder Kompromissbereitschaft als
grundlegende Bedingung für die Lösung von Konflikten ansehen. Veränderungen vollziehen
sich über Widersprüche und d. h. unter Umständen auch als Konflikte. Wenn ein Konflikt
beendet werden soll, dann muss die Freund/Feind Differenz durch eine Freund/Freund
Differenz ersetzt werden. Wenn dieser Veränderung Widerstand entgegengesetzt wird, und
hier bietet sich wieder das Beispiel des Nahostkonfliktes an, dann muss, will man diese
Veränderung trotzdem durchsetzen der Konflikt und in diesem Fall der Machtkampf gewagt
werden. Mit der Unterscheidung von Erwartungsstruktur und Veränderung von
Erwartungsstrukturen - von pazifizierter Konfliktaustragung und der Pazifizierung von
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Konflikten - greift diese Arbeit eine Entwicklung in der Friedens- und Konfliktforschung auf,
die zunehmend die Konsolidierung von Frieden als Forschungsthema entdeckt. Das Modell ist
offen und einschränkend zugleich. Es ist offen, insofern als es die konkrete Form, welche die
Variation, Selektion oder Restabilisierung annimmt können nicht durch Prämissen wie
Regierungsform, konsolidiertes Gewaltmonopol, Affektkontrolle, Rechtsstaatlichkeit  usw.
einschränkt. Es entgeht aber zugleich auch der Beliebigkeit, da es auf bestimmte
Erwartungsstrukturen pazifizierte und gewaltsame Konfliktaustragung bezogen ist. Und
schließlich vermeidet das Modell Zwangsläufigkeiten. Es erfasst vielmehr sowohl Erfolg als
auch das Scheitern von Pazifizierungsprozessen. Das Modell unterscheidet sich aber in
radikaler Weise von Theorien, die ausschließlich Konsens oder Kompromissbereitschaft als
grundlegende Bedingung für die Lösung von Konflikten ansehen. Veränderungen vollziehen
sich über Widersprüche und d. h. unter Umständen auch als Konflikte. Wenn ein Konflikt
beendet werden soll, dann muss die Freund/Feind Differenz durch eine Freund/Freund
Differenz ersetzt werden. Wenn dieser Veränderung Widerstand entgegengesetzt wird, und
hier bietet sich wieder das Beispiel des Nahostkonfliktes an, dann muss, will man diese
Veränderung trotzdem durchsetzen der Konflikt und in diesem Fall der Machtkampf gewagt
werden.
5. Empirische Fälle
5.1 Der Frieden in Westeuropa nach 1945
Politische Konflikte sind in Europa an der Tagesordnung. Dabei ist nicht nur an gewaltsam
ausgetragene Konflikte, welche die Geschichte des Kontinents mehrheitlich geprägt haben, zu
denken, sondern insbesondere, wenn die Entwicklung seit 1945 in Betracht gezogen wird, an
die überwiegende Zahl friedlich ausgetragener Konflikte. Allerdings ist hier einschränkend
hinzu zu fügen, dass sich die friedliche Konfliktaustragung vor allem auf den Bereich der
Europäischen Union konzentriert. Andere Regionen des Kontinents sind weniger friedlich,
z.B. der Balkan oder einige osteuropäische Staaten wie Georgien, die Ukraine oder
Weißrussland. Allerdings sind die jüngsten Kriege auf dem Balkan im öffentlichen wie
wissenschaftlichen Diskurs oft als Rückfall in längst überwunden geglaubte Formen der
Konfliktaustragung beschrieben worden.128 Diese Wahrnehmung der Konflikte lässt darauf
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 Es gab die Tendenz die Konflikte im ehemaligen Jugoslawien als ethnische oder als Religionskriege zu
beschreiben und andere Faktoren wie machtpolitische oder wirtschaftliche Verteilungskonflikte zu
vernachlässigen, dementsprechend dominierte das Thema „Wiederkehr des Nationalismus?“ die
wissenschaftliche Debatte wie z.B. Altermatt, U. (1996). Das Fanal von Sarajevo: Ethnonationalismus in
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schließen, dass die Kommunikation irritiert war. Das Geschehen auf dem Balkan entsprach
nicht den Erwartungen, zumal ja die Revolution 1989 überwiegend friedlich verlaufen war.129
Friedliche Konfliktaustragung scheint demnach eine Erwartungsstruktur zu sein, der
zumindest die politische Konfliktkommunikation innerhalb der Europäischen Union folgt.130
Das war nicht immer der Fall.131 Um den qualitativen Unterschied für die Zeit vor 1945 zu
verdeutlichen, ein kurzer Überblick über die zwischenstaatlichen Beziehungen seit dem
Westfälischen Frieden 1648. Folgt man der Aufstellung in Quincy Wrights „A study of war“,
dann hat die Zahl der innereuropäischen Kriege über die Jahrhunderte hinweg eine
fortlaufende Steigerung erfahren. Für das 15. Jahrhundert werden 134 Kriege, für das 16.
Jahrhundert 211 Kriege und für das 17. Jahrhundert 239 Kriege gezählt. Das 19. Jahrhundert
gilt als vergleichsweise ruhiges Jahrhundert, was aber nur für die zwischenstaatlichen
Beziehungen zutrifft und auch nur, für einen relativ kurzen Zeitraum (1814-1853). Auch war
Europa, trotz des Fehlens zwischenstaatlicher Kriege zwischen 1814/15 (Wiener Kongress)
und 1853 (Beginn des Krimkrieges) keineswegs eine gewaltfreie Zone. Vielmehr standen in
diesem Zeitraum gewaltsam ausgetragene innenpolitische Konflikte im Mittelpunkt.132 Seit
dem Krimkrieg fanden auch wieder Kriege zwischen den europäischen Mächten auf dem
europäischen Kontinent statt133, die schließlich im 20. Jahrhundert mit zwei Weltkriegen ihren
Höhepunkt erreichten. Nach 1945 ändert sich das Bild. Während Europa insgesamt durch den
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 Wie wenig das Geschehen auf dem Balkan den Erwartungen entsprach lässt sich auch daran ablesen, wie
darauf reagiert wurde. Obwohl sich die internationale Gemeinschaft schon früh mit der Auflösung Jugoslawiens
beschäftigte, blieben die Fragen wie darauf reagiert werden sollte, ob mit politischen, wirtschaftlichen oder
militärischen Sanktionen, umstritten. Das Handeln der internationalen Gemeinschaft wird überwiegend negativ
beurteilt. „Verzerrte Wahrnehmungen, verspätete Reaktionen und inkonsequentes Auftreten gehörten zu den
folgenreichsten Fehlern und Versäumnissen beim Management der jugoslawischen Krise“ (Calic, M.-J. (1996).
Krieg und Frieden in Bosnien-Herzegowina. Frankfurt a.M., S. 157). Ähnlich formuliert es Mary Kaldor: “Die
internationale Reaktion war bestenfalls verworren und manchmal dumm, im schlimmsten Fall verantwortlich für
den weiteren Kriegsverlauf“ (Kaldor, M. (2000). Neue und alte Kriege. Frankfurt a.M., S. 53).
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 Damit soll nicht behauptete werden, dass nur innerhalb der Europäischen Union Konflikte friedlich
ausgetragen werden, aber der Unterschied der hier hervorgehoben werden soll, ist, dass innerhalb der
Europäischen Union die Erwartung friedliche Konfliktaustragung präferiert und gewaltsame Konfliktaustragung
als negativer Wert der Unterscheidung ausschließlich als Reflexionswert dient.
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 Mit den Staaten Westeuropas sind die Mitgliedsländer der EU bis 1990 gemeint.
132
 Das 19. Jahrhundert steht auch für diverse, meist nur teilweise erfolgreiche Revolutionen (1830 und 1848).
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Kalten Krieg in zwei Blöcke geteilt war, die ihren Konflikt über die Androhung mit Gewalt
austrugen, wurden und werden die Konflikte innerhalb des Westens friedlich ausgetragen.
Besonders auffällig ist die Entwicklung zwischen Frankreich und Deutschland. Während die
beiden Länder allein zwischen 1870 und 1945 dreimal Krieg gegeneinander führten, kann die
Wahrscheinlichkeit eines neuerlichen Krieges zwischen diesen beiden Ländern heute als
extrem gering bezeichnet werden. Zum Vergleich, Konflikte innerhalb des Ostblockes
wurden, wenn sie denn auftraten, wenn auch nicht ausschließlich aber eben auch mit Gewalt
ausgetragen.134 Vor dem Hintergrund der Geschichte Europas und der Entwicklung nach 1945
in Rechnung, stellt sich die Frage, wie lässt sich der andauernde und offensichtlich auch
stabile Friede zwischen den Staaten Westeuropas erklären?135 Die Antwort lautet, durch einen
erfolgreich abgeschlossenen evolutionären Prozess, der die Variation „friedliche
Konfliktaustragung“ zur bestehenden Erwartungsstruktur „gewaltsame Konfliktaustragung“
über die Stationen Selektion und Restabilisierung als neue Erwartungsstruktur etabliert hat.136
Ziel dieses Kapitels ist es, zu erklären wie friedliche Konfliktaustragung seit 1945 zur
Erwartungsstruktur der Mitgliedsstaaten der Europäischen Union wurde, an der sich
politische Konfliktkommunikation seitdem orientiert. Erklärt werden soll diese Entwicklung
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 1853-56 Krimkrieg, 1864 preußisch-dänischer Krieg, 1866 preußisch-österreichischer Krieg, 1870/71
deutsch-französischer Krieg, 1912 1. Balkankrieg, 1913. 2. Balkankrieg, 1914-18 1. Weltkrieg, 19139-1945 2.
Weltkrieg.
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 Die Infragestellung des Herrschaftsanspruches der kommunistischen Partei wurde regelmäßig mit Gewalt
beantwortet: 1953 in der DDR, 1956 in Ungarn, 1968 in der CSSR.
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 Stabilität scheint ein wichtiges Merkmal dieser Friedenszone zu sein, trotz Vermutungen, dass Europa zur
Multilateralität und zu gewaltsamen Konflikten zurückkehren  würde, die kurz nach der politischen Wende in
Osteuropa geäußert wurden. John Mearsheimer sieht in seinem Aufsatz „Back to the Future“ den langen Frieden
in Europa -  wobei er ganz Europa meint - durch Bipolarität, Machtgleichgewicht und nukleare Abschreckung
begründet. Bipolarität zeichne sich gegenüber Multipolarität dadurch aus, dass sie erstens, die Anzahl möglicher
Konflikte, d. h. Kriege, verringere, dass sie zweitens,  Abschreckung wirksamer sein lässt, da sie
Machtungleichgewichte reduziere und dass sie drittens, Fehlkalkulationen über Machtverhältnisse und
entsprechende (gewaltsame) Lösungsstrategien der Betroffenen unterbinde. Das Machtgleichgewicht hat dazu
beigetragen, dass eine Ursache für Kriege – Machtüberlegenheit lädt dazu ein, einen Konflikt zu wagen –
ausgeschaltet wurde. Die nukleare Abschreckung schließlich, ließ Krieg als ein ungeeignetes Mittel erscheinen,
da die Kosten eines nuklearen Krieges, den Nutzen bei weitem übersteigen würden. Nach dem Ende des Ost-
West-Konflikts und damit den Wegfall von Bipolarität und Machtgleichgewicht prophezeit Mearsheimer die
Rückkehr zur Multipolarität und entsprechendem Konfliktverhalten. Abgesehen davon, dass Mearsheimer ein
eigenwilliges Verständnis von Frieden hat, ist auch seine düstere Prognose nicht eingetreten und bietet sich
demzufolge als Erklärung für den Frieden in Westeuropa nicht an.
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 Es gibt keine gewaltsam ausgetragenen zwischenstaatlichen Konflikte innerhalb der EU, aber noch einige
unabgeschlossene Prozesse der Staatenbildung in einzelnen EU-Staaten wie der Nordirlandkonflikt, der Konflikt
im Baskenland und auf Korsika. Gleichwohl ist die Parallelität der zwischen- und innerstaatlichen Pazifizierung
auffällig. Auch die innerstaatliche Pazifizierung ist das Resultat eines evolutionären Prozesses von Variation,
Selektion und Restabilisierung der Variation Demokratie im Unterschied zur Diktatur, welche nach 1945 positiv
seligiert wird. Im Unterschied zur Zwischenkriegszeit 1919-1939 gelingt diesmal ihre Restabilisierung. 1919 gab
es 13 Republiken in Europa, 1914 waren es nur drei gewesen. Zwischen 1922 und 1936 kommt es zur Bildung
von 14 Diktaturen in Europa. Nach 1945 war die Demokratisierung zunächst auf den westlichen Teil Europas
beschränkt, wobei Spanien und Portugal erst 1975 bzw. 1974 zu Demokratien wurden. Seit 1989 demokratisiert
sich von Ausnahmen abgesehen auch das übrige Europa.
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mit Hilfe des evolutionären Modells Variation, Selektion und Restabilisierung. Diese
Erklärung bezieht sich nur auf die Konfliktkommunikation zwischen den Mitgliedsstaaten der
Europäischen Union, also beispielsweise zwischen Frankreich und Deutschland. Sie betrifft
nicht die Form der Konfliktaustragung einzelner EU-Staaten mit anderen Ländern innerhalb
und außerhalb Europas.137 Sie betrifft auch nicht die Form der politischen Konfliktaustragung
innerhalb der einzelnen EU-Staaten. Wenn also vom Frieden in Europa die Rede ist, dann ist
damit die dauerhafte gewaltfreie Konfliktaustragung zwischen den Mitgliedsstaaten der EU
gemeint.
Variationen lassen sich beschreiben als Abweichungen von dem Erwarteten „so wie immer“.
Sie sind also nur in Bezug auf eine vorhandene Erwartungsstruktur beobachtbar. In dem hier
gewählten Beispiel ist es die Form der politischen Konfliktaustragung zwischen den
europäischen Staaten. Bis 1945 war Gewalt, gleichgültig ob angedroht oder eingesetzt, ein
übliches Mittel der Konfliktaustragung.138 Demzufolge können als Variation all diejenigen
Vorschläge gelten, die eine Nachkriegsordnung für Europa zum Ziel hatten, in der ein
neuerlicher Krieg unmöglich sein sollte, ohne dabei auf die Androhung mit Gewalt zu
setzten.139 Eine dieser Variationen beinhaltete die Idee der Supranationalität, d.h. die
Übertragung von Entscheidungsbefugnissen an eine den Staaten übergeordnete Institution.
Selektionen sind Auswahlprozesse, sie greifen eine Variation auf (positive Selektion)oder
verwerfen sie (negative Selektion). Die Selektion ist dabei nicht als ein einmaliger Vorgang
zu verstehen, wie das Erklärungsmodell von Variation, Selektion und Restabilisierung
vielleicht suggeriert. Vielmehr muss eine Variation erst einmal mehrere Selektionshürden
überwinden bevor sie im System letztlich positiv seligiert wird, um dort Änderungen
hervorzurufen. „So betrachtet, befinden sich möglicherweise zwei, drei oder noch mehr
Selektionsverfahren hinter- oder übereinander geschaltet, so dass gleich mehrere
Selektionsschwellen überwunden werden müssen, bis eine Variation nicht nur das erste
Etappenziel, sondern das gesamte Rennen für sich entschieden hat“ (Hellmann 2003b, S.
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 Während Großbritannien seine Konflikte mit Deutschland oder Frankreich friedlich austrägt, führt es
außerhalb Europas auch Kriege wie gegen Argentinien 1982 oder gegen den Irak (19901 und 2006). Ebenso
verlief der Entkolonialisierungsprozess teilweise gewaltsam, etwa zwischen Frankreich und Indochina sowie
Algerien und zwischen den Niederlanden und Indonesien.
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 Damit soll nicht behauptet werden, dass vor 1945 politische Konflikte ausschließlich mit Gewalt ausgetragen
wurden. Der Unterschied der hier markiert werden soll, besteht darin, dass nach 1945 Gewalt als Mittel
ausgeschlossen wurde.
139
 Insofern handelt es sich bei der Ordnung, die bis 1989 auf dem gesamten europäischen Kontinent für eine
kriegfreie Zone sorgte nicht um eine Friedensordnung, denn sie beruhte auf der Drohung mit militärischer
Gewalt. Auch mögen Streitigkeiten zwischen einzelnen Ländern der jeweiligen Blöcke ohne Androhung oder
Einsatz von Gewalt ausgetragen worden sein. Aber Gewalt war als Mittel nicht per se ausgeschlossen, wie es für
die Mitgliedsstaaten innerhalb der EU der Fall ist.
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196). Dass eine Variation, wenn sie mehrere Selektionshürden zu überwinden hat, nicht 1:1
vom betroffenen System übernommen wird, sondern in einer modifizierten Form, hängt damit
zusammen, dass die Hereinnahme einer Neuerung immer mit Schwierigkeiten für das System
verbunden ist, weil sich Interdependenzen und Kommunikationsabläufe ändern. Der
Selektionsprozess in diesem Beispiel beginnt mit dem Aufstieg dieser Variation
(Supranationalität) von der an der Peripherie des politischen Systems angesiedelten
Widerstandsbewegungen des Zweiten Weltkriegs in das Zentrum des politischen Systems, die
verschiedenen nationalen Regierungen und endet mit der Gründung der Montanunion 1951.
Die Selektion ist eine doppelte Selektion, zum einen im Hinblick auf die Variation zur
bestehenden Erwartungsstruktur – von der gewaltsamen zur friedlichen Konfliktaustragung
bzw. von der nationalstaatlichen zur suprastaatlichen Kontrolle über kriegswichtige
Ressourcen – zum anderen auf die konkrete Variation selbst, von der ursprünglich ganz
Europa und zentrale Politikfelder umfassenden Friedensordnung, wurden am Ende nur ein
kleiner Bereich ausgewählt und nur von sechs Ländern realisiert. Die Restabilisierung
schließlich ist ein länger andauernder Prozess, der mit den an die Gründung der Montanunion
anschließenden Entscheidungen zur Weiterentwicklung der Europäischen Integration beginnt
und mit dem Luxemburger Kompromiss als abgeschlossen gelten kann, als es um die Frage
ging, ob das Projekt der Europäischen Integration fortgesetzt werden sollte oder nicht. Um
nicht Gefahr zu laufen, den Weg von den supranationalen Vorstellungen der
Widerstandsbewegungen im 2. Weltkrieg bis zur Gründung der Montanunion als
notwendigen und determinierten Prozess dar zu stellen als der er im Rückblick vielleicht
erscheint, sei an dieser Stelle schon drauf verwiesen, dass die Gründung der Montanunion und
mit ihr der Beginn der europäischen Integration keinesfalls eine zwangsläufige Entwicklung
waren. Vielmehr lässt sich mit der Nachzeichnung des Weges, den die Idee der
Supranationalität gegangen ist, die Zufälligkeit dieser evolutionären Entwicklung deutlich
machen. Die Idee der Supranationalität wurde keineswegs sofort aufgegriffen, sondern drohte
nach einer anfänglichen Europaeuphorie zunächst zu verschwinden. Es waren bestimmte
weltweite politische Ereignisse wie der Ost-West-Konflikt und die negative Selektion anderer
Varianten, welche der Variation Supranationalität zum Durchbruch verhalfen.
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5.1.2 Frieden als Veränderung der Erwartungsstruktur durch Variation,
Selektion und Restabilisierung
Kommunikation orientiert sich an Erwartungen, die festlegen, welche Kommunikationen als
mögliche Anschlussoperationen  in Frage kommen und welche nicht. Dabei bezieht sich
Erwartung nicht nur auf den Informationsaspekt von Kommunikation, sondern kann auch den
Mitteilungsaspekt betreffen.140 In dem Beispiel, das im Folgenden dargestellt werden soll,
geht es um eine solche Erwartung, die den Mitteilungsaspekt von Kommunikation
einschränkt: der Verzicht auf Gewalteinsatz und die Drohung mit Gewalt in politischen
Konflikten. Die friedliche Austragung politischer Konflikte ist aus den in Kapitel 4
geschilderten Gründen eher unwahrscheinlich und war bis 1945 für Europa auch mehr die
Ausnahme als die Regel, und trotzdem hat sie sich seit diesem Zeitpunkt in Westeuropa fest
etabliert. Diese Änderung in der Form der Konfliktaustragung lässt sich systemtheoretisch als
Änderung von Erwartungsstrukturen beschreiben. Dabei werden drei Aspekte der Änderung
unterschieden: Variation, Selektion und Restabilisierung.
Die Idee, eine Friedensordnung für Europa durch Integration zu schaffen, wurde erstmals
nach dem ersten Weltkrieg aufgeworfen. Zuvor hatte es immer wieder Einigungsversuche und
-vorschläge gegeben, die aber entweder gewaltsam erfolgten wie bei den Versuchen
Napoleons oder Hitlers oder aber dem Souveränitätsprinzip der Nationalstaaten verhaftet
blieben, so etwa die Vorschläge für eine Reorganisation Europas in 15 gleich starke Staaten,
die er Herzog von Sully für Heinrich IV. entwarf oder die Idee einer Föderation von Kant
(Loth 1990a, S. 9). Zu den bekanntesten Initiativen nach dem ersten Weltkrieg zählt die
Paneuropabewegung des Grafen Richard Couldenhove-Kalgeri, der für die Vereinigten
Staaten von Europa nach dem Vorbild der USA warb, die alle Staaten von Polen bis Portugal
umfassen sollten ( Vgl. für das Folgende: Friedländer 1968, S. 15ff). Ausgehend von einer
gegenseitigen Anerkennung aller Grenzen und einem Sicherheitsbündnis gegen die
Sowjetunion über die Schaffung einer Zollunion sollten schließlich die Vereinigten Staaten
von Europa entstehen. In seiner Wirkung blieb Couldenhoves Idee beschränkt. Weder wurde
sein Buch Paneuropa ein Bestseller noch wurde seine Paneuropaunion eine Massenbewegung.
Auch wenn am ersten Paneuropa-Kongress in Wien im Oktober 1926 über zweitausend
europäische Politiker und Meinungsführer teilnahmen, schaffte die Variation Paneuropa
systemtheoretisch gesehen nicht die Selektionshürden, die genommen werden müssen, um in
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 Ein Beispiel für eine, allerdings enttäuschte, Erwartung an den Mitteilungsaspekt von Kommunikation: Wenn
man sich gegen den Ton verwahrt, in dem mit einem gesprochen wird.
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Form von kollektiv verbindlichen Entscheidungen Strukturveränderungen im politischen
System hervorzurufen, d.h. die Vorstellungen der Paneuropabewegung wurde nicht von
politischen Entscheidungsträgern als Entscheidungsprämisse übernommen. Die „Europäische
Initiative“ des französischen Außenministers Briand kann in diesem Zusammenhang als
Ausnahme gesehen werden (Friedländer 1968, S. 17ff). Sie sah vor, die europäischen Staaten,
die gleichzeitig Mitglieder des Völkerbundes sein mussten, was die Sowjetunion und die
Türkei ausschloss, in einem Verband zusammen zu schließen, indem die Staaten in
regelmäßigen Abständen zu Konsultationen über gemeinsame Fragen zusammenkommen
sollten. Der Verband sollte folgende Institutionen umfassen: eine „Europäische Konferenz“
bestehend aus Vertretern aller Staaten, einen „ständigen Ausschuss“, dem nur eine begrenzte
Zahl der Mitglieder der Konferenz angehören sollten als Vollzugorgan und ergänzt durch ein
Sekretariat. Bewusst offen gelassen hatte Briand Aufgaben und Zusammensetzung des
Ausschusses. Seine eigenen Vorstellungen über die Aufgaben des Ausschusses stellten die
politische vor die wirtschaftliche Integration. Das Schiedsgerichts- und Sicherheitssystem in
Europa sollte erweitert werden und anschließend die wirtschaftliche Zusammenarbeit
angegangen werden. Neben einem gemeinsamen Markt, sollten Zoll- und Handelspolitik
gemeinsam festgelegt werden, sowie ein weitestgehender ungehinderter Güter-, Kapital- und
Personenverkehr ermöglicht werden. Die Reaktion der europäischen Regierungen auf Briands
Vorschlag war insgesamt ablehnend, d.h. die Variation wurde negativ seligiert. Die
Ablehnung wurde meist mit damit begründet, dass eine zusätzliche Institution neben dem
Völkerbund, dessen Arbeit untergrabe bzw. nicht notwendig sei, da sich der Völkerbund
schon mit den genannten Fragen beschäftigte. Statt den Vorschlag Briands auf zu greifen,
wurde sein Projekt einer Studiengruppe überantwortet, die nach einigen Sitzungen ihre Arbeit
stillschweigend einstellte. In den folgenden Jahren verschwanden europäische
Einigungsgedanken fast völlig von der politischen Agenda. abgesehen von dem Vorschlag
Churchills 1940 an Frankreich ein gemeinsames Bürgerrecht für Franzosen und Briten sowie
gemeinsame Organisationen zur Kriegsführung zu schaffen. Während das Zentrum des
politischen Systems (Regierungen) damit beschäftigt war seine Machtkonflikte gewaltsam aus
zu tragen, entwickelte sich an seiner Peripherie (Widerstandsbewegungen) eine Alternative,
die angesichts der Erfahrung des Scheiterns des Völkerbundes und des Zusammenbruchs
nationaler Souveränitäten, eine radikale Abkehr vom Souveränitätsprinzip formulierte und
stattdessen die Einrichtung übernationaler Organisationen forderte. Der folgende Abschnitt
beschreibt die Entwicklung des Supranationalitätsprinzips im europäischen Widerstand gegen
den Nationalsozialismus.
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5.1.3 Die Variation: Vorschläge für eine europäische Friedensordnung
Die Pazifizierung politischer Konflikte wird in dieser Arbeit als Prozess von Variation,
Selektion und Restabilisierung friedlicher Konfliktaustragung verstanden. Variation stellt sich
in diesem Zusammenhang als Kommunikation des Sinnvorschlags friedlicher anstelle
gewaltsamer Konfliktaustragung dar. Dies kann in Form von Friedensappellen,
Waffenstillstandsangeboten oder auch Vorschlägen, wie eine dauerhafte Friedensordnung zu
realisieren wäre geschehen. In dem hier gewählten Beispiel der Pazifizierung Westeuropas
kommt es schon während des zweiten Weltkrieges innerhalb der verschiedenen europäischen
Widerstandsgruppen zu Überlegungen – die hier noch Gesamteuropa umfassen, die
Reduktion der Friedensordnung auf Westeuropa ist dann dem Ost-West-Konflikt geschuldet -
ein vereinigtes Europa als Garant einer Friedensordnung zu etablieren, dass an die Stelle der
Nationalstaaten treten sollte, deren begrenzte Fähigkeiten Frieden zu garantieren die beiden
Weltkriege deutlich gemacht hatten. In den Konzepten taucht auch der Gedanke der
Supranationalität auf, der das europäische Modell des Friedens so einzigartig macht. Um die
Vielfältigkeit, aber auch die Gemeinsamkeiten der Friedenspläne für Europa aufzuzeigen,
sollen hier einige ausführlicher dargestellt werden.
Zu den wichtigsten Dokumenten der Europa-Pläne der italienischen Resistenza zählt das
Manifest von Ventotene (Juli 1941) ( Vgl. für das Folgende: Lipgens 1968, S. 36ff). Es ist das
Ergebnis der Diskussion politischer Gefangener im Gefängnis auf der Felseninsel Ventotene
und wurde 1941 neben Rom in den Oppositionskreisen vieler italienischen Städte verbreitet.
Darüber hinaus wurde es 1942 auch in Schweiz und in Südfrankreich bekannt. In ihm haben
Altiero Spinelli, ehemaliges Mitglied der kommunistischen Partei Italiens, Ernesto Rossi,
Wirtschaftswissenschaftler und Mitherausgeber der ersten antifaschistischen
Untergrundzeitschrift „Non Mollare!“ und Eugenio Colorni, Mitglied der Sozialistischen
Partei Italiens die Überzeugung formuliert, dass ein politischer Zusammenschluss der
europäischen Völker notwendig sei. Nach einer Analyse der Gegenwart bzw. in ihren Worten
der Krise modernen Kultur, in der sie die Entwicklung zur totalitären Staatsform
nachzeichnen, zeigen sie die ihrer Meinung nach notwendige Konsequenzen auf, die
Gründung einer europäischen Föderation und die Aufhebung des Prinzips des souveränen
Nationalstaates. „Das Problem, das in erster Linie zu lösen und ohne dessen Bewältigung
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jeder andere Fortschritt nur Schein ist, ist die endgültige Beseitigung der Teilung Europas in
souveräne Nationalstaaten“(Lipgens 1968, S. 41). Den Weg dorthin sehen sie - ganz ihrem
politischen Hintergrund verbunden - über eine europäische Revolution. Sie lokalisieren die
Konfliktlinie nicht mehr zwischen reaktionären und fortschrittlichen Parteien, sondern
„zwischen denen, deren wichtigstes Ziel immer noch die Eroberung der nationalen Macht ist
(...) und denjenigen, die sich als zentrale Aufgabe die Schaffung eines fest begründeten
übernationalen Staats vorgenommen haben, die die Völker in diese Richtung mobilisieren
wollen und die auch nach Übernahme der nationalen Macht diese in erster Linie als
Instrument für die Verwirklichung der übernationalen Einheit benutzen werden“(Lipgens
1968, S. 42). In eine ähnliche Stoßrichtung gehen Überlegungen von De Gasperi in seiner
Denkschrift „Rekonstruktion der christlichen Demokratie“, welche im Frühjahr 1943 in
Norditalien weite Verbreitung fand. Das Selbstbestimmungsrecht der Völker soll gelten, aber
unter der Einschränkung, dass es internationale Gemeinschaften gibt, kontinental oder
international ausgerichtet, die über die entsprechenden Kapazitäten verfügen, um
Entscheidungen zu treffen und diese auch notfalls um zu setzen. Letztere Bedingung ergab
sich aus dem Scheitern des Völkerbundes. Diese neu zu schaffenden Gemeinschaften sollten
„sich auf eine beschließende Körperschaft aus Regierungsdelegationen und unmittelbaren
Volksvertretungen stützen, einen Rat als Exekutivorgan und einen Internationalen Gerichtshof
als rechtsprechendes Organ besitzen“  (Lipgens 1968, S. 62). In Italien wird auch eine erste
europäische Bewegung, die Movimento Federalista Europeo (August 1943) gegründet. Neben
dem Sturz aller anderen faschistischen Regime in Europa wird gegen eine Rekonstruktion des
souveränen Nationalstaates argumentiert und stattdessen eine europäische Föderation
gefordert, „der die souveräne Macht übertragen wird, die gemeinsamen Interessen aller
Europäer zu vertreten, die gleiche Macht, die heute in den Händen nationalistischer Staaten
ruht und die allein dem Untergang dient“ (Lipgens 1968, S. 67f). Alle Bereiche nationaler
Entscheidungen wie Rüstung, Handel, Geld, Grenzziehung und Verwaltung von Kolonien, die
noch nicht in die Unabhängigkeit entlassen wurden, sollten durch die Exekutiv, Legislativ-
und Judikativorgane der europäischen Förderation wahrgenommen werden.
Während im deutschen Widerstand zuerst in den linksgerichteten Gruppen die Idee einer
europäischen Föderation aufkam, in der die deutsch-französische Aussöhnung eine wichtige
Rolle spielte, stand in rechten Widerstandskreisen zunächst noch die Wiederherstellung des
„Reiches“ oder aber eine europäische Einigung unter deutscher Führung im Vordergrund, die
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sich aber im Verlaufe der nationalsozialistischen Herrschaft den linken Positionen annährten (
Vgl. für das Folgende: Lipgens 1968, S. 100ff). Als Beispiel für eine von linken Kreisen
entworfene Idee zur europäischen Einigung sei hier auf ein 10 Punkte Programm der
vornehmlich aus Gewerkschaftern bestehenden Gruppe „Neubeginn“ vom Februar 1938
verwiesen, die also schon vor dem Ausbruch des 2. Weltkrieges und der neuerlichen
Erfahrung eines totalen Krieges die Notwendigkeit einer das nationalstaatliche Prinzip
überwindenden Ordnung fordern, um Kriege in Europa zu verhindern. Als zentral wird eine
Aussöhnung mit Frankreich angesehen, denn die bisherigen Lösungen Frankreich herrscht
über Deutschland, die napoleonische Lösung oder aber Deutschland herrscht über Frankreich,
die bismarcksche Lösung, waren erstens nationalistisch und zweitens erfolglos. „Diese
deutsch-französische Verständigung wird das wichtigste Element eines neuen Europas sein.
Sie wird den Nationalismus abbauen und einer europäischen Gesinnung den Weg
ebnen“(Lipgens 1968, S.104). Die Teilung Deutschlands wird abgelehnt, denn sie würde nur
eine neuerliche Grundlage für nationalistisches Hegemoniestreben sein. Stattdessen wird ein
Völkerbund gefordert, der den einzelnen Nationalstaaten übergeordnet ist, also das
Souveränitätsprinzip einschränkt und über Machtmittel verfügen soll, die jeder
Angriffshandlung eines Friedensbrechers wirksam begegnen soll. Als Endziel wird ein
universeller Völkerbund angestrebt, der nicht nur Europa umfassen soll, sondern die ganze
Welt. Wobei die jetzt noch bestehenden Kolonien als Mandate des Völkerbundes geführt
werden sollen und nicht mehr als Besitz der jeweiligen Staaten. Als ein Vertreter des rechten
politischen Spektrums kann Goerdeler gelten. Sind seine programmatischen Überlegungen
zunächst noch von der Vorstellung einer deutschen Führung im europäischen Block geprägt
und durchaus noch mit nationalistischen Positionen durchsetzt, so entwickelt er zunehmend
unabhängig von dem Kriegsgeschehen in Europa eine zunehmend föderalistische Position. So
heißt es in einer Anfang 1944 verfassten Schrift mit dem Titel Praktische Umgestaltung
Europas „Ziel muss sein, eine innige und organische Einheit föderativer Staaten, die unter
sich jeden kriegerischen Konflikt fundamental ausschließen. Widersprechende Konflikte und
Interessen finden Regeln, der Zolleinheit muss so schnell wie möglich zugestrebt
werden“(Lipgens 1968, S. 166). Und im August 1944 nach dem gescheiterten Attentat auf
Hitler am 20. Juli 1944 fasst Goerdeler noch mal seine Vorstellung eines europäischen
Staatenbundes wie folgt zusammen: „Sie [die Staaten] sollen sich nur der Souveränitätsrechte
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entäußern, die auf den europäischen Staatenbund übergehen müssen, um seine Zwecke
wirksam zu machen:
a) einheitliches Wirtschafts- und Verkehrsrecht
b) Zollunion
c) einheitliche Verkehrstechnik
d) stabile Währungen auf der Grundlage gegenseitig kontrollierter Haushalte
e) obligatorisches Schiedswesen
f) Vollstreckung von Schiedssachen. Hierzu insbesondere Aufstellung einer
europäischen Luftpolizei unter Abbau der eigenen Wehrmachten [zugunsten] einer
europäischen Verteidigungswehr“(Lipgens 1968, S. 171).
Weiterhin wird für diesen europäischen Staatenbund ein Wirtschaftsrat, eine
Bundesversammlung und ein ständiges Bundeskomitee mit wechselnden Sitz und Vorsitz
gefordert.
Der französischen Widerstand verstand sich zunächst als Reaktion gegen eine
weltanschauliche Ideologie ( Vgl. für das Folgende: Lipgens 1968, S. 177ff). Europäische
Zukunftsplanungen kamen erst durch drei Entwicklungen auf: erstens, als die Alliierten in der
Normandie landeten, zweitens, die Amerikaner den antisemitischen, antisozialistischen und
einen Neo-Vichysmus vertretenden General Giraud unterstützten und so die Résistance
zwangen, ihre Grundüberzeugungen zu formulieren und schließlich drittens, die
kommunistischen Gruppen zur Résistance stießen und auch hier eine klare Positionierung
notwendig machten. Von den Hauptgruppen der nichtkommunistischen Résistance haben sich
bis auf die OCM, die nur eine wirtschaftliche Einigung wollte, alle für eine europäische
Föderation eingesetzt. Demgegenüber steht ein außenpolitisches Programm, dass sowohl
Charles de Gaulle als auch die Kommunistische Partie Frankreichs vertraten: die Aufteilung
Deutschlands, Souveränität für den Nationalstaat, Zusammenarbeit mit der Sowjetunion.
Obwohl nicht zum eigentlichen Widerstand gehörend, da der Text noch während des Krieges
zwischen Frankreich und Deutschland im Mai 1940 entstanden ist, zählt „Über die politische
Gerechtigkeit“ von J. Maritain zu den wichtigsten Ideengebern für die Programme der
Résistance, nicht zuletzt weil er die Lösung der deutschen Frage in den Mittelpunkt stellt.
Ohne eine Lösung des deutschen Problems gibt es keinen Frieden für Europa. Dieser wird
aber gerade nicht dadurch erreicht, dass Deutschland geteilt wird, sondern, dass der
Föderationsgedanke sowohl für Deutschland als auch für Europa Anwendung findet. „Kurz,
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die These, die wir vertreten, besagt, dass ein föderiertes Europa ohne ein föderiertes
Deutschland undenkbar und ein föderiertes Deutschland ohne ein föderiertes Europa
unmöglich ist. Diese beiden Aspekte des Föderationsgedankens sind hiernach nicht
voneinander zu trennen“(Lipgens 1968, S. 184). Hinter dem Föderationsgedanken verbirgt
sich die Vorstellung der Abgabe von Souveränitätsrechten und der Schaffung gemeinsamer
Institutionen, wie die Schaffung einer gemeinsamen Armee anstelle einzelner nationaler
Armeen. Eine der deutlichsten Absagen an das Souveränitätsprinzip ist ein Artikel im
Widerstandsblatt Libèration, das in einer Auflage von 145 000 Exemplaren vierzehntägig in
der Südzone der Résistance erschien. Im September 1943 brachte Libèration das erste von
vier Cahiers de Libèration heraus. Im zweiten Abschnitt des mit Faire le Point
überschriebenen Artikels wird die Schaffung regionaler Föderationen als Etappe zur
Errichtung einer Weltfriedensorganisation beschrieben. Zunächst wird der Vorstellung, dass
ein Land völlig unabhängig von anderen Ländern existieren kann eine Absage erteilt.
„Frankreich, Frankreich allein ist einer der barbarischsten Formeln, die ein Mensch erfunden
hat. Kein Land kann allein, gegen die anderen abgekapselt, einzig auf seine eigene Macht,
seine eigenen Mittel angewiesen, bestehen. Die wirtschaftlichen und sozialen Probleme
machen an den Grenzen nicht halt (Lipgens 1968 S. 208). Auch das Konzept, durch
Bündnissysteme, das Gleichgewicht der Mächte, Hegemonialstreben oder Pufferstaaten
neuerliche Kriege zu verhindern wird abgelehnt. Stattdessen wird ein „internationales
Gefüge“ gefordert, das die wirtschaftlichen Produkte verteilt und überall gleich soziale
Verhältnisse schafft. Aber „Hauptzweck dieses Gefüges bleibt die Abschaffung des Krieges,
deren wesentliche Voraussetzung die Begrenzung der nationalen Hoheitsrechte ist“ (Lipgens
1968, S. 209). Um den Weltfrieden zu ermöglichen müssen Föderationen und Unionen von
kulturell einander nahe stehenden Staaten geschaffen werden, deren Währungs- Zoll und
Verteidigungsschranken zugunsten gemeinsamer Institutionen abgeschafft werden. Außerdem
wird die Schaffung eines internationalen Gerichts und internationaler Gesetze gefordert zur
Schlichtung von Konflikten und zur Entwicklung von Gemeinsamkeiten auf den Gebieten der
Moral und des Rechts. Und schließlich wird die schrittweise Abschaffung nationaler
Streitkräfte gefordert und stattdessen die Bereitstellung einer internationalen Truppe, die der
internationalen Gerichtsbarkeit Geltung verschaffen soll. La Marseillaise, eine weitere
Zeitung des Widerstandes der Südzone brachte ein weiteres Argument in die Debatte um die
Zukunft Europas. In dem am 14. Juli 1944 erschienen Artikel „Unser Europa“ wird ein
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geeintes Europa als einzige Möglichkeit propagiert, der gemeinsamen oder aber auch einander
entgegengesetzten Kolonialisierungsbestrebungen durch den amerikanischen und den
russischen Block zu widerstehen.
Die neuerliche Besetzung Belgiens im zweiten Weltkrieg unter Missachtung seiner
Neutralität, schien dieses Konzept als probates Mittel, um sich aus den Konflikten der
größeren Länder heraus zu halten obsolet werden zu lassen ( Vgl. für das Folgende: Lipgens
1968, S. 251ff). Der Vorstand der sozialistischen Partei formulierte im Untergrund im
Frühjahr 1942 erstmals als Lösung des Problems die Einschränkung der Souveränität der
Staaten zugunsten einer internationalen Gerichtsbarkeit und einer Schiedsgerichtsbarkeit mit
Polizeimacht. Paul Struye, Professor an der katholischen Universität Löwen und Herausgeber
der wichtigsten belgischen Untergrundzeitung „La Libre Belgique“ formulierte im Februar
1944 ähnliche Überlegungen, in dem er neben dem Wunsch der Mehrheit der Belgier nach
einer britischen Schutzmacht, die Integration des Landes in einen wirtschaftlichen und
militärischen Komplex andeutet, der aber die Souveränität innenpolitisch unangetastet ließe.
„Man hat ihr [der belgischen Bevölkerung] so oft von allen Seiten gesagt, Europa müsse sich
>>organisieren<<, dass sie voll und ganz zu diesem Grundsatz bekehrt ist“ (Lipgens 1968, S.
260). Im niederländischen Widerstand, der stärker noch als in Frankreich vor allem ein
Widerstand des Wortes war, dementsprechend waren die meisten Gruppen als Redaktions-
und Vertriebsgruppen organisiert, wurde schon früh die Notwendigkeit einer föderativen
europäischen Völkergemeinschaft gefordert (Vgl. für das Folgende (Lipgens 1968, S. 262ff).
In einem Aufsatz mit der Überschrift „Deutschland wird geschlagen ... und dann?“, der von
einem unbekannten Autor im September 1942 an die Redaktion des Vrej Nederland geschickt
worden war, einem progressiv-christlich geprägten Monatsblatt, das im ganzen Land
verbreitet wurde, heißt es im Abschnitt über die europäische Föderation: „Wir brauchen als
ein Minimum ein föderatives Europa und soweit als möglich eine Gemeinschaft mit den
Vereinigten Staaten. Es muss alle Länder von Skandinavien bis zum Balkan und im Westen
die britischen Inseln umfassen“ (Lipgens 1968, S. 267). Und als wichtigste Aufgabe der
Föderation wird die Vermeidung von Kriegen sowohl innerhalb als auch außerhalb der
Föderation genannt. „Das Wesentlichste ist, dass die Föderation in erster Linie darauf
hinarbeitet, die Ursachen der Kriege innerhalb ihres Bereiches völlig und die der Kriege mit
im großen außerhalb der Föderation stehenden Gruppierungen so weit als möglich zu
beseitigen. Sie muss in jedem Fall in der Lage sein, die Streitsüchtigen in ihren eigenen
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Reihen unschädlich zu machen. Die militärischen Machtmittel stehen folglich völlig der
Föderation zur Verfügung“(Lipgens 1968, S. 267). Eine von H.D. Salinger verfasste
Broschüre, „Die Wiedergeburt von Europa“ die im September 1944 verbreitet wurde, ist eine
der genauesten Analysen der Situation Europas und gleichzeitig mit der Vision der
Vereinigten Staaten von Europa eine der am weitestgehenden Zukunftsperspektiven für
Europa. Sowohl der Versuch nach 1918 als auch die alliierten Nachkriegspläne werden als
untauglich eine Friedensordnung für Europa zu garantieren zurückgewiesen. „Damals
entwaffnete man Deutschland, heute will man sein Kriegsmaschinerie und sein
Kriegspotential zerschlagen. Damals deklassierte man die Mittelmächte und stellte sie unter
eine politische Vormundschaft. Heute spricht man von der Notwendigkeit der jahrelangen
Besatzung. (...) Das Friedenskonzept des Jahres 1918 bewahrte uns nicht vor dem Kriege,
sondern es züchtete ihn geradezu. Es züchtete ihn, weil man den Gegner weder zu vernichten,
noch zum Freunde zu machen wusste“(Lipgens 1968, S. 293). Stattdessen wurden
Nationalismus, Protektionismus und Autarkiestreben zu den bestimmenden Leitlinien
europäischer Politik, so Salinger, und führten in letzter Konsequenz zu einem neuerlichen
Weltkrieg. Aber auch der Plan der Alliierten einen neuen Völkerbund zu schaffen, wäre
aufgrund seiner strukturellen Schwächen nicht geeignet den Frieden zu bewahren. Die
Garantiemächte England, Russland und die USA könnten zwar noch die übrigen Staaten,
vorausgesetzt sie würden untereinander nicht in Konflikt geraten, zu Einhaltung des Friedens
zwingen, aber umgekehrt wäre dies nicht möglich. „Sie könnten hierzu von den übrigen
Nationen nicht einmal angehalten, geschweige denn gezwungen werden, denn ihre bewaffnete
Macht repräsentiert zu gleicher Zeit die zukünftige Exekutive des Völkerbundes“(Lipgens
1968, S. 294). Gerade das Konfliktpotential zwischen England und den USA auf der einen
und Russland auf der anderen Seite und die daraus entstehende Konsequenz für Europa,
nämlich in Friedenszeiten Aufmarschgebiet und im Krieg Streitgebiet zu werden, wird von
Salinger hervorgehoben. Und schließlich wird besonders mit Blick auf Deutschland von
Salinger die Notwendigkeit hervorgehoben, alle europäischen Länder, egal auf welcher Seite
sie im Krieg standen, in den Wiederaufbau Europas mit ein zu beziehen. Dieser Wiederaufbau
kann nur in Form der Vereinigten Staaten von Europa geschehen. Für den Weltfrieden und
den neu zu schaffenden Völkerbund würde dies bedeuten, dass sich nicht mehr einzelne
Staaten, große und kleine, sondern Kontinente, die etwa gleich stark sind gegenüberstehen
würden. Europa könnte so das Problem möglicher Konflikte zwischen der Sowjetunion und
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den angelsächsischen Ländern vermittelnd ausgleichen. Hier wird der Gedanke von Europa
als Dritter Kraft ins Spiel gebracht. Für Europa selbst würden Konflikte zu einem
innenpolitischen Problem werden, dass durch die Aufstellung einer Bundesarmee als
Polizeitruppe gelöst werden könnte, was sowohl alliierte Besatzungstruppen überflüssig
machen würde, als auch nationale Armeen. Auch das Minderheitenproblem ließe sich durch
die Vereinigten Staaten von Europa lösen, da kulturelle Selbstbestimmung von der politischen
getrennt würde. Ein vereinigtes Europa wäre nicht nur politisch eine Macht, sondern durch
eine Zoll- und Währungsunion auch eine wirtschaftliche Macht die den anderen
wirtschaftlichen Großmächten als gleichwertiger Handelspartner gegenüber treten könnte.
Jeder Bürger der verschiedenen europäischen Staaten schließlich wäre gleichzeitig auch
europäischer Bürger, dessen Rechte u.a. die Freizügigkeit der Arbeit und der Niederlassung
umfassen würden. In der konkreten Ausgestaltung der Vereinigten Staaten von Europa
schwebt Salinger die Zusammenfassung der einzelnen Staaten zu Staatengruppen vor, deren
Staatsform Monarchie oder Republik sein kann, nicht aber eine Diktatur.
Auch in den osteuropäischen Widerstandsgruppen wurde die Idee eines föderalen Europas
diskutiert ( Vgl. für das Folgende: Lipgens 1968, S. 311ff). Im polnischen Widerstand werden
ähnliche Zukunftsvisionen diskutiert wie im westeuropäischen Widerstand. In einer
Broschüre mit dem Titel „Programm Volkspolens“, die 1941 in Polen verbreitet wurde heißt
es im außenpolitischen Teil: „Die Polnische Republik wird Mitglied der Föderation Freier
Europäischer Völker sein. In dieser Föderation wird die Republik sich bemühen, den
größtmöglichen Zusammenhalt zu fördern und eine Bundesbehörde zu unterstützen, die
machtvoll genug ist, um die Föderierten Völker gegen Angriffe von außen zu schützen und
alle Versuche zu unterdrücken, durch übertriebenen Nationalismus inneren Zwiespalt zu
schaffen“(Lipgens 1968, S. 321). Auch die Idee über regionale Zusammenschlüsse zu einem
geeinten Europa zu gelangen wurden thematisiert. In einem Artikel der bedeutendsten
polnischen Untergrundzeitung Wiadomości Polskie mit der Überschrift „Die Konföderation
der Staaten Mitteleuropas“ wird für mitteleuropäische Föderation plädiert, die Polen, die
Tschechoslowakei, Jugoslawien, Griechenland, Rumänien, Ungarn und Bulgarien umfassen
soll. Neben dem Frieden, soll diese Föderation auch den wirtschaftlichen und kulturellen
Fortschritt dieser Region befördern, wobei auf eine enge Zusammenarbeit mit Westeuropa
Wert gelegt wird (Lipgens 1968, S. 325f).
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In der „Deklaration über die europäische Zusammenarbeit“ einem Dokument von Vertretern
verschiedener Widerstandsgruppen, die im Frühjahr 1944 in Paris zusammenkamen, werden
die einzelnen Ideen, Vorschläge und Konzepte zusammengefasst. So fordert das Manifest,
das Dogma der absoluten Staatssouveränität aufzugeben, indem sie sich einer gemeinsamen
Bundesorganisation eingliedern (Vgl. Für das Folgende: Gasteyger, 1990, S. 34f). Darüber
hinaus wird als unerlässlich für eine erfolgreiche Friedensordnung die Abtretung
nationalstaatlicher Kompetenzen angesehen, wie die Verteidigung des Territoriums, die
Beziehung zu Staaten außerhalb des Bundes, die Wirtschaftsbeziehungen und internationale
Verbindungswege an den Bund.
Zusammenfassend lassen sich folgende Kernelemente der verschieden Europapläne
feststellen. Es gab zahlreiche Motive für einen föderativen Zusammenschluss der
europäischen Völker. Dazu zählten er Kampf gegen den Nazismus, wobei darunter nicht nur
der deutsche Nationalsozialismus verstanden wurde, die Notwendigkeit eines wirtschaftlichen
Zusammenschlusses angesichts der als anachronistisch und als überkommen angesehenen
nationalen Wirtschaftsräume, die Gefahr, dass Europa in zwei Blöcke aufgeteilt würde, was
vor allem gegen Ende des Krieges thematisiert wurde. Zentral war aber der neuerliche
Weltkrieg, in dem erneut nationalistisches Hegemonialstreben zur Auflösung des
Staatensystems geführt hatte und das Unvermögen des Völkerbundes, einen neuerlichen
Krieg zu verhindern. Aus diesen Erfahrungen wurden folgende Konsequenzen gezogen.
Erstens, der Nationalstaat durfte nicht mehr die alleinige Instanz für Sicherheit und Frieden
sein, sondern musste ergänzt werden durch eine übergeordnete Macht, ausgestattet mit
entsprechenden Kompetenzen. „Die Schaffung einer wirklich durchgreifenden internationalen
Autorität ist also ganz  gewiss das Kernproblem des künftigen Bundes. Diesmal müsse einer
übernationalen Regierungsautorität Zuständigkeit für Wirtschaft, Friedenswahrung und
Interventionen gegen eventuelle Versuche, wieder autoritäre Regierungen zu errichten
gegeben werden; andernfalls verzichtet man auf die Überwindung der internationalen
Anarchie und verewigt den Krieg“(Lipgens 1968, S. 2f). Zweitens, sollten die Staaten
Europas in einer Europäischen Föderation zusammengeschlossen werden. Die mangelnde
Fähigkeit des Völkerbunds als weltumspannende Organisation seiner friedenspolitischen
Aufgabe gerecht zu werden, wurde zum Anlass genommen, zunächst eine auf Europa
konzentrierte Organisation zu schaffen, die auf dem Kontinent, der zweimal Ausgangspunkt
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von Weltkriegen gewesen war, für Frieden zu sorgen, um dann als Beispiel für die übrigen
Staaten die Schaffung einer föderativen Weltorganisation zu dienen.
Variationen tauchen in der Regel an der Peripherie des politischen Systems auf und
durchlaufen dabei mehrfach den Prozess von Selektion und Restabilisierung. Oder um es
vereinfacht auszudrücken, eine Variation an der Peripherie geäußert (Friedenspläne des
Widerstandes) wird nicht direkt und eins zu eins von staatlicher Politik (Regierungen der
Staaten) aufgegriffen und umgesetzt. Vielmehr verändert sich die Variation solange bis sie
eine Form angenommen hat, welche von dem betroffenen System weitestgehend problemlos
„verkraftet“ werden kann, ohne dass das System kollabiert. Die Integration einer Variation in
ein System verändert die Interdependenzen innerhalb des Systems und ist dadurch Quelle für
Konflikte. „Genau deshalb ist es wichtig, Variationen vorab und frühzeitig auf ihre
Konsequenzen für das Überleben des Systems als solches zu testen“ (Hellmann 2003b, S.
196). Der evolutionäre Prozess von Variation, Selektion und Restabilisierung wird mehrfach
angewendet bevor die Variation, vorausgesetzt sie überlebt alle Selektionen, als neue
Erwartung in den Strukturbestand des Systems aufgenommen wird. Für das hier verwendete
Beispiel bedeutet dies, von der ursprünglichen ganz Europa umfassenden, zentrale
vergemeinschaftete Politikfelder beinhaltende sowie neue suprastaatliche Institutionen
schaffende Variation  blieb am Ende eine auf sechs Länder reduzierte, auf Kohle und Stahl
fokussierte sowie eine suprastaatliche Institution – die Hohe Behörde – umfassende Variation
übrig.141 Diesen Prozess der mehrfachen Selektion, der Weg von der Peripherie zum Zentrum
des System wird im folgenden Abschnitt nachgezeichnet.
5.1.4 Die Selektion: Von 1945 bis zur Gründung der Montanunion 1951
An der Peripherie des politischen Systems, in diesem Fall die europäischen
Widerstandsbewegungen, war mit der Forderung, eine gesamteuropäische Friedensordnung
auf der Grundlage der Überwindung des Souveränitätsprinzips zu schaffen, eine Variation
entstanden. Im Zentrum des politischen Systems, in diesem Fall die  Regierungen der Staaten
standen 1943/44 aber andere Pläne auf der Tagesordnung. Bis auf Churchill hatte sich keiner
der Führer der Siegermächte positiv zu den europäischen Einigungsplänen geäußert. Vielmehr
                                                          
141
 Es wäre auch eher unwahrscheinlich gewesen, dass die Staaten einer so umfassenden Reduzierung ihrer
Souveränität zugestimmt hätten.
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wurden andere Ziele verfolgt. Das war zumindest in den USA und Großbritannien nicht
immer so gewesen. In den Plänen für eine europäische Nachkriegsordnung hatten regionale
Zusammenschlüsse eine Rolle gespielt. In Großbritannien erschienen 1940 und 1941
zahlreiche Bücher und Presseartikel zu diesem Thema ( Vgl. für das Folgende: Lipgens 1977,
S. 62ff). Auch in den verschiedenen Kriegszielprogrammen der britischen Parteien wurde die
Idee einer Europäischen Föderation vertreten. Das Angebot Churchills 1940 an Frankreich
eine gemeinsame Nation zu bilden, gehört ebenfalls in diesen Bereich. 1943 versuchte
Churchill in Washington Zustimmung für einen Zusammenschluss der europäischen Staaten
zu finden, was aber an der geänderten Position der USA scheitere, die jetzt den Kompromiss
mit der Sowjetunion suchte. In den USA gab es aufgrund der zahlreichen exilierten Europäer
bis auf Regierungsebene Befürworter für europäische Föderationspläne. Das Advisory
Commitee im State Departement kam im Mai 1940 zu dem Schluss, dass die Souveränität der
europäischen Staaten zugunsten des effektiven Handelns einer übernationalen Autorität
beschnitten werden müsste u.a. betraf das auch die Verfügung über die Luftstreitkräfte.
Schließlich sollten drei regionale Zusammenschlüsse entstehen: die Organisation der
amerikanischen, die Organisation der europäischen und die Organisation der asiatischen
Staaten. Zu einer Änderung der us-amerikanischen Haltung hin zu einer Akzeptanz des
sowjetischen Standpunktes kam es aus unterschiedlichen Gründen. Zum einen galt es die
Allianz mit der Sowjetunion zu halten und zum anderen gab es bei Roosevelt durchaus
Sympathien für die Sowjetunion, die als Fortschrittsland betrachtet wurde, „das durch
europäischen Konservatismus viel zu leiden gehabt habe“(Lipgens 1977, S. 72). Stattdessen
favorisierte Roosevelt jetzt ein Konzept der vier Policemen, zusammengesetzt aus den USA,
der Sowjetunion, Großbritannien und China, die in ihren jeweiligen Einflusssphären für die
Erhaltung des Friedens sorgen sollten. Also eine klassische Vorstellung der Garantie einer
politischen Ordnung durch hegemoniale Macht. Die Sowjetunion war von Anfang an gegen
europäische Föderationspläne. Entsprechend ihrem Freund-Feind-Denken, sah sich die
Sowjetunion als einziges sozialistisches Land in einer kapitalistischen Welt gegenüber. Um
eine Koalitionsbildung gegen die Sowjetunion zu verhindern, verfolgte die politische Führung
das Ziel, die nationalstaatliche Zersplitterung des europäischen Kontinents
wiederherzustellen. Auf den Treffen der Siegermächte in Teheran (1943) und  auf Jalta (1944)
wurden die Entscheidungen für eine Aufteilung Europas getroffen. „Stalin wurde die
Wiederherstellung der sowjetischen Westgrenze von 1941 (also die Einbeziehung Ostpolens,
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der baltischen Staaten, Bessarabiens und der Nordbukowina) zugesichert, darüber hinaus eine
gewisse Westverschiebung der polnischen Grenzen und der Verzicht auf die Förderung eines
neuen gegen die Sowjetunion gerichteten Cordon sanitaire in Gestalt einer
ostmitteleuropäischen oder einer Donauraum-Föderation“ (Loth 1990b, S. 45). Umgekehrt
signalisierte Stalin, dass die weitere Ausbreitung kommunistischer Regime nicht das
Hauptziel der Sowjetunion sei. Für Deutschland sahen die Siegermächte eine gemeinsame
Aufgabenteilung vor. Zwar wurde Deutschland in vier Besatzungszonen aufgeteilt. Aber für
die Ausübung der obersten Gewalt wurde zunächst eine Zentralkommission, später der
Alliierte Kontrollrat eingerichtet. Auch auf weltpolitischer Ebene hatte man auf eine
zwischenstaatliche Organisation gesetzt, die die Souveränität des Nationalstaates nicht
antastete. Die Gründung der UNO im Juni 1945 in San Francisco hatte zum Ziel, eine
dauerhafte friedliche Weltordnung durch die Zusammenarbeit der Staaten zu gewährleisten
und in Konfliktfällen auf ein gemeinsames Handeln der Staaten zu setzen (Vgl. für das
Folgende: (Lipgens 1977, S. 101ff).  Mit dem Veto-Recht für die USA, die Sowjetunion,
Frankreich, Großbritannien und China, dass es diesen Mächten erlaubte, Zwangsmaßnahmen
in Konfliktfällen zu verhindern, wurde das erfolgreiche Funktionieren dieser Weltorganisation
an eine unwahrscheinliche Bedingung geknüpft: die fünf ständigen Sicherheitsratsmitglieder
mussten einer Meinung sein.142 Auch auf nationalstaatlicher Eben spielten Vorstellungen über
die Einschränkungen der Souveränität und europäische Einigungspläne eine untergeordnete
bis gar keine Rolle. Bis zum Frühjahr 1947 waren die Staaten Europas mit dem Wiederaufbau
beschäftigt. Auf Großbritannien ruhten zunächst die Hoffnungen der europäischen Vordenker.
Diese wurden aber bald enttäuscht. Im Unterschied zu den Jahren 1939/1940, in welcher der
Gedanke einer europäischen Föderation in der britischen Öffentlichkeit verbreitet war,
standen nun wieder nationales Selbstbewusstsein und die Vorstellung als dritte Weltmacht
neben den USA und der Sowjetunion bestehen zu können im Vordergrund. Als Grund für
diesen Sinneswandel gibt Lipgens die Erfahrungen im zweiten Weltkrieg an. Großbritannien
hatte nicht den Zusammenbruch des Staates erlebt wie die Länder auf dem Kontinent und es
hatte durch den Kriegseintritt der USA und der Sowjetunion die Erfahrung gemacht, dass es
außereuropäische Weltmächte waren, die sein Schicksal bestimmten. Aufschlussreich ist hier
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 Bis auf wenige Ausnahmen, wie zum Beispiel den Koreakrieg, blockierte der Konflikt zwischen den
Supermächten eine wirksame Anwendung der in Kapitel VII der UN-Charta niedergelegten Möglichkeit den
Frieden notfalls auch durch militärische Maßnahmen zu erzwingen Vgl. für eine Übersicht der Vetos: Unser, G.
and M. Wimmer (1996). Die Vereinten Nationen. Bonn. S. 38.
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die Antwort des Regierungssprechers auf einen Entschließungsantrag Lord Huntingdons im
Oberhaus, der eine Föderation aller europäischer Demokratien gefordert hatte. „Ich bin
gehalten zu sagen, dass Lord Huntingdons Vorschlag für eine baldige Föderation der
europäischen Demokratien mir so weit von der Sphäre der Realität entfernt zu liege scheint.
Dass ich es sehr schwierig finde, eine regierungsseitige Antwort auch nur
zusammenzubringen ... Doch sollte er nicht ausgeschlossen werden als Entwurf einer extrem
weit in die Zukunft reichenden Politik“ ( zitiert in: Lipgens 1977, S. 162). Auch nach dem
Regierungswechsel von den Konservativen zu Labour 1945 blieb die Politik Großbritanniens
gegenüber einer europäische Einigung zurückhaltend, vielmehr suchte die Labourregierung
die Zusammenarbeit mit der Sowjetunion in der Hoffnung die drohende Spaltung des
Kontinents zu verhindern, was aber an der Verweigerung durch die Sowjetunion scheiterte.
Erst 1948 in einer Rede des britischen Außenministers Bevin als Reaktion auf den
Marshallplan, gab es eine wenn auch zögerliche Hinwendung zu einer möglichen
Zusammenarbeit der europäischen Staaten, wobei es nur um eine Zusammenarbeit und
keinesfalls um einen Zusammenschluss ging. Insgesamt fällt die Bewertung der britischen
Regierung, was ihren Beitrag zur Integration Europas angeht, vernichtend aus: „Sie hatte alle
auf Großbritannien gerichteten Hoffnungen der Kontinentaleuropäer und besonders der
sozialdemokratischen Kräfte enttäuscht, durch England könne das Konzept des europäischen
Zusammenschlusses rechtzeitig als ein Akt der Selbstrettung Europas von einem europäischen
Land proklamiert werden, ehe es von den USA und in unwiderruflichen Zusammenhang mit
dem Ost-West-Konflikt auf die Ebene der Regierungsverhandlungen  gebracht würde“
(Lipgens 1977, S. 193). Nüchterner ausgedrückt, hat es zwischen 1945 und 1947 keine
positive Selektion der von den europäischen Widerstandsbewegungen ins Spiel gebrachten
Variation der Supranationalität gegeben. In Frankreich war diese negative Selektion sogar
noch deutlicher: unter Charles de Gaulles gab es eine Rückkehr zur nationalistischen Politik.
Zwischen November 1944 und 1945 besaß de Gaulle eine fast uneingeschränkte Macht, die
nur von der Verpflichtung der Wiedereinführung der parlamentarischen Demokratie
eingeschränkt wurde, was mit der Wahl zur Nationalversammlung im Oktober 1945 realisiert
wurde. Danach blieb de Gaulle noch bis Januar 1946 Präsident der provisorischen Regierung,
bis er aus Protest gegen den Widerstand der Nationalversammlung gegen seine politischen
Pläne zurücktrat. De Gaulles Ziel war es, Frankreich wieder als Großmacht zu etablieren und
zwar in klassischer Form durch Hegemonie. Hauptgegner war in diesem Zusammenhang
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Deutschland. Der Rhein sollte die Westgrenze Deutschlands bilden, die linksrheinischen
Gebiete sollten unter Frankreichs  und das Ruhrgebiet unter internationale Kontrolle gestellt
werden, wobei der größte Teil der dortigen Produktion Frankreich zugute kommen sollte und
das übrige Deutschland schließlich, sollte ein einzelne nur locker verbundene Staaten
aufgeteilt werden. Um diese Pläne zu verwirklichen, benötigte de Gaulle die Zustimmung der
Alliierten, die aber alle der Reihe nach mit einem Nein reagierten. Churchill lehnte diese
Vorstellungen ab, und erinnerte de Gaulle zusätzlich daran, dass er 1941 das Versprechen
gegeben hatte, das Völkerbundmandat Frankreichs über Syrien und den Libanon zu beenden.
Eine Aufforderung, die den Vorstellungen de Gaulles über die Großmachtstellung
Frankreichs diametral entgegengesetzt waren. Auch bei Stalin handelte sich de Gaulles eine
Abfuhr ein, was seine Nachkriegspläne für Deutschland anging. Zwar wurde ein sowjetisch-
französischer Vertrag im Dezember 1944 unterschrieben, in dem sich beide Seiten
weitestgehender Eingriffsrechte versichern, sollte Deutschland wieder Aggressionsversuche
unternehmen und beide Seiten sich verpflichteten, an keinem Bündnis teil zu nehmen, dass
gegen Frankreich oder die Sowjetunion gerichtet ist. Was de Gaulle mit diesem Vertrag nicht
erreicht hatte, war eine Zustimmung Stalins zu seinen Plänen bezüglich der Aufteilung
Deutschland. In den folgenden Monaten musste er außerdem die Erfahrung machen, dass er
von Stalin als vierte Großmacht schlicht nicht ernst genommen wurde. Auf den Antrag
Großbritanniens und der USA Frankreich in das Dismemberment Committee aufzunehmen,
antwortete Stalin überhaupt nicht und zur Potsdamer Konferenz wurde Frankreich nicht
eingeladen. Auch die USA konnte de Gaulles nicht für seine Forderungen gewinnen, vielmehr
legte er sich mit den westlichen Alliierten auch schon mal militärisch an. Mit dem Ziel, sich
die ehemals savoyardische Kantone Tende und La Brigue sowie möglichst noch Ventimiglia
und das Aosta-Tal in Frankreichs Besitz zu überführen, marschierten Teile der französischen
Armee in Nordwestitalien ein, mit dem Befehl, die Einrichtung der alliierten Militärregierung
zu verhindern. Erst als die USA die Versorgung der französischen Truppen einstellten, gab de
Gaulles nach. Auch mit britischen Truppen geriet die französische Armee aneinander. Als es
im Mai 1945 zu Kämpfen zwischen syrischen und französischen Truppen kam, „richteten die
syrische und die libanesische Regierung Hilferufe an die ebenfalls im Land befindlichen
britischen Truppen, - woraufhin am 2. Juni die britischen Truppen die französischen in ihren
Unterkünften internierten“(Lipgens 1977, S. 205). Eine andere Position nahm in Frankreich
die Opposition und hier insbesondere die sozialistische Partei ein. Auf ihrem ersten
153
Nachkriegskongress forderte die SFIO die Gründung einer weltweiten Organisation,
bestehend aus einer Föderation der Staaten, die einen Teil ihrer Souveränität an eine
übergeordnete Institution abgibt, die über eine eigene Führung, einen eigenen Haushalt sowie
eine eigene Armee verfügen sollte. Insbesondere die Einbeziehung Deutschland in diese
Organisation wird hervorgehoben und jeglicher Annexion und Zerstückelung des deutschen
Territoriums eine Absage erteilt. Dabei war diese Haltung keineswegs nur auf die Sozialisten
beschränkt, wie die Dokumentationen der Debatten in der Nationalversammlung in den ersten
Nachkriegsjahren belegen. Selbst in der französischen Bevölkerung sprach sich eine deutliche
Mehrheit für eine Föderation der europäischen Staaten aus, wie eine Gallup-Umfrage vom
Juli 1945 verdeutlicht. 73 % bejahten eine europäische Föderation, 17 % verneinten und 10 %
hatten keine Meinung.143 Innerhalb der Nationalversammlung wurde der suprastaatliche
Gedanke neben den Sozialisten von der UDSR, den Rechtsrepublikanern und von Teilen der
MRP unterstützt. Die gaullistische Sichtweise des souveränen Nationalstaates wurde nur von
den Kommunisten befürwortet, die damit der Vorgabe der sowjetischen Parteiführung folgte.
Nach dem Regierungswechsel Ende Januar 1946 dauerte es aber 1 ½ Jahre bis sich die
französische Außenpolitik vollständig neu orientiert hatte. Dieser lange Zeitraum hatte damit
zu tun, dass es noch verschiedene Selektionshürden zu überwinden galt. Zum einen waren bis
Mai 1947 die Kommunisten an der Regierung beteiligt, dann blieben Teile der MRP
insbesondere in Gestalt des Außenministers Bidault dem gaullistischen Erbe verpflichtet und
schließlich machte die Verschärfung des Ost-West-Gegensatzes und die drohende
Wiederbewaffnung Deutschlands eine Revision des nationalistischen Konzepts zugunsten des
supranationalen notwendig. Aus systemtheoretischer Sicht ließe sich die Entwicklung
folgendermaßen zusammenfassen. Die Alternativen zur Variation wurden Zug um Zug
negativ seligiert, bis in einer historisch einmaligen Konstellation die Variation ihre Chance
erhielt.
Für Deutschland stellt sich die Situation völlig anders dar. Deutschland war besiegt und in
vier Besatzungszonen d.h. es gab keine Regierung, die suprastaatliche Visionen positiv oder
negativ hätte seligieren können. In diesem Zusammenhang kann man nur nachvollziehen, wie
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 Die Frage lautete: „Man spricht davon Europa als Föderation von Staaten aufzubauen, die verwaltungsmäßig
(Polizei, Justiz, Schulwesen usw.) autonom, in allen Fragen von gemeinsamen Interesse (Industrieproduktion,
landwirtschaftliche Erzeugung, Verkehrswesen, Verteidigung des Kontinents usw.) jedoch einer demokratisch
gewählten ‚föderalen Regierung‘ unterstellt wären. Halten Sie unter diesen Umständen die Schaffung einer
‚Europäischen Föderation‘ für wünschenswert? (zitiert in: Lipgens, W. (1977). Die Anfänge der Europäischen
Einigungspolitik 1945 -1950. Stuttgart. S. 216).
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sich der Gedanke der suprastaatlichen Integration innerhalb der politischen Parteien und auf
den unteren Ebenen der politischen Verwaltung verbreitete. Adenauer hatte sich schon früh
für einen europäischen Zusammenschluss ausgesprochen ( Vgl. für das Folgende: Lipgens
1977, S. 224ff). Einerseits um den sowjetischen Expansionsdrang aufzuhalten, anderseits um
die Deutsche Frage, dass Sicherheitsbedürfnis, das nicht nur Frankreich, sondern auch
Belgien, Luxemburg und die Niederlande umtrieb zu lösen. Ohne die institutionelle
Ausformung dieses Zusammenschlusses zu konkretisieren, sprach Adenauer wiederholt von
den Vereinigten Staaten von Europa. Die verschiedenen Grundsatzprogramme der Parteien
bekannten sich alle zu der Idee eines europäischen Zusammenschlusses. Bei der CDU heißt
es: „Deutschlands Ziel muss es sein, an der friedlichen Zusammenarbeit der Völker in der
Vereinigung  der Nationen gleichberechtigt teilzunehmen“. Die CSU bezeichnete Europa als
übernationale Lebensgemeinschaft und forderte eine europäische Wirtschafts- und
Währungsunion. Die Deutsche Zentrumspartei sprach sich für die Europäische Föderation
aus. Die SPD formulierte auf ihrem ersten Parteitag das Ziel die Vereinigten Staaten von
Europa zu schaffen in Form einer sozialistischen Föderation europäischer Staaten,
einschließlich eines sozialistischen Deutschlands.
Ähnlich wie Deutschland war Italien ein besiegter faschistischer Staat, der sich wie
Deutschland zunächst den Entscheidungen der Siegermächte zu fügen hatte ( Vgl. für das
Folgende: Lipgens 1977, S. 241ff). Allerdings hatten einige Entwicklungen dazu geführt, dass
die Idee eines europäischen Zusammenschlusses schon früh in die Parteiprogramme der
meisten politischen Parteien Italiens aufgenommen wurden. Dazu zählte der Putsch gegen
Mussolini durch die Armeeführung unter Marschall Badoglio, dessen Militärkabinett von den
Amerikanern mit Verwaltungsbefugnissen für die befreiten Gebiete ausgestattet worden war,
was auch die Erlaubnis zur Parteibildung miteinschloss. „Schon im Sommer 1943 waren so
Parteizentren der Kommunisten, Sozialisten, Christdemokraten, des aus der bisherigen
illegalen Resistenza hervorgegangenen Partito d’Azione, der Liberalen und der Republikaner
entstanden, die nach der Regierungsübernahme durch die Deutschen in Nord- und
Mittelitalien eine aktive ‚Resistenza Armata‘ organisierten“ (Lipgens 1977, S.242). Und
schließlich waren mit den USA und den Briten nur zwei Besatzungsmächte in Italien
vertreten, damit entfielen Differenzen wie mit den Franzosen oder den Russen in
Deutschland. Aufgrund der wirtschaftlichen Situation, Italiens Industrieproduktion war 1945
auf ca. 25 % der Produktion von 1938 gesunken, wobei am stärksten die mittel- und
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süditalienschen Regionen betroffen waren, aber auch aufgrund der fehlenden Anerkennung
wegen seiner faschistischen Vergangenheit durch die Siegermächte, Churchill versteckte
seine Antipathien nicht, Stalin erhob Reparationsforderungen und unterstütze Jugoslawiens
Ansprüche auf Istrien und Triest und de Gaulle versuchte wie oben erwähnt seine
Gebietsansprüche sogar militärisch durch zu setzen, machte es den ersten
Nachkriegsregierungen Italiens kaum möglich, für ihre europäischen Föderationspläne bei
seinen europäischen Nachbarn und den Siegermächten für Zustimmung zu werben.
Innenpolitisch allerdings wurde das Ziel eines europäischen Zusammenschlusses in die
Verfassung mit aufgenommen. In Artikel 11 heißt es: „Unter den Bedingungen der
Gleichstellung mit den anderen Staaten stimmt [Italien] den Souveränitätsbeschränkungen zu,
die für eine Ordnung notwendig sind, welchen den Frieden und die Gerechtigkeit unter den
Nationen sichern soll; es fördert und begünstigt die auf dieses Ziel ausgerichteten
internationalen Organisationen“ ( Zitiert in: Lipgens 1977, S. 252)
Belgien hatte mit Paul Henri Spaak einen Außenminister, dessen Partei, die Sozialistische
Partei Belgiens (PSB) schon im Frühjahr 1942 eine Nachkriegsordnung formuliert hatte,
deren Hauptziel die Einschränkung nationaler Souveränität zugunsten einer internationalen
Gerichtsbarkeit mit internationalen Gesetzen und einer eigenen Polizeimacht sowie einer
Wirtschaftintegration war ( Vgl. für das Folgende: Lipgens 1977, S. 253ff). Schon während
seiner Zeit als Außenminister der Exilregierung in London versuchte Spaak bei den anderen
Exilregierungen sowie bei Großbritannien für dieses Programm zu werben. Seine Vorstöße
stießen in Großbritannien auf Ablehnung. Sein Vorschlag von 1944/45 eine Westunion mit
den Staaten Frankreich, Luxemburg, Belgien und die Niederlande unter der Führung
Englands zu bilden, die von einer Zusammenarbeit auf politischem, wirtschaftlichem und
militärischen Gebiet zur Integration dieser Bereiche führen sollte, wurde von Churchill
zurückgewiesen. Auch sein reduzierter Vorschlag erstmal auf militärischem Gebiet
anzufangen stieß bei der nachfolgenden Labourregierung auf Ablehnung. Genauso erging es
ihm in Frankreich. Mangels positiver Selektion durch die benachbarten Staaten, blieb es in
Belgien bei einem Bekenntnis sowohl der sozialistischen als auch der christdemokratischen
Partei zu einer europäischen Zusammenarbeit. Innenpolitisch spielte aber der Streit um die
Königsfrage die Hauptrolle. Der belgische König Leopold III. war wegen seiner mangelnden
Distanz zum Dritten Reich in die Kritik geraten. Sein Anspruch auf den Thron spaltete das
Land in königstreue Flamen und Katholiken auf der einen Seite und den Verzicht fordernden
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Sozialisten und Liberalen, deren größter Rückhalt die wallonische Bevölkerung bildete auf
der anderen Seite. Bis 1947 als die Christlich-Soziale Partei sich entschloss, die Königfrage
zurückzustellen und in einer Großen Koalition mit den Sozialisten das gemeinsame
Programm von 1945 um zu setzen, dominierte dieser Konflikt die politische Kommunikation
in Belgien und verhinderte neben der Zurückweisung durch die europäischen Führungsmächte
Frankreichs und Großbritanniens eine effektive Europapolitik Belgiens.
Die Niederlande befanden sich in einer vergleichbaren Situation wie Belgien, was die
Erfahrungen und die Konsequenzen der Besatzung und des Krieges anging ( Vgl. für das
Folgende: Lipgens 1977, S. 258ff). Neutralität hatte sich als politische Option in
Konfliktfällen als untauglich erwiesen, stattdessen wurde jetzt eine Kooperation mit den
europäischen Staaten angestrebt, um dieses Defizit aus zu gleichen. Auch im niederländischen
Widerstand waren die Überwindung der nationalen Souveränität und der Zusammenschluss
der europäischen Staaten diskutiert worden. In der ersten Nachkriegsregierung dominierten
die Vertreter der Widerstandsgruppen. Henri Brugmans war Generaldirektor für Information
und Sicco Mansholt Landwirtschaftsminister. Außenpolitisch trat die Regierung für die
Schaffung internationaler Organisationen ein, aber gegen die Machtstellung einzelner Staaten,
wie sie den fünf ständigen Sicherheitsratsmitgliedern durch ihr Vetorecht eingeräumt wurde.
Eine politische Vereinigung Europas wurde befürwortet, wobei Wert darauf gelegt wurde,
dass eine Blockbildung nicht gegen andere Staaten gerichtet war. Zentral war für die
Niederlande auch die Lösung der Deutschlandfrage, die aber nicht nationalistisch wie sie etwa
Frankreich vorschwebte gelöst werden sollte, sondern durch einen Wideraufbau der deutschen
Wirtschaftskraft von dem ganz Europa profitieren würde sowie einer gemeinsamen
Deutschlandpolitik, an der alle Nachbarstaaten beteiligt werden sollten. Was die Zustimmung
zu den Europaplänen angeht, so stand die niederländische Regierung vor dem gleichen
Problem wie die belgische. Innenpolitisch kam es aufgrund zweier Entwicklungen zu einer
Zurücknahme wenn auch nicht völligen Abkehr von der neuen außenpolitischen Haltung.
Zum einen wurde der Erhalt des Kolonialreiches von einem Großteil der Bevölkerung
unterstützt und gleichzeitig gewannen die konservativen Kräfte die ersten Nachkriegswahlen
im Mai 1946. Diese Zurücknahme wird auch in der Entwicklung der Benelux-Union deutlich.
Im Oktober 1943 hatten die Exilregierungen von Belgien, den Niederlanden und Luxemburg
die Abstimmung ihrer Währungspolitik und im September 1944 die Schaffung einer
Zollunion beschlossen. Nach dem Krieg regten sich Widerstände gegen diese Pläne,
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insbesondere die unterschiedlichen Lohnniveaus waren Gegenstand der Kritik. „Das relativ
niedrige Lohnniveau der Niederlande musste bei einer Zollunion zu einer Benachteiligung der
belgischen Produkte im Binnenverkehr und zur einer Beeinträchtigung des niederländischen
Exports an Drittländer führen“(Lipgens 1977, S. 263). Die weiteren Verhandlungen und
Beratungen zogen sich bis  Januar 1948 hin als eine Tarifgemeinschaft zwischen den drei
Ländern in Kraft trat.  In Luxemburg war ähnlich wie in den Niederlanden und Belgien schon
früh eine proeuropäische Haltung auch in der Regierung vorhanden ( Vgl. für das Folgende :
Woyke 1985, S. 287ff). Die Erfahrung, dass Neutralität nichts nutzt, wenn sie von den
Großmächten ignoriert wird, Deutschland marschierte zweimal ein (1914 und 1940), machte
eine Revision dieses politischen Konzepts notwendig. Abschreckung stand nicht zur
Verfügung, also blieb als Alternative nur noch eine Zusammenarbeit mit den Nachbarn, was
noch nicht notwendigerweise Integration bedeutete. Vielmehr war die Politik zunächst eher
multilateral ausgerichtet. War bei vorgehenden Zusammenschlüssen Luxemburg meist durch
eine andere Macht vertreten worden, stellte die Benelux-Union erstmals einen Vertrag dar, an
dem Luxemburg als gleichberechtigter Vertragspartner teilnahm.
In den ersten beiden Nachkriegsjahren standen die Chancen für eine positive Selektion des
Supranationalitätsgedankens denkbar schlecht. Vielmehr hatten die Nationalstaaten an der
Restaurierung ihres Selbstverständnisses gearbeitet und in klassischen machtpolitischen
Kategorien gedacht. Bis auf wenige Ausnahmen wie Spaak, de Gasperi und Blum standen
politische Entscheidungsträger den neuen Konzepten ablehnend gegenüber. Variationen, die
negativ seligiert werden, müssen nicht unbedingt völlig verschwinden (wie Arten aussterben),
sondern sie können an der Peripherie ihres Systems überwintern, um dann bei nächster
Gelegenheit wieder in die Debatte gebracht werden. Der europäische Einigungsgedanke
überwinterte in den ersten beiden Nachkriegsjahren in zahlreichen föderalistisch orientierten
Organisationen und erhielt in dem langsam offenbar werdenden Ost-West-Konflikt eine neue
Chance. Zwischen 1945 und 1947 kam es zur Gründung zahlreicher föderalistisch orientierter
Gruppen in Europa (Vgl. für das Folgende: Lipgens 1977, S. 298ff). Den Anfang machte ein
Treffen von 78 Vertretern aus 13 europäischen Ländern im September 1946 in Hertenstein in
der Schweiz. Als Ergebnis der Konferenz wurde ein Grundsatzprogramm verabschiedet, dass
noch einmal die wichtigsten Aussagen der Europaprogramme der Widerstandsbewegungen
zusammenfasste: erstens, sollten die Nationalstaaten einen Teil ihrer Souveränitätsrechte an
die von ihnen gebildete Föderation abtreten, zweitens, sollte die Föderation allen
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europäischen Staaten offen stehen und drittens, wurde die europäische Föderation als Teil
einer weltweiten Organisation, den Vereinten Nationen,  betrachtet, die ihren Beitrag zur
Erhaltung des Friedens beiträgt. Im Gefolge dieses ersten Treffens fanden weitere
Konferenzen (Luxemburg Oktober 1946, Montreux August 1947) standen und wurde eine
europäische Dachorganisation, die Union Européenne des Fédéralistes (UEF) gegründet.
Weitaus bekannter als die zahlreichen Verbandaktivitäten ist die Züricher Rede von Churchill
1946, in der er die Gründung der Vereinigten Staaten von Europa forderte, wobei er einer
engen Partnerschaft zwischen Deutschland und Frankreich eine Schlüsselrolle zuwies.
Großbritannien nahm er von diesen Vereinigten Staaten mit dem Hinweis auf den
Commonwealth aus. Obwohl Churchills Vorschlag an der jahrhundertealten britischen
Gleichgewichtspolitik in Europa orientiert war, und auch eher zwischenstaatliche als
suprastaatliche Ziele anvisierte, gilt seine Rede als ein wichtiger Impuls für die Europäische
Integration (Seeler 1992: S.16ff). Auch wenn der europäische Einigungsgedanke und mit ihm
die Idee der Supranationalität zunächst an der Peripherie verblieb, darf die Arbeit der
zahlreichen europäischen Verbände nicht unterschätzt werden. Lipgens kommt in seiner
ausführlichen Darstellung zur europäischen Einigungspolitik zu dem Ergebnis: „Allein die
privaten Verbände von Anhängern des europäischen Einigungsgedankens retteten die von der
Résistance übernommene Konzeption des europäischen Zusammenschlusses über die ersten
schweren Nachkriegsjahre und brachten sie mit größten persönlichen Opfern durch ihre
Schriften und Kongresse wieder als Fragestellung ins öffentliche Bewusstsein“ (Lipgens
1977, S. 641). Neben dieser Voraussetzung war es vor allem ein Konflikt, der dem
europäischen Einigungsgedanken eine neue Chance eröffnete: der Ost-West-Konflikt.
Die wirtschaftliche Entwicklung Europas hatte auch zur Jahreswende 1946/47 noch nicht
wieder das Vorkriegsniveau erreicht ( Vgl. für das Folgende: Altrichter and Bernecker 2005,
S. 235). Die Industrieproduktion lag weit unter dem Vorkriegsstand, der Export lag 1946 im
dritten Quartal bei 59 % im Vergleich zu 1938 und das Handelsbilanzdefizit stieg von 2,4
Milliarden Dollar 1946 auf 4,7 Milliarden Dollar 1947. Zudem traten die Differenzen mit dem
ehemaligen Kriegsverbündeten Sowjetunion immer deutlicher hervor. So scheiterten die
Außenministerratstagungen in Moskau (März/April 1947) und London (Dezember 1947), auf
denen eigentlich die Nachkriegsordnung des Kontinents verhandelt hatte werden sollen. Vor
diesem Hintergrund entwickelte die USA die Strategie der Eindämmung (Vgl für das
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Folgende: Loth 1990b, S. 125ff). Das Konzept der Eindämmung, entwickelt von der Riga-
Gruppe des diplomatischen Dienstes und bekannt geworden durch George F. Kennan, beruhte
auf der Annahme, dass die Sowjetunion aufgrund ihrer ideologischen Interpretation der
Geschichte, ihre Umwelt als ihr gegenüber feindlich eingestellt wahrnehme, aber gleichzeitig
auch als vom Verfall bedroht. Dementsprechend würde die Sowjetunion alles tun, um das
sozialistische Lager zu stärken und die kaptialistische Welt weiter zu schwächen. Die
Maßnahmen, die die Sowjetunion ergriff, um im „ihrem“ Teil Europas ihre Herrschaft
abzusichern, etwa der gewaltsame Putsch in der Tschechesslowakei, aber auch die
polizeistaatlichen Operationen in den anderen osteuropäischen Ländern, ließen den Eindruck
aufkommen, dass die Situationsanalyse, die dem Konzept der Eindämmung zugrunde lag,
richtig war.
Als die Perspektive einer gesamteuropäischen Friedensordnung zunächst endgültig gescheitert
war und sich die jeweiligen Blöcke herauskristallisiert hatten, konzentrierten sich die
Bemühungen der Amerikaner auf „ihren“ Teil Europas. Im Folgenden kam es zur Gründung
verschiedener zwischenstaatlicher Organisationen wie der OEEC 1948, der NATO 1949 und
dem Europarat (1949). Mit dem Marshallplan wurde ein umfassendes Hilfsprogramm
aufgelegt, der einerseits (West)Europa als Handelspartner der USA wiederaufbauen sollte und
gleichzeitig die Grundlage für eine Eindämmung der sowjetischen Expansion Über einen
wirtschaftlichen Aufschwung und die Verbesserung der Lebensverhältnisse sollte einer
möglichen kommunistischen Revolution die Grundlage entzogen werden. Entscheidend für
die weitere Entwicklung war, dass jetzt eine der Supermächte ihre ablehnende Haltung
gegenüber einer Europäischen Einigung aufgegeben hatte. Damit war eine Selektionshürde
genommen. Gleichzeitig wurde mit dieser Entscheidung aber die ganz Europa umfassende
Einigungsidee negativ seligiert und stattdessen auf eine westeuropäische Variante gesetzt.
Auch bedeutete die jetzt positive Einstellung der USA nicht zwingenderweise auch die
Entscheidung für eine supranationale Integration. Der Durchbruch für die supranationale
Vision, wenn auch in einer reduzierten Form, wurde erst durch die negative Selektion von
Alternativen begünstigt. Diese Alternativen waren ein föderatives Europa unter dem
Einschluss Großbritanniens, ein eigenständiges, sozialistisch ausgerichtetes Europa der
Dritten Kraft sowie eine an den USA orientierte Western Union. Zudem wurde die positive
Selektion der Supranationalität dadurch begünstigt, dass für Frankreich angesichts der
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drohenden Wiederbewaffnung Deutschlands und dem drohenden Statusverlust
Handlungsbedarf angezeigt war.
Der Einschluss Großbritanniens war ein lange von Frankreich verfolgtes Ziel, nachdem das
Ziel die „Deutsche Frage“ durch Annexion und Kontrolle des Ruhrgebietes zu lösen
gescheitert war (Loth 1990a, S. 69ff),  (Brunn 2004, S. 52ff). Am 20 Juli 1948 schlug der
französische Außenminister Bidault vor, eine „Europäische Parlamentarische Versammlung“
einzuberufen, um einerseits über einen europäischen Zusammenschluss zu beraten und
andererseits eine Wirtschafts- und Währungsunion zwischen Frankreich, Großbritannien und
den Benelux-Staaten vorzubreiten. Für die französische Regierung stand hinter diesem
Vorschlag das Vorhaben, diese Versammlung mit eigenen Rechten auszustatten und zum
Ausgangspunkt einer europäischen Föderation zu machen. Die britische Labour-Regierung
reagierte zurückhaltend auf diesen Vorschlag, denn für sie war mit dem Brüssler Pakt schon
der richtige Weg eingeschlagen worden. Damit war der Vorschlag aber noch nicht vom Tisch.
Am 29. Juli erklärte der belgische Außenminister Spaak, dass seine Regierung bereit sei, den
verbündeten Staaten einen Plan zu präsentieren, - der zuvor von dem Koordinierungs-
Komitee der Europaverbände ausgearbeitet werden sollte - der das wie der Europäischen
Zusammenarbeit näher bestimmte. Die französische Regierung schloss sich diesem Schritt an.
Das Koordinierungs-Komitee empfahl die Einberufung einer Konferenz, um die Grundzüge
einer europäischen Verfassung zu diskutieren. Die englische Seite reagierte auf den Vorschlag
mit einem Gegenvorschlag, der die Einberufung eines Europarates bestehend aus den
Ministern der fünf Brüsseler Paktsstaaten vorsah. Eine Studienkommission wurde im Herbst
1948 eingerichtet, die nach langwierigen und schwierigen Verhandlungen – die Franzosen
hatten hochrangige proeuropäische Politiker entsandt, die Briten mit Hugh Dalton einen
entschiedenen Europagegner und im übrigen nur Beamte -  einen Kompromissvorschlag
präsentierte, dem im Prinzip alle zustimmten. „Danach sollte ein einstimmig beschließender
>>Europarat<< der Minister, wie ihn die britische Delegation vorgeschlagen hatte, mit einer
Konsultativversammlung kombiniert werden, die entsprechend den französischen
Vorstellungen von den nationalen Parlamenten beschickt werden und in zwei vierzehntätigen
Sitzungsperioden pro Jahr Vorschläge an die Regierungen erarbeiten sollte“(Loth 1990a, S.
72). Der Rat sollte mit Zweidrittelmehrheit über die Themen der Versammlung entscheiden
können sowie weitergehende Vorschläge der Versammlung mit der gleichen Mehrheit
untersagen können. Ergänzt werden sollte die Arbeit der beiden Organe durch ein ständiges
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Sekretariat. Nach weiteren zähen Verhandlungen, die die Ernennung der Abgeordneten, ihre
Rechte, den Sitz der Versammlung und ihren Namen betrafen, wurde am 5. Mai 1949 der
Europarat gegründet. Auf ihrer ersten Sitzungsperiode ging die beratende Versammlung des
Parlaments gleich daran ihre Kompetenzen auszuweiten und auch unternahm auch inhaltlich
einen ersten Schritt in Richtung eines europäischen Zusammenschlusses mit supranationalen
Charakter. Organisatorisch schuf sie einen Ständigen Ausschuss, der die Kontinuität der
Versammlung gewährleisten sollte und außerdem als Verhandlungsführer gegenüber dem
Ministerrat auftreten sollte. Die sechs regulären Ausschüsse sollten sich auch außerhalb der
Sitzungsperioden der Versammlung treffen können und außerdem verlangte die
Versammlung, dass der Ministerrat auf sein Recht der Themenfestlegung verzichtet und das
Amt eines stellvertretenden Generalsekretärs schaffen sollte, der nur der Versammlung
verantwortlich war. Inhaltlich verabschiedete die Versammlung eine Erklärung, die die
Schaffung einer überstaatlichen Autorität mit begrenzten Funktionen, aber echten
Vollmachten als Ziel des Europarates ausrief. Des Weiteren wurden eine Reihe von Aufgaben
genannt, die bis zur nächsten Sitzungsperiode zu entscheidungsfähigen Vorschlägen
bearbeitet werden sollten. Der Politische Ausschuss sollte neben der näheren Bestimmung der
überstaatlichen Autorität, einen Europäischen Pakt entwerfen, der die wirtschaftlichen,
sozialen, politischen und kulturellen Leitsätze des Europarates definiert und sie für alle
Mitglieder bindend macht. Der Ministerrat erhielt die Aufgabe den Beitritt der
Bundesrepublik zum Europarat vorzubereiten sowie das europäische Bewusstsein zu stärken.
Der Wirtschaftsausschuss sollte die Ruhrfrage und die Koordinierung der europäischen
Industrien bearbeiten. Die Versammlung selbst hatte eine Menschenrechtskonvention
erarbeitet und als nächstes Sitzungsthema die Frage einer Europäischen Universität auf die
Tagesordnung gesetzt. Die Distanzierung der Briten angesichts solcher Maßnahmen ließ nicht
lange auf sich warten. Entgegen kam ihnen dabei eine Kurskorrektur der amerikanischen
Europapolitik. Die Amerikaner waren zu der Einschätzung gelangt, dass die Briten nie zu
einer solchen Integration bereit wären wie es aber die Einbindung der Deutschen notwendig
machte. Deswegen sollte Großbritannien stärker an die USA und Kanada gebunden werden,
während für Frankreich die Rolle des kontinentaleuropäischen Führers vorgesehen war. Mit
den Zusicherungen der USA im Rücken, legte Bevin gegen alle Forderungen der Beratenden
Versammlung ein Veto ein, mit Ausnahme der Aufnahme Deutschlands. Zwar wurden noch
Versuche unternommen die Briten doch noch für einen europäischen Zusammenschluss zu
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gewinnen, aber auch die Vorschläge zur Erweiterung des Europarates, die in der zweiten und
dritten Sitzungsperiode entworfen wurden, scheiterten am Veto Großbritanniens und
Skandinaviens. Damit war eine Realisierung eines europäischen Zusammenschlusse unter
Einbeziehung von Großbritannien vom Tisch.
Das Konzept der „Dritten Kraft“ war im Nachkriegseuropa sowohl bei der Linken als auch
der Rechten ungeheuer populär ( Vgl. Für das Folgende: Loth 1990b, S. 202ff). Europa sollte
zwischen der Sowjetunion und den USA als vermittelnde und unabhängige Kraft wieder
entstehen. Dabei sollte für die Politik das liberale Demokratiemodell der USA und für die
Wirtschaft das sozialistische Modell der Sowjetunion als Vorbild dienen. In welcher Form
Europa dabei vereinigt werden sollte, ob über zwischenstaatliche Bündnisse oder eine
supranationale Integration war nicht festgelegt. Vertreten wurde das Konzept der „Dritten
Kraft“ in Frankreich von den Sozialisten unter Leon Blum, in Belgien von Sozialdemokraten
wie Paul-Henri Spaak und in Italien vom christdemokratischen Außenminister Alcide de
Gasperi. Der Marshall-Plan wurde entsprechend begrüßt, da er zum einen als Möglichkeit der
wirtschaftlichen Integration betrachtet wurde und zum anderen als Gegenmaßnahme gegen
die drohende Spaltung Europas. Einen ersten Rückschlag erhielt das Konzept der „Dritten
Kraft“ als es darum ging, wie die geplante Wirtschaftshilfe für Europa einzusetzen wäre. In
den Verhandlungen im Juli 1947 in Paris gab es zwei Hauptstreitpunkt. Erstens, welche
Belange welcher Nation sind vorrangig zu fördern und zweitens, welches Ausmaß sollte die
Zusammenarbeit in Europa annehmen? An dem Treffen nahmen Dänemark, Belgien,
Frankreich, Griechenland, Irland, Island, Italien, Luxemburg, die Niederlande, Norwegen,
Österreich, Portugal, Schweden, Schweiz, Türkei, Großbritannien und die Miltiärgouverneure
der drei westlichen Besatzungsmächte in Deutschland teil. Frankreichs Außenminister Bevin,
sonst eigentlich ein Parteigänger de Gaulles hatte auf Druck der sozialistischen
Kabinettskollegen ein an Integration orientiertes Konzept vorgelegt, dem sich Italien
anschloss. Eine internationale Behörde sollte über die Verteilung der Ruhr-Produktion
entscheiden, um einerseits eine deutsche Dominanz zu verhindern und andererseits eine
Teilhabe Frankreichs zu ermöglichen. Darüber hinaus sollten gemeinsame Planungen und
Einrichtungen den Wiederaufbau absichern. Als ersten Schritt schlug der französische
Außenminister eine Zollunion der Teilnehmerländer vor. Großbritannien war im Hinblick auf
die Zollunion unentschieden. Einige Beamte im Außenministerium befürworteten den
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Vorschlag, ebenso auf Druck der Amerikaner der britische Außenminister Bevin, der britische
Finanzminister Cripps war dagegen. „Mit der biritschen Zurückhaltung war der
Zollunionsplan in Frage gestellt und alle weitergehenden Einigungsvorschläge vorerst
gescheitert: Die Delegation der Benelux-Länder schreckte vor einer Entzweiung mit den
Briten zurück; die Skandinavier sahen sich durch die Briten in ihrer eigenen Abneigung gegen
Integrationspläne bestätigt“ (Loth 1990b, S. 208). Im Gegenzug verweigerte sich jetzt
Frankreich allen Verständigungen über die deutsche Frage und hier insbesondere der
Erhöhung der deutschen Stahlproduktion.
Der Schumanplan war die Variation, die Supranationalität als neue Entscheidungsprämisse
ins Spiel brachte, aber er war auch eine Variation, die den betroffenen politischen Systemen
die wenigsten Anpassungsschwierigkeiten bereitete. Am 9. Mai 1950 gab der französische
Außenminister Robert Schuman eine Pressekonferenz, in der er die Zusammenlegung der
Kohle- und Stahlproduktionen Deutschlands und Frankreichs unter die Aufsicht einer
gemeinsamen Behörde vorschlug. Interessierten anderen europäischen Ländern stand der
Beitritt zu dieser Behörde offen (Brunn 2004, S. 71).  Frankreichs Hinwendung zur
Supranationalität hatte ganz handfeste Motive: allen voran die Einbindung Deutschlands.
„Dem notorischen Friedensbrecher Deutschland sollte durch die Zusammenlegung der
Schlüsselindustrien, welche die Basis für den Aufbau einer Militärmacht  bildeten, ein Krieg
gegen Frankreich und die anderen westeuropäischen Länder materiell unmöglich gemacht
werden“ (Brunn 2004, S. 72). Zudem galt es, nachdem es nicht gelungen war, Großbritannien
für eine über die gängige zwischenstaatliche Zusammenarbeit hinausgehende Partnerschaft zu
gewinnen, andere Wege des Zusammenschlusses der europäischen Staaten zu finden.
Frankreichs Hinwendung zur Integration wurde auch von ökonomischen Experten
befürwortet. Angesichts des Verlustes der Konkurrenzfähigkeit der französischen Wirtschaft
aufgrund von Kriegszerstörungen und Ausblutung durch das nationalsozialistische
Deutschland, vertrat eine Mehrheit von ökonomischen Experten die Ansicht, dass eine
Erholung der französischen Wirtschaft nur durch ihre Integration in einen gemeinsamen
Markt zu erreichen sei (Loth 1990, S. 29f). „Unter Integration wurde dabei stets mehr
verstanden als eine bloße Liberalisierung des innereuropäischen Handels. Der notwendige
Abbau protektionistischer Barrieren sollte vielmehr begleitet werden von der Schaffung
gemeinsamer Institutionen – einmal, um einseitige Belastungen im Rationalisierungsprozess
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abzufangen und damit die Preisgabe unproduktiv gewordener Produktionssehtoren überhaupt
erst zu ermöglichen; sodann, um die schwachen europäischen Volkswirtschaften in der
Umstrukturierungsphase vor dem ungehinderten Zugriff der amerikanischen Konkurrenz zu
schützen; und schließlich, um die Ausrichtung der Investitionen und
Produktionsentscheidungen am Prinzip maximaler Produktivität sicherzustellen“ (Loth 1990,
S. 30).
Und schließlich ging es auch darum, sich als „Grand Nation“ zu behaupten. Angesichts der
Notwendigkeit der Modernisierung der französischen Industrie war Frankreich auch auf
Deutschland angewiesen. Um nun aber Deutschland allein gegenüber zu stehen, wurden die
Benelux-Länder miteinbezogen. Die Durchsetzung des Plans innerhalb des französischen
Kabinetts wäre sicher nicht so ohne weiteres möglich gewesen, wenn nicht angesichts der
drängenden Situation, die Erhöhung der deutschen Stahlproduktion, die Lockerung der
Souveränitätsbeschränkungen sowie die mögliche Wiederbewaffnung Deutschlands als
Beitrag zum westlichen Verteidigungsbündnis, ein schnelles Handeln notwendig geworden
wäre. Die Zustimmung im Kabinett holte sich Schuman gegen den Widerstand der Premiers,
Adenauer war von ihm vorab informiert worden und hatte sein Plazet gegeben, ebenso die
USA, die dem Plan nach anfänglichen Vorbehalten zustimmten. Während Großbritannien
gemäß seiner Position keine nationalen Rechte an eine überstaatliche Organisation, die
Einladung zu Verhandlungen über den Schuman-Plan ablehnte, nahmen Belgien, Luxemburg,
Italien und Niederlande die Einladung an. Das ist die für die weitere Entwicklung
entscheidende positive Selektion. Die weiteren Konflikte im Anschluss an die Zustimmung,
über den Schumanplan Verhandlungen auf zu nehmen, sind dann Auseinandersetzungen über
das wie, nicht mehr darüber, ob Supranationalität überhaupt Teil der Erwartungsstruktur
werden soll, an der sich politische Kommunikation künftig orientieren wird.
Für Deutschland war die Entscheidung für eine supranationale Organisation vielleicht am
wenigsten unwahrscheinlich, weil einfach die Alternativen fehlten. Als Hauptverantwortlicher
für den Krieg und die nationalsozialistischen Verbrechen hatte Deutschland zunächst die
Annerkennung durch die internationale Staatengemeinschaft zu gewinnen, was sich u. a. in
der Rückgewinnung der vollen Souveränität ausdrücken sollte ( Vgl. für das Folgende : Loth
1992, S. 42ff). Dabei stand zunächst nicht unbedingt integrationspolitische Vorstellungen im
Vordergrund, sondern die Idee von Europa als Dritter Kraft zwischen den beiden
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Supermächten. Für die Deutschen waren dabei zwei Gründen ausschlaggebend. Einerseits
wäre die Einbindung Deutschlands in ein geeintes Europa eine für alle Besatzungsmächte
akzeptable Lösung der „Deutschen Frage“ und sie würde andererseits die Spaltung
Deutschlands, die angesichts des Konflikts zwischen Ost und West immer wahrscheinlicher
wurde verhindern. Unabhängig von den konkreten Vorstellungen über ein geeintes Europa,
war die wichtigste Entwicklung dieser ersten Nachkriegsjahre, „dass das Zielbild eines
vereinten Europas nun über traditionelle Milieugrenzen hinweg konsensfähig wurde“(Loth
1992, S. 43). Die Akzeptanz des Schumannplans war in Deutschland nicht ungeteilt (Vgl. Für
das Folgende: Loth 1990b, S. 260). Gegner dieses Plans waren große Teile der deutschen
Industrie, die Arbeitgeberverbände, ein Teil der Liberalen, sowie die SPD aus ganz
unterschiedlichen Motiven. Während die industrielle Opposition einschließlich der Liberalen
vor allem wirtschaftliche Gründe gegen den Schumanplan anführte, wie die Befürchtung nach
der Dekartellisierung geschwächt in den Wettbewerb zu gehen oder durch die
Entscheidungskompetenzen der Hohen Behörde hinsichtlich der Verbesserung der
Arbeitsbedingungen mit steigenden Sozialausgaben rechnen zu müssen, standen für die SPD
machtpolitische Gründe im Vordergrund. Sie befürchtete eine dauerhafte Kontrolle
Frankreichs über die deutsche Wirtschaft und die Aufgabe der Idee von Europa als dritter
Kraft zugunsten eines Europa der vier K’s: Kapitalismus, Klerikalismus, Konservatismus und
Kartells. Auf der Seite der Unterstützer des Schumanplans fanden sich in Deutschland die
Christdemokraten, die Anhänger der Dritten Kraft, die Mehrheit der deutschen
Gewerkschaften, ein Teil der Unternehmerschaft sowie politische Realisten wie Adenauer.
Auch bei den Befürwortern spielten sowohl wirtschaftliche als auch politische Gründe eine
Rolle für ihre Unterstützung. Die Christdemokraten hofften auf eine Verständigung beider
Seiten, die Dritte Kraft Anhänger sahen darin eine Möglichkeit ihre Ziel ein unabhängiges
Europa zu verwirklichen, die Gewerkschaften erhofften sich Impulse für den Arbeitsmarkt
und damit eine Verbesserung der Lage ihrer Klientel, die Unternehmerseite spekulierte auf
höhere Gewinnchancen und die politischen Realisten schließlich, sahen in dem Schumanplan
einen ersten Schritt, die Souveränität der Bundesrepublik wieder zu gewinnen. Der Bundestag
sprach sich am  11. Januar 1952 mit 378 zu 143 für den Vertrag aus. Der Bundesrat schloss
sich am  1. Februar 1952 dem Votum des Bundestages an, ergänzte es aber am  1. Juli 1952
um die Forderung an die Bundesregierung, dafür Sorge zu tragen, dass die Alliierte
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Kontrollkommission alle Beschränkungen der Deutschen Kohle- und Stahlproduktion aufhob
und dass West Berlin ausdrücklich zum Gebiet  gezählt wird, für das der EGKS-Vertrag gilt.
In den Benelux-Ländern war wie schon erwähnt wurde, eine proeuropäische Einstellung auch
auf Regierungsebene vorhanden, was nicht zwingenderweise auch ein Ja zur Supranationalität
bedeuten muss. Gerade Luxemburg hatte sich ja gerade erst eine Eigenständigkeit erarbeitet
(Vgl. für das Folgende: Woyke 1985 S. 298ff). Zudem machte die Stahlproduktion einen
nicht unwesentlichen Anteil der luxemburgischen Wirtschaft aus. „Während die anderen
präsumtiven EGKS-Länder nur etwa 10 bis 30 % ihrer industriellen Produktion der neu zu
schaffenden europäischen Gemeinschaft zur Verfügung stellen sollten, betrug der Anteil der
einzubringenden luxemburgischen industriellen Produktion allein drei Viertel“ (Woyke 1985,
S. 299). Die Teilnahme an der EGKS war in dieser Hinsicht schon eine Herausforderung an
den eben eingeschlagenen Weg der Mitarbeit in internationalen Organisationen, sollten hier
doch wieder Souveränitätsrechte abgegeben werden. Mit Pierre Dupong hatte Luxemburg zu
diesem Zeitpunkt aber einen proeuropäischen Premier, der den Schumanplan als
Verhandlungsgrundlage akzeptierte. Luxemburg hat dann auch bei den Verhandlungen über
die EGKS dafür gesorgt, dass den kleinen Staaten (also auch sich selbst) noch genügend
Einflussnahme garantiert wurde, z.B. die Hohe Behörde mit neun statt nur mit fünf
Kommissaren zu besetzen, wobei ein Land höchstens zwei stellen durfte. In der
Ratifizierungsdebatte im luxemburgischen Parlament wurden dann vor allem politische
Motive für die Zustimmung zur EGKS angeführt, wie der Verhinderung eines neuerlichen
Krieges zwischen Frankreich und Deutschland, wie der Beginn für den Aufbau der
Vereinigten Staaten von Europas, aber auch die Erkenntnis, dass für ein kleines Land wie
Luxemburg die Neutralität keine politische Option mehr darstellt, sondern vielmehr der
Zusammenschluss von Staaten. Mit Ausnahme der Kommunisten haben dann auch alle
Parteien für eine Annahme des EGKS-Vertrages votiert. Mit 47 Stimmen von 51 wurde der
Vertrag am 3 Mai 1952 angenommen.
In Belgien signalisierte die Regierung nach anfänglicher Zurückhaltung ihre Zustimmung,
Verhandlungen über den Schumanplan aufzunehmen ( Vgl. für das Folgende: Woyke 1985, S.
80ff). Auffällig war bei den Verhandlungen die großen Vorbehalte der belgischen Delegation
gegen allzu weit reichende Kompetenzen der Hohen Behörde. So verlangte die belgische
Delegation ein klare Kompetenzabgrenzung der Hohen Behörde, die Schaffung eines
Ministerrates mit dem Recht Beschlüsse der Hohen Behörde notfalls nicht anerkennen zu
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müssen. „Die Aufgabe der belgischen Delegation bestand darin, auf alle Fälle eine Teilung
der Gewalten zu erreichen, eine Begrenzung der Kompetenzen der Hohen Behörde
festzulegen und die Kontrolle des Vertrages durch einen Gerichtshof gewährleisten zu lassen
(Woyke 1985, S. 82). Wie sehr die Frage der Supranationalität an dem Selbstverständnis
(Erwartungsstrukturen) eines Systems rüttelt, dass wie der Staat seine Entscheidungen an der
Prämisse Souveränität orientiert, zeigen die Debatten die sowohl im Abgeordnetenhaus als
auch im Senat geführt wurden. Dabei verliefen die Konfliktfronten nicht nur entlang der
Fraktionen sondern auch innerhalb. In diesen Debatten ging es nicht so sehr um das Für und
Wider der Europapolitik – den Sozialisten, Liberale und auch Christdemokraten waren
überzeugte Europäer – sondern es ging vor allem um die Frage, wie viel nationale
Souveränität durch den Beitritt in eine supranationale Organisation wie die EGKS verloren
ginge“ (Woyke 1985, S. 83). Nachdem die Regierung durch eine Petition, die in beiden
Kammern klare Mehrheiten erhalten hatte, dazu verpflichtet worden war, auf die Einhaltung
der Verträge zu achten, wurde der Vertrag zur EGKS mit großer Mehrheit sowohl im
Abgeordnetenhaus – 104 gegen 12 Stimmen bei 68 Enthaltungen – als auch im Senat  - 165
gegen 13 Stimmen bei 13 Enthaltungen – angenommen.
Auch die Niederlande hatten einer Verhandlung über den Schumanplan zugestimmt, obwohl
die Regierung eher einer zwischenstaatlichen Zusammenarbeit verpflichtet war, als der
supranationalen Integration (Vgl für das Folgende: Woyke 1985, S. 192). Ähnlich wie in
Belgien ging es bei den Verhandlungen darum, die Kompetenzen der Hohen Behörde
möglichst gering zu halten. Dementsprechend wurde ein Ministerrat vorgeschlagen, der die
Kompetenz haben sollte, der Hohen Behörde Anordnungen zu erteilen. Im niederländischen
Parlament waren eher Vertreter der supranationalen Integration zu finden. Der Vertrag
passierte ohne Probleme die beiden Kammern des Parlaments. In der zweiten Kammer, die
zuerst abstimmte, votierten 62 Abgeordnete für und 2 Abgeordnete gegen den Vertrag. In der
ersten Kammer fiel die Abstimmung ähnlich deutlich aus. 36 Abgeordnete sprachen sich
dafür und 2 Abgeordnete dagegen aus.
Italien war wie Deutschland darum bemüht, wieder Anschluss in der europäischen und der
globalen Staatenwelt zu finden. Erste Schritte waren mit dem Beitritt zum Europarat, zur
NATO und der Unterstützung des wirtschaftlichen Wiederaufbaus durch den Marshallplan
getan worden. Die politische Führung um de Gasperi war dabei proeuropäisch eingestellt und
auch supranationalen Vorstellung gegenüber aufgeschlossen (Vgl. für das Folgende:
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Castronovo 1992, S. 84ff). Dementsprechend fand der Vorschlag Schumans große
Unterstützung durch die Regierung.  Neben der schon erwähnten Möglichkeit, weiter an der
Wiedergewinnung internationaler Reputation zu arbeiten, wurde der Schumanplan von
italienischer Regierungsseite auch als ein erster Schritt betrachtet, die deutsch-französische
Aussöhnung zu betreiben sowie die Einigung Europas voran zu treiben. Gänzlich
unumstritten war der Beitritt zur EGKS aber auch in Italien nicht. Insbesondere die
Stahlindustrie befürchtete ohne Zollschranken der internationalen Konkurrenz ausgesetzt zu
sein. „Tatsächlich musste die italienische Regierung einige harte Auseinandersetzungen mit
den wichtigsten privaten Konzernen dieses Sektors (geführt von Senator Enrico Falk) in Kauf
nehmen, bevor die protektionistischen und autarken Strukturen abgebaut werden konnten“
(Castronovo 1992, S. 87). In Italien wurde am 15. März 1952 der Vertrag per Akklamation
durch den Senat angenommen und passierte auch am 16. Juni 1952 mit deutlicher Mehrheit
das Abgeordnetenhaus ( 265 gegen 98 Stimmen).
Systemtheoretisch gesehen sind die Vorschläge zu einer europäischen Friedensordnung nicht
nur deshalb Variationen, weil sie friedliche anstelle von gewaltsamer Konfliktaustragung
propagieren, sondern auch deswegen, weil sie ein neues Element in die politische
Kommunikation brachten. Kollektiv verbindliche Entscheidungen sollten nicht mehr
ausschließlich durch Staaten getroffen werden können, sondern auch durch eine
suprastaatliche Organisation. Dass dieser Entwicklung eine Entscheidung der Staaten
vorhergehen muss, die diese Möglichkeit herbeiführt, versteht sich von selbst.
Eine Variation meist an der Peripherie eines politischen Systems geäußert, weil dort die
Möglichkeit zum Experimentieren im evolutionstheoretischen Sinne am Größten ist, nimmt in
der Regeln einen langen Weg bevor sie von der machtüberlegenen Seite positiv seligiert und
damit zur Erwartungsstruktur künftiger Entscheidungen wird. Auf diesem Weg, um die
Zufälligkeit eine evolutionären Veränderung noch mal hervorzuheben, ist eine Variation
immer wieder der Selektion ausgesetzt und sie geht auch nicht unverändert aus diesem
Prozess hervor. Für das hier gewählte Beispiel der europäischen Union bedeutet dies, der
Gedanke der Supranationalität hat sich am Ende durchgesetzt, nicht aber der Entwurf einer
Friedensordnung für Europa wie er von den europäischen Widerstandsgruppen entwickelt
wurde. Der Gedanke eines politischen Zusammenschlusses in Europa war in den politischen
Kreisen der Siegermächte durchaus diskutiert worden, hatte aber mit Ausnahme
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Großbritanniens nie Eingang in die zentralen Entscheidungszentren gefunden oder in die
parteipolitische Programmatik. In Großbritannien gab es durchaus Vorstellungen über eine
europäische Union. Besonders 1940/41 wurden zahlreiche Bücher und Presseartikel zu
diesem Thema publiziert, die entweder einen Staatenbund – New Commonwealth -  oder eine
Föderation – Federal Union“ forderten. Auch die britischen Parteien vertraten in ihren
Kriegszielen diese Ideen und das Angebot der Regierung Churchills vom 16. Juni 1940 an
Frankreich zur Bildung einer britisch-französischen Nation mit einem gemeinsamen
Parlament kann ebenfalls in diese Diskussion eingeordnet werden. Diese Pläne wurden aber
im Verlaufe des Krieggeschehens angesichts des Machtgewinns der Sowjetunion 1943
zugunsten einer Nachkriegsplanung, die eine Aufteilung Europas vorsah, aufgegeben. In den
USA gab es aufgrund der zahlreichen exilierten Europäer immerhin auf bis auf die untere
Regierungsebene Befürworter europäischer Föderationspläne. Bei den europäischen
Exilregierungen spielten aufgrund der negativen Erfahrungen in der Zwischenkriegszeit die
osteuropäischen eine aktivere Rolle als die westeuropäischen, von denen nur die belgische
und die luxemburgische Vorstöße für eine regionale Union unternahmen. 1943 vollzog sich
aber ein Umdenken in der amerikanischen Nachkriegsplanung für Europa. Statt der
Möglichkeit eines föderativen Zusammenschlusses wurde jetzt ein Konzept der vier
Weltpolizisten favorisiert, die bestehend aus China, den USA, Großbritannien und der
Sowjetunion die Welt in vier Einflusssphären aufteilen und für eine stabile Ordnung sorgen
sollten. Gänzlich abweisend gegenüber europäischen Einigungsbestrebungen verhielt sich die
Sowjetunion, die sich gemäß ihrem Freund-Feind-Denken als einziger sozialistischer Staat
der Welt einer kapitalistischen Welt gegenüber sah. Als Ziel wurde daher eine
Wiederherstellung der nationalstaatlich zersplitterten politischen Ordnung Europas angestrebt,
um eine Koalitionsbildung gegen die Sowjetunion zu verhindern.
Eine Möglichkeit Konflikte zu pazifizieren, besteht darin, den Zugriff auf Mittel der
Konfliktaustragung zu beschränken. Die als kriegswichtig geltenden Industrien Kohle und
Stahl wurden mit der Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 1951 der
nationalstaatlichen Kontrolle entzogen und einer suprastaatlichen Behörde unterstellt. Damit
wurde in erstmals in der Geschichte der internationalen Beziehungen eine neue Form
politischen Entscheidens etabliert, welche die traditionelle Form nicht ablöste, aber jetzt
parallel existiert. Die Pazifizierung war aber nicht nur darauf gerichtet, den Staaten die
materiellen Grundlagen für eine gewaltsame Austragung von Konflikten zu entziehen,
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sondern auch die geistigen Grundlagen. In diesem Zusammenhang ist besonders die deutsch-
französische Aussöhnung mit Erfolg betrieben worden.144
Die EU ist keine ausschließlich auf dem Supranationalitätsprinzip aufgebaute Organisation.
Ein Teil ihrer Entscheidungsstrukturen orientiert sich am Prinzip zwischenstaatlicher
Zusammenarbeit. Für die hier verfolgte These ist aber ausschlaggebend, dass der Verzicht auf
Gewalt seine institutionelle Umsetzung in der Vergemeinschaftung  fand. Offenbar ist eine
Absicherung der Entscheidungsprämisse friedlicher Konfliktaustragung durch
Vergemeinschaftung erfolgreicher als, wenn sie an zwischenstaatliche Zusammenarbeit
gebunden wird. Die Mitgliedschaft in der UNO verhindert nicht, dass ein Teil ihrer Mitglieder
Konflikte gewaltsam austrägt.
5.1.5 Die Restabilisierung: die Entwicklung der Europäischen Union bis
1966
Angenommen eine Variation wird positiv seligiert, dann stellt sich wie auch bei einer
negativen Selektion, für das System die Notwendigkeit der Restabilisierung, d.h. die
Strukturen des Systems müssen angepasst werden. Zu vermuten ist hierbei, dass die
Restabilisierung nach einer positiven Selektion aufwendiger ist als nach einer negativen
Selektion. Neue Interdependenzen sind entstanden, die von dem betroffenen System
koordiniert werden müssen. Darin liegt auch ein Grund, warum es sich bei einer positiven
Selektion einer Variation nicht um die ursprüngliche Abweichung handelt, sondern meist um
eine reduzierte Fassung. Die Montanunion ist, gemessen an der in den
Widerstandsbewegungen formulierten Vorstellung über ein geeintes Europa ein stark
komprimierte Version und sie ist in ihrer konkreten Ausgestaltung eine reduzierte Version der
Vorstellungen wie sie von Jean Monnet geäußert wurden (Vgl. für das Folgende: Brunn 2004,
S. 85ff). Monnet hatte in seiner Konzeption der Hohen Behörde weitgehende
Entscheidungsbefugnisse geben wollen,  scheiterte aber am Widerstand der kleineren Staaten,
die mit dem Ministerrat und der parlamentarischen Versammlung Gegenkräfte in die
institutionelle Ausgestaltung einbrachten. Die Reduktion von ursprünglichen Variationen
kann man als Niederlagen beschreiben, verfehlen aber den Blick für die eigentliche
Veränderung im politischen System. In diesem Beispiel ist es die Einführung der
Supranationalität in den Pool von Entscheidungsprämissen, an denen sich politisches
                                                          
144
 Der Rekurs auf Ressentiments wie die so genannte deutsch-französische Erbfeindschaft ist heute eine
Minderheitenposition, die wenn sie von Funktionsträgern in öffentlichen Ämtern vertreten wird Ablehnung oder
Irritation hervorruft, während sich in den zwanziger Jahren die auf Versöhnung ausgerichtete Position in der
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Entscheiden orientiert. Auch die vermeintlichen Niederlagen, die das Prinzip der
Supranationalität mit dem Scheitern der EVG und der EPZ hinnehmen musste, sind weniger
ein Scheitern als ein weiterer Beleg dafür, dass die Möglichkeiten für Strukturveränderungen
davon abhängen, wie sehr sie die Identität des betroffenen Systems in Frage stellen. Für das
politische System (National) Staat ist die Fähigkeit kollektiv verbindliche Entscheidungen in
Form von Gesetzen für alle nur erdenklichen Bereiche zu treffen, also letztendlich die
Unterscheidung von Macht überlegen/Macht unterlegen über ein durch Grenzen definiertes
Gebiet die identitätsstiftende Unterscheidung des Systems. Wobei die positive Seite des
Codes (machtüberlegen) der Ort ist, wo kollektiv verbindliche Entscheidungen getroffen
werden. Die Unwahrscheinlichkeit, dass sich das Systems durch die Ausweitung der
Supranationalität auf die andere Seite der Unterscheidung bewegt, liegt auf der Hand. Das
bedeutet nicht, dass solche Änderungen völlig unmöglich werden. Veränderungen in der
Umwelt des Systems können durchaus dazu führen, dass die Frage einer Strukturänderung
wieder aufgeworfen werden und vielleicht diesmal mit Erfolg umgesetzt werden. Die Kriege
im ehemaligen Jugoslawien haben die Erwartung aufgeworfen und gleich enttäuscht, dass die
EU als ein außenpolitischer Akteur auftritt. Jede politische Krise, wie sie etwa der gewaltsam
ausgetragene Nahostkonflikt oder der Atomstreit mit dem Iran darstellen und die mehr als ein
Land innerhalb der EU betreffen, wirft diese Frage erneut auf. Auch ein Integrationsschritt im
Rahmen der Verteidigungspolitik ist bislang noch nicht vollzogen worden, gleichwohl gab es
seit Mitte der 90er Jahre zahlreiche Entscheidungen einer verstärken Zusammenarbeit im
Bereich der Sicherheit innerhalb der EU. D.h. die Frage der Ausdehnung der Supranationalität
auch auf Bereiche, die zentrale Felder der staatlichen Souveränität betrachtet werden, wie die
Verteidigung, wird als Problem vermutlich immer wieder aufgeworfen werden bis das System
eine Lösung für dieses Problem findet.
Die Frage, ab wann denn eine Restabilisierung als abgeschlossen angesehen werden kann,
lässt sich auf zweierlei Weise beobachten. Einerseits, indem man Entscheidungen im System
beobachtet, die die Variation als Erwartungsprämisse benutzen oder aber wenn die neue
Erwartungsstruktur wiederum dem evolutionären Prozess von Variation, Selektion und
Restabilisierung ausgesetzt wird. In dem hier gewählten Beispiel der Einführung der
Supranationalität in die europäische Politik würden also einerseits Entscheidungen, welche
Supranationalität in das politische System einbauen und andererseits die Infragestellung der
Supranationalität und die Reaktion darauf, eine negative oder eine positive Selektion als
Indikatoren der Restabilisierung gelten.
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Mit der Gründung der EGKS beginnt die Restabilisierung der gewählten Variation
Supranationalität. Die Bewertung ihrer Arbeit fällt zwiespältig aus. Als Erfolge werden die
finanzielle Unterstützung Umstrukturierung und Modernisierung der Kohle- und
Stahlindustrie sowie die Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen der Arbeiter
durch die EGKS gewertet (Brunn 2004, S. 86). Als Misserfolge hingegen, dass sie
Zerschlagung der Kartelle bzw. die Bildung neuer Kartelle nicht verhindern konnte oder auch
in der ersten Kohlenkrise 1958 einseitige nationale Politiken wie Importstopps nicht
unterbinden konnte. (Brunn 2004, S. 86) Für die hier vertretene Argumentation bleibt aber
entscheidend, dass die Hohe Behörde und die anderen Institutionen ihre Arbeit aufnehmen,
Entscheidungen treffen, kurz ein bestimmter Teil der politischen Kommunikation der neuen
Entscheidungsprämisse folgt. Auch wenn die Ausdehnung des suprastaatlichen Prinzips auf
andere politische Bereiche nicht immer gelang, eine Verteidigungspolitik organisiert nach
dem Vorbild der Montanunion scheiterte, dagegen wurden die Atomenergie (EURATOM)
und die Wirtschaft (EWG) erfolgreich vergemeinschaftet, blieb es als Erwartungsstruktur im
ersten Jahrzehnt unangetastet. Als wichtiger Schritt im Hinblick auf die Restabilisierung der
neuen Erwartungsstruktur kann die Gründung der EWG gelten. Bis es zur Unterzeichnung der
Verträge 1957 in Rom hatte es zwei Jahre lang Verhandlungen gegeben. Auch hier lässt sich
nachzeichnen, dass ein Vorschlag von den betroffenen Systemen nicht vorbehaltlos
übernommen wird, sondern erst einen mehrstufigen Selektionsprozesses überstehen muss, in
dessen Verlauf sich der Vorschlag gegenüber seiner ursprünglichen Version verändert, um am
Ende möglicherweise positiv seligiert zu werden. Jean Monnet als Leiter der Hohen Behörde
befürchtete nach dem Scheitern der EVG eine Stagnation im Integrationsprozess sei der
Anfang vom Ende desselben. Über den belgischen Außenminister Paul-Henri Spaak lancierte
er den Vorschlag die Montanunion auf die Atomenergie und die Verkehrspolitik
auszudehnen. Der niederländische Außenminister Johann Willem Beyen erweiterte diesen
Vorschlag um die Idee, es nicht nur bei einer sektoralen Integration zu belassen, sondern
gleich einen gemeinsamen Markt zu schaffen. In einem Memorandum schlugen die
Beneluxländer Italien, Frankreich und Deutschland vor, „über den Weg einer Zollunion zu
einer Wirtschaftsgemeinschaft voranzuschreiten, die nicht nationalen Regierungen, sondern
einem supranationalen Parlament verantwortlich zu sein hätte“ (Brunn 2004, S. 102). Die
Reaktionen fielen eher verhalten aus. Die französische Regierung sah ihre Wirtschaftszweige
als nicht konkurrenzfähig an, außerdem fürchtete sie den Widerstand der nationalen
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände (Vgl. für das Folgende: Brunn 2004, S. 102ff), (Loth
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1990a, S. 116ff). In der Atomfrage wiederum stimmte sie zu, auch unter dem Aspekt sich den
Zugriff auf das deutsche Potential zu eröffnen. Atomwaffen hingegen sollten unter nationaler
Verantwortung bleiben. Die deutsche Regierung wiederum war sowohl gegen den
gemeinsamen Markt als auch eine Atomgemeinschaft. Ein weltweites Freihandelssystem
erschien ihr für die deutsche Exportwirtschaft attraktiver und bei der Atomenergie wollte man
mit den in diesem Bereich schon technisch fortgeschritteneren Briten und Amerikanern
zusammenarbeiten. Italien schließlich war vornehmlich an einer politischen Integration
gelegen. Nach einigen Revisionen an diesem Vorschlag sowie interner Überzeugungsarbeit
wie im Fall der deutschen Regierung, wurde eine Außenministerkonferenz in Messina (Juni
1955) einberufen, auf das weitere Vorgehen entschieden werden sollte. Das Ergebnis der
Konferenz fiel gemessen an der Erwartung, dass konkrete Maßnahmen zur weiteren
Integration getroffen wurden mager aus. Man einigte sich nur darauf, eine Expertengruppe
einzusetzen, die sowohl für die sektorale Integration weitere Bereiche wie Verkehr, Energie
und Atomenergie als auch für den gemeinsamen Markt Vorarbeiten leisten sollte, die später
als Vorlage für Vertragsverhandlungen dienen sollten. Damit war die Entscheidung für oder
gegen eine weitere Integration verschoben worden. Für die Variation bedeutete dies aus
systemtheoretischer Sicht, dass eine Selektionshürde zwar noch nicht genommen worden war,
aber umgekehrt die Variation auch noch nicht gescheitert war. In Messina war auch
beschlossen worden, Großbritannien an den Beratungen teilnehmen zu lassen. Damit hatte
man sich eine weitere Selektionshürde mit ins Boot geholt. Großbritannien sah in einem
Gemeinsamen Markt einen Angriff auf seine Vormachtstellung in der OEEC und befürchtete
Nachteile für britische Waren in den sechs Ländern. In einem Schreiben an die Regierungen
in Bonn und Washington wurde der Gemeinsame Marktes als gegen den freien Welthandel
gerichtetes Projekt bezeichnet, dass Westeuropa wirtschaftlich und politisch spalten würde.
Gleichzeitig waren mit Strauß und Erhard zwei Politiker in der deutschen Regierung, die
sowohl den Plänen für einen Gemeinsamen Markt als auch einer vergemeinschafteten
Atomenergie ablehnend gegenüber standen. Diesem Problemfeld bereitete Adenauer ein
Ende, indem er Kraft seiner Richtlinienkompetenz anordnete, dass seine Minister ihre
Bedenken zugunsten der europäischen Integration zurückstellten. Die Briten scheiterten mit
ihrem Vorhaben am Widerstand der Amerikaner, die dem in Messina anvisierten Vorhaben
positiv gegenüberstanden, weil sie darin ein Mittel sahen, Deutschland weiter an den Westen
zu binden. Auch hatten sie nicht mit der Solidarität der Sechs gerechnet, die die Intervention
der Briten als unzulässige Einmischung betrachteten. In Frankreich hatte es inzwischen einen
Regierungswechsel gegeben. Mit Guy Mollet war ein Integrationsbefürworter zum Premier
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berufen worden. Im März 1956 wurde der Bericht der Kommission vorgelegt und fand die
Zustimmung aller sechs Regierungen als Grundlage für Verhandlungen zu dienen. Die
Verhandlungen selbst verliefen ähnlich wie beim Schumanplan, d.h. jedes Land versuchte
seine Interessen möglichst durchzusetzen. Die französische Delegation versuchte das Risiko
für die eigene Wirtschaft möglichst zu minimieren, indem sie Abbau von
Wettbewerbsverzerrungen, die Angleichung der Sozialleistungen an die französischen
Standards, die Verkürzung der Arbeitszeiten und die Harmonisierung der Lohn- und
Nebenkosten forderte. Außerdem bestand sie darauf, die Atomgemeinschaft vor dem
Gemeinsamen Markt in Kraft zu setzen. In der deutschen Delegation verhinderten die Gegner
einer weiteren Integration, dass es zu einer Annäherung der französischen und deutschen
Positionen kam. Im Herbst machten mehrere internationale Entwicklungen eine Annäherung
zwischen Deutschland und Frankreich möglich. Zum einen war die Saarfrage entschieden
worden zugunsten einer Eingliederung des Saarlandes in die Bundesrepublik, dann hatte
sowohl die USA als auch die Sowjetunion Frankreich und England gezwungen ihr Vorhaben
die Kontrolle über den Suez-Kanal wieder zurück zu gewinnen, abzubrechen. Und schließlich
hatte die Sowjetunion den Aufstand in Ungarn mit Gewalt niedergeschlagen. All diese
Entwicklungen schienen es für Frankreich opportun werden zu lassen, seine weltpolitische
Rolle über einen engeren europäischen Zusammenschluss wieder zu finden. Das französische
Ja zum Gemeinsamen Markt wurde mit Zugeständnissen erkauft, wie der zeitlichen Streckung
der Umsetzung von Maßnahmen, wenn die Entwicklung der französischen Wirtschaft nicht
die gewünschte Richtung nahm. Auch bei der Assoziierung der überseeischen Gebiet wurde
ein Kompromiss gefunden. Auch bei der Lösung der Landwirtschaftsfrage griff man auf das
Prinzip der gegenseitigen Zugeständnisse zurück. Während die Niederländer einen
gemeinsamen Markt organisiert nach marktwirtschaftlichen Prinzipien wollten, wollten
Deutsche und Franzosen einen Binnenmarkt mit garantierten Preisen. Man einigte sich auf
einen geschützten Agrarmarkt. Beim Ministerrat als wichtigsten Organ der zukünftigen EWG
setzten die kleinen Staaten eine Stimmverteilung durch, die ausschloss, dass die Großen die
Kleinen überstimmen konnten. Deutschland konnte die Einbeziehung Berlins und seinen
Handel mit der DDR in den gemeinsamen Markt sowie die Förderung der Zonenrandgebiete
als Punktgewinne verbuchen. Am 25. März 1957, fast zwei Jahre nach der Konferenz von
Messina konnte in Rom der Vertrag zur EWG und EURATOM unterzeichnet werden. Die
Ratifizierung des Vertragswerkes in den einzelnen Parlamenten verlief trotz Kritik überall
problemlos. Die Europäische Integration fußte jetzt auf drei Bereichen, von denen die EWG
den umfassenderen darstellte. Während EGKS und EURATOM auf einen klar abgegrenzten
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Bereich konzentriert waren, umfassten die Ziele der EWG, die Abschaffung der Zölle und die
Einführung eines gemeinsamen Zolltarifs, eine gemeinsame Außenhandelspolitik, die
Gewährleistung des freien Personen-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehrs, eine gemeinsame
Agrar- und Verkehrspolitik, die Einführung eines gemeinschaftlichen Wettbewerbssystems,
die Koordinierung nationaler Wirtschaftspolitik sowie die Rechtsangleichung. (Platzer 1995,
S. 51). Zu den Organen der EWG zählen der Ministerrat, der im Unterschied zur Hohen
Behörde der EGKS die Entscheidungsbefugnis (Gesetzgebungsmonopol) erhielt, die
Kommission, welche das Monopol für Initiativen erhielt sowie die Versammlung (später
Europäische Parlament) und schließlich der Gerichtshof. Wobei hier der vorhandene der
EGKS auch mit der Rechtssprechung für EWG und EURATOM beauftragt wurde. Zu den
genuin suprastaatlichen Institutionen der Europäischen Union zählen die Kommission,  das
Parlament und der Gerichtshof. Trotz zahlenmäßiger Überlegenheit (3 gegen 1) ist für die
Europäische Union insgesamt ein Doppelcharakter zwischen Intergourvementalismus und
Supranationalität kennzeichnend (Vgl. Pfetsch 2001, S. 134). Für die hier verfolgte These,
dass für die Entstehung einer Erartungsstruktur des pazifizierten Konfliktaustrags die
Einführung und die Etablierung der Supranationalität grundlegend war, ist entscheidend, dass
mit den suprastaatlichen Institutionen dauerhaft Entscheidungen getroffen werden, die sich an
dieser Erwartungstruktur orientieren. Supranationalität findet sich wieder in den Rechtsakten
der europäischen Union, die sich unterscheiden lassen in Verordnungen, Richtlinien und
Entscheidungen ( Vgl. für das Folgende: Pfetsch 2001, S. 126ff). Sie unterscheiden sich darin,
an wen sie gerichtet sind und in der inhaltlichen Festlegung. Verordnungen betreffen die
Rechtsvereinheitlichung, stehen über nationalem Recht und können auch nicht durch die
nationalen Parlamente verändert werden. Richtlinien wiederum legen nur den Rechtsrahmen
fest und erlauben bei der Wahl der Mittel ein Mitspracherecht der Parlamente.
Entscheidungen sind Einzelfallentscheidungen und können von den Staaten individuell
geregelt werden.
Eine zweite Möglichkeit, den Grad der Restabilisierung einer neuen Erwartungsstruktur zu
beobachten, ist eine neuerliche Selektionssituation. Eine bestehende Erwartungsstruktur wird
durch eine Variation in Frage gestellt und das betroffene System steht vor die Situation, die
Variation aufzugreifen oder abzulehnen. Im letzteren Fall also an der bestehenden
Erwartungsstruktur festzuhalten. Zu einer ernsthaften Herausforderung der neuen
Erwartungsstruktur kam es in den 60er Jahren von Seiten Frankreichs. Mit der Wahl Charles
de Gaulles zum Präsidenten Frankreichs 1958 trat wieder eine Politik in den Vordergrund,
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welche kollektiv verbindliche Entscheidungen ausschließlich den Nationalstaaten zugestehen
wollte. Dementsprechend lehnte de Gaulle eine Erweiterung des Supranationalitätsprinzips
auf weitere politische Bereiche ab. Die wirtschaftliche Integration wurde hingenommen, aber
alle weiteren im Integrationsprozess aufkommenden Fragen sollten zwischenstaatlich gelöst
werden, d. h. durch die Regierungschefs oder durch die Ministerausschüsse. Das europäische
Parlament sollte eine Versammlung von Abgeordneten der nationalen Parlamente bleiben und
die europäische Verteidigung sollte in Form einer Allianz von souveränen Staaten erfolgen
und keinesfalls wie in der NATO, wo europäische Truppen dem amerikanischen Oberbefehl
unterstellt waren. Der Austritt Frankreichs aus den militärischen Strukturen der NATO 1966
war vor diesem Hintergrund nur konsequent. Obwohl de Gaulles Versuche eine Politik der
zwischenstaatlichen Zusammenarbeit anstelle des Supranationalitätsprinzips zu etablieren
scheiterten, hatten seine Vorstöße zur Folge, dass eine gewisse Renaissance
zwischenstaatlicher Politik einsetzte. Zur Zuspitzung der Situation führte schließlich die
Politik des leeren Stuhls, die Frankreich nach dem Ende des französischen Ratsvorsitzes am
30. Juni 1965 begann und die mehr als sechs Monate andauerte. Ab Januar 1966 sollten die
meisten Entscheidungen im Rat nicht mehr per Einstimmigkeit, sondern per
Mehrheitsbeschluss fallen. Um diese Entwicklung zu verhindern, nahm de Gaulle die noch
ausstehende Regelung der Finanzierung der Gemeinsamen Agrarpolitik zum Anlass seine
politischen Pläne durchzusetzen. Die Kommission hatte den Auftrag einen Finanzierungsplan
vorzulegen dazu genutzt, diesen mit der Ausweitung ihrer Haushaltbefugnisse und der des
Europäischen Parlaments zu verknüpfen. „Die Kommission und das Parlament sollten künftig
den jährlichen Haushalt der EWG aufstellen und von Rat nur noch mit qualifizierter Mehrheit
überstimmt werden dürfen“ (Brunn 2004, S. 145). Während die übrigen Regierungen den
Vorschlag überdenken wollten, lehnte de Gaulle ab und forderte stattdessen nur über den
Finanzierungsvorschlag abzustimmen. Als sich herausstellte, dass die fünf anderen
Regierungen nicht bereit waren vorbehaltlos auf die französischen Forderungen einzugehen,
stellte der französische Außenminister Couve de Murville das Scheitern der Verhandlungen
fest und Frankreich zog seinen Ständigen Vertreter bei der Gemeinschaft nach Paris zurück.
Obwohl die Kommission dem Rat im Juli 1965 ein Memorandum vorlegte, dass den
französischen Wünschen sehr weit entgegenkam, so sollte die Gemeinschaft erst ab dem 1.
Januar 1970 über eigene Einnahmen verfügen, die Frage der Stärkung der Rechte des
Parlaments wurden nicht wieder aufgegriffen und die Frage der weiteren Entwicklung der
Gemeinschaft in andere Bereiche wurde als Aufgabenkatalog allerdings mit verpflichtenden
Charakter formuliert, blieb die französische Regierung den Ministerratssitzungen fern.
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Rückblickend betrachtet gelang mit der Lösung der Krise der europäischen Integration in den
60er Jahren im Luxemburger Kompromiss der Abschluss der Restabilisierung der
Erwartungsstruktur Supranationalität. In der Situation  damals war der Ausgang der Krise
offen. Dass es sich um eine neuerliche Selektionssituation handelte, lässt sich auch anhand
der fünf Problemen verdeutlichen, die es zu lösen galt: „Würde es der französischen
Regierung gelingen, die ein oder andere Partnerregierung für ihren Standpunkt zu gewinnen
und die Position „der Vertragstreuen“ dadurch zu schwächen? Würden die übrigen fünf
Regierungen bereit sein, zusammenzuhalten die Regeln und Institutionen der EWG zu
verteidigen? Gab es nur eine Lösung mit Frankreich, die die Aufrechterhaltung und die
Weiterentwicklung der EWG gewährleistete? Oder musste nach neuen Formen oder anderen
Partnern für die EWG gesucht werden? War Frankreich an der Fortsetzung des Gemeinsamen
Marktes überhaupt noch interessiert?“ (Groeben 1982, S. 280). Dass sich die
Entscheidungsprämisse Supranationalität gegen die Entscheidungsprämisse Rückkehr zur
reinen Zwischenstaatlichkeit durchsetzte, lag zum einen daran, dass de Gaulle innenpolitisch
unter Druck geriet. Industrielle und landwirtschaftliche Kreise wollten die Errungenschaften,
die sich aus der Zusammenarbeit ergeben hatten, nicht aufs Spiel setzen, zumal sich schon
Nachteile aus dem französischen Boykott bemerkbar machten. Zum anderen hielten die
übrigen fünf Mitglieder an der Aufrechterhaltung der EWG fest. Für die Beneluxländer und
Italien standen wirtschaftliche Gründe im Vordergrund und in Deutschland galt der Preis als
zu hoch, den man hätte bezahlen müssen, wenn man eine Verbindung mit Frankreich
eingegangen wäre. Mit dem Luxemburger Kompromiss wurde die Krise beendet. Er sah vor,
dass kein Mitglied im Ministerrat überstimmt werden dürfe, wenn eine anstehende
Entscheidung dessen vitalen nationalen Interessen berühre. Der Luxemburger Kompromiss
wird oft als Rückschritt beschrieben oder zumindest als eine Entscheidung, welche die
weitere Integration verlangsamte. „Die Verpflichtung auf ein Gemeinschaftsinteresse erlitt
einen empfindlichen Schaden, und der Zusammenhalt der Mitgliedsstaaten reduzierte sich
noch stärker auf den kleinsten gemeinsamen Nenner der nationalen Interessen. Der
Handlungsspielraum der Kommission als Integrationsorgan wurde eingeschränkt. (...) Der Rat
wurde die gewichtigere Institution. Damit erlitt die Idee der Supranationalität, die so viele
Einigungspläne inspiriert und die europäische Wirtschaftsgemeinschaft zu einer so
einzigartigen Institution gemacht hatte, einen herben Rückschlag, und der Integrationsprozess
verlagerte sich in starkem Maße auf Formen der intergouvernementalen Zusammenarbeit.
(Brunn 2004, S. 148). Dies ist aus einer integrationsorientierten Sicht sicher richtig, verfehlt
aber meiner Meinung nach die weitaus wichtigere Entscheidung, Supranationalität als
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Entscheidungsprämisse für politische Entscheidungen neben der intergouvernementalen
Zusammenarbeit beizubehalten sowie die Entwicklung der Europäischen Union fort zu
setzen. Deutlich wird dies auch im Kommentar der suprastaatlichen Institution der
Europäischen Kommission: sie „erklärte am 2. Februar 1966 ihre Befriedigung darüber, dass
die Gemeinschaft nunmehr wieder ihre normale[sic!] Tätigkeit in vollem Umfang aufnehmen
könne“ (Groeben 1982, S. 284).
Den Grad der Restabilisierung der friedlichen Konfliktaustragung innerhalb der EU kann man
überprüfen, indem man ein Gedankenexperiment wagt. Wie würde eine europäischer Politiker
reagieren, wenn man ihm den Vorschlag unterbreiten würde, in einem beliebigen Konflikt
zwischen den EU-Mitgliedsländern mit Gewalt zu drohen, um seine Interessen durchzusetzen.
Er würde irritiert reagieren. D.h. Gewalt ist noch nicht mal mehr eine Option. Die Stabilität
der Erwartung, dass Konflikte innerhalb der Europäischen Union friedlich ausgetragen
werden, lässt aber auch daran überprüfen, wenn man versucht, die Bedingungen aufzuführen,
die es wahrscheinlich machen, dass zu einer Änderung der Erwartungsstrukturen kommt, und
Konfliktaustragung wieder remilitarisiert wird. Gemessen an dem hier verwendeten Modell
müsste ein Prozess von Variation, positiver Selektion und Restabilisierung einsetzen. Die
Frage ist, in welcher Form dies geschehen könnte. Vorstellbar wäre eine Wiedereinführung
einer Gewalt als Mittel der Konfliktentscheidung einschließenden Erwartung über das
Wiederaufleben nationalistischer Diskurse. D.h. die Variation tritt zunächst in der Form der
Ablehnung der europäischen Integration auf. Würde über Wahlen positiv seligiert und durch
entsprechende Entscheidungen (z.B. Austritt aus der EU) von jetzt nationalistischen
Regierungen restabilisiert. Das Beispiel ist natürlich sehr spekulativ. Aber das ist ein Zeichen
für die Stabilität der Friedensgemeinschaft Europa. Die Gefahr einer Renationalisierung im
oben beschriebenen Sinne kann als unwahrscheinlich gelten. Rechtspopulistische oder auch
nationalistische Parteien müssten an die Macht kommen und zwar nicht nur als kleinere
Partner in einer Koalition. Es müsste gleichzeitig in mehreren Ländern der EU geschehen.
Bislang scheint die Empirie diese Unwahrscheinlichkeitsvermutung zu bestätigen.
Antieuropäische Parteien mögen zwar Wahlen gewinnen und auch an der Regierung beteiligt
werden, wie in Österreich, aber bislang funktionieren die Selektionsmechanismen der
europäischen Demokratien. Entweder scheitern nationalistische Parteien an der fünf
Prozenthürde, oder sie erledigen sich durch Inkompetenz ihrer Mitglieder von selbst und
werden nicht mehr gewählt. Die meisten rechtsgerichteten Parteien verbuchen nur einmalige
Wahlerfolge und verschwinden danach wieder von der Bildfläche. Solange also Variationen
zur europäischen Integration im Evolutionsprozess entweder in der Selektions- oder
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spätestens in der Restabilisierungsphase hängen bleiben, muss eine Rückkehr zur
gewaltsamen Politik, wie sie jahrhundertelang den europäischen Kontinent geprägt hat, nicht
befürchtet werden.
Nicht zuletzt ist die Formulierung der Kopenhagener Kriterien ein Ausdruck für die
Erwartungsstruktur friedliche Konfliktaustragung als eine Bedingung für die Mitgliedschaft in
der EU.145 Die Kopenhagener Kriterien verlangen von den potenziellen Beitrittskandidaten
demokratische und rechtsstaatliche Verfassungen, die Achtung von Menschenrechten und
Minderheiten, eine funktionsfähige Marktwirtschaft sowie die Übernahme des Besitzstandes
der Union. Hier wird etwas als Mitgliedschaftskriterium für eine Organisation formuliert, was
zu Beginn der Europäischen Integration noch eine Variation war. Auch daran lässt sich die
Restabilisierung festmachen.
Die EGKS ist der Ausgangspunkt für eine Organisationsentwicklung, die ihre Mitglieder
permanent in Konflikte treibt, über die Gestaltung dieser Organisation. Mit der Notwendigkeit
permanent zu verhandeln, geht die Institutionalisierung friedlichen Konfliktaustragung einher.
Werner Kamppeter nennt dieses Entwicklung in seinem Aufsatz „Lessons of European
Integration“ die Etablierung einer neuen Konfliktkultur. „Of course there are still conflicts
and plenty of conflicting interests, but we follow accepted procedures that lead to negotiated
solutions. We can be certain that all conflicts are resolved peacefully, that is without recourse
to military force and to the menace of military force. Military force has simply ceased to be
part of the tactical and strategic games that are played within the European Union
(EU)“(Kamppeter 2000). Dabei geht es nach wie vor um Machtfragen. Schon die Motive
Frankreichs und Deutschlands und auch der übrigen Gründungsmitglieder lassen daran keinen
Zweifel. Aber die Form der Konfliktaustragung hat sich geändert. Sie ist jetzt dauerhaft
friedlich.
Dass die Europäische Union in ihrer organisationsinternen Entwicklung permanent Anlass zu
Konflikt gibt und je nach Konfliktentscheidung mal die suprastaatliche und mal die
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 Um der Europäischen Union beitreten zu können, müssen die beitrittswilligen Länder eine Reihe politischer
und wirtschaftlicher Voraussetzungen erfüllen, die der Europäische Rat 1993 in Kopenhagen festgelegt hat.
Diese "Kopenhagener Kriterien" sind:
- Institutionelle Stabilität als Garantie für demokratische und rechtsstaatliche Ordnung, für die Wahrung der
Menschenrechte sowie die Achtung und den Schutz von Minderheiten.
- Eine funktionsfähige Marktwirtschaft sowie die Fähigkeit, dem Wettbewerbsdruck und den Marktkräften
innerhalb der Union standzuhalten.
- Die Fähigkeit, die aus einer Mitgliedschaft erwachsenden Verpflichtungen zu übernehmen und sich auch die
Ziele der politischen Union sowie der Wirtschafts- und Währungsunion zu eigen machen zu können.
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zwischenstaatliche Weiterentwicklung bevorzugt wird, liegt darin begründet, dass schon die
Gründung der Organisation beide Elemente aufnimmt und nicht die eine zuungunsten der
anderen ausgewählt hat. Die Beobachtung der Organisationsentwicklung der Europäischen
Union benutzt die Unterscheidung suprastaatlich/nichtsuprastaatlich, wobei suprastaatlich in
diesem Fall dem positiven Wert der Unterscheidung bezeichnet und dementsprechend wird
die weitere Geschichte der Europäischen Union beschrieben: mal als Eurosklerose, als Krise,
als Stagnation mal als Höhenflug oder Meilensteine je nach dem, ob die suprastaatliche oder
die nichtsuprastaatliche Seite gestärkt wurde. Die europäische Integration stand aber nach
dem Luxemburger Kompromiss nie mehr als solche zur Debatte, in den Konflikten ging es
immer nur um das wie, nicht um das ob der Integration. Auch hat es bislang bei Konflikten
keine vergleichbare Verweigerungshaltung mehr wie die Politik des Leeren Stuhls gegeben.
Selbst Gipfeltreffen können spektakulär scheitern wie der von Nizza (2005) ohne, dass die EU
sich wieder in Frage gestellt sieht. Auch das Scheitern einer „Verfassung“ ist nicht wirklich
bedrohlich. Das Problem der defizitären demokratischen  Legitimierung der EU wird das
System „EU“ solange irritieren bis eine Problemlösung gefunden worden ist. Solange bei den
Konflikten die neue Konfliktkultur eingehalten wird, ist aus Sicht der Systemtheorie das
permanente Auftreten von politischen Konflikten unproblematisch, sowohl für das betroffene
politische System selbst als auch für alle anderen Systeme, die wie die Wirtschaft, das Recht,
die Wissenschaft für ihr Operieren eine gewaltfreie Umwelt benötigen. Die zentrale Leistung
der Europäischen Integration ist also nicht die wirtschaftliche Entwicklung und der erarbeitete
Wohlstand, sondern der Frieden. Zieht man den Vergleich der Europäischen Union zu
anderen OEEC Staaten, den USA oder auch Japan anhand wirtschaftlicher Faktoren wie
Wachstum, Beschäftigung, Inflation oder Staatsverschuldung, liegt die Union nicht über dem
Durchschnitt. „Diese relativ moderate wirtschaftliche Leistung legt es nahe, bei einer Bilanz
in erster Linie die nachhaltige Friedensfähigkeit der entstandenen Europäischen
Gemeinschaften hervorzuheben“ (Brunn 2004, S. 307).
Zu Fragen wäre, ob es eine vergleichbare Entwicklung zu einer pazifizierten
Konfliktaustragung gegeben hätte, wenn die Integration Europas rein zwischenstaatlich
verlaufen wäre. Historisch lässt sich diese Frage nicht beantworten. Hier würde man ins
Spekulative abdriften, wenn versucht würde, die Frage zu beantworten, ob eine vergleichbare
Pazifizierung möglich gewesen wäre, wenn die Europäische Integration ausschließlich
zwischenstaatlich erfolgt wäre. Was sich aber anbietet, ist ein Vergleich mit
zwischenstaatlichen Organisationen und ihre Fähigkeit, friedliche Konfliktaustragung
181
erfolgreich als Erwartungsprämisse für ihre Mitglieder zu etablieren. Zieht man zunächst den
Vergleich ohne nach dem Zweck der Organisation zu fragen, dann fällt die Bilanz eher
negativ aus. Die Mitgliedschaft in der Nato beispielsweise, verhindert nicht, dass zumindest
die Türkei und Griechenland nicht prinzipiell auf Gewalt in ihren Konflikten verzichten. Der
Einsatz mag zwar unter der Kriegsschwelle bleiben, aber derartige Provokationen wären z.B.
zwischen Deutschland und Frankreich undenkbar.146 Prominentestes Beispiel ist sicher die
UNO. Auch hier verzichten ihre Mitglieder nicht auf die Androhung oder den Einsatz von
Gewalt in Konflikten.147 Vergleicht man Organisationen, deren Ziel explizit die friedliche
Konfliktaustragung zwischen ihren Mitgliedern ist, wie die UNO, die KSZE/OSZE oder die
Europäische Union, dann schneidet die einzige mit suprastaatlichen Elementen ausgestattete
Organisation besser ab. Für die Entwicklung einer Kultur der friedlichen Konfliktaustragung
innerhalb der Europäischen Union war demnach die positive Selektion des
Supranationalitätsprinzips mit der Gründung der Montanunion entscheidet. Nimmt man die
Ideen der europäischen Widerstandsbewegungen als Maßstab, dann nähert sich die
Europäische Union Schritt um Schritt der ursprünglichen Variation an. Die Vereinigten
Staaten von Europa oder auch eine Föderation Europas sollte ursprünglich ganz Europa
umfassen, wurde aber wie oben geschildert auf eine Sechsergemeinschaft reduziert. Schritt
um Schritt hat sich diese Sechsergemeinschaft erweitert. 1973 kamen Dänemark,
Großbritannien und Irland hinzu. 1981 wurde Griechenland Mitglied und 1986 Spanien und
Portugal wurden aufgenommen. 1995 erhöht sich die Mitgliederzahl mit Österreich, Finnland
und Schweden auf 15. Mit dem Beitritt Polens, Tschechiens, Sloweniens 2004 wurden
erstmals osteuropäische Staaten aufgenommen. Darüber hinaus werden
Beitrittsverhandlungen mit der Türkei, Rumänien, Bulgarien, den baltischen Staaten und der
Slowakei geführt. Inzwischen nähert sich die EU was ihre Mitgliederzahl angeht der
ursprünglichen Vorstellung an, wobei sie teilweise sogar darüber hinaus geht, wenn der
mögliche EU-Beitritt der Türkei mit in Betracht gezogen wird.
Von den anderen Ideen etwa eine Währungs- und Zollunion zu schaffen, oder gemeinsame
Institutionen wie einen Gerichtshof, eine parlamentarische Versammlung oder einen Rat als
Exekutivorgan einzurichten sind einige teilweise oder andere auch ganz verwirklicht. Weitere
Elemente der Ursprungsvariation z. B. gemeinsame Streitkräfte anstelle von nationalen
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 Erst in diesem Jahr (Mai 2005) kam es zu einer Kollision eines griechischen und eines türkischen Kampfjets
über dem von beiden Seiten umstrittenen Gebiet der Ägäis. Dabei handelt sich nicht um einen Einzelfall. Immer
wieder provozieren sich die Türkei und Griechenland gegenseitig mit Flug- und Abfangmanövern.
147
 Es geht bei diesem Vergleich um die Beobachtung der Differenz, ob friedliche Konfliktaustragung die einzige
Art und Weise der Konfliktaustragung ist oder ob es sich um eine mögliche Form der Konfliktaustragung
handelt. Um Missverständnissen vorzubeugen, es wird nicht behauptet, dass Staaten als Mitglieder
zwischenstaatlich strukturierter Institutionen Konflikte nur gewaltsam austragen.
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Armeen zu schaffen, stehen noch aus, auch wenn mit einzelnen multinationalen Verbänden
EUOCORPS, EUROFOR oder EUROMARFOR erste Schritte unternommen wurden
(Janning 2004, S. 209). Die Entwicklung des Organisationssystems EU bleibt ein offener,
immer wieder Konflikte produzierender Prozess.
5.2 Der Kosovokonflikt
Der Konflikt im Kosovo zählt zu einer Reihe politischer Konflikte, die eine Folge des Zerfalls
der ehemaligen Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawiens sind, der in den Jahren
1990/1991 begann (Calic 1996, S. 30ff). Zunächst erklärte sich Slowenien und Kroatien im
Juni 1991 für unabhängig, schließlich folgten die übrigen Teilrepubliken, von denen nur
Serbien und Montenegro im jugoslawischen Staatsverband verblieben. Erste
Kampfhandlungen zwischen Kroatien und Slowenien sowie jugoslawischen Armeeverbänden
erfolgten im Sommer 1991. Im Jahr 1992 dehnte sich der gewaltsame Machtkampf auf
Bosnien-Herzegowina aus. Während der Krieg in Slowenien nur 10 Tage andauerte, setzten
sich die Kämpfe im übrigen Jugoslawien bis 1995 fort. Im Dezember 1995 wird der
Friedensvertrag von Dayton unterzeichnet, der die militärischen Kampfhandlungen in
Bosnien-Herzegowina und Kroatien beendete. Der Konflikt im Kosovo beginnt mit der
Aufhebung der Autonomie im Jahre 1989. Den repressiven Maßnahmen Belgrads setzten die
Albaner zunächst passiven Widerstand entgegen. Seit 1998 wird der Konflikt dann von
beiden Seiten gewaltsam ausgetragen. Der NATO-Einsatz 1999 versuchte den bewaffneten
Konflikt zu beenden. Die politischen Machtkämpfe im ehemaligen Jugoslawien sind damit
aber noch keineswegs beendet und vor allem nicht pazifiert. Politische Ordnungen sind, da
machtbasiert, auf Zustimmung angewiesen.148 Der Konflikt auf dem Balkan traf die
Staatengemeinschaft nahezu unvorbereitet. Der Systemwechsel war in den anderen
osteuropäischen Staaten doch überwiegend friedlich verlaufen, warum nicht auch hier? Die
anfänglichen Beschreibungen wie Rückkehr des Nationalismus, Barbarei usw. drücken diese
Beobachtung aus und wurden dann relativ schnell abgelöst von Beschreibungen wie
„Pulverfass Balkan“ oder „Unruhiger Balkan“ die den Balkanvölkern gewissermaßen eine
inhärenten Neigung zur gewaltsamen Konfliktlösung unterstellte. Abgesehen davon, dass
diese Beschreibungen aus dem späten 19. bzw. frühen 20. Jahrhundert stammen, als Staaten
wie Deutschland, Frankreich oder Russland noch kräftig dazu beitrugen, dass der Balkan eine
konfliktreiche Region war, zeigen sie und die Reaktionen der Staatengemeinschaft auf die
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 Die Bundesrepublik Deutschland hat ihre volle Souveränität erst mit dem Verzicht der 4 Siegermächte auf
ihre Ansprüche und mit der Anerkennung der Grenzen (insbesondere zu den osteuropäischen Nachbarn)
ihrerseits erhalten.
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Krise im ehemaligen Jugoslawien, die eher planlos, uneinheitlich und ad hoc erfolgten, vor
allem eines, dass sich hier soziale Systeme in einer Situation befanden, in der ihre
Erwartungen nachhaltig irritiert waren und es für Handhabung der Situation auch noch keine
Erfahrungswerte gab.149 Weder sind die Kriege im ehemaligen Jugoslawien eine Rückkehr zu
längst überkommen geglaubten Formen der Konfliktsaustragung noch besitzen die
Balkanvölker eine Neigung zur Aggressivität. Vielmehr war und ist der Prozess der
Staatenbildung auf dem Balkan nie abgeschlossen, auch nicht mit der Gründung Jugoslawiens
nach 1945.150 Alle Versuche einer modernen Staatenbildung wurden entweder von
ausländischen Mächten und von den betroffenen Völkern konterkariert. Diese Politik setzt
sich im Gunde bis heute fort. Denn auch die NATO-Mission ist mit dem Ziel erfolgt, die
territoriale Integrität der Staates Jugoslawien zu erhalten. Politische Selbstbestimmung wird
und wurde auf dem Balkan auch immer mit imperialer Politik verbunden. Die einzelnen
nationalen Bewegungen verfolgten fast alle zum Teil auch imperiale Ziele und fanden dabei
auch Unterstützung bei einzelnen Europäischen Großmächten. Diese Verbindungen leben als
Interpretationsmuster bis heute fort, so wird Russland und Serbien, Deutschland und Kroatien
sowie Italien und Albanien eine spezifische Verbundenheit nachgesagt. Der Berliner
Kongress von 1878 diente der vorläufigen Festlegung der Interessensgebiete der europäischen
Großmächte. Zwar wurden Serbien, Montenegro und Rumänien selbstständig, Bulgarien
wurde ein tributpflichtiges Fürstentum, bei der Türkei verbleiben Makedonien und
Ostrumelien, Russland erhält Bessarabien, England Zypern und Österreich das Recht zur
Verwaltung Bosnien-Herzegowinas. Bis zum Ersten Weltkrieg kommt es immer wieder zu
Kriegen und Kämpfen um die Staatsgrenzen.151 Aber auch innenpolitisch blieben die Gebiete
nicht von gewaltsamen Auseinandersetzungen verschont. So stieß etwa der Versuch
Österreich-Ungarns durch Verwaltungsreformen das seit dem Berliner Kongress verwaltete
Bosnien-Herzegowina, dass nominell immer noch zur Türkei gehörte, in die Donaumonarchie
einzugliedern auf Widerstand seitens der Bevölkerung ( Vgl. Imamovic 1999, S. 80).  Nach
dem Ersten Weltkrieg  wurde zunächst aus den vormals eigenständigen Königreichen Serbien
und Montenegro, sowie den südslawisch besiedelten Teilen Österreich-Ungarns das
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 Auf die imperialistische Machtpolitik des 19. Jahrhunderts konnte man schlecht zurückgreifen. Der Ost-West-
Konflikt hatte eine Einübung von Routinen im Umgang mit Konflikten, wie sie die UN-Charta vorsieht
nachhaltig verhindert.
150
 Diese Aussage lässt sich natürlich nur im Rückblick machen.
151
 1908/1909 kommt es zur Bosnischen Krise als Österreich Bosnien-Herzegowina annektiert. In dessen Folge
kommt es zu entsprechenden Koalitionsbildungen. Auf der einen Seite Serbien und Russland auf der anderen
Seite Österreich-Ungarn und Deutschland. Zwar wird auf eine kriegerische Auseinandersetzung verzichtet, aber
die nächste Krise folgt schon 1912/13, der im Oktober 1912 der 1. Balkankrieg folgt. Im Juni 1913 kommt es
zum 2. Balkankrieg. Auch der 2. Balkankrieg bringt keine endgültigen Entscheidungen über territoriale
184
Königreich der Serben, Kroaten und Slowenen gebildet, dass aber aufgrund der Spannungen
zwischen Serben und Kroaten 1929 in eine Diktatur umgewandelt und in Königreich
Jugoslawien umbenannt wurde. „Die Königsdiktatur löste keine Probleme, sondern trug
vielmehr zur Entstehung zahlreicher aufständischer Bewegungen bei, ganz besonders der
Ustaschas (Aufständischen), Ante Pavelićs (1889-1959), eines exilkroatischen Nationalisten,
der hoffte, mit Hilfe Mussolinis und (später) Hitlers einen unabhängigen kroatischen Staat
errichten zu können“ (Banac 1999, S. 159). Im zweiten Weltkrieg wurde Jugoslawien von
Deutschland und Italien sowie verbündeten Truppen aus Ungarn und Bulgarien besetzt und
aufgelöst ( Vgl. für das Folgende: Goldstein and Garovac 1999, S. 167ff). Serbien blieb unter
militärischer Verwaltung, Slowenien hingegen wurde zwischen Deutschland und Italien
geteilt. In Kroatien, dass große Teile Bosnien-Herzegovinas mit einschloss wurde ein
faschistischer Vasallenstaat errichtet, während Montenegro und einige weitere südliche
Gebiete, die zu Albanien geschlagen wurden, italienisch besetzte Vasallenstaaten wurden.
Makedonien wurde zwischen Italien und Bulgarien aufgeteilt, und Ungarn erhielt die Gebiete
Baranja, Bačka, Zwischen und Obermur. Während der Besatzungszeit  wurde in allen
Gebieten repressive Regime oder Militärdiktaturen gebildet. Jede Besatzungsmacht verfolgte
eine an rassischen Kriterien orientierte Politik. In Serbien, dass als potentiell am feindlichsten
eingestellte Land eingestuft wurde, wurden Massenverhaftungen vorgenommen,
Konzentrationslager eingerichtet, und die Verfolgung und Vernichtung von Juden und Roma
begonnen. Banat wurde schon 1941 zum ersten judenfreien Gebiet Europas erklärt. Der
slowenische Bevölkerung in der Steiermark und in Kärnten wurde Deutsch als Amtsprache
verordnet. Slowenische Sprache, slowenische Publikationen sowie Vereinigungen wurden
verboten. „Auf dem Kosovo und im westlichen Makedonien führten die albanischen
Irredentisten unter italienischem Patronat eine gewaltsame Albanisierung durch. Ungarn
magyarisierte „seine Gebiete“ unter Einsatz von mancherorts barbarischen Mitteln. Bulgarien
erklärte die Mazedonier schlechthin für Bulgaren und sandte in den angeschlossenen Teil
Mazedoniens Beamte, Lehrer und Priester, die das Land bulgarisieren sollten“ (Goldstein and
Garovac 1999, S. 169). In allen Gebieten kam es zur Vertreibung der Bevölkerung, die nach
den Kriterien der Machthaber dort nicht hingehörten. Aus Slowenien wurden 60.000
Slowenen vertrieben und ca. 17.000 gingen „freiwillig“ in die südlichen Teile. Die
albanischen Machthaber verjagten Serben und Montenegriner aus dem Kosovo. Die Bulgarien
verfuhren ebenso mit den Serben in Mazedonien. Im Unabhängigen Staat Kroatien wurden
bis Ende Juli 1941 137.000 Serben vertrieben. Im Gegenzug formierte sich Widerstand gegen
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die Besatzer in allen Teilen des Landes, dabei kam es sowohl zu ethnisch wie auch
multiethnisch orientierten Widerstandsgruppen. Die Tschetniks waren eine von serbischen
Offizieren gegründete Organisation, die zunächst dem Schutz der serbischen Bevölkerung vor
den Übergriffen der kroatischen Ustascha diente. Als langfristiges Ziel gaben sie aber ein
ethnisch reines Groß-Serbien an. Demgegenüber stand der Widerstand der Kommunistischen
Partei Jugoslawiens, die als einzige Gruppe, Organisationen in ganz Jugoslawien auch über
die Niederlage hinaus hatte aufrechterhalten können. Obwohl einer internationalen Ideologie
verbunden, verstand sich der kommunistische Widerstand als Spitze des nationalen
Widerstandes. „Daher sind weder „Klassenkampf“, „Sturz der bürgerlichen Ordnung“ noch
die Parole vom Sozialismus in den damaligen propagandistischen Verlautbarungen der KPJ
und ihrer Organisationen zu finden“ (Goldstein and Garovac 1999, S. 175). Trotz eines
gemeinsamen Kampfes gegen die Ustascha in Kroatien und in Serbien gegen die Deutschen
und ihre Verbündeten, wenn auch in getrennten Einheiten, kam es im Verlauf des Jahres 1942
zum bewaffneten Kampf zwischen den beiden Gruppierungen. Jeder sah in dem anderen
einen Konkurrenten um die politische Macht nach der Besatzungszeit, außerdem verfolgten
sie unterschiedliche Zielsetzungen für die Zukunft Jugoslawiens. Hier eine ethnische Vision
von Großserbien, dort ein vereinigtes Jugoslawien auf der Basis freier und gleichberechtigter
Völker. Aus dem Konflikt gingen die kommunistischen Partisanen als Sieger hervor, wobei
sie gegen Ende des Krieges selbst auf das Mittel der Massenerschießungen zurückgriffen und
damit den innerethnischen Konflikt fortsetzten. Nach dem zweiten Weltkrieg wurde die
Föderative Volksrepublik Jugoslawien gegründet, die Serbien, Montenegro, Kroatien,
Bosnien-Herzegowina, Mazedonien und Slowenien umfasste. 1963 benannte sich
Jugoslawien in Sozialistische Föderative Republik Jugoslawien um. Die Befreiung
Jugoslawiens von den Besatzern war weitestgehend ohne die Hilfe fremder Truppen erfolgt
und auch die Machtübernahme der Kommunisten erfolgte ohne die maßgebliche
Unterstützung der Sowjetunion wie in den anderen osteuropäischen Staaten (Vgl. für das
Folgende: Steindorff 1999, S. 192ff). Trotzdem verlief der Aufbau des Staates nach
sowjetischem Vorbild deutlich schneller. 1947 gingen alle Parteien außer der KP in der
Volksfront auf, es gab also im Unterschied zur DDR keine Blockparteien. Die föderale
Strukturierung der Republik orientierte sich weitestgehend an den historischen Grenzen in der
Zeit vor 1918. Mit Ausnahme der Grenze zwischen Kroatien und Serbien wurde keine Grenze
explizit ethnisch definiert. „Von Bosnien-Herzegowina abgesehen, war jeder Nation innerhalb
Jugoslawiens eine Republik zugeordnet, oder anders gesagt: Jede Republik bildete den Kern
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einer Nation“ (Steindorff 1999, S. 192). Die Verstaatlichung der Wirtschaft war schon
Anfang 1948 abgeschlossen. Der erste Fünfjahresplan begann 1947 und setzte seinen
Schwerpunkt auf ein Industrialisierung, während die Agrarreform weniger forciert
angegangen wurde. Zur Sowjetisierung gehörte auch eine Marginalisierung der
Religionsgemeinschaften. Hauptgegner war hier die katholische Kirche. Nach dem Bruch mit
der Sowjetunion 1948 kam es außenpolitisch zu einer Annäherung mit dem Westen und
innenpolitisch zu Variationen zum sowjetischen Modell, wie die Arbeiterselbstverwaltung
und Ansätze zur Marktwirtschaft. Die Nationalitätenfrage wurde ähnlich wie in der
Sowjetunion durch die Schaffung eigener Republiken versucht zu lösen und durch die
Propagierung eines Gemeinschaftsbewußtseins, wobei auch auf die multiethnische
Volksbefreiungsbewegung des Zweiten Weltkriegs zurückgegriffen wurde. Obwohl die
offizielle Geschichtsschreibung den Befreiungskampf der Partisanen heroisierte und die
Massenerschießungen und anderen Gewalttaten gegen vermeintliche und tatsächliche Gegner
totschwieg, blieb der innerethnische Kampf teil des kulturellen Gedächtnisses. Aber nicht nur
die Erinnerungen an den Zweiten Weltkrieg hielten das Potenzial für Konflikte wach, sondern
auch Vorurteile und stereotypische Aussagen über die jeweils andere Ethnie. „Noch in der
sozialistischen Ära konnten jugoslawische Soziologen nachweisen, dass sich ein wesentlicher
Teil dieser ethnischen Vorurteile und Stereotype gegen die Erziehungsbemühungen im Sinne
der allseits propagierten >>Brüderlichkeit und Einheit<< (bratsvo i jedinstvo) als resistent
erwies“ (Calic 1996, S. 57). Auch wenn diese gegenseitigen Vorurteile und die Traumata des
Zweiten Weltkriegs das Zusammenleben der verschiedenen Völker in Jugoslawien nicht
prinzipiell ausschloss, bildeten sie doch eine Grundlage für die Ausdifferenzierung von
Konfliktsystemen, die zu Beginn der 1990er wieder zu gewaltsam ausgetragen wurden.
Letztlich sind alle Versuche die Balkanstaaten im Rahmen von Zusammenschlüssen
aufrechtzuerhalten, nicht zuletzt an inneren Spannungen gescheitert (Calic 1996, S.16). Ein
letzter Versuch stellt die jugoslawische Verfassung von 1974 dar, welche den 6
Teilrepubliken Jugoslawiens (Bosnien-Herzegovina, Kroatien, Mazedonien, Montenegro,
Serbien und Slowenien) weitgehende Autonomie einräumte.(Berndt 1999, 32ff). Die beiden
autonomen Gebiete Serbiens Kosovo und Vojvodina erhielten die gleiche Autonomie, zwar
nicht als Republiken, aber de facto. Die Autonomierechte erstreckten sich auf politische,
wirtschaftliche und kulturelle Angelegenheiten, während die Außenbeziehungen und die
Verteidigung in der Kompetenz der Zentralregierung blieben. Die Verfassung sollte sowohl
Autonomiebestrebungen der einzelnen Teilrepubliken entgegenkommen als auch die
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Föderation erhalten. Tatsächlich hat das Prinzip der  gleichen Autonomierechte für alle aber
dafür gesorgt, dass sich diese als Separationsverstärker erwiesen. „Die Grenzen der
politischen Verwaltungseinheiten waren ökonomisch identifizierbar und an ethnischen
Kriterien orientiert“ (Berndt 1999, S. 35), wobei innerhalb dieser Verwaltungseinheiten auch
mehr oder weniger starke ethnische Minderheiten vertreten waren. Mit der Erstreckung der
Autonomierechte auch auf kulturelle Belange war die Möglichkeit zur Rückbesinnung auf die
eigene Sprache, Geschichte und Kultur eröffnet. Die ökonomische Ungleichheit zwischen den
wirtschaftlich stärkeren Teilrepubliken Kroatien und Slowenien und den übrigen Gebieten
Jugoslawien wurde nicht verringert, sondern verschärfte sich zwischen 1976 und 1980. Die
Krise der jugoslawischen Ökonomie ein Ergebnis interner Fehlplanungen und internationaler
Rezessionsentwicklungen, führte schließlich dazu, dass sich die politische und kulturelle
Autonomie als Katalysatoren für Nationalismusdiskurse erwiesen.
Der Konflikt im Kosovo reiht sich ein, in eine Reihe kontinuierlicher Konfliktsysteme, die die
Staatenbildung in Jugoslawien seit dem 19. Jahrhundert begleiten. Sowohl Serben als auch
Albaner erheben Anspruch auf den Kosovo, wobei die eine Seite ihr „Recht“ bis ins
Mittelalter (Serben) zurückverfolgt und die andere bis in die Antike (Albaner) (Vgl. für das
Folgende: Bartl 1996, S. 16ff.)152 Diese wechselseitigen Ansprüche sind Teil eines
Konfliktsystems, dass seit 1998 im Blickpunkt der Weltöffentlichkeit steht. Der Struktur des
Konfliktsystems folgend, werden die jeweiligen Begründungen der anderen Seite bezweifelt.
Die serbische Geschichtsschreibung bezweifelt eine kontinuierliche Besiedlung durch
Albaner und deren Vorfahren seit der Antike, wie es die albanische Historiographie
behauptet. Umgekehrt ist auch die bei Serben verbreitete Ansicht, dass die Albaner erst
während der Türkenherrschaft, vornehmlich im 17. Und 18. Jahrhundert den Kosovo besiedelt
hätten. Fest steht, dass die Bevölkerung im Mittelalter mehrheitlich serbisch war. Seit dem 13.
Jahrhundert wandern Albaner in den Kosovo ein, die sich was türkische Steuerregister
deutlich machen, in einem Prozess der Slawisierung befanden. „Sie trugen slawische Namen,
lediglich der Vatersname wies noch manchmal auf eine albanische Herkunft hin“(Bartl 1996,
S. 17). Mit Beginn der osmanischen Herrschaft verändert sich die Religionszugehörigkeit der
Albaner und die Bevölkerungsstruktur des Kosovo. Die Albaner wurden mehrheitlich
Muslime und stellten schließlich auch die Bevölkerungsmehrheit. Während der Berliner
Kongress 1878 allen Balkanvölkern mehr oder weniger politische Selbstbestimmung
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 Es geht hier nicht darum, den genauen Zeitpunkt des Konflikts festzustellen, was vermutlich gar nicht mehr
möglich ist, sondern vielmehr gilt es festzuhalten, dass ein Konfliktsystem existiert und sich die Kommunikation
zwischen Albanern und Serben als dem System zugehörige Kommunikation identifizieren lässt.
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verschaffte, gingen die Albaner leer aus. Stattdessen ging der Kosovo nach den Balkankriegen
1912-1913 an Serbien. „Die serbische Regierung war von Anfang an bestrebt, die
Bevölkerungsstruktur in diesem als „Altserbien“ bezeichneten Gebiet zu verändern. Dafür
standen drei Möglichkeiten zur Verfügung: Auswanderung der Albaner nach Albanien oder in
die Türkei, slawische Kolonisation und die Assimilierung der albanischen Restbevölkerung.
Alle drei Möglichkeiten wurden erprobt und schlugen fehl“(Bartl 1996, S. 19).153 Weder
konnte wegen des Zweiten Weltkriegs eine zwischen Jugoslawien und der Türkei 1938
abgeschlossener Vertrag zur Umsiedlung von ca. 200.000 türkischstämmigen Personen in die
Türkei durchgeführt werden, noch konnte der serbische Bevölkerungsanteil entschieden
gesteigert werden. Auch Assimilierungsvorhaben zeitigten keinerlei Erfolge. Zwar wurde
Serbokroatisch zur Amtssprache erhoben und öffentliche und private Lehreinrichtungen mit
albanischer Sprache geschlossen. Zwar wurde Albanisch nicht verboten, aber de facto wurde
der Gebrauch in der Öffentlichkeit und Veröffentlichungen in albanischer Sprache als
Vergehen behandelt. Die Albaner versuchten dieser Politik sowohl mit friedlichen als auch
mit gewaltsamen Mitteln zu begegnen. Da sie keine Partei auf ethnischer Grundlage bilden
konnten, konfessionelle Parteibildung aber erlaubt war, wurde 1919 die Partei Džemijet
(Gesellschaft) gegründet. Trotz parlamentarischer Wahlerfolge 1920 ( acht Sitze) und 1923
(14 Sitze), konnte keine Verbesserung der Situation erreicht werden. Die Partei ging
daraufhin in die Opposition und  unterstützte den Sturz der Regierung 1924. 1925 wurde die
Partei verboten. Der bewaffnete Widerstand organisierte sich in kleinen Gruppen (kaςak-
Bewegung), die bereits während der türkischen Herrschaft, die Staatsmacht in Guerillamanier
bekämpften und konnte zeitweise Teile im Kosovo zu befreiten Gebieten erklären. Die
Staatsmacht setzte sogar Luftwaffe und Artillerie ein und griff schließlich auf das Mittel der
Sippenhaft zurück und internierte Familienangehörige von kaςak-Mitgliedern. Erst gegen
Ende der zwanziger Jahre konnte die Bewegung besiegt werden. Während des Zweiten
Weltkriegs war der Kosovo Teil der italienischen Besatzungszone, die auch Albanien und
Westmakedonien umfasste. Die Besatzung schuf eine albanische Verwaltung und
Gendarmerie. Die jugoslawische Partisanenbewegung schaffte es zunächst nur schwer im
Kosovo Fuß zu fassen. Immerhin gelang es die Zahl der Mitglieder  der Kommunistischen
Partei von 239 vor Kriegsausbruch auf 1.238 bei Kriegsende zu steigern, allerdings blieb der
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 Wie sehr sich die politische Kommunikation hinsichtlich der hier aufgezählten Möglichkeiten des Umgangs
mit einer Bevölkerung verändert hat, zeigt sich daran, dass sie heute entweder nicht mehr in Betracht gezogen
werden und stattdessen die Forderung nach Achtung anderer Nationalitäten gefordert wird, was z.B. die
zwangsweise Assimilierung oder Vertreibung ausschließt oder aber, wenn sie doch zur Anwendung kommen,
den Protest der internationalen Gemeinschaft zur Folge haben, vorausgesetzt, diese nimmt solche
Menschenrechtsverletzungen war. 1912/13 waren diese politische Maßnahmen noch ein übliches Mittel der
Politik.
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albanische Anteil unter 30 %. Auch die Zahl der bewaffneten Kämpfer im Kosovo wuchs auf
50.000 an. Während des Zweiten Weltkrieges äußerte sich die KPJ nicht eindeutig zu eher
albanischen Eigenständigkeit. Nach dem Ende des Krieges wurde die Region unter
Militärverwaltung gestellt und „zahllose Albaner wegen tatsächlicher oder angeblicher
Zusammenarbeit mit den Besatzungsmächten hingerichtet“ (Bartl 1996, , S. 24). 1945 wurde
auf der Zweiten Konferenz des Nationalen Befreiungskomitees für Kosovo und Metohija der
Kosovo zur autonomen Region innerhalb Serbiens erklärt. Das brachte Rechte wie Schulen
mit albanischer Unterrichtssprache, eine eigene Presse sowie die Anerkennung als
gleichberechtigte Amtssprache im Kosovo. Im Komintern-Konflikt hatte sich Albanien als
verbal entschiedenster Gegner der jugoslawischen Führung erwiesen, und als eine Folge
wurde die albanische Bevölkerung als Unsicherheitsfaktor gewertet. Im Kosovo herrschte
daraufhin bis zur Entmachtung des jugoslawischen Innenministers Aleksandar Rankoviς 1966
die Geheimpolizei. Nach 1966 gab es zunächst Zugeständnisse an die albanische Seite, so
erhielt der Kosovo einen republikähnlichen Status. Den serbischen Nationalisten gingen die
Zugeständnisse aber zu weit, etwas Bildungsbereich. Umgekehrt forderten albanische
Nationalisten immer wieder den Republikstatus für den Kosovo. Im März 1981 kam es an der
Universität von Priština zu Massendemonstrationen, in deren Folge nach offiziellen Angaben
9 Menschen ums Leben kamen und 250 verletzt wurden. Die Demonstrationen dehnten sich
in der Folge auf Makedonien und Montenegro aus, wo es zu Solidaritätsbekundungen der
albanischen Bevölkerung kam. Die Belgrader Regierung reagierte mit Entlassungen im
Partei- und Staatsapparat sowie im Bildungsbereich im Kosovo. Zeitgleich begann auf
serbischer Seite der Versuch, wissenschaftlich zu begründen, warum den Albanern in
Jugoslawien keine eigene Republik zustünde. „Es wurden vor allem zwei Argumente
hervorgebracht: 1. es könne nicht zwei albanische Staaten geben, 2. nicht nationale
Minderheiten, sondern nur Völker hätten ein Recht auf Selbstbestimmung“ (Bartl 1996, , S.
26). Das Vorgehen der serbischen Regierung konnte die Lage im Kosovo nicht beruhigen.
1986 wurde die Autonomie des Kosovo eingeschränkt. November 1988 forderte der serbische
Parteichef Milosevic auf einer Kundgebung mit über einer Million Teilnehmern in Belgrad,
die autonomen Provinzen Kosovo und Vojvodina wieder der direkten Kontrolle Belgrads zu
unterstellen. Zug um Zug wurde dieses Vorhaben umgesetzt. Der erzwungene Rücktritt der
kosovarischen Parteiführung und der darauf folgende Hungerstreik von albanischen
Bergleuten und Demonstrationen wurde zum Anlass genommen, Ende Februar 1989 den
Ausnahmezustand über den Kosovo zu verhängen und im März des gleichen Jahres, das
Parlament des Kosovo zur Zustimmung der geänderten serbischen Verfassung zu zwingen.
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„Serbien erhielt die Kontrolle über Polizei, Gerichte, Zivilverteidigung und über Besetzung
der öffentlichen Ämter“(Bartl 1996, S. 27). Die Albaner reagierten auf die Abschaffung der
Autonomierechte im März 1989 mit Widerstand, welcher zunächst überwiegend friedlich
mittels des Aufbaus von Parallelstrukturen zu den offiziellen von Serben besetzten Stellen
ablief (Wittkowsky 2000, S. 13). Die Erfolglosigkeit der friedlichen Widerstandstrategie
wurde 1998 von einem Guerillakrieg des UÇK abgelöst, der seinerseits durch serbische
Gewaltmaßnahmen beantwortet wurde.154 Ermöglicht wurde der Aufbau einer bewaffneten
albanischen Truppe u.a. durch den vorübergehenden Staatszerfall in Albanien, der er es der
UÇK erlaubte sich im größeren Maße militärisch auszurüsten. (Jahn 1999). Den gewaltsamen
Aktionen der UÇK begegnete die serbische Regierung mit Gegenterror, welcher eher die
albanische Bevölkerung als die bewaffneten Gruppen traf. Entsprechende erhielt die UÇK
regen Zulauf. In gleichen  Jahr traf auch die NATO die Entscheidung für ein militärisches
Eingreifen. Nach den gescheiterten Verhandlungen Rambouillet (Februar 1999) und Paris
(März 1999) beginnt die NATO am 24. März 1999 mit Luftangriffen.155 Die nachfolgende
Diskussion über diesen Krieg drehte sich vor allem um rechtliche und moralische Fragen.
Rechtlich ist der NATO-Einsatz umstritten geblieben, denn eine vorhergehende
Sanktionierung durch die UNO fehlte.156 Insgesamt lässt sich die „Humanitäre Intervention“
aber nicht abschließend bewerten, da die Rechtslage nicht eindeutig ist. Der Einsatz ließe sich
juristisch gesehen mit dem Argument der Schwere der Menschenrechtsverletzungen
rechtfertigen. Dagegen ließe sich einwenden, dass im Fall des Kosovokrieges das
Verhältnismäßigkeitsprinzip verletzt wurde. Aber auch in der moralischen Diskussion gab es
keinen Konsens. Die NATO-Luftschläge hatten zivile Opfer zur Folge und haben die
Vertreibungen nicht beendet, argumentieren die Einen. Also Gewalt darf nicht mit Gewalt
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 Die Hinwendung zum gewaltsamen Widerstand wird allgemein darin vermutet, dass durch die
Ausklammerung der Kosovofrage in den Dayton die Strategie des gewaltfreien Widerstandes von Teilen der
Kosovoalbaner als gescheitert angesehen wurde. Vergleiche zu dieser Vermutung: Aigul Taskushina (2000): Die
humanitäre Intervention am Beispiel des NATO-Einsatzes im Kosovo, Marburg; Heinz Loquai (2000): Der
Kosovo-Konflikt - Wege in einen vermeidbaren Krieg, Baden-Baden; Joseph Marko (1999): Kosovo/a - Ein
gordischer Knoten? Zusammenfassende Analysen und Politikempfehlungen, in: Ders. (Hrsg.): Gordischer
Knoten Kosovo/a: Durchschlagen oder entwirren?, Baden-Baden, S. 231-269; Stefan Oeter (1999):
Völkerrechtliche Rahmenbedingungen und die Staatengemeinschaft, in: D. Melcic (Hrsg.): Der Jugoslawien-
Krieg. Handbuch zu Vorgeschichte, Verlauf und Konsequenzen, Opladen, S. 478-498.
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 An dieser Stelle kann jetzt nicht diskutiert werden, ob es insbesondere zwischen Oktober und Dezember 1998
tatsächlich gute Bedingungen für eine friedliche Regelung des Konflikts gab und die NATO, insbesondere die
USA kein Interesse daran hatten. Vgl. dazu Clemens Ronnefeldt, Kosovo-/Jugoslawienkrieg – Die Wahrheit
muss ans Licht!
156
 Vgl. zu einer Diskussion des NATO-Einsatzes aus rechtlicher Sicht Stefan Oeter (1999): Völkerrechtliche
Rahmenbedingungen und die Staatengemeinschaft, in: Dunja Melcic (Hrsg.): Der Jugoslawienkrieg. Handbuch
zu Vorgeschichte, Verlauf und Konsequenzen, Opladen/ Wiesbaden, S.478-498 und Aigul Taskushina (2000):
Die humanitäre Intervention am Beispiel des NATO-Einsatzes im Kosovo, Marburg.
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beendet werden. Die Anderen sagen, dass wer auf Gewaltverzichtet, gleichsam
stillschweigend Menschrechtsverletzungen hinnimmt. Zur unterscheiden wären hier Konflikte
über den Konflikt im Kosovo, die als politische, wissenschaftliche, rechtliche und moralische
Kontroversen ausgetragen wurden und dem politischen Konflikt im Kosovo selbst.
Will man die Intervention im Kosovo und auch in Bosnien-Herzegowina nicht einfach nur als
imperialistische Aktion des Westens bzw. der USA abtun, wobei die humanitäre Begründung
für die Intervention dann nur Camouflage war157, dann stellt sich die Frage, ob sich hier nicht
die Wiederaufnahme einer Entwicklung beobachten lässt, welche darin besteht, dass eine
Organisationen die Verfügung über Gewalt als Mittel der Konfliktaustragung übernimmt.
Eine Idee, welche schon der Gründung der UNO zugrunde lag, wobei aber weniger
innerstaatliche Konflikte im Blick waren als zwischenstaatliche.158  „Als oberstes Ziel der
UNO galt und gilt die Erhaltung und gegebenenfalls die Wiederherstellung des
>>Weltfriedens und der internationalen Sicherheit<<. Grundlage hierfür bildet ein generelles
Verbot der >>Anwendung oder auch nur Androhung von Gewalt<< in den internationalen
Beziehungen und die Verpflichtung aller Mitglieder, Streitigkeiten mit friedlichen Mitteln zu
regeln“ (Unser/Wimmer, 1996, S. 31). Tragen Staaten ihre Konflikte trotzdem gewaltsam aus,
treten zunächst politische und rechtliche Verfahren in Kraft und wenn diese keinen Erfolg
zeigen, besteht die Möglichkeit den Konflikt gewaltsam zu pazifizieren. Neu an der
Entwicklung im Kosovo ist, dass hier eine Regionalorganisation diese Aufgabe übernommen
hat.
Festzuhalten bleibt, dass der Balkan eine überwiegend gewaltsame Vergangenheit und
Gegenwart hat. Der Konflikt zwischen Serben und Albanern im Kosovo lässt sich als
Konfliktsystem beschreiben, zu dessen Erwartungsstruktur die gewaltsame Austragung des
Konflikts gehört. Die systembestimmende Freund/Feind Differenz ordnet Personen der
jeweiligen Bevölkerungsgruppe zu. Ein serbischer Beobachter der diese Unterscheidung
benutzt, ordnet alle anderen Serben der Freundseite der Unterscheidung  zu und alle Albaner
der Feindseite. Ein albanischer Beobachter verfährt nur mit umgekehrter Blickrichtung
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 Selbst wenn es nach wie vor nur egoistische Interessenspolitik vonseiten der Staaten gibt, ist es doch
bemerkenswert, dass sie die Begründung seit dem Imperialismus geändert hat. Von der offenen zur versteckten
Verfolgung von Interessen.
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 Das Problem, dass die Gewaltanwendung innerhalb von Staaten  durch die UNO-Charta nicht erfasst wird,
wurde durchaus gesehen. Man behalf sich dann mit Konstruktionen, z. B. wurde das Apartheidsystem in
Südafrika als Friedensbedrohung interpretiert, um Sanktionen zu rechtfertigen. Ähnlich Somalia, wobei hier das
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genauso. Als politischer Konflikt lässt sich der Kosovokonflikt identifizieren, da es um den
Machtanspruch über ein bestimmtes Gebiet geht. Dem serbischen Machtanspruch auf den
Kosovo wird von albanischer Seite widersprochen und umgekehrt. Im Zuge der
Nationalstaatsbildung im 19. Jahrhundert auch auf dem Balkan, beginnt auch die gewaltsame
Austragung des Konflikts. Zunächst führte der Expansionsdrang Serbiens nach dem Berliner
Kongress zu Massenvertreibungen aus Nis, Leskovac und Vranje, wobei die Albaner
hauptsächlich im Kosovo angesiedelt wurden. Nach dem Ende des 2. Balkankrieges, der das
Ende der türkischen Herrschaft auf dem Balkan besiegelte, besetzte Serbien den Kosovo und
Nordalbanien. Insofern ist der gewaltfreie Widerstand nach 1989 eine Ausnahme, die dann
auch bald wieder durch die gewohnte gewaltsame Konfliktaustragung von beiden Seiten
ersetzt wurde. Die Staatengemeinschaft hat, nachdem sie den Konflikt lange ignoriert hat, den
Versuch unternommen, diese Erwartungsstruktur zu ändern. Zunächst durch Appelle an die
Konfliktparteien, schließlich durch den NATO-Einsatz im Kosovo und der anschließenden
UNMIK Mission. Diese Ereignisse lassen sich als Pazifizierungsprozess beschreiben, der in
Kapitel 4 als evolutionäre Entwicklung von Variation, Selektion und Restabilisierung
beschreiben wurden. Eine bestehende Erwartungsstruktur „gewaltsame Konfliktaustragung“
soll durch eine andere Erwartungsstruktur „friedliche Konfliktaustragung“ ersetzt werden,
wobei dieses Beispiel einen Fall darstellt bei dem die Pazifizierung bisher gescheitert ist, d.h.
sich der evolutionäre Prozess wie folgt ablief: Variation, negative Selektion, Restabilisierung.
5.2.1 Variation und negative Selektion: Aufruf zum Gewaltverzicht und
Fortsetzung der Gewalt
Als Variation lassen sich all jene Bemühungen der Staatenwelt begreifen, welche die
Konfliktparteien dazu bewegen sollten, auf Gewalt zu verzichten. Dazu zählen verschiedene
UN –Resolutionen, welche Aufforderungen an die Konfliktparteien enthielten auf Gewalt zu
verzichten, den Dialog aufzunehmen und eine politische Lösung zu erreichen. Dabei lässt sich
eine Entwicklung beobachten, die mit rein deklaratorischen Verurteilungen wie im
Europäischen Parlament 1990 beginnt und mit der Drohung mit Luftschlägen durch die
NATO im Oktober 1998 endet (Hänsel and Stobbe 2002, S. 23ff). Neben der schon
erwähnten Deklaration im Europäischen Parlament wurde „auf einem KSZE-Expertentreffen
für nationale Minderheiten vom 1. bis 19. Juli 1991 wurde die Kosovo-Politik Belgrads heftig
kritisiert“ (Hänsel and Stobbe 2002, S. 26). Auch  die Gremien der UNO beanstandeten seit
                                                                                                                                                                                    
Fehlen einer Staatsmacht als Friedensbedrohung galt (Thomas Buergenthal/Karl Doehring, et al. (2000):
Grundzüge des Völkerrechts, Heidelberg..
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1992 immer wieder die massiven Menschenrechtsverletzungen in Kosovo und richteten
entsprechende Aufforderungen an die jugoslawischen Behörden, ihre Diskriminierungspolitik
zu beenden. Auch zahlreiche NGOs bemühen sich um eine Beendigung der Gewalt.
Insgesamt fällt die Bilanz der Vermittlungsbemühungen der NGOs aber negativ aus. Viele
Gruppierungen wie die International Crisis Group, das Humanitarian Law Centre, Belgrad,
die International Commission on the Balkans, das Hellenic Foundation for European and
Foreign Policy u.a. kamen über Konfliktanalysen und Politikempfehlungen nicht hinaus
(zitiert nach: Hänsel and Stobbe 2002, S. 26). Ein von der Bertelsmann Wissenschaftsstiftung
und des Münchner Centrum für angewandte Politikforschung initiiertes Treffen 1996
zwischen serbischen und kosovo-albanischen Intellektuellen, konnte zwar Einigungen in
Detailfragen erzielen, eine grundsätzliche Lösung hinsichtlich der Statusfrage des Kosovo
konnte allerdings nicht gefunden werden. Mit Ausnahme der katholischen Laienorganisation
Comunità di Sant’Egidio (Rom) konnte auch keine NGO eine Übernahme ihrer
Empfehlungen oder durch sie vermittelten Kompromisse durch die Belgrader oder die
kosovarische Führung erzielen. Konzentriert auf die Bildungspolitik, erreichte die
Organisation, dass es zu direkten Verhandlungen zwischen Milosević und Rugova kam, in
deren Verlauf es zu einer Einigung über die Normalisierung im Bildungssektor kam, „d.h. die
Rückkehr der kosovo-albanischen Schüler und Studenten an die Schulen und Hochschulen,
die Wiedereinführung der albanischen Lehrpläne, Besoldung der Lehrer, Unterricht in
Albanisch usw. Eine Umsetzung dieses spektakulären Verhandlungserfolges fand jedoch
nicht statt“ (Hänsel and Stobbe 2002, S. 26f). Auch internationale Organisationen hatten mit
ihren Vermittlungsbemühungen keinen oder nur geringen Erfolg. Die OSZE hatte 1992
zumindest erreicht, dass sie eine Langzeitmission in die drei Krisengebiete der
Bundesrepublik Jugoslawien (Kosovo, Sanjak und die Vojvodina)  entsenden konnte (CSCE
Mission of Long Duration to Kosovo, Sanjak and Vojvodina). Obwohl die Mission mit 20
Mitgliedern nur klein war, verbesserte sich die Lage im Kosovo leicht, wenn auch die
Gesamtsituation unverändert blieb. Mit der Weigerung Milosevics die Mission zu verlängern
endete dieselbe am 28. Juli 1993. Offizieller Grund hierfür war die andauernde Suspendierung
der Mitgliedschaft Jugoslawiens in der OSZE. „Die Langzeitmission setzte ihre Tätigkeit
zwar von Wien aus fort, ohne jedoch in Kosovo und den anderen beiden Operationsgebieten
arbeiten zu können“(Hänsel and Stobbe 2002, S. 25). Die OSZE richtete am 11. März 1998
die Aufforderung an Belgrad die seit 1993 unterbrochenen Langzeitmissionen wieder zu
akzeptieren, was aber abgelehnt wurde. Der Europarat hat die Situation im Kosovo lange
nicht debattiert. Erst im Juni 1996 verabschiedete die parlamentarische Versammlung eine
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Resolution, in der sie ihre Besorgnis über die anhaltenden systematischen
Menschenrechtsverletzungen an der albanischen Bevölkerung zum Ausdruck bringt und die
Regierungen der Bundesrepublik Jugoslawien sowie der Republik Serbien dazu auffordert,
die Menschrechte im Kosovo zu respektieren (Troebst 1998). Die EU formulierte ebenfalls
Aufrufe an die Konfliktparteien den Dialog aufzunehmen und nach einer politischen Lösung
zu suchen, nachdem lange Zeit andere Konflikte im Mittelpunkt der Aufmerksamkeit standen.
In der Erklärung von Lissabon heißt es: „With regard to Kosovo, the European Council
expects the Serbian leadership to refrain from further repression and to engage in serious
dialogue with representatives of this territory. The European Council reminds the inhabitants
of Kosovo that their legitimate quest for autonomy should be dealt with in the framework of
the Conference on Yugoslavia. It stresses the need to immediately dispatch observers to
Kosovo as well as to neighbouring countries in order to prevent the use of violence and with a
view to contributing to the restoration of confidence” (zitiert in: Troebst 1998, S. 55). Ab
1997 wird dann auch zunehmend die Forderung nach der Wiederherstellung der Autonomie
des Kosovo innerhalb der Bundesrepublik Jugoslawien gefordert. Indikator für ein
gestiegenes Interesse der Europäischen Union an der Situation im Kosovo ist auch die
Gründung des Conflict Prevention Network (CPN) bestehend aus akademischen Institutionen,
NGOs und Experten, dass für die Europäische Union Expertisen zu Konflikten in Zaire und
Kosovo erstellte. Eine davon war die „Kosovo Policy Study” der Stiftung Wissenschaft und
Politik, „advocating a »three-step approach to gradually increase the involvement, presence,
and visibility of the EU” in the Kosovo issue“ (Troebst 1998, S. 57). Die Europäische Union
setzte kontinuierlich ihre Bemühungen fort, die Belgrader Regierung zu Gesprächen mit den
Kosovo-Albanern zu bewegen und stellte im Gegenzug die Aufnahme einer Zusammenarbeit
zwischen der Europäischen Union und der Bundesrepublik Serbien in Aussicht, d.h. einer
Normalisierung der Beziehungen. Die Reaktionen auf diese Initiativen waren von Belgrader
Seite negativ, auch eine Angebot des deutschen und des französischen Außenministers vom
November 1997 (Kinkel-Vidrine-Initative) wurde negativ beantwortet. Das Kosovo-Problem
sei eine interne Angelegenheit Jugoslawiens gleichzeitig verschärften sich die
Auseinandersetzungen zwischen Serben und Albanern.
Auch die NATO hat sich am 28. März 1998 im Rahmen ihrer Ratstagung, die auch eine
Erklärung zum Kosovokonflikt enthielt, mit einer Aufruf zum Dialog an die Konfliktparteien
gewendet. Im Unterschied zur EU, die ihre „Friedensappelle“ durch Wirtschaft- und
Waffenembargos zu bekräftigen suchte, hat die NATO, als Militärorganisation, ihre
Friedensbemühungen durch die Drohung mit Gewalt abgesichert. Allerdings hat sich die
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NATO erst 1997 zum Kosovo geäußert. »We confirm that NATO’s interest in stability
extends beyond Bosnia and Herzegovina to the surrounding region. We share the concerns
expressed at the PIC concerning the escalating ethnic tension in Kosovo and other areas. We
call upon those concerned to refrain from activities that might exacerbate existing difficulties
and to strive for mutually acceptable solutions through responsible dialogue” (Troebst 1998,
S. 53). Im Zuge der zunehmend eskalierenden Gewalt im Kosovo wird dann aber aus den
Appellen eine Drohung. Zunächst durch eine Demonstration ihrer militärischen Macht in
einer Luftwaffenübung am 13. Juni 1998 über der Region und schließlich in der Drohung mit
Gewalt im Herbst 1998. Nachdem am 23. März 1999 ein letzter Verhandlungsversuch
scheitert, beginnen am 24. März 1999 die NATO-Luftangriffe auf Ziele in der BRJ, die bis
zum 9. Juni 1999 andauern. Damit wird der Versuch unternommen, die Erwartungsstruktur
„Friedliche Konfliktaustrag“, trotz negativer Selektion durch die Konfliktparteien
durchzusetzen oder zumindest die Fortsetzung der Orientierung der Konfliktkommunikation
an der Erwartungsstruktur „Gewaltsame Konfliktaustragung“ zu unterbinden. Der NATO-
Einsatz, vielfach kritisiert, wegen der paradoxen Logik Gewalt mit Gewalt auszutreiben, zeigt
vielmehr die Problematik politischer Machtkämpfe und ihre Nähe zur Gewalt. Wer mit
Gewalt droht, rechnet mit dem Erfolg seiner Drohung. Was ja auch nicht so falsch ist, zumal
wenn die Drohung mit so einem überlegenen Gewaltpotential, wie das der NATO
daherkommt. Sie macht aber die Erfüllung einer Erwartung nur wahrscheinlich und nicht
todsicher. Ego (in diesem Fall die serbische Führung) kann eben auch anders reagieren und
den Machtkampf gegen Alter aufnehmen. Jetzt stand die NATO vor dem Problem entweder
den Machtkampf weiterzuführen, also zu bombardieren oder eben zu verzichten und an
Glaubwürdigkeit zu verlieren. Letzteres war eine Option, aber eine unwahrscheinlichere und
ist ja auch nicht gewählt worden. Der Kosovokrieg begann am 24. März 1999 und endetet mit
der Einstellung der Luftangriffe am 10. Juni 1999. Wie in fast jedem Konflikt markiert der
Einsatz von Gewalt nicht den Beginn eines Konfliktes, wohl aber den Beginn, eine
Konfliktentscheidung unter Rückgriff auf militärische Mittel herbei zu führen. In diesem Fall
versuchte die Staatengemeinschaft mit dem Rückgriff auf Gewalt eine Situation dahingehend
zu ändern, dass den Konfliktbeteiligten eine weitere Fortsetzung des Konflikts mit
gewaltsamen Mitteln unmöglich gemacht wird, nachdem fast 10 Jahre lang alle Bemühungen
die beiden Konfliktparteien zu Verhandlungen (eben die Fortsetzung des Konflikts, aber mit
friedlichen Mitteln) zu bewegen von beiden Seiten negativ beantwortet worden waren. Die
Frage, die der folgende Abschnitt zu beantworten sucht, lautet, ist es der UNMIK-Mission
gelungen eine Situation zu schaffen, in der sich die Konfliktparteien für eine Fortsetzung des
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Konflikts mit friedlichen Mitteln entschieden haben oder ist vielmehr Restabilisierung der
durch die Variation in Frage gestellte Erwartungsstruktur einen politischen Machtkampf mit
Gewalt auszutragen erfolgt?159
5.2.2  Restabilisierung der Gewalt
Die UNO- Resolution 1244 vom 10. Juni 1999 erlaubt dem Un-Generalsekretär Maßnahmen
zu ergreifen, die dazu geeignet sind allen Einwohnern im Kosovo ein friedliches und
normales Leben zu ermöglichen (Wittkowsky 2002). Darüber hinaus soll die UNMIK einen
Prozess der politischen Entscheidung über den Status des Kosovo ermöglichen, ohne
festzulegen wie er aussehen soll. Die UNMIK versucht die Restabilisierung friedlicher
Konfliktaustragung in vier Bereichen zu realisieren, deren Umsetzung von verschiedenen
Organisationen übernommen wird. Der Aufbau von Polizei und Justiz  sowie die
Zivilverwaltung werden von der UNO wahrgenommen, die Institutionenentwicklung von der
OSZE und der wirtschaftliche Wiederaufbau durch die EU. Militärisch abgesichert wird der
Prozess durch die KFOR. Die Bilanz nach zwei Jahren fällt zwiespältig aus. Die Anzahl der
ethnisch motivierten Gewalttaten ist stark zurückgegangen, gleichzeitig steht die Übernahme
der Erwartungsstruktur gewaltfreie Konfliktaustragung durch die Konfliktparteien noch aus.
Entscheidend für eine erfolgreiche Restabilisierung friedlicher Konfliktaustragung, ist die
Frage ob es gelingt, Systeme aufzubauen, die entlang ihrer systemspezifischen Codes
operieren und nicht durch systemfremde Unterscheidungen. Soll eine Wirtschaft aufgebaut
werden, die sich an dem Code zahlen/nichtzahlen orientiert, dann müssen Strukturen, die dem
entgegenstehen, entfernt werden. Gewaltbasierte Kommunikation, wie Diebstahl, Raub,
Erpressung oder ökonomisch Kommunikation orientiert an ethnischen Kriterien muss
unmöglich oder realistischer gesehen unwahrscheinlicher gemacht werden. Die Mission im
Kosovo steht wie das Pilotprojekt in Bosnien-Herzegowina vor dem Problem, die Strukturen
zu restabilisieren, die eigentlich beseitigt werden sollen. Im Bereich der Sicherheit und
Ordnung ist die Demobilisierung noch nicht vollständig erreicht, was dazu führt, dass es der
KFOR eben nicht gelingt ein effektives Gewaltmonopol auszuüben.
Gegenwärtig kann der Versuch eine Strukturänderung im politischen Konfliktaustrag im
ehemaligen Jugoslawien und in dem hier untersuchten Fall des Kosovo zu etablieren, als
gescheitert gelten. Würde die KFOR abgezogen käme es zu neuerlichen Kämpfen und selbst
die Präsenz der KFOR hält die Gewalt nur auf einem niedrigen Niveau. Die Unruhen vom
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 Zur Erinnerung: auch bei einer negativen Selektion muss sich das betroffene System restabilisieren, etwa in
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März 2004 haben dies deutlich gemacht. Aber auch die Berichte zur Situation der
Minderheiten verschiedener internationaler Organisationen im Kosovo machen deutlich, dass
die UNMIK weit von ihrem Ziel entfernt ist. Die Restabilisierung des alten Konfliktsystems
lässt sich aber auch an anderen Beispielen festmachen. Die mangelnde Anerkennung der
Konfliktparteien als Gegner untereinander. Die mangelnde Anerkennung der UNMIK als
Dritter in einem Konfliktsystem. Das Verhältnis zwischen lokalen Politikern und Vertretern
der UNMIK gilt als zerrüttet ( Vgl. für das Folgende: Ernst 2002, S. 356ff). Drei Beispiele
sollen dies verdeutlichen. Als Reaktion auf den Abschluss eines Grenzvertrages zwischen der
Bundesrepublik Jugoslawien und der Republik Makedonien, der von den Kosovoalbanern
gemäß dem Freund/Feind Schema, als Ausdruck der Nichtanerkennung der kosovarischen
Selbstverwaltung durch Serbien verstanden wurde, erließ das kosovarische Parlament im Mai
2002 eine Resolution zum Schutz der  territorialen Integrität des Kosovo.  Die UNMIK
musste dies als Infragestellung ihrer Kompetenzen werten, denn die Außenbeziehungen des
Kosovo gehören in ihren Entscheidungsbereich. Dementsprechend erklärte der
Sondergesandte der UNO für den Kosovo die Resolution für unwirksam und der Hohe
Repräsentant der Europäischen Union für Außen- und Sicherheitspolitik, Javier Solana, wies
die kosovarische Führung in scharfer Form darauf hin, sich nicht in die Zuständigkeiten der
UNMIK einzumischen und zu einer konstruktiven Zusammenarbeit mit den internationalen
Organisationen im Kosovo zurück zu kehren. Die Verhaftung von über zwanzig Personen im
August 2002, die zum größten Teil aus der Kosovoschutztruppe stammten, denen Verbrechen
während ihrer UÇK-Mitgliedschaft vorgeworfen wurden, führte zu Demonstrationen in UÇK-
Hochburgen sowie zu einem Protest der Kosovo-Regierung, indem sie sich gegen die
Kriminalisierung der Freiheitskämpfer verwahrte. Der nächste Konflikt mit der UNMIK im
November 2002 beruhte wieder auf einer Resolution des Parlaments. Diesmal wurde die
Verfassungscharta für den Staatenbund zwischen Serbien und Montenegro, der in seiner
Präambel den Kosovo und Vojvodina als Provinzen Serbien bezeichnet, als Gefahr für die
Stabilität und den Frieden im Kosovo und der weiteren Umgebung bezeichnete. Daraufhin
erklärte der Sondergesandte Steiner, dass nur die UN-Resolution 1244 rechtmäßig den Status
des Kosovo definiere und kassierte die Resolution. Die UNMIK wird von den Kosovo-
Albanern als zusätzlicher Konkurrent neben der serbischen Regierung angesehen, wenn es um
die Machtfrage im Kosovo geht. Sie fordert eine sofortige Unabhängigkeit oder zumindest
eine Übertragung der Kompetenzen, die jetzt noch bei der UNMIK liegen. Die UNMIK
wiederum sieht ihren nur zögerlichen Kompetenztransfer darin begründet, dass die
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geforderten Standards noch nicht erfüllt wurden. Damit befinden sich die beiden
Kontrahenten in einer ähnlichen Konfliktsituation wie die serbische und kosovarische
Führung. Während die Kosovoalbaner eine möglichst rasche Übertragung von Kompetenzen
und die Klärung der Statusfrage fordert, sind die serbischen Vertreter entschieden dagegen.
Ob sich dieses Problem lösen ließe, wenn der Kosovoregierung in Form einer konditionierten
Unabhängigkeit die Kompetenzen und damit auch die Verantwortung übertragen würde, bei
gleichzeitiger Kontrolle durch eine internationale Aufsichtsbehörde sowie den Beginn von
direkten Gesprächen zwischen Belgrad und Pristina, wie es Andreas Ernst in seinem Aufsatz
“Standards vor Staus!“ Die Doktrin der UNO- Mission in Kosovo führt in die Sackgasse
(2002) fordert, bleibt eine offene Frage, solange sie nicht ausprobiert wird. Fest steht
zumindest, dass die bisherige Praxis nicht zu einer Veränderung des Konfliktsystems geführt
hat. Die Organisation anderer sozialer Systeme anhand ethnischer Kriterien. Die Weigerung
der Konfliktparteien sich auf ein Verfahren einzulassen, dessen Ergebnis sie nicht
kontrollieren können.
Auch nach fünf Jahren UNMIK-Mission hat sich die Lage nicht entscheidend geändert. Die
Kosovo-Albaner beharren auf einer Unabhängigkeit der Provinz und sehen darin auch eine
Voraussetzung für Stabilität in der Region, die serbische Seite verweigert sich konsequent
allen Initiativen, die dazu führen könnten, dass der Kosovo die Unabhängigkeit erlangt. Nicht
nur die Positionen, der politischen Parteien spiegeln diese Sicht wieder, sondern auch
Umfragen in der Bevölkerung (Vgl. Hoxhaj 2003, S. 537). Die Sicherheitslage ist nach wie
vor defizitär (Vgl. für das Folgende: Calic 2003, S. 348). Auch die wirtschaftliche
Entwicklung lässt zu wünschen übrig. Nach wie vor bestehen die Haupteinnahmequellen des
Kosovo aus den internationalen Hilfsgeldern, Überweisungen von im Ausland lebenden
Kosovaren sowie den Gehältern des Personals der internationalen Organisationen.
Demgegenüber gibt es kaum eigene wirtschaftliche Aktivitäten. Von den mehrere hundert
umfassenden Unternehmen, die die UNMIK and die Kosovo Trust Agency übertragen hat,
gelten nur 40 Betriebe als aussichtsreiche Kandidaten, ausländische Investoren anzuziehen.
Insgesamt fehlt aber ein Investitionsinteresse ausländischer Investoren nicht zuletzt wegen der
unklaren Rechts- und Sicherheitslage. „Die Arbeitslosenrate beträgt nach offiziellen Angaben
49 Prozent, bei den 16- bis 24-Jährigen über 70 Prozent“ (Calic 2003, S. 347f).
Das Hauptproblem im Kosovo besteht darin, dass neuen Erwartungsstrukturen parallel neben
den alten existieren. Letztere sind nicht ersetzt worden, sondern bestehen mit leichten
Modifikationen fort. Zu einem ähnlichen Ergebnis kommt Carrie Manning, die für die KLA
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bzw. PDK im Kosovo feststellt, dass der Umfang und die Form  der Zugeständnisse, welche
die vormals kämpfenden Parteien an die neuen Anforderungen machen, davon abhängt, wie
sehr die Anpassungen die bestehenden Strukturen der Konfliktparteien herausfordern
(Manning 2002, S. 1). Die KLA war während des Krieges ein loser Zusammenschluss von
semiautonomen militärischen Einheiten, Jede Einheit hatte ihre eigene Unterstützergruppen,
die teilweise aus Albanien oder darüber hinaus stammten und einen Patron (Finanzier), der
aus einer der vielzähligen politischen Gruppierungen stammte. Gegen Ende des Krieges
wurden diese Einheiten von einem Generalstab und einem Direktorium lose koordiniert,
wobei die Mitglieder des Direktoriums überwiegend aus einer Einheit aus dem Gebiet
Drenica stammten. Dieses Direktorium  wurde später zur Führung der PDK. Dieser Umstand
hatte nach dem Krieg zur Folge, dass die Führer der einzelnen Einheiten gegeneinander um
politische Positionen konkurrierten. Der Wahlerfolg der PDK beruhte darauf, dass sie
erfolgreich glaubhaft machen konnte, dass der Kosovo seine faktische Unabhängigkeit von
Restjugoslawien der KLA verdankte und, dass die PDK die rechtmäßige Erbin der KLA war.
Außerdem hatte der Krieg eine Gruppe von jungen Albanern hervorgebracht, die sich als neue
politische Klasse verstehen und sich auf verschiednen politische Organisationen wie PDK,
AAK, PPK verteilen und nicht der LDK entstammen. Ein großer Teil dieser politischen
Klasse ist aber entweder Mitglied der PDK oder der KPF (Kosovo Protection Force). Offiziell
ist die KPF eine zivile Truppe, vergleichbar dem THW in Deutschland, inoffiziell gilt sie als
Kosovo-Armee in Wartestellung. Die KLA hatte zunächst administrative Strukturen
aufgebaut, diese jedoch nach anfänglichem Widerstand an die UN-Mission abgegeben. Die
KPF erlaubt es der KLA vom Machtanspruch zugunsten der UN zurückzutreten, ohne
dadurch aus der Öffentlichkeit zu verschwinden. Die KPF erlaubt es der KLA weiterhin ihre
entscheidende Rolle für die Befreiung des Kosovo für sich zu reklamieren. Darüber hinaus
wird es der KLA-Führung möglich, sie von unliebsamen und in Ungnade gefallen
militärischen Führern zu distanzieren. Die KLA hatte nach dem Krieg eine andere politische
Arena vor sich als während des Krieges. Die Sicherheitsfrage für die albanische Bevölkerung
trat als Faktor zurück. Die Konstruktion einer politischen Botschaft ist für die PDK wichtiger,
als organisatorische Veränderungen vorzunehmen. Die fehlende Auseinandersetzung von
Seiten der UN-Mission mit albanischen Strukturen, deren Ziel es ist, die Unabhängigkeit des
Kosovos zu erreichen, ist mit verantwortlich dafür, dass die Kosovo-Mission in der
Gesamtbilanz eher negativ ausfällt.
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Die Intervention hat, wenn man es kritisch betrachtet den Konflikt nur verändert, nicht aber
ein anderes System geschaffen. Sahen sich vorher vor allem die Albaner der Gewalt
ausgesetzt sind es jetzt Serben und andere Minderheiten. Die OSZE kommt in ihrem 9.
Bericht zur Lage ethnischer Minderheiten im Kosovo zu der Einschätzung, dass zwar die
schweren Fälle physischer Gewaltakte zurückgegangen sind, sich dafür aber andere Formen
wie Belästigung, Einschüchterung oder Demütigung etabliert haben.  Weitere Probleme sind
der nach wie vor schleppende Wiederaufbau, die prekäre wirtschaftliche Lage. Hinzu kommt,
dass die konfliktfördernden Strukturen nicht entschlossen genug bekämpft werden. So muss
die UNMIK ethnisch orientierte Parallelstrukturen anerkennen, um beispielsweise die
medizinische Versorgung der serbischen Bevölkerung zu gewährleisten
Solange die Konfliktparteien, und zwar beide, nicht bereit sind auf Gewalt zu verzichten,
wird eine dauerhafte Pazifzierung unwahrscheinlich bleiben. Man kann eine Situation nur
konditionieren, d.h. die Wahl einer Handlungsmöglichkeit wahrscheinlich oder
unwahrscheinlich machen. Vor dieser Situation steht die UNMIK im Kosovo, wenn sie dort
nicht zu einer Dauereinrichtung werden will, wie die verschiedenen UN-Missionen im Nahen
Osten, die teilweise so alt sind wie der dortige Konflikt. Die Strategie muss lauten,
Alternativen zur friedlichen Konfliktaustragung negativ zu selegieren. Daran schießt sich die
Frage an, wie dies zu operationalisieren ist. Mit Sicherheit gehört dazu die Durchsetzung des
Gewaltmonopols, aber auch die Bekämpfung der ethnisch motivierten Kriminalität und
Maßnahmen, die der Versöhnung der beiden Konfliktparteien dienen.
Der Einsatz der NATO hat den Konflikt im Kosovo nicht entschieden, sondern nur die
gewaltsame Austragungsform mehr oder weniger effektiv verhindert und die Entscheidung
vertagt. Der Einsatz richtete sich gegen die gewaltsame Austragung und Entscheidung des
Konfliktes, nicht gegen den Konflikt selbst. Dass dieser Konflikt entschieden werden muss,
steht außer Frage. Für politische Organisationssysteme besteht ihre konstitutive Differenz in
der Aufrechterhaltung ihrer Souveränität und Territorialität. Der Machtanspruch darf nicht in
Frage gestellt sein, sonst funktioniert das Medium nicht. Grenzen müssen festgelegt, d. h.
gegenseitig anerkannt sein, damit wird ein Teil der Souveränität erlangt, der andere wird
durch Demokratisierung erreicht, d. h. Zustimmung zu kollektiv verbindlichen
Entscheidungen, wenn widersprochen werden darf, letzteres aber zeitlich getrennt. Für den
Kosovo bedeutet dies, die Entscheidung über seinen künftigen Status kann nicht ohne die
betroffene Bevölkerung getroffen werden, d. h. die NATO kann den Konflikt nicht
entscheiden, sie kann aber die Mittel seiner Austragung konditionieren. Tatsache ist, dass bei
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einem Abzug der KFOR-Truppen der Konflikt wieder gewaltsam ausgetragen würde, d. h.
eine friedliche Konfliktaustragung ist gegenwärtig unwahrscheinlich, aber sie ist es
möglicherweise später, wenn bestimmte Bedingungen erfüllt sind, d. h. wenn sich die
Konfliktbeteiligten als Gegner gegenseitig anerkennen und sich auch über das Verfahren
einigen, mit dem der Konflikt entschieden werden soll.160
5.3. Vergleich der Pazifizierungsprozesse innerhalb der EU und im Kosovo
Vergleicht man den Pazifizierungsprozeß innerhalb der EU und im Kosovo dann fallen einige
unterschiedliche Rahmenbedingungen auf. Die Bevölkerungen, die sich im zweiten Weltkrieg
bekämpft hatten, lebten nicht auf einem gemeinsamen Gebiet, während sie sich im Kosovo
ein Territorium teilen. Es ist ein Unterschied, ob man sich mit jemanden aussöhnen soll, dem
man überspitzt formuliert täglich begegnet oder der etliche Kilometer entfernt lebt. Deswegen
wird es für eine erfolgreiche Restabilisierung im Kosovo entscheidend sein, dass für die
betroffene Generation Möglichkeiten bereitgestellt werden, sei es in Form einer
Wahrheitskommission, sei es das Menschenrechtsverletzungen verfolgt werden, dass das, was
geschehen ist nicht ohne Konsequenzen bleibt. Die Aufarbeitung der jüngeren Vergangenheit
hat aber auch Folgen für die weitere friedliche Entwicklung des Kosovo. Wenn es richtig ist,
dass die Gewalttaten u. a. möglich waren, weil es in den achtziger Jahren zu einer Dominanz
nationalistisch geführter Diskurse kam, dann liegt ein wichtiger Faktor für Erfolg oder
Misserfolg der UNMIK darin, ob diese nationalistisch orientierten Diskurse zugunsten
multiethnischer zurückgedrängt werden können.161 Der schon von Simmel beschriebene
Effekt, dass ein gemeinsamer Feind zu Solidarisierungen führt, bestand nur im Fall der EU
und fehlt im Kosovokonflikt. Damit fehlt eine Bedingung, die es für die Konfliktparteien
annehmbarer machen kann, auf Gewalt in Konflikten zu verzichten. Im Fall der europäischen
Integration wurde die Entscheidungsstruktur friedliche Konfliktaustragung von den
Konfliktparteien gewählt, im Kosovo steht diese Übernahme noch aus. Soll ein
Pazifizierungsprozess erfolgreich verlaufen, dann führt an einer positiven Selektion durch die
Konfliktparteien kein Weg vorbei. Dritte oder Ereignisse können eine solche positive
Selektion wahrscheinlich machen, aber nicht erzwingen. Im Fall der europäischen Integration
können der Ost-West-Konflikt, die Entscheidungen der USA zur Unterstützung der
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 Als Beispiel für einen solchen Fall: Grüne, CDU, SPD und FDP akzeptieren sich gegenseitig als politische
Gegner (mit dem man, wenn es erforderlich ist, auch mal koaliert) und das Verfahren der demokratischen Wahl,
welches die Machtkonflikte temporär entscheidet.
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 Oberschall führt die ethnische Gewalt in Jugoslawien darauf zurück, dass es Nationalisten via Massenmedien
gelang das ethnic cooperation frame, durch ein crisis frame zu ersetzen und damit die Grundlage für die Gewalt
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europäischen Integration sowie der wirksame Ausschluss von alternativen zur Lösung der
deutschen Frage wie sie von Frankreich eine zeitlang verfolgt wurden, als solche
Bedingungen gelten. Im Kosovo sind es eher umgekehrte Zeichen, die eben die negative
Selektion wahrscheinlich gemacht haben. Das nur unvollständig durchgesetzte
Gewaltmonopol, die mangelnde Aufarbeitung der Vergangenheit, die Kontinuität politische
Eliten sowohl  bei Serben und Albanern, die auf ihren Standpunkten beharren.
Auch die Frage, ob Machtverhältnisse geklärt sind oder eben nicht, lässt Rückschlüsse auf die
Chancen und Risiken von Pazifizierungsprozessen zu. Während es nach dem 2. Weltkrieg
„nur“ darum ging, einen Strukturwandel hinsichtlich einer bestimmten Erwartungsstruktur
erfolgreich zu vollziehen, muss im Kosovo gleichzeitig auch ein Systemaufbau gelingen.
Wenn es stimmt, dass ein Gewaltmonopol für die Konditionierung von Konflikten eine
entscheidende Rolle spielt und in dem hier interessierenden Fall bezogen auf die friedliche
Austragung von Konflikten, dann ist es für einen Pazifizierungsprozess von erheblicher
Bedeutung, dass die Machtverhältnisse geklärt sind. Diese Konstellation traf auf die Situation
nach 1945 in Westeuropa zu. Zwar musste die Variation  Supranationalität auch erst
erfolgreich den Weg des Auswahlprozesses gehen wie das Beispiel Frankreich zeigt. Aber
kollektiv verbindliche Entscheidungen werden befolgt, wenn sie getroffen werden. Und nichts
anderes stellt ja die Wahl der friedlichen Konfliktaustragung in Form der Einführung von
Supranationalität in die außenpolitischen Beziehungen der ehemaligen Kriegsgegner dar. Im
Unterschied dazu gibt es diese eindeutige Zuordnung von politischer Kommunikation im
Kosovo nicht. Ungeklärte Machtverhältnisse verhindern nicht nur den Aufbau politischer
Systemstrukturen, sondern auch die Systembildung anhand anderer Unterscheidungen wie
Recht/Unrecht, Wahr/Unwahr. Stattdessen setzt sich die Autopoiesis eines anderen Systems
erfolgreich fort, dessen Leitunterscheidung gewaltsam/gewaltfrei ist, wobei gewaltsam
derjenigen Wert der Codierung ist, der präferiert wird. Machtverhältnisse müssen also geklärt
werden. Wird ein Machtkampf ausgefochten, ist entscheidend, um festzustellen wer Sieger
und Verlierer ist, dass sich der Verlierer auch selbst als Verlierer versteht. Nach ersten
Teilkapitulationen in Oberitalien und in Nordwestdeutschland unterzeichnete Generaloberst
Jodl als Chef des Wehrmachtführungsamtes die Urkunde, die die Gesamtkapitulaton
Deutschlands feststellte, in Reims, am 8.5.1945.162 Damit war der Machtkampf offiziell
beendet. Die Alliierten standen als Sieger fest und das Dritte Reich als Verlierer. Bei friedlich
                                                                                                                                                                                    
legten (Vgl. Anthony Oberschall (2000): “The manipulation of ethnicity: from ethnic cooperation to violation
and war in Yugoslavia”, in: Ethnic and Racial Studies, Vol. 23, (6), S. 982-1001.
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ausgetragenen Machtkämpfen, wie der Wahl in Demokratien, mag das Eingeständnis der
Niederlage durch den Verlierer als Ritual erscheinen, sie ist aber ein deutliches Zeichen, dass
politische Kommunikation in gewohnten Bahnen verläuft und vor allem auch in Zukunft
verlaufen wird. Als Gegenbeispiel kann der gegenwärtige Irakkrieg dienen. Bushs
medienwirksamer Auftritt auf dem Flugzeugträger Abraham Lincoln am 1.5.2003 behauptetet
zwar den Sieg. Dieser Behauptung wurde und wird aber tagtäglich durch die andauernde
Gewalt im Irak widersprochen. Statt eines Gegners (das Regime von Saddam Hussein) haben
es die USA und ihre Verbündeten mit einer Vielzahl von Gegnern zu tun, die nur eines
gemeinsam haben, dass sie gegen die Besatzer kämpfen, aber deswegen keine einheitliche
Front bilden. Im Kosovo wird die Entscheidungskompetenz der UNMIK weder von den
Kosovoalbanern noch von der serbischen Führung anerkannt.
6. Zusammenfassung
Konflikte sind ein alltägliches Phänomen, schon wegen der Ja/Nein Struktur der Sprache.
Sinnofferten können auch immer abgelehnt werden. Dass die Möglichkeiten, Ja oder Nein zu
sagen nicht unbedingt gleich verteilt sind, ist ein gesondertes Problem und bedarf einer
eigenen Untersuchung. An der prinzipiellen Möglichkeit eines Neins ändert dies nichts. Was
Konflikte zu einem Thema für die Soziologie macht, ist aber weniger ihre Alltäglichkeit als
ihr ambivalentes Verhältnis zur sozialen Ordnung. Der erste Teil der Arbeit rekonstruierte
ausgewählte soziologische Theorien zum Konflikt, um einerseits den Erkenntnisstand zu
diesem Thema zu eruieren und andererseits die nach wie vor vorhandenen Desiderata
aufzuzeigen. Dabei wurde deutlich, dass die Erkenntnisse zum Konflikt keineswegs
einheitlich sind und es nach wie vor an einer Theorie des Konflikts mangelt. Das
nachfolgende Kapitel hat die Ergebnisse der Rekonstruktion der soziologischen Theorien zum
Konflikt aufgegriffen und mit systemtheoretischen Mitteln eine Theorie des Konflikts
entworfen. Konflikt wird verstanden als Abfolge zweier Kommunikationen, wobei die zweite
Kommunikation eine von der ersten Kommunikation gemachte Zustimmungserwartung
ablehnt. Die Beobachtung einer Kommunikation als Konflikt ist dabei nicht zeitgleich
möglich (nur wenn es sich schon um eine fest etabliertes Konfliktsystem handelt, weil hier
schon die dem System zugrunde liegenden Erwartungen bekannt sind), sondern erst wenn an
die ablehnende Kommunikation wiederum mit einer ablehnenden Kommunikation
angeschlossen wird, indem an der in der ersten Kommunikation gemachten
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 Eine Zeremonie, die mit anderer Besetzung für die sowjetische Seite am 9.5.1945 in Berlin-Karlshorst
wiederholt wurde.
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Zustimmungserwartung festgehalten wird. Jetzt erst wird für einen Beobachter ersichtlich,
dass in der ersten Kommunikation eine Zustimmungserwartung enthalten war. Der
Beobachter hinkt somit immer einen Schritt hinterher. Die strukturbildende und die
strukturverändernde Wirkung von Konflikten wird dahingehend unterschieden, ob der
Konflikt selbst als soziales System beobachtet wird oder sein Verhältnis zu dem System, in
dem er entsteht.
Konflikte haben eine strukturbildende Wirkung, einerseits, indem sie eine soziale Beziehung
zwischen den Streitenden schaffen, andererseits, indem sie innerhalb von Konfliktparteien
eine solidarisierende Wirkung ausüben. Auch der Konflikt schafft eine soziale Beziehung.
Die Streitenden sind sich zumindest darüber einig, dass sie Streit haben. Der Konflikt bringt
entsprechende Erwartungen hervor, an der sich die Konfliktparteien orientieren. Alter
orientiert sich an einem Fremdschaden-/Eigennutzenmuster und genauso verfährt Ego.
Innerhalb der Konfliktparteien gibt es einen mehr oder minder erfolgreichen Zwang zur
Konformität. Besonders gut innerhalb von politischen Parteien zu beobachten, aber nicht nur
dort. Wer eine abweichende Meinung zur Parteilinie vertritt, muss mit Sanktionen rechnen.
Dabei wird die abweichende Meinung genau nach dem erwähnten Muster beobachtet. Nur
dass sie diesmal Alter schadet und demzufolge Ego nutzt. Auf der anderen Seite haben
Konflikte eine strukturverändernde Wirkung. Ein Konflikt widerspricht dem erwarteten so
wie immer. Ob sich daraus eine Veränderung ergibt, ist abhängig davon, ob die Abweichung
aufgegriffen, positiv selegiert und erfolgreich restabilisiert wird. Nur wenn dieser Prozess
erfolgreich verläuft, kann von sozialem Wandel gesprochen werden. Strittig geblieben ist in
der soziologischen Theorie des Konflikts, ob die strukturverändernde Wirkung von
Konflikten als funktional oder als dysfunktional zu bewerten ist. Für beides lassen sich
Beispiele finden. Die Systemtheorie bietet für dieses Problem eine Lösung an, indem sie diese
Frage immer für das ganz konkret betroffene System stellt. Es gilt also zunächst das
betroffene System in seiner Operationsweise zu untersuchen und dann lässt sich die Frage
beantworten, ob Konflikte funktional oder dysfunktional sind. Schließen die
systemkonstituierenden Erwartungen Ablehnungen aus, wie es bei Zweierbeziehungen der
Fall ist, dann können Negationen als dysfunktional betrachtet werden.
Ein zentrales Problem für alle Gesellschaftsformen ist der Umgang mit Konflikten. Dabei
unterscheiden sie sich aufgrund ihrer Struktur hinsichtlich der Lösungsmöglichkeiten dieses
Problems. Die segmentär differenzierte Gesellschaft hat wegen ihrer interaktionsbasierten
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Kommunikation den geringsten um nicht zu sagen keinen Spielraum. Sie kann Konflikt nur
mehr oder weniger erfolgreich unterdrücken, denn sie kann sich nicht über Konflikt
reproduzieren. In der stratifizierten Gesellschaft hingegen besteht konzentriert auf die
Oberschicht eine größere Konflikttoleranz, die aber nur so lange funktioniert, wie der Regeln
der Konfliktkonditionierung eingehalten werden. Die funktional differenzierte Gesellschaft
schließlich hat sich, wenn man so will den größten Spielraum geschaffen. Sie reproduziert
sich sowohl über Konsens als auch Konflikt. Einen wichtigen Beitrag leistet hierzu das
politische System, das die Anwendung von Gewalt monopolisiert und Gewalt als allgemein
verfügbares Mittel der Konfliktaustragung abschafft.
Die moderne Gesellschaft hat sich mit der funktionalen Differenzierung einerseits im
Vergleich zu vorangegangenen Gesellschaften einen Komplexitätszuwachs ermöglicht, ist
aber andererseits auch gefährdeter, wenn ein Funktionssystem ausfällt. Das politische System
hat die Funktion die Kapazität für die Annahme kollektiv verbindlicher Entscheidungen für
die Gesellschaft bereitzuhalten und delegiert diese Funktion an den Staat. Gleichzeitig
konditioniert das politische System die Konfliktaustragung und erlaubt die dauerhafte
Ausdifferenzierung anderer, nichtpolitischer systemspezifischer Logiken. Kann diese
Funktion nicht erfüllt werden, wird nicht nur das betroffene System in Mitleidenschaft
gezogen, sondern die Gesellschaft insgesamt. Können Machtkonflikte nicht entschieden
werden, scheitern nicht nur politische Systembildungsprozesse, sondern auch alle anderen.
Die zerfallenden Staaten in Afrika zeigen nicht nur fehlende Machtverhältnisse an, sondern
auch keine im funktional differenzierten Sinne wirtschaftlichen Transaktionen, keine
Erziehung, keine medizinische Versorgung usw. Politische Systembildung ist also eine
unverzichtbare Voraussetzung jeder anderen Systembildung. Politische Systembildung kann
sich dabei aber nicht in beliebiger Form vollziehen,  sondern muss politische Machtkonflikte
zulassen, d. h. sie muss sich als Demokratie ausdifferenzieren. Versucht das politische System
ohne Konflikte auszukommen, tendiert es zur Infizierung anderer Systeme. D. h., deren
systemeigene Kommunikation wird von einer politischen Vorsilbe bestimmt, sozialistische
Wirtschaft, sozialistische Wissenschaft usw. Komplexere, d.h. funktional differenzierte
Systembildung kann also nur gelingen, wenn politische Konflikte pazifiziert werden.
Tatsächlich lässt sich die von Luhmann beschriebene funktional differenzierte Gesellschaft
vor allem in den politisch pazifizierten Regionen dieser Welt auffinden. Damit wird die Frage
nach dem wie gelingender Pazifizierung zu einem zentralen Problem für die Möglichkeiten
am funktionalen Differenzierungsprinzip orientierter Systembildung.
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Ziel der vorliegenden Arbeit war es, Probleme der Pazifzierung politischer Konflikte
aufzuzeigen. Die Monopolisierung von Gewalt im politischen System führt zu einer relativen
Gewaltfreiheit in anderen sozialen Systemen, sie spart aber gleichsam das politische System
aus. Trotzdem gelingt es stellenweise, politische Konflikte dauerhaft zu pazifizieren.
Innerhalb und zwischen den Mitgliedsstaaten der Europäischen Union werden politische
Konflikte überwiegend gewaltfrei ausgetragen. Beide Phänomene beruhen aber auf
unterschiedlichen Bedingungen. Während sich die innerstaatliche Pazifizierung durch die
Institutionalisierung von Demokratie realisieren lässt, gibt es bei zwischenstaatlichen
Konflikten mehr als eine Möglichkeit der institutionellen Umsetzung friedlicher
Konfliktaustragung. Die Einrichtung von politischen Wahlen eröffnet die Möglichkeit zum
Widerspruch ohne Strukturgefährdung. Dass es zu einer dauerhaften Einrichtung von
Demokratie kommt, versteht sich keineswegs von selbst und wie die Entwicklung zu
autoritären Regimen zeigt, besteht evolutionär gesehen auch eine andere Möglichkeit mit
Konflikten, die kollektiv verbindliche Entscheidungen erzeugen, umzugehen, nämlich die
Entmutigung zum Konflikt. Die Entwicklung zum souveränen Territorialstaat mit der
Monopolisierung staatlicher Gewalt und der meist gewaltsamen Ausschaltung von
Gegenmacht, lässt Diktatur auch als die wahrscheinlichere Entwicklung erscheinen. Die
evolutionäre Unwahrscheinlichkeit von Demokratie ist das eigentlich zu erklärende
Phänomen. Wo Demokratien etabliert sind, stellt sich friedliche Konfliktaustragung als
Selbstverständlichkeit dar. Wenn aber die evolutionäre Entwicklung zur Demokratie eher
unwahrscheinlich ist, muss erklärt werden können, wie es trotzdem dazu kommen kann. Ein
solches Erklärungsmodell liefert die systemtheoretische Evolutionstheorie mit den drei
Selektionsprozessen Variation, Selektion (positiv/negativ) und Restabilisierung. Das Modell
beschreibt zum einen den Ablauf Institutionalisierung friedlicher Konfliktaustragung,
zugleich enthält es aber auch die Möglichkeit, sein Scheitern zu erfassen. Es ist kein starres
kausales Wenn-Dann-Modell, verfällt aber auch nicht in den umgekehrten Fall, völlig
beliebig zu werden. Die Selbstverständlichkeit der friedlichen Konfliktaustragung zwischen
den Staaten der Europäischen Union lässt sich mit diesem Modell als erfolgreich
abgeschlossener Prozess der Variation, Selektion und Restabilisierung friedlicher
Konfliktaustragung begreifen. Die Variation war in diesem Fall die Diskussion um eine
Friedensordnung für Europa, welche schon während des zweiten Weltkrieges einsetzte,  die
das bislang vorherrschende Kennzeichen der europäischen Geschichte: den Krieg dauerhaft
verhindern sollte. Mit der Gründung der EGKS 1951 wurde friedliche Konfliktaustragung als
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künftige Entscheidungsstruktur positiv selegiert. Und zwar in der besonderen Variante, der
Vergemeinschaftung von als kriegswichtig geltenden Industrien, d.h. der Übertragung von
Entscheidungskompetenzen an eine den Staaten übergeordnete Institution. Ihre - im
Rückblick -  erfolgreiche Restabilisierung gelang zum einen dadurch, dass die Entscheidung
zur Gründung der EGKS der Beginn für fortlaufende weitere Entscheidungen zu Fragen der
Integration war, welche zwar immer kontrovers verliefen, aber eben Integration nicht in Frage
stellten. Hier vollzieht sich die Restabilisierung in der täglichen Ausübung friedlicher
Konfliktaustragung, welche dann immer mehr zur Routine wird. Zum Anderen gelang die
Restabilisierung, da die Krise der Europäischen Union, in der zum ersten und bislang einzigen
Mal die Fortsetzung des Projektes auf dem Spiel stand, überwunden und am
Integrationsprojekt festgehalten wurde. Das Beispiel Kosovo stellt hingegen einen Fall dar, in
dem der Pazifizierungsprozess bislang gescheitert ist. Gerade die andauernden
Schwierigkeiten, demokratische Strukturen aufzubauen und friedliche Konfliktaustragung als
Verhaltensmuster bei den Konfliktparteien zu etablieren, machen die Kontingenz solcher
Prozesse deutlich.
Trotz einiger Unterschiede hinsichtlich der Rahmenbedingungen beider Fälle, lassen sich
auch Rückschlüsse auf Bedingungen für erfolgreiche Pazifizierungsprozesse ziehen. Der
Zugriff auf physische Gewaltmittel muss konditioniert werden. In welcher Form dies
geschieht durch Demobilisierung, ein Gewaltmonopol oder durch Vergemeinschaftung ist
damit noch nicht festgelegt. Solange aber für Konfliktparteien die Möglichkeit der Verfügung
über Gewaltmittel besteht, sind Friedensprozesse gefährdet, was sich aktuell in Afghanistan
und im Nahostkonflikt zeigt. Zeit scheint auch eine bedeutende Rolle zu spielen. Gerade
wenn man Veränderungen von Deutungsmustern erreichen will, also beispielsweise
nationalistische durch multiethnische ersetzen will, muss man eine langfristige Perspektive
aufbringen. Kontexte können sich ändern. Vertreter anderer politischer Programme an die
Macht kommen. Der Wohlstand innerhalb der Europäischen Union, ein Resultat, das sich
entwickeln konnte, weil zwischen den Mitgliedsländern keine gewaltsamen Konflikte mehr
ausgetragen wurden, kann als ein solcher veränderter Kontext begriffen werden, der eine
Rückkehr zur gewaltsamen Konfliktaustragung wie sie die Beziehungen der Mitgliedsländer
vor 1945 prägte unwahrscheinlich macht. Die Streitenden müssen sich als Konfliktgegner
anerkennen, d.h. dass Recht zum Streit muss wechselseitig zugestanden werden. Solange
diese Bedingung nicht erfüllt ist, kommt es zu dem Phänomen der unversöhnlichen Position,
die einen Konflikt zu einem endlos andauernden Ereignis werden lässt, der keinerlei
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evolutionäre Entwicklung, wie sie die Veränderung der Austragungsform darstellt, zulässt.
Und schließlich müssen die Konfliktparteien die Sinnofferte friedliche Konfliktaustragung
positiv selegieren. Der Einfluss Dritter auf einen Konflikt beschränkt sich darauf, die
Wahrscheinlichkeit für eine positive Selektion zu vergrößern, sie kann sie aber nicht
herbeiführen. So gesehen sind so genannte humanitäre Interventionen ein riskantes
Unternehmen, die keinen Erfolg garantieren können, wie die UNMIK-Mission im Kosovo
gezeigt hat. Die Kontingenz aller Ereignisse sollte Staaten nicht davon abhalten  zu  handeln,
wobei diese Kontingenz wiederum konditioniert werden kann. Pazifizierung kann scheitern,
aber ihr Scheitern kann unwahrscheinlicher gemacht werden.
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7. Abkürzungen
AAK Aleanca për Ardhmërinë e Kosovës
Benelux Wirtschaftsunion von Belgien, Niederlande, Luxemburg
BRD Bundesrepublik Deutschland
CDU Christlich Demokratische Union Deutschlands
CSSR Tschechoslowakische Sozialistische Republik
DDP Deutsche Demokratische Partei
DDR Deutsche Demokratische Republik
DVP Deutsche Volkspartei
EFTA European  Free Trade Association
EG Europäische Gemeinschaft
EGKS Europäische Gemeinschaft für Kohle und StahlS
ELN Ejercito de Liberación Nacional
ETA Euzkadi Ta Azkatasuna
EU Europäische Union
EWG Europäische Wirtschaftsgemeinschaft
FARC Fuerzas Armadas Revolucionarias de Colombia
FDP Freie Demokratische Partei
IRA Irische Republikanische Armee
KFOR Kosovo Force
KLA Kosovo Liberation Army
KPD Kommunistische Partei Deutschlands
KPF Kosovo Protection Force
LDK Lidhja Demokratike e Kosovës
MRP Movement Républicain Populaire
NATO North Atlantic Treaty Organization
NS Nationalsozialismus
NSBO Nationalsozialistische Betriebszellenorganisation
NSDAP Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei
OCM L’Organisation civile et militaire
OEEC Organization for European Economic Co-operation
OSZE Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
PDK Partia Demokratike e Kosovës
PPK Parliamentary Party of Kosovo
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PSB Parti Socialiste Belge
SED Sozialistische Einheitspartei Deutschlands
SFIO Section Française de l’internationale Ouvrière
SPD Sozialdemokratische Partei Deutschlands
THW Technisches Hilfswerk
UCK Ushtria Clirimtare e Kosoves
UDSR Union Démocratique er Socialiste de la Réstistance
UN United Nations
UNO United Nations Organization
UNMIK United Nations Interim Administration Mission in Kosovo
US United States
USA United States of America
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